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beiden Online-Befragungen und der beiden Workshops im Rahmen der Programm- und Pro-
jektevaluation die Zeit genommen haben, um ihre Auffassungen, Bewertungen und Ideen in 
den Prozess einzubringen. Die Diskussionen haben wir ausnahmslos als sehr konstruktiv emp-
funden. Auf den Workshops haben alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer dazu beigetragen, 
eine gute und freundliche Atmosphäre zu schaffen. Herzlichen Dank dafür! 

Zuletzt sei auch denjenigen Personen gedankt, die als Experten außerhalb Hamburgs für Inter-
views zur Verfügung standen. Dies waren Herr Joachim Lorenz vom Referat für Gesundheit 
und Umwelt Referatsleitung (RGU-RL) / München, Herr Dr. Werner Neumann vom Energierefe-
rat der Stadt Frankfurt am Main und Frau DDr. Christine Fohler-Norek, Leiterin der Stabsstelle 
„Magistratsdirektion Klimaschutzkoordination“ der Stadt Wien.  

 

Anmerkung 

Die Vorgehensweise, in diesem Evaluationsbericht bei Formulierungen allein mit der männli-
chen Variante zu arbeiten, soll die Lesbarkeit des Berichts erleichtern. Selbstverständlich be-
zieht sich jede Nennung auch auf das weibliche Geschlecht. 
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0 Zusammenfassung 

0.1 Ausgangspunkte, Gegenstand und Ziele der Evaluation 

Unter dem Motto „Klimaentwicklung verstehen - Klimawandel mindern - Klimafolgen bewälti-
gen“ hat sich Hamburg im August 2007 ein umfangreiches Klimaschutzkonzept (im Folgenden 
KSK) gegeben. Als zentrales Ziel des KSK formulierte der damalige CDU-geführte Senat, „die 
CO2-Emissionen in Hamburg spürbar zu mindern und den Klimaschutz zugleich zu einem in-
tegralen Bestandteil der Zukunfts-, Wachstums- und Wertschöpfungsprozesse am Standort 
Hamburg zu machen.“ Die Senatspolitik strebte damit an, „an vorderster Stelle bei der Verwirk-
lichung ambitionierter Klimaschutzziele mitzuwirken, ohne Hamburgs dynamische wirtschaftli-
che Entwicklung zu beeinträchtigen“ (Drucksache (Drs.) 18/6803, Abschnitt IV). Das KSK fasst 
ein breites Spektrum von Projekten in allen für den Klimaschutz relevanten Bereichen zusam-
men und ist derzeit in folgende Sektoren gegliedert: Energie, Gebäude, Mobilität, Wirtschaft- 
und Anlagentechnik, Klimafolgenmanagement, Bewusstseinsbildung, Forschung, Nationale 
und internationale Kooperationen sowie Evaluierung und Monitoring. Das KSK wurde auf einen 
zeitlichen Rahmen von 2007-2012 angesetzt; bis heute sind in das Programm knapp 120 Mio. 
Euro geflossen.  

Als Grundlage für Entscheidungen zur Zukunft des KSK und mit Blick auf die regierungspro-
grammatischen und haushaltspolitischen Vorgaben des Senats nach dem Regierungswechsel 
in Hamburg wurde im Juni 2011 eine umfassende Evaluation des Hamburger Klimaschutzkon-
zepts in Auftrag gegeben, zu der nun Bericht erstattet wird. Im Rahmen der Evaluation waren 
die Relevanz, Effizienz, Effektivität, Wirkung und Nachhaltigkeit der in das KSK aufgenomme-
nen Maßnahmen zu bewerten und die im Zusammenhang mit dem KSK aufgebauten Struktu-
ren, Prozesse und Instrumente kritisch in den Blick zu nehmen. Damit sollte die Grundlage für 
eine Nachsteuerung und weitere Fortschreibung des KSK geschaffen werden.  

Die Evaluation wurde im Zeitraum zwischen Juli 2011 und März 2012 von einem Team von drei 
Evaluatoren, der Bosch & Partner GmbH sowie EOP in München und KommEnt in Salzburg, 
durchgeführt.  

0.2 Grundlegende Vorbemerkungen 

Der Auftrag an das Evaluationsteam bezog sich ausschließlich auf die Evaluation des Hambur-
ger Klimaschutzkonzepts. Untersuchungen und Empfehlungen zu den Wechselbeziehungen 
zum derzeit in Erstellung befindlichen Masterplan Klimaschutz wurden bewusst aus dem Eva-
luationsauftrag ausgeklammert. Alle Analysen und Bewertungen beziehen sich daher auf das 
KSK, und die Schlussfolgerungen und Empfehlungen der Evaluatoren setzen die Fortsetzung 
des KSK voraus. Aufgabe der Evaluation war es, die kritischen Punkte im KSK und seiner Um-
setzung zu identifizieren, Verbesserungsbedarf aufzuzeigen und unausgeschöpfte Potenziale 
zu benennen. 

Die Evaluation ging ferner davon aus, dass im Falle einer Weiterführung des KSK die Bereit-
schaft besteht, das KSK konsequent so zu konzipieren und auszustatten, dass es funktionsfä-
higer wird. Dies betrifft insbesondere die personelle Ausstattung des Programms sowohl auf 
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Seiten der Programmkoordinierung und des Controllings als auch der praktischen Programm- 
bzw. Projektumsetzung. 

Das Evaluationsteam bemühte sich um eine weitestgehend mögliche Objektivierung der Be-
trachtungen und Bewertungen und nahm im Gesamtprozess eine unparteiische Position ein. 
Dennoch kann es auch in einem Evaluationsprozess – wie er auch immer gestaltet sein mag – 
keine absolute Objektivität geben. Seitens der Evaluatoren gibt es Grundüberzeugungen, die 
sich aus deren fachlichen Erfahrungen ergeben und bei der Einordnung von Analyseergebnis-
sen eine Rolle spielen können. So ist das Evaluationsteam davon überzeugt, dass erfolgreicher 
Klimaschutz auf eine breite gesellschaftliche Teilhabe angewiesen ist. Technische und organi-
satorische Lösungen können gesellschaftliche Prozesse hin zu mehr Klimaschutz flankieren, 
diese aber nicht substituieren. Klimaschutz lässt sich in diesem Sinne nicht auf ökonomisch 
rationelle Entscheidungen von Bürgern und Unternehmen reduzieren. Die Bürger in ihren un-
terschiedlichen Funktionen und Rollen müssen als mitdenkende und mitgestaltende Teilhaber 
des KSK ernst genommen werden. 

Ausgehend von diesen Leitgedanken lässt sich schlussfolgern, dass die Sektoren- und Maß-
nahmenvielfalt innerhalb des KSK grundsätzlich beizubehalten ist. Dem wird auch mit den der-
zeit vorliegenden Konzepten und Vorarbeiten zum Masterplan keine prinzipielle Absage erteilt. 
Klimaschutz lässt sich nicht auf eine möglichst schnelle und effiziente CO2-Reduktion ein-
schränken, sondern kann nachhaltig nur über Maßnahmen- und Akteursvielfalt erreicht werden. 
Vor diesem Hintergrund würdigt das Evaluationsteam auch ausdrücklich den bisherigen Ansatz 
des KSK. 

Mit Blick auf die haushalterische Situation Hamburgs zeichnet sich bereits heute ab, dass es 
weitere finanzielle Einschnitte in das KSK gegeben wird. Auf diese müssen perspektivische 
Überlegungen Bezug nehmen. Guter Klimaschutz ist aber nicht allein eine Funktion von hohen 
Budgets. Neben finanzieller Förderung kann eine Stadt auch zahlreiche nicht-monetäre Leis-
tungen erbringen (wie Vernetzung, good practice-Vermittlung und Synthese von Ideen), mit 
denen der Klimaschutz vorangebracht werden kann. In diesem Zusammenhang ist auch her-
vorzuheben, dass Hamburg als ein Bundesland mit eigener Legislative und den damit verbun-
denen Möglichkeiten zur eigenständigen Gesetzgebung umfangreichere Ansatzpunkte für kli-
maschutzbezogene Aktivitäten hat als andere Großstädte, die sich für kommunalen Klima-
schutz einsetzen, 

0.3 Thematische Schwerpunkte der Evaluation 

Die Evaluation nimmt zu den folgenden Punkten Stellung: 

 Ziele des KSK: Zielebenen des KSK, Schwerpunktsetzungen des Programms, die sich 
aus den Zielen ergeben, Steuerungseffekte der Ziele für die Programmgestaltung, Ziel-
bezüge, die von den Projektdurchführenden zum Programm hergestellt werden; 

 Projektportfolio: Zusammensetzung des Portfolios aus Projekten unterschiedlicher Sek-
toren, aus KSK-finanzierten und nicht-KSK-finanzierten Projekten, Umfang des Portfo-
lios und Auswirkungen auf das Management, Wahrnehmung der Projekte als Teile des 
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KSK, Identifikation der Projekte mit den Zielen und Strategien des KSK, Kommunikation 
des KSK über die Projekte; 

 administrative Abwicklung des Programms, Gremien und personelle Ausstattung: Zu-
sammenspiel von Leitstelle Klimaschutz (LSK) und Fachbehörden / Bezirksämtern, 
Kommunikationswege, Konsequenzen der administrativen Strukturierung des Pro-
gramms, historische und aktuelle Aufgaben und Bedeutung der Gremien (Lenkungs-
gruppe der Staatsräte, AG Klimaschutz, Beirat für Klimaschutzfragen, Unterarbeits-
gruppen, Bewilligungskonferenz), Steuerungsmöglichkeiten der Gremien, personelle 
Ausstattung der LSK sowie der Fachbehörden und Bezirksämter, personelle Kapazitä-
ten zur konkreten Projektumsetzung; 

 Vernetzungen und Netzwerke: Beteiligung an Netzwerken, Impulse des Programms für 
Vernetzungen, Kommunikation zwischen den Projekten, nicht ausgeschöpfte Potenziale 
für Vernetzungen und die Nutzung von Synergieeffekten; 

 Einbindung von Stakeholdern in das Programm: Rolle und Einbindung behördlicher und 
nicht-behördlicher Stakeholder in konkrete Projekte und in die Weiterentwicklung und 
Ausgestaltung des Programms selbst; 

 Antrags- und Bewilligungsverfahren: ehemalige und aktuelle Ausgestaltung der Verfah-
ren, Effizienz und Transparenz des Verfahrens; 

 Berichterstattung und Controlling: Ablauf des Controlling und Arbeitsteilung zwischen 
der LSK und den Fachbehörden bzw. Bezirksämtern, Instrumente, die das Controlling 
unterstützen, Verfahren beim CO2-Monitoring; 

 öffentliche Wahrnehmung des KSK: Kommunikation des KSK nach innen und außen, 
Kommunikationsinstrumente und -aktivitäten, Wahrnehmung des KSK durch unter-
schiedliche Stakeholdergruppen; 

 Projekte des KSK: Leistungen der Projekte für das KSK, Relevanz, Effizienz, Effektivi-
tät, Wirkungen und Nachhaltigkeit von KSK-Projekten, Entwicklung von good practice-
Projekten, sinnvolle Schwerpunktsetzungen für die Zukunft. 

0.4 Methodischer Ansatz der Evaluation 

Grundlagen: Die Evaluation folgte einem partizipativen Ansatz. Zum Start des Evaluationspro-
zesses wurde eine Steuerungsgruppe eingerichtet, die aus acht Vertretern der in das KSK in-
volvierten Behörden und der LSK bestand und im Projektverlauf fünf Mal tagte. Mit ihr fanden in 
den entscheidenden Phasen der Evaluation Steuerungsgespräche statt. Ferner gab es Feed-
backgespräche mit der LSK als Auftraggeber. Die Datenerhebung war so angelegt, dass über 
Interviews und Workshops neben der LSK und der Steuerungsgruppe auch Programm- und Pro-
jektverantwortliche am Evaluationsprozess beteiligt wurden. Die Evaluation wurde so auch als 
Prozess gemeinsamen Lernens verstanden. Sie ist den Standards der Gesellschaft für Evalua-
tion e.V. (DeGEval) verpflichtet.  

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass bei der Erhebung von qualitativen Daten und deren Inter-
pretation Subjektivität nicht vollständig ausgeblendet werden kann. Durch die beiden Verfahren 
„Triangulation“ und „systematische Feedbackschleifen“ können subjektive Daten und Interpre-
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tationen jedoch bis zu einem gewissen Maß objektiviert werden, sodass die Ergebnisse sowie 
die daraus gezogenen Schlussfolgerungen plausibel sind. Triangulation ist ein aus der Sozial-
forschung bekanntes Prinzip, das „die Einnahme unterschiedlicher Perspektiven auf einen un-
tersuchten Gegenstand“ beinhaltet (Flick 2008: 12). Dieses Prinzip wurde in der Evaluation des 
KSK vor allem mittels Methodentriangulation (Nutzung und Gegenüberstellung von Daten un-
terschiedlicher Datenquellen zur Beantwortung der Evaluationsfragestellungen) und Gutachter-
Triangulation (Bearbeitung in einem Team von drei Personen mit unterschiedlichem Fach- und 
Erfahrungshintergrund) realisiert. Feedbackschleifen mit der LSK und der Steuerungsgruppe zu 
regelmäßigen Zeitpunkten ermöglichten zudem über den gesamten Evaluationsprozess hinweg 
systematische Rückmeldungen zu durchgeführten Arbeiten und Zwischenergebnissen sowie zu 
den nächsten geplanten Schritten. Damit konnten mögliche Missverständnisse und Fehlinterpre-
tationen im Vorfeld vermieden werden; zusätzlich floss das Erfahrungswissen der LSK-
Mitarbeiter und Steuerungsgruppenmitglieder in den Evaluationsprozess mit ein. 

Für die Datenerhebung wurden folgende Instrumente eingesetzt: 

 Dokumentenanalyse (vor allem die Klimaschutzdrucksachen mit Petita, Dokumente ex-
terner Gutachter zum CO2-Monitoring und das Basisgutachten zum Masterplan Klima-
schutz, Daten aus den in eBIS-Klima verfügbaren Informationen zu einzelnen Projekten, 
interne Prüfmitteilungen des Rechnungshofs, Arbeitsprogramm des Senats vom Mai 
2011), 

 Interviews (mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe und drei externen Experten), 
 Online-Umfragen zum Programm (mit 59 Teilnehmern) und zu den Projekten (mit 57 

Teilnehmern), 
 drei Workshops (mit der LSK mit sieben Teilnehmern sowie zum Programm mit 25 und 

zu Projekten mit 22 Teilnehmern), 
 teilnehmende Beobachtung einer Gremiensitzung. 

Alle Daten, die im Rahmen der Evaluation erhoben wurden, wurden gleichwertig behandelt, 
ohne Rücksicht auf die Methode der Datenerhebung oder der betreffenden Auskunftsquelle. 
Damit stehen z. B. Daten aus der „Online-Umfrage Programm“ gleichwertig neben Daten, die 
aus Interviews oder Dokumentenanalysen gewonnen wurden. 

Die folgenden beiden Abschnitte und zugehörigen Abbildungen illustrieren die Schritte des me-
thodischen Vorgehens sowohl der Programm- als auch der Projektevaluation, um nachvollzie-
hen zu können, wie das Evaluationsteam von den Evaluationsfragen über die erhobenen Daten 
und deren Interpretation zu Ergebnissen, Schlussfolgerungen und Empfehlungen kam. 

Programmevaluation: Die Programmevaluation ist im Wesentlichen durch die Schritte Daten-
erhebung, Datenzusammenfassung, Verdichtung erhobener quantitativer und qualitativer Da-
ten durch anerkannte Verfahren (Häufigkeitsverteilung, Mittelwertermittlung, Datenkonzentrati-
on durch deduktive und induktive Kategorisierung) sowie die auf Methoden- und Gutachtertri-
angulation aufbauende Interpretation dieser Daten charakterisiert. Diese Schritte spiegeln sich 
auch in der Gliederung des Berichts wider, der ausgehend von einer neutralen Beschreibung 
des in der jeweiligen Evaluationsfrage angesprochenen Gegenstands über die kritischen 
Rückmeldungen zu diesem Gegenstand zu bewertenden Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen kommt. 
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Projektevaluation: Aus den zu Beginn der Evaluation insgesamt noch 471 im KSK geführten 
Projekten wurden auf der Grundlage repräsentativer Kriterien (Abbildung aller Sektoren, Fi-
nanzvolumen und Umfang der CO2-Einsparung, Grad der Evaluierbarkeit gemäß Studie des 
Wuppertal Instituts zum CO2-Monitoring, schwieriger oder sehr positiver Projektverlauf) 71 Pro-
jekte im Rahmen einer Desk Study analysiert. Diese basierte auf schriftlichen Projektdokumen-
tationen vor allem aus eBIS-Klima sowie Ergebnissen der Online-Umfrage Projekte, in der u.a. 
die Einschätzung der Befragten zu Relevanz, Effizienz, Effektivität, Wirkung und Nachhaltigkeit 
der betreffenden Projekte abgefragt wurde. Die Informationen, die sich aus den Projektdoku-
mentationen entnehmen ließen, waren in vielen Fällen unvollständig. In Rücksprache mit der 
LSK wurde ein Analyseraster für die Projekte erstellt, mit Hilfe dessen für jedes Projekt alle aus 
den o.g. Quellen gewonnenen Informationen, in einer vergleichbaren Form zusammengestellt 
wurden. Auf Grundlage der im Raster erfassten Informationen wurden pro Projekt Bewertungen 
(auf der Skala „0“, „+“, „++“ und „+++“) vorgenommen und in einem weiteren Schritt mit den 
sektorenverantwortlichen Betreuerinnen und Betreuern in der LSK rückbesprochen, wobei die 
Bewertungen des Evaluationsteams nicht in allen Fällen die Meinungen und Einschätzungen 
der LSK widerspiegeln. In einem abschließenden Schritt wurden unter Berücksichtigung der 
Sektorziele Schlussfolgerungen gezogen und dabei auch mögliche zukünftige Schwerpunktset-
zungen für den jeweiligen Sektor entworfen. 
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Das KSK läuft in seiner derzeitigen Form Ende 2012 aus. Die Evaluation ist daher als Zwi-
schenevaluation im „fortgeschrittenen Stadium“ zu interpretieren. Die Tatsache, dass das KSK 
aber über den Zeitpunkt des Abschlusses der Programmevaluation hinausreicht, führte dazu, 
dass laufende Prozesse betrachtet und bewertet wurden und Zwischenstände in den Blick ge-
nommen wurden. Das Evaluationsteam ist im Zuge des Evaluationsprozesses immer wieder 
mit fortgeschriebenen Zwischenständen von z. B. Projektlisten, Finanzierungsständen, Teil-
nehmerlisten von Gremien konfrontiert worden. Es wurde daher zum Ende des Prozesses ein 
„Schnitt“ gemacht, nach dem keine weiteren Aktualisierungen in die Evaluation einfließen konn-
ten, um den Prozess zielgerichtet und dem Zeitplan entsprechend abschließen zu können.  

0.5 Wichtige Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Aus der Zusammenschau der Ergebnisse eigener Analysen und der kritischen Rückmeldungen 
der zahlreichen am Evaluationsprozess beteiligten Personen wurden im Evaluationsprozess 
Schlussfolgerungen gezogen, aus denen dann die Empfehlungen zur Weiterentwicklung des 
KSK abgeleitet wurden. Die wichtigsten Schlussfolgerungen und Empfehlungen werden im 
Folgenden zusammenfassend dargestellt.  

0.5.1 Ziele des Klimaschutzkonzepts 

Schlussfolgerungen: Im Zielsystem des KSK spiegelt sich der „bottom up-Ansatz“, mit dem 
sich das KSK über die bisherigen Jahre seines Bestehens entwickelt hat. Die große Vielfalt der 
qualitativen Ziele und Schwerpunkte lässt sich nur schwer durchdringen, eine klare Hierarchi-
sierung und Priorisierung der Ziele fehlt. Allein das CO2-Reduktionsziel ist als übergeordnetes 
Ziel klar hervorgehoben. Auf der Stufe der einzelnen Sektoren fehlt es an konkreten und über-
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prüfbaren qualitativen und quantitativen Zielen, was Auswirkungen sowohl auf die Auswahl der 
Projekte als auch auf deren Controlling hat. Das aktuelle Zielsystem des KSK ist damit nicht 
geeignet, der Hamburger Klimapolitik und den an einer Förderung aus dem KSK interessierten 
behördlichen und nicht-behördlichen Vertretern klare Leitlinien und Schwerpunktsetzungen für 
die Projektierung und Umsetzung von Projekten an die Hand zu geben. Das wenig klar struktu-
rierte und priorisierte Zielsystem des KSK schränkt zudem die Verlässlichkeit des Programms 
ein. Es ist nicht klar, was bevorzugt und wie lange finanziell und strukturell durch das KSK un-
terstützt werden soll.  

Empfehlungen: Zur nachvollziehbaren Schwerpunktsetzung von Maßnahmen, zur Verbesse-
rung der Kommunikation des Programms und als Bezugspunkt des Controllings sollte das Ziel-
system des KSK dergestalt überarbeitet werden, dass sich daraus klare strategische Linien 
erkennen lassen. Der „Multi-Maßnahmen-Ansatz“ des KSK sollte sich dabei adäquat im Ziel-
system niederschlagen, was bedeutet, dass sich dieses nicht allein auf quantifizierbare CO2-
Minderungsziele beschränken kann. Neben klar formulierten und langfristig angelegten, quanti-
tativen Minderungszielen und qualitativen Zielen auf der obersten Ebene sind insbesondere auf 
der Ebene der Sektoren operable und überprüfbare Ziele erforderlich. Sie sollten in ihrer For-
mulierung den sogenannten „smart“-Prinzipien entsprechen (s = spezifisch im Sinne eines kon-
kreten Teilziels, m = messbar, a = akzeptabel im Sinne eines Minimalkonsens darüber, dass 
das Ziel verfolgt werden soll, r = realistisch im Sinne der Erreichbarkeit unter den gegebenen 
Rahmenbedingungen, t = terminiert im Sinne eines fixierten Zeitpunkts für die voraussichtliche 
Zielerreichung). Zur künftig besseren Orientierung von potenziellen Antragstellern wird empfoh-
len, das Zielsystem aktiv (insbesondere über das Internet) nach außen zu kommunizieren. 

0.5.2 Projektportfolio 

Schlussfolgerungen: Das Projektportfolio des KSK ist sehr heterogen und beinhaltet in vieler-
lei Hinsicht (Größe, inhaltlicher Fokus, Beteiligungen etc.) sehr unterschiedliche Projekte. Das 
Portfolio schränkt – insbesondere aufgrund seines derzeitigen Umfangs – die LSK bei einer 
effektiven und effizienten Verwaltung sowohl der geförderten als auch der nicht geförderten 
Projekte ein. Auch wenn die Mitführung nicht KSK-finanzierter Projekte im Projektportfolio 
überwiegend positiv bewertet wurde, besteht weitgehend Einigkeit, dass die sich daraus erge-
benden Potenziale für Vernetzung, Nutzung von Synergieeffekten und gezielte Lückenanalyse 
(noch) nicht ausgeschöpft werden. Die über die Jahre zunehmende Konturlosigkeit des Pro-
gramms ist Ergebnis unklarer und wenig operabler Zielvorgaben und eines insbesondere bis 
2010 nur wenig selektiven Verfahrens zur Auswahl und Aufnahme sowohl der finanzierten als 
auch der nicht KSK-finanzierten Projekte in das KSK. Nach nun mehr als vier Jahren Pro-
grammlaufzeit scheint der Zeitpunkt gekommen, eine grundlegende Überarbeitung, Bereini-
gung und Neuordnung des Projektportfolios vorzunehmen.  
Die Analyse ergab zudem, dass es zahlreiche Projekte gibt, die sich mit dem KSK nur wenig 
verbunden fühlen. Dies betrifft erwartungsgemäß, wenn auch nicht ausschließlich, die nicht 
KSK-finanzierten Projekte. Dies liegt u.a. daran, dass die fachbehördliche Begleitung der Pro-
jekte die Einbindung in das KSK nicht immer verbindlich und ausreichend kommuniziert. Hinzu 
kommt, dass sich insbesondere für die nicht KSK-finanzierten Projekte die Vorteile einer Ein-
bindung in das KSK nur teilweise erschließen.  
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Eine Sonderrolle innerhalb des Projektportfolios stellen die Förderprogramme dar, die im Jahr 
2011 mehr als ein Drittel aller KSK-Mittel gebunden haben. Insbesondere in den KSK-Sektoren 
„Wirtschaft und Anlagentechnik“, „Gebäude“ und „Energie“ fließt ein erheblicher Teil der Mittel 
in Förderprogramme. Insbesondere für die bereits langjährig laufenden, etablierten Programme 
ist der Mehrwert durch die übergeordnete Struktur des KSK offensichtlich nicht spontan ersicht-
lich. Dies führt zur kontroversen Diskussion, ob die Förderprogramme auch in Zukunft unter 
dem Dach des KSK geführt werden sollen. 

Empfehlungen: Durch Qualifizierung und stringenten Zielbezug sollte auch mit Blick auf ein 
effektives Management eine deutliche Verkleinerung des Projektportfolios – allerdings unter 
Beibehaltung aller bisher im Projektportfolio enthaltenen Sektoren – vorgenommen werden. 
Eine strengere und zielgerichtete Auswahl von Projekten könnte am ehesten über eine konse-
quente „best in sector“-Bewertung erfolgen, die dann sinnvoll durchführbar ist, wenn den ein-
zelnen Sektoren definierte Budgets zugeordnet werden. Diese sind politisch auszuhandeln.  
Das Grundprinzip, auch nicht finanziell unterstützte Projekte unter dem Dach des KSK zu füh-
ren, sollte aufrechterhalten werden. Allerdings wird empfohlen, ein in Abhängigkeit von der Fi-
nanzierung abgestuftes System der Dokumentation und des Controllings der Projekte einzufüh-
ren. Ferner sollte die Aufnahme der nicht KSK-finanzierten Projekte in das KSK kriteriengeleitet 
erfolgen, und es sollte über die Schaffung eines Anreizsystems nachgedacht werden, das zum 
einen sicherstellt, dass die Entscheidung der Projektdurchführenden zur Eingliederung in das 
KSK sehr aktiv und bewusst getroffen wird, und das zum anderen die Vorteile einer solchen 
Eingliederung über konkrete Dienstleistungen fassbar macht. Um die Potenziale, die durch die 
Mitführung nicht finanzierter Projekte im KSK entstehen, tatsächlich ausschöpfen zu können, 
sind künftig regelmäßig strukturierte Lückenanalysen zu den bisher durch das KSK noch nicht 
oder wenig erschlossenen Themenfeldern durchzuführen, um die in Zukunft voraussichtlich 
begrenzten Fördermittel gezielter lenken zu können.  
Der Ansatz, über den strukturierten Rahmen von Förderprogrammen die bewährte Praxis in 
vielen Einzelprojekten zu multiplizieren, wird grundsätzlich für zielführend erachtet. Er sollte 
aber nicht allein den bisher stark mit Förderprogrammen ausgestatteten Sektoren „Wirtschaft 
und Anlagentechnik“, „Gebäude“ und „Energie“ vorbehalten sein, die bereits zu Beginn des 
KSK aufgrund des fortgeschrittenen Kenntnisstands über gute Praxis gute Voraussetzungen für 
das Betreiben von Förderprogrammen besaßen. Vielmehr lassen sich auf der Grundlage der 
umfangreichen Projekterfahrungen in den anderen Sektoren inzwischen auch multiplizierbare 
Projektideen beschreiben, aus denen sich im engeren oder weiteren Sinne Förderprogramme 
entwickeln lassen. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass zusätzlich zu diesen Förderpro-
grammen im engeren oder weiteren Sinne innerhalb der einzelnen Sektoren freie „Explorati-
onsbudgets“ für die Entwicklung und Erprobung neuer Ideen und Ansätze in einem Umfang von 
ca. 10 bis 15% der verfügbaren Mittel vorgehalten werden sollten.  

0.5.3 Administrative Abwicklung des Programms, Gremien und personelle Aus-
stattung 

Schlussfolgerungen: Die zur Weiterentwicklung und Umsetzung des KSK vorgesehene Ar-
beitsteilung zwischen der LSK und den Fachbehörden bzw. Bezirksämtern, die auf einer „Me-
taebene“ Mittel für die Durchführung eigener behördlicher Projekte oder die Vergabe an Dritte 
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aus dem KSK beantragen, funktioniert derzeit nicht reibungslos. Die LSK ist aufgrund dieser 
Metaebene vom Einblick in die operative Ebene der einzelnen Projekte weitgehend „abge-
schnitten“ und auf die Zulieferungen der Fachbehörden und Bezirksämter angewiesen, die dies 
aber nicht immer in der gebotenen Zuverlässigkeit leisten. Unter anderem aus diesem Grund 
kann die LSK viele der ihr übertragenen Aufgaben, insbesondere die Koordination, Vernetzung 
und Kommunikation des Programms nach außen, nur eingeschränkt wahrnehmen. Aufgrund 
des großen Umfangs administrativer und organisatorischer Tätigkeiten, die mit der stetigen 
Überprüfung der aktuellen Datenlage zu den mehr als 480 KSK-Projekten verbunden sind, sind 
die Möglichkeiten der LSK, stärker proaktiv das Projektportfolio zu entwickeln, beschränkt.  
Die Teambildung in der LSK war durch zahlreiche personelle Wechsel in den vergangenen 
Jahren erschwert. Erst ab 2010 konnte sich ein gut funktionierendes Team herausbilden, das 
derzeit sehr konstruktiv und zielführend zusammenarbeitet. Für die „nicht produktive“ Bindung 
von Arbeitskapazitäten innerhalb der LSK waren bisher im Wesentlichen schwierige Rahmen-
bedingungen verantwortlich. Hierzu gehörten der zweimalige Regierungswechsel und die damit 
verbundenen Veränderungen in den Vorgaben zum Programmmanagement und das mangeln-
de Instrumentarium für die Umsetzung von Aufgaben der Antragsprüfung, der Projektdokumen-
tation und des Controllings. Immer wieder mussten auch in einer späten Programmphase um-
fangreiche Kapazitäten in die weitere instrumentelle Ausgestaltung des Programms (z. B. An-
tragstellungs- und -bewertungsverfahren) investiert werden.  
Auf fachbehördlicher Seite gibt es Hinweise auf Personalengpässe bei der Umsetzung des 
Programms. Dies ist auch für die Arbeit der LSK insofern von Relevanz, als sie keine unabhän-
gig arbeitende „Insel-Einheit“, sondern in ihren Arbeitserfolgen davon abhängig ist, dass Institu-
tionen und Gremien um sie herum kooperieren, Zuarbeiten leisten und ansprechbar sind.  
Die zentrale Rolle der Fachbehörden und Bezirksämter bei der Begleitung, Betreuung und 
Durchführung der Projekte betont eine fachsektorale Herangehensweise und ist für die Herstel-
lung von Verbindungen zwischen den Projekten unterschiedlicher behördlicher Zuständigkeit 
nicht immer förderlich. Die Plattform der AG Klimaschutz ist für den zwischenbehördlichen Aus-
tausch nicht ausreichend.   
Die Gremienarbeit um das KSK unterlag bisher starken Wandlungen, so dass sich eine konti-
nuierliche Gremienarbeit mit klar definierten Aufgaben noch nicht herausbilden konnte. Einzig 
die AG Klimaschutz tagte regelmäßig und mit einem annähernd stabilen Mandat. Die Gremien-
arbeit des KSK war zudem von Beginn an stark auf die behördlichen Partner im Programm 
fokussiert. Derzeit fehlt es an Plattformen zum fachlichen Austausch über die Programment-
wicklung sowie von Projekterfahrungen (über Behördengrenzen und unter Einbeziehung nicht-
behördlicher Stakeholder hinweg) und zur systematischen Projektentwicklung. 

Empfehlungen: Ausgehend von dem Leitgedanken, dass das KSK wie bisher themen- und 
ressortübergreifend angelegt sein soll, bedarf es zwingend auch weiterhin einer zentralen ko-
ordinierenden und überwachenden Einheit, deren Aufgaben über entsprechende Regelungen 
(u.a. Einsetzungsverfügungen, Kompetenzzuordnungen) klar strukturell verankert sind. Ob die-
se Einheit im Sinne einer „Servicestelle Klimaschutz“ primär reaktiv arbeitet, d.h. Ideen zur 
Programmgestaltung und -umsetzung von den Fachbehörden und Bezirksämtern aufnimmt und 
Controlling- und Service-Funktionen wahrnimmt, oder als „Leitstelle Klimaschutz“ über die 
Wahrnehmung von Controlling- und Service-Funktionen hinaus auch stark gestaltend für die 
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Weiterentwicklung und Umsetzung des Programms und die Initiierung von Projekten tätig ist, 
bleibt zu diskutieren. In jedem Falle muss diese zentrale Einheit aber ressortübergreifend hand-
lungsfähig sein.   
Hierzu gehört, dass sie im Rahmen der Wahrnehmung von Controllingfunktionen auch über 
Sanktionsmöglichkeiten verfügt sowie administrativ derart angebunden ist und ihr politisches 
Mandat, ihre Aufgaben und ihre (auch ressortübergreifenden) Kontroll- und Funktionsmöglich-
keiten so klar und verbindlich fixiert sind, dass sie in der Lage ist, das Programm zu steuern, 
ressortübergreifend zu vermitteln und ihren Controllingaufgaben nachzukommen.  
Unter der Bedingung, dass das Projektportfolio eingegrenzt wird und die Instrumente zum Pro-
grammmanagement verbessert werden, scheint die derzeitige Teamgröße in der LSK grund-
sätzlich angemessen zu sein. Auf die längerfristige Kontinuität des Teams ist besonders Wert 
zu legen, um gute Voraussetzungen für die effektive und effiziente Erfüllung der Aufgaben zu 
schaffen. 
Für das effektive Zusammenwirken von Service- bzw. „Leitstelle“ und Fachbehörden bzw. Be-
zirksämtern ist sicherzustellen, dass auch in den Fachbehörden und Bezirksämtern in ange-
messenem Umfang Personal zur Verfügung steht, um die Entwicklung und Umsetzung behörd-
licher Projekte zu gewährleisten. Für Letzteres ist künftig neben den Sachkosten konsequent 
auch der Personalbedarf in den Fachbehörden zu kalkulieren, der für die Umsetzung erforder-
lich ist. Von einer separaten Bewilligung von Sachkosten, ohne den für die Umsetzung erfor-
derlichen Personalaufwand zu berücksichtigen, ist künftig abzusehen. Sollten keine zusätzli-
chen Personalstellen für die Projektumsetzung beantragt werden, sind den Projektanträgen 
entsprechende Freistellungs- oder Einsetzungsverfügungen für bestehendes Personal beizufü-
gen, um sicherzustellen, dass bewilligte Sachmittel planmäßig und sachgerecht abfließen kön-
nen.   
Die Service- bzw. Leitstelle sollte außerdem in adäquater Weise von Gremien begleitet werden. 
Diese Gremien sollten: 

 zum einen auf einer primär strategisch-politischen Schiene tätig sein, um zu einer Fest-
legung von Sektorbudgets zu kommen, 

 zum anderen auf einer primär fachlich-operativen Schiene mit dem Ziel arbeiten, das 
Projektportfolio auszubilden. 

Für die strategisch-politische Schiene werden die folgenden Gremien vorgeschlagen: 
 eine jährlich tagende „Budgetkonferenz“, in der die Senatskanzlei, die Finanzbehörde, 

die Service- bzw. „Leitstelle“ sowie ggf. die Staatsräte vertreten sind und im Rahmen 
derer über eine Zuweisung der Budgets für die einzelnen Sektoren des KSK entschie-
den wird. Innerhalb des gesetzten Rahmens könnten dann Einzelprojektentscheidungen 
nach dem „best in sector“-Ansatz von der Service- bzw. „Leitstelle“ getroffen werden (ist 
Letzteres nicht der Fall, wäre die Weiterführung der „Bewilligungskonferenz“ erforder-
lich); 

 ggf. eine aus den Fachbehörden bestehende „Vorbereitungskonferenz“ (mit ähnlicher 
personeller Zusammensetzung wie die derzeitige AG Klimaschutz), die der Budgetkon-
ferenz zeitlich vorausgeht. Die Fachbehörden können dann ihre fachlich motivierten 
Vorstellungen zur Budgetverteilung entweder über die Leitstelle oder direkt über ihre 
Staatsräte in die Budgetkonferenz einfließen lassen; 
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 ein halbjährlich tagender „KSK-Beirat“, der sich aus Vertretern der Fachbehörden, der 
Senatskanzlei, der Finanzbehörde, der Service- bzw. „Leitstelle“, aus zusätzlich exter-
nen Experten sowie nicht-behördlichen Interessensvertretern von Letztbegünstigten zu-
sammensetzt und primär als Impulsgeber für die o.g. Budgetkonferenz und für die stra-
tegisch-inhaltliche und ggf. projektbezogene Arbeit der „Leitstelle“ den aktuellen Stand 
fachlicher und gesellschaftlicher Strategiediskussionen in Klimaschutz und Anpassung 
spiegelt. 

Für die fachlich-operative Schiene werden vorgeschlagen: 
 „Akteurswerkstätten“, die anstelle der bisherigen AG Klimaschutz, die entsprechend 

aufzulösen wäre, unter Beteiligung behördlicher und nicht-behördlicher Stakeholder als 
Plattformen gemeinsamen Lernens dem Erfahrungsaustausch zu den Projekten dienen 
und an einer aktiven Weiterentwicklung des Programms (u.a. Entwicklung und Präzisie-
rung von Projektideen) arbeiten; 

 temporäre Unterarbeitsgruppen (UAGs), die sich unter der Federführung der Fachbe-
hörden oder der „Leitstelle“ konkret anstehenden Fachfragen (u.a. auch der Konzeption 
und Weiterentwicklung von „Förderprogrammen“) widmen. Die regelmäßige Weiterfüh-
rung der UAG CO2-Monitoring wird empfohlen. 

0.5.4 Antrags- und Bewilligungsverfahren 

Schlussfolgerungen: Das Antrags- und Bewilligungsverfahren ist ab 2010 in vielen Aspekten, 
z. T. auch grundlegend überarbeitet worden. Vor allem mit der Einführung der termingebunde-
nen Calls, der Überarbeitung des Antragsformulars und der Erstellung des Leitfadens für An-
tragsteller sowie der neuen Bewertungsmatrix hat sich die LSK Instrumente geschaffen, die 
den Prozess gegenüber dem vorher angewandten Verfahren insgesamt transparenter, effizien-
ter und nachvollziehbarer gestalten, den Vergleich der beantragten Projekte erleichtern und 
wichtige Voraussetzungen für eine „echte“ Selektion von Projekten darstellen. Das Antragsver-
fahren ist dabei aus Sicht des Evaluationsteams für die Zielgruppe, behördliche Antragssteller, 
zumutbar. Bezüglich des zweistufigen Antragsverfahrens (Mittelanmeldung und Antragstellung) 
ist Bedarf an einer weiteren Straffung vorhanden, da insbesondere in der zweiten Stufe (An-
tragstellung) das Verfahren bislang nur wenig selektiv gewirkt hat. Zweifel an der Notwendigkeit 
einer umfassenden Beteiligung der Senatskanzlei und Finanzbehörde am Bewilligungsprozess 
sind in verschiedenen Zusammenhängen im Laufe des Evaluationsprozesses recht einver-
nehmlich geäußert worden. 

Empfehlungen: Die nun zur Ausgestaltung des Antragsverfahrens zur Verfügung stehenden 
Instrumente sind zu erproben, ggf. aus den Erfahrungen des mehrmaligen Einsatzes weiterzu-
entwickeln und zu etablieren. Wenn den Antragstellern nun mit dem neuen Antragsverfahren 
intensivere Arbeiten im Zusammenhang mit der Antragstellung zugemutet werden, ist darauf zu 
achten, dass fachliche und nachvollziehbare Kriterien letztendlich auch die ausschlaggebenden 
für die Entscheidung sind. Daraus leitet sich eine stärkere Konzentration von Entscheidungs-
kompetenzen auf die LSK ab. Ferner wird empfohlen, die Zahl von Antragstellungen, Ableh-
nungen und Bewilligungen künftig nicht nur zu dokumentieren, sondern auch auszuwerten, um 
daraus Rückschlüsse für die Festlegung der Sektor-Budgets und eine kritische Reflektion des 
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Antrags- und Bewilligungsverfahrens zu ermöglichen.  
Das Evaluationsteam empfiehlt, das zweistufige Antragsverfahren dahingehend umzustellen, 
dass die Mittelanmeldungen künftig nicht mehr projektspezifisch sondern auf der Grundlage 
von Sektorbudgets erfolgen, über die im Rahmen der Budgetkonferenz unter Beteiligung der 
Senatskanzlei und der Finanzbehörde entschieden wird. Innerhalb dieses Sektorbudgets sollte 
dann die LSK Förderentscheidungen über Einzelprojekte selbständig treffen können. Das pro-
jektspezifische Antragsverfahren könnte ungeachtet der neuen Praxis der Mittelanmeldung als 
zweistufiges Verfahren angelegt werden, bei dem der Einreichung eines vollständigen Antrags 
die Erstellung einer Projektskizze vorangeht. In diesem Zusammenhang wird ebenfalls ange-
regt, über eine Vereinfachung des Antragsverfahrens für Projekte mit kleinerem Mittelumfang 
(z. B. von 50.000 bis 150.000 €) nachzudenken (u.a. Beschränkung der Antragstellung auf ein 
einstufiges Verfahren). Zugleich ist nach einem geeigneten Verfahren zu suchen, um größeren 
Projekten und ggf. auch Förderprogrammen überjährige Finanzsicherheiten geben zu können.  

0.5.5 Berichterstattung und Controlling 

Schlussfolgerungen: Das Berichtlegungs- und Controllingsystem des KSK ist nicht in einem 
der Größe und dem Umfang des Programms adäquaten Maß entwickelt. Dies liegt zum einen 
an konzeptionellen und technischen Defiziten des Elektronischen Behördeninformationssys-
tems (eBIS), zum anderen daran, dass die Zusammenarbeit zwischen LSK und den Fachbe-
hörden bzw. Bezirksämtern nicht immer reibungslos funktioniert. Die LSK erhält infolgedessen 
nicht in dem Maße Zugang zu den Informationen, die sie für ein effektives Controlling und die 
Steuerung des KSK braucht. Insgesamt erscheint dem Evaluationsteam das Berichtswesen 
zum KSK unübersichtlich. Die Berichtslegung erfolgte in der Vergangenheit über unterschiedli-
che Wege: die Eintragung von Sachständen in das eBIS-Klima, zum Teil die Erstellung separa-
ter Zwischenberichte, z. T. Sachstandserläuterungen im Rahmen der Anträge für die Fortset-
zungsfinanzierung. Es war nicht klar, in welcher Quelle in welchem Detail welche Informationen 
niederzulegen sind. Die Übergabe regelmäßiger und aussagekräftiger Berichte wurde von der 
LSK nicht immer überwacht und nicht immer konsequent eingefordert.   
Beim Evaluationsteam ist der Eindruck entstanden, dass die LSK unter den genannten Bedin-
gungen ihre Rolle als zentrale projektübergreifende und programmrelevante Controlling-Einheit 
nicht adäquat wahrnehmen kann.  
Es ist ausdrücklich zu würdigen, dass sich die LSK mit dem CO2-Rechentool ein Instrument zur 
nachvollziehbaren und systematischen Ermittlung der CO2-Einsparungen gegeben hat und sich 
aktiv um den Einsatz dieses Instrumentariums in den KSK-Projekten bemüht.  

Empfehlungen: Das Controlling- und Berichtswesen zum KSK erfordert grundlegende Ver-
besserungen. Das Management des KSK wird auch in Zukunft auf ein zentrales Dokumentati-
onswerkzeug angewiesen sein. Das eBIS-Klima bietet dabei in seiner derzeitigen Form nicht 
die Voraussetzungen für eine befriedigende Erfassung der Projektdaten sowie projektbezogene 
und projektübergreifende, vor allem auch finanzielle Auswertungen. Die Empfehlung lautet da-
hingehend, ein neues datenbankgestütztes Dokumentationssystem zu entwickeln, das auf die 
spezifischen Bedürfnisse des KSK zugeschnitten ist und den Anforderungen an differenzierte 
Zugriffsrechte, Revisionssicherheit, einfache Handhabbarkeit und Abfragemöglichkeiten ent-
spricht. Zusätzlich zu einem datenbankgestützten Dokumentationssystem bedarf es der Vorla-
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ge aussagekräftiger und vollständiger Zwischen- und Schlussberichte für alle durch das KSK 
finanzierten Projekte. Die von der LSK hierzu erlassenen Regelungen gehen in die richtige 
Richtung. Es ist außerdem festzulegen, ob und in welchem Umfang Sachinformationen aus 
Berichten in das Dokumentationssystem zu überführen und wie diese kenntlich zu machen 
sind. Neben dem dokumentengestützten Controlling empfehlen die Evaluatoren die Durchfüh-
rung von On-Site-Prüfungen, in denen Sachbearbeiter der Service- bzw. Leitstelle und Vertre-
ter der Fachbehörden oder Bezirksämter sich gemeinsam stichprobenartig über die konkrete 
Projektdurchführung informieren.  
Mit Blick auf das CO2-Monitoring empfiehlt das Evaluationsteam eine radikale Verschlankung 
und Konzentration auf die Projekte mit dem potenziell größten CO2-Einsparpotenzial. Für Pro-
jekte mit absehbar geringer Einsparung (dabei sind Grenzen zwischen 100 und 1.000 Tonnen 
CO2-Reduktion im Jahr denkbar) sollte sich die Berichtspflicht auf eine im Rahmen des Ab-
schlussberichts vorgenommene Einschätzung bzw. wenn möglich Berechnung der erzielten 
CO2-Minderung beschränken. Die Fortführung der UAG CO2-Monitoring wird mit regelmäßigen 
Sitzungsterminen empfohlen. Sie sollte eine Plattform für eine gemeinsame kritische Diskussi-
on und Reflektion von Kalkulationsmethoden bieten.  
Von weitreichender Bedeutung für die weitere Verbesserung wird sein, ob die LSK mit Befug-
nissen zur Einforderung von Berichten und anderen Projektdokumentationen, sprich Sankti-
onsmöglichkeiten ausgestattet werden wird. Nur so kann der Zugang zu Controlling-relevanten 
Unterlagen letztendlich sichergestellt werden.  

0.5.6 Vernetzungen und Netzwerke 

Schlussfolgerungen: Die LSK hat ihre Aufgabe bisher primär in der Mitgliedschaft und Mitwir-
kung in bestehenden nationalen und internationalen Netzwerken gesehen. Aufgrund der be-
grenzten Kapazitäten der Mitarbeiter sowohl in der LSK als auch in den Fachbehörden hat be-
reits in der Vergangenheit eine Konzentration auf ausgewählte Netzwerke und internationale 
Projekte stattgefunden. Demgegenüber ist die Vernetzung der Akteure innerhalb Hamburgs 
offensichtlich bisher eher informell und wenig systematisch gefördert worden. Im Zuge der Eva-
luation wurde jedoch von mehreren Seiten Bedarf an einer systematisch organisierten und ge-
förderten Vernetzung und damit an einer gezielteren Ausschöpfung der Potenziale des sekto-
renübergreifenden Programms gesehen. 

Empfehlungen: Das Potenzial des KSK zur Vernetzung und zum systematischen Lernen von-
einander sollte in Zukunft sehr viel stärker ausgeschöpft werden. Hierfür wird die Einrichtung 
von „Akteurswerkstätten“ empfohlen, die ca. zwei bis drei Mal im Jahr mit definierten Themen-
schwerpunkten veranstaltet werden und an denen Vertreter der Fachbehörden (ressortüber-
greifend) und Bezirksämter, der Service- bzw. Leitstelle, der Projektdurchführenden (auch aus 
dem nicht-behördlichen Umfeld), mögliche Antragsteller sowie ggf. externe Impulsgeber teil-
nehmen. Für einen nachhaltigen Bestand der Akteurswerkstätten sind diese stark ergebnisori-
entiert durchzuführen (Ergebnisse könnten beispielswiese konkrete Vereinbarungen zur Vorbe-
reitung von Projektanträgen sein). Im Falle einer Leitstelle wären die Akteurswerkstätten von 
der Leitstelle zu veranstalten, im Falle einer Servicestelle müssten Organisation und inhaltliche 
Vorbereitung von den Fachbehörden unternommen werden.   
Die Beteiligung an Netzwerken wird auch in Zukunft ein wichtiger Schlüssel, um die in Ham-
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burg erreichten Erfolge im nationalen und internationalen Kontext zu kommunizieren und Her-
ausforderungen mit anderen Netzwerkpartnern zu diskutieren. Um von der Beteiligung an 
Netzwerken angemessen zu profitieren, ist ein systematischer und möglichst breiter Rückfluss 
der Erkenntnisse aus der Netzwerkarbeit in die Hamburger Programm- und Projektarbeit si-
cherzustellen. Hierfür sind geeignete Strukturen zu schaffen. Auch zu diesem Zwecke könnte 
die Plattform der Akteurswerkstätten genutzt werden.  

0.5.7 Einbindung von Stakeholdern 

Schlussfolgerungen: Das KSK ist ein stark behördlich orientiertes Programm, das von einem 
ausgeprägten behördlichen Selbstverständnis begleitet wird. Nicht von allen Behörden wird die 
These geteilt, dass eine breite und vor allem proaktive Beteiligung auch nicht-behördlicher Sta-
keholder eine zwingende Voraussetzung für die erfolgreiche Umsetzung des Programms ist. 
Form und Umfang der Einbeziehung nicht-behördlicher Stakeholder sind bisher nicht eindeutig 
beschrieben worden, und deren Einbindung ist bisher auch nicht systematisch und vor allem 
nicht in institutionalisierter Form erfolgt (nicht-behördliche Stakeholder hatten bisher nur Plätze 
im Beirat, dieser tagte allerdings nur im Jahr 2007). Innerhalb der Behörden sind die bislang 
zur Anwendung gekommenen „partizipativen“ Arbeitsmethoden noch nicht selbstkritisch reflek-
tiert worden. 

Empfehlungen: Das KSK ist ein komplexes Programm, das in viele gesellschaftliche Bereiche 
hineinwirkt. Es liegt nahe, ein solches Programm nicht nur behördenzentriert abzuwickeln, son-
dern das KSK in Zukunft so zu gestalten, dass es sowohl für behördliches als auch nicht-
behördliches Engagement offen ist. Das Programm sollte dabei zum einen die Fachbehörden 
in die Lage versetzen, ihr fachbehördliches Engagement für den Klimaschutz über die üblichen 
Dienstaufgaben hinaus zu entfalten. Zum anderen sollte es das große Potenzial von Projek-
tideen, Lösungsansätzen und bürgerschaftlichem Engagement im nicht-behördlichen Umfeld 
nutzen. Das Evaluationsteam empfiehlt dabei, die Rolle nicht-behördlicher Stakeholder im KSK 
eindeutig zu klären, denn undefinierte Verhältnisse schaffen unglückliche Konkurrenzsituatio-
nen zwischen behördlichen und nicht-behördlichen Antragstellern. Konkret sollten nicht-
behördlichen Stakeholdern Zugang zu Gremien und den Akteurswerkstätten ermöglicht und der 
Programmzugang erleichtert werden. Die nicht-behördlichen Zielgruppen sind aktiver anzu-
sprechen.  

0.5.8 Öffentliche Wahrnehmung des KSK 

Schlussfolgerungen: In der Öffentlichkeitsarbeit rund um das KSK bestehen erhebliche Defi-
zite. Durch die bisherigen Außendarstellungen konnte sich noch kein klares Bild oder Profil des 
KSK etablieren. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Eine wichtige Ursache ist, dass bisher in nur 
geringem Umfang Sach- und Personalmittel in die Öffentlichkeitsarbeit geflossen sind. Dies gilt 
sowohl für die LSK als auch die Fachbehörden. Ein wesentliches Hemmnis für die Kommunika-
tion scheint auch darin zu bestehen, dass zentrale Kommunikationsinhalte des KSK unklar 
sind. Dies betrifft sowohl die Ziele als auch die erreichten Erfolge des Programms. Ferner gibt 
es Unklarheiten bezüglich der zu erreichenden Zielgruppen. Die Unübersichtlichkeit des Pro-
gramms macht es außerordentlich schwer, die zentralen Botschaften herauszuarbeiten. Die 
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Klimaschutzdrucksache ist kein geeignetes Instrument zur Außendarstellung des Programms 
und war hierfür auch nie konzipiert. Die Internetseite zu KSK und LSK lieferte – zumindest bis 
zum Abschluss der Evaluation – nur wenig Informationen, die zum besseren Programmver-
ständnis beitragen.  

Empfehlungen: Die Akzeptanz des KSK in der Bevölkerung und bei den zentralen Stakehol-
dern wird sich nur mit intensiverer und zielgruppenspezifischerer Öffentlichkeitsarbeit herstellen 
lassen. Vor der Ausarbeitung differenzierter Konzepte für die Verbesserung der Öffentlichkeits-
arbeit oder der Überarbeitung von Internetpräsentationen sind in einem ersten Schritt wichtige 
Grundlagen wie die Überarbeitung des Zielkonzepts und die Klärung der Zielgruppen zu schaf-
fen. Als zentrales Informationsinstrument ist insbesondere die Internetpräsentation sowohl für 
das KSK selbst als auch die Tätigkeiten der LSK auszubauen. Es sollte eine Plattform geschaf-
fen werden, auf der sich finanzierte und nicht KSK-finanzierte Projekte, die unter dem Dach des 
KSK geführt werden, präsentieren können. Dies kann das Internet oder beispielsweise eine 
Broschürenreihe sein. Es wird empfohlen, die Klimaschutzdrucksache mit dem Charakter eines 
Rechenschaftsberichts jährlich fortzuführen, sie aber künftig deutlich knapper zu halten und 
strategische Schwerpunkte in den einzelnen Sektoren und Verknüpfungen zwischen Projekten 
deutlich stärker in den Darstellungen herauszuarbeiten. Für die Öffentlichkeitsarbeit sind klare 
Zuständigkeiten und angemessene Arbeitskapazitäten zu schaffen.  

0.5.9 Projekte des KSK 

Schlussfolgerungen: Die Detailanalyse von 71 ausgewählten Projekten im Rahmen der Pro-
jektevaluation bestätigt die große Heterogenität der im Rahmen des KSK umgesetzten Maß-
nahmen. Dies betrifft vielfältige Projektaspekte wie die finanzielle und inhaltliche Ausgestaltung, 
die Anzahl und Qualität der involvierten Partner, den Beitrag zur Zielerreichung usw.. Sie 
schlägt sich auch in einer unterschiedlichen Informationsqualität zu den einzelnen Projekten 
nieder, was Folgen für die Gestaltbarkeit von Projekten durch die LSK und deren stärkere Hin-
führung auf die Erfüllung von Sektor- und Programmzielen hat.   
Die sektorenbezogenen Projektanalysen beschreiben das KSK als ein im „bottom up“-Prozess 
gewachsenes Programm. Bei einigen Projekten sind klare Bezüge zu den jeweiligen (mehr 
oder weniger konkret formulierten) Sektorzielen nicht immer klar nachvollziehbar, bei anderen 
ist die Verbindung zum Thema Klimaschutz im Allgemeinen nicht immer stringent. Es entsteht 
der Eindruck, dass viel Potenzial, das in den einzelnen Projekten steckt, für die Gestaltung des 
Programms noch nicht ausreichend genutzt wird. So zeigt sich das KSK eher als eine Art addi-
tiver Zusammenschau von vielen finanzierten und nicht finanzierten Projekten, zwischen denen 
kaum Querbezüge hergestellt werden, sei es innerhalb von Sektoren oder auch über die Sek-
torgrenzen hinweg. Des Weiteren zeigen die sektorenbezogenen Projektanalysen, dass einzel-
ne Sektoren z. T. klare Schwerpunktsetzungen vermissen lassen, die eine noch stärkere Zielo-
rientierung der Projekte unterstützen würden. 

Empfehlungen: Das Evaluationsteam empfiehlt eine aktivere Gestaltung der einzelnen Sekto-
ren als strategisch zu gestaltende Themenblöcke und des Projektportfolios innerhalb des jewei-
ligen Sektors. Zentrale Gestaltungsmittel sollten sektorenübergreifend gültige Kriterien für die 
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Auswahl von Projekten, Sektorbudgets und sektorspezifische Empfehlungen für Projekt-
schwerpunkte sein. Letztere sind wie folgt: 

 Energie: Sicherung der Breite des Portfolios, wobei innerhalb der verschiedenen Kate-
gorien Pointierungen auf der Basis von CO2-basierten Kennzahlen vorzunehmen wären; 
Bearbeitung der Unsicherheit zu den Auswirkungen der Verminderung der Einspeise-
vergütungen; Fortführung des Förderprogramms „Erneuerbare Wärme“ als „Leucht-
turmprojekt“; Stärkung der Innovationsfähigkeit des Sektors; Ausrichtung an den Ent-
scheidungen „Hamburg schafft die Energiewende“ vom November 2011 

 Gebäude: Konzentration auf gut eingeführte und effektive Programme mit einem hohen 
Potenzial an CO2-Reduktion mit ausreichend Platz für Pilotvorhaben als Ausgangspunk-
te für mögliche zukünftige Programme; 

 Mobilität: Projekte zur Förderung des nicht motorisierten Verkehrs (mit dem Ziel einer 
Veränderung des Modal Split), insbesondere konsequente Umsetzung der Radver-
kehrsstrategie; 

 Wirtschaft und Anlagentechnik: Weiterführung des Förderprogramms „Unternehmen für 
Ressourcenschutz“ als „Leuchtturmprojekt“; Fortsetzung oder Ausweitung der Freiwilli-
gen Selbstverpflichtung mit neuen Unternehmen; Darstellung vorbildhafter Aktivitäten 
öffentlicher Unternehmen; Betonung innovationsstärkender Aktivitäten; Eigenbeiträge 
von Unternehmen in den Blick nehmen; 

 Klimafolgenmanagement: Stringente Fortführung der konzeptionellen Arbeiten zur Ent-
wicklung eines Aktionsplans Anpassung insbesondere unter konsequenter Einbezie-
hung der bereits vollzogenen Arbeiten zur Schaffung wichtiger methodischer Grundla-
gen und Datenaufbereitung in den Bereichen Stadtklima und Wasserwirtschaft; eine 
gegenüber den Klimaschutz-bezogenen Sektoren stärkere Gewichtung des Sektors als 
bisher; 

 Bewusstseinsbildung: weitere Unterstützung der beiden Projekte „Klimaschutz an Schu-
len“ und „Aus der Region – für Region“ als „Leuchtturmprojekte“ für die im Sektor be-
deutsamen Bereiche Schüler- und Verbrauchersensibilisierung und -aufklärung; Klärung 
der Zielrichtung vor allem im schulischen Bereich unter Berücksichtigung der nichtge-
förderten Projekte im Portfolio; Überprüfung der Förderungen im Bereich „Beratungs- 
und Qualifizierungsmaßnahmen für Fachleute“; 

 Forschung: Begrenzung der institutionellen Förderung auf Lehreinrichtungen, die Fach-
kräfte für Hamburg ausbilden und enge Netzwerkverbindungen mit Hamburger Unter-
nehmen pflegen; Förderung von Einzelprojekten, wenn diese zum konkreten Einsatz 
klimaschonender Technologien in Hamburg führen. 

Für den Sektor „Nationale und internationale Kooperationen“, der bisher in der zentralen Ver-
antwortlichkeit der LSK bearbeitet wurde, wird empfohlen, diesen aus dem KSK herauszuneh-
men und als Routineaufgabe in das Aufgabenportfolio der Leitstelle einzugliedern. Gleiches gilt 
für den Sektor „Evaluierung und Monitoring“. Auch dieser sollte aus dem KSK ausgeklammert 
und in die volle Verantwortlichkeit der LSK überführt werden.  
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Als wichtiges Instrument für eine bessere Gestaltbarkeit werden Sektorbudgets angesehen, die 
politisch-strategisch auszuhandeln wären. Innerhalb des hierdurch vordefinierten Rahmens 
sollten dann jeweils die „best in sector“-Projekte finanziert werden.  
Im Sinne einer wirtschaftlichen Verwendung der KSK-Mittel und der Begrenzung des Verwal-
tungsaufwands wird empfohlen, an der Untergrenze von 50.000 € für KSK-geförderte Projekte 
festzuhalten. Für Projekte mit geringerem Förderumfang könnte die LSK beratend für das 
Fundraising auftreten, d.h. die Antragsteller auf Fördermöglichkeiten außerhalb des KSK auf-
merksam machen. 

Insgesamt erachtet das Evaluationsteam das KSK als ein einzigartiges zukunftsträchtiges Pro-
gramm mit großer nationaler und internationaler Vorbildfunktion, das als Programm fortgeführt 
werden sollte. 
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1 Ziele der Evaluation 

Unter dem Motto „Klimaentwicklung verstehen - Klimawandel mindern - Klimafolgen bewälti-
gen“ hat sich Hamburg im August 2007 ein umfangreiches Klimaschutzkonzept (im Folgenden 
KSK) gegeben. Als zentrales Ziel des KSK formulierte der damalige CDU-geführte Senat, „die 
CO2-Emissionen in Hamburg spürbar zu mindern und den Klimaschutz zugleich zu einem in-
tegralen Bestandteil der Zukunfts-, Wachstums- und Wertschöpfungsprozesse am Standort 
Hamburg zu machen.“ Die Senatspolitik strebte damit an, „an vorderster Stelle bei der Verwirk-
lichung ambitionierter Klimaschutzziele mitzuwirken, ohne Hamburgs dynamische wirtschaftli-
che Entwicklung zu beeinträchtigen.“ (Drucksache (Drs.) 18/6803, Abschnitt IV). Bis heute sind 
in das KSK knapp 120 Mio. Euro geflossen.  

Das KSK fasst ein breites Spektrum von Maßnahmen in allen für den CO2-Ausstoß relevanten 
Bereichen zusammen und wurde vorerst auf einen zeitlichen Rahmen von 2007-2012 ange-
setzt. 

Mit dem letzten Regierungswechsel in Hamburg ergaben sich ab dem Jahr 2011 veränderte 
regierungsprogrammatische und haushaltspolitische Vorgaben des Senats, die sich u.a. in 
dessen Arbeitsprogramm ausdrücken. Diese intensivierten die Diskussion um die Zukunft des 
KSK nach seinem Auslaufen im Jahr 2012. Neben der Anforderung, eine kritische Reflexion 
des KSK vorzunehmen und Hinweise zu seiner Weiterentwicklung zu geben, kam während des 
Evaluationsprozesses die Erwartung hinzu, auch Impulse für den Masterplan Klimaschutz zu 
liefern und Erkenntnisse aus der Evaluation für diesen Prozess nutzbar zu machen. Der Mas-
terplan entwickelt sich derzeit zu einem zentralen strategischen Instrument, mit Hilfe dessen es 
möglich werden soll, das CO2-Minderungsziel für 2050 (Einsparung von 80% CO2 und anderen 
Treibhausgasen gegenüber 1990) in Abschnitten anzusteuern und zu erreichen. 

Mit einem Bürgerschaftlichen Ersuchen vom 11.11.2011 von Abgeordneten der SPD und der 
Fraktion (Drs. 20/2179) baten diese den Senat, darzustellen, 

1. mit welchen Schwerpunkten und mit welchen Maßnahmen das KSK 2012 umgesetzt 
und abgeschlossen wird; 

2. welche Ergebnisse die Evaluierung der Umsetzung des KSK bis Ende 2011 ergeben 
hat und dabei zu berichten über 

a. die Effizienz der eingesetzten Mittel in Relation zur jeweiligen CO2-Minderung 
der jeweiligen Maßnahmen, 
b. die Qualitätsstandards, die bei der Umsetzung zugrunde gelegt wurden, 
c. mögliche Differenzen zwischen Planungswerten zur CO2-Minderung und Er-
gebnissen nach der Umsetzung, 

3. welche Konsequenzen aus der Evaluierung für eine Weiterentwicklung des KSK nach 
2012 folgen. 

Diese Evaluation soll die Beantwortung der o.g. Fragen des Bürgerschaftlichen Ersuchens un-
terstützen. Sie ergänzt das bereits laufende Monitoring und die Evaluation der maßnahmenbe-
zogenen CO2-Relevanz, die vom Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und Energie GmbH me-
thodisch konzipiert und operationalisiert wurde und zu der nun regelmäßig Bericht erstattet 
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wird. Die Evaluation soll – nach den Festlegungen in der 3. Fortschreibungsdrucksache (Drs. 
19/8311, Abschnitt C III, Pkt. 3.) – die Grundlage sein, um einerseits die Effektivität des Ham-
burger KSK zu bewerten und andererseits auch die vielfältigen, durch das KSK ausgelösten 
Prozesse und Wirkungen durch ein breites Spektrum von Struktur-, Prozess- und Wirkungskri-
terien zu erfassen und zu bewerten.  

Mit der gegenständlichen Evaluation des Konzepts wurde im Juni 2011 ein Evaluationskonsor-
tium bestehend aus der Bosch & Partner GmbH sowie EOP in München und KommEnt in 
Salzburg beauftragt. Die Evaluation sollte sowohl eine Programm- als auch eine Projektevalua-
tion beinhalten. Die Arbeiten sollten dabei an vorhandene Vorarbeiten und Grobkonzepte zur 
Evaluation und zur Quantifizierung der erreichten Emissionsminderung anknüpfen. 

Als Quellen für die Konkretisierung der Ziele und der Erwartungen an die Evaluation waren 
relevant: 

 die Festlegungen in der 3. Fortschreibung des KSK vom 4.1.2011 (Drs.19/8311), 

 das Leistungsbild zur Ausschreibung „Evaluierung des Hamburger Klimaschutzkon-
zepts“ vom 6.4.2011, 

 das Auftaktgespräch mit der Leitstelle Klimaschutz (im Folgenden LSK) am 6.6.2011, 

 die Äußerungen in der ersten Sitzung der Steuerungsgruppe am 7.6.2011, 

 die Interviews mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe am 7.6, 16.6., 21.6. und 
22.6.2011 in Hamburg sowie die Telefoninterviews mit drei weiteren Mitgliedern am 
8.7., 9.7. und 13.7.2011. 

Es ist festzuhalten, dass die Evaluation 

 zum einen dem Ziel dient, mit Blick in die Vergangenheit die Relevanz, Effizienz, Effek-
tivität, Wirkung und Nachhaltigkeit der in das KSK aufgenommenen Maßnahmen zu 
bewerten. Für die im Zusammenhang mit dem KSK aufgebauten Strukturen, Prozesse 
und Instrumente sowie die aus dem KSK finanzierten oder kofinanzierten Maßnahmen 
stellte sich in diesem Zusammenhang die Frage: Wurde das Geld bisher sinnvoll und 
wirtschaftlich verwendet? 

 zum anderen, mit Blick in die Zukunft, die Grundlage schaffen soll für eine Nachsteue-
rung und weitere Fortschreibung des KSK (vgl. 4. Fortschreibung des KSK 2011/2012, 
Drs. 20/2676, S. 31); konkret wurde u.a. die Erwartung geäußert, dass sich aus der 
Evaluation Hinweise für künftige Schwerpunktsetzungen und die Verteilung der Mittel 
ableiten lassen. Ferner wurde die Hoffnung formuliert, dass die Evaluation zu einer 
besseren Übersichtlichkeit und Handhabbarkeit des Programms beitragen wird. 

Aus den Dokumenten und Gesprächen ging außerdem hervor, dass sich die Evaluation 

 sowohl auf die Ebene des Programms (institutionelle Strukturen, Prozesse, Verfahren, 
Instrumente etc.), 

 als auch auf die Ebene der unter dem Dach des Programms zusammengeführten Pro-
jekte beziehen sollte. 

Über die genannten Ziele und Anforderungen hinaus waren in der Evaluation die neuen politi-
schen Rahmenbedingungen in Hamburg zu berücksichtigen. Von der Steuerungsgruppe wurde 
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daher die Empfehlung formuliert, die Ergebnisse des KSK auch vor dem Hintergrund des aktu-
ellen Arbeitsprogramms des Senats zu analysieren und zu bewerten. Außerdem wurden die 
Ergebnisse der internen Prüfmitteilung des Rechnungshofs zum Hamburger Klimaschutzkon-
zept vom September 2011 in der Evaluation berücksichtigt.  

 

2 Das Klimaschutzkonzept 

Das Hamburger Klimaschutzkonzept 2007-2012 ist der zentrale Gegenstand der Evaluation. Es 
erhebt den Anspruch, alle relevanten Aktivitäten Hamburgs zum Klimaschutz und zur Anpas-
sung an die unvermeidbaren Klimafolgen unter seinem Dach zusammenzuführen. Neben Pro-
jekten, die aus dem KSK selbst finanziert werden, werden daher auch nicht aus dem KSK-
finanzierte Projekte als Bestandteile des Programms geführt. Zum Stichtag 22.2.2012 führte 
das KSK insgesamt 487 einzelne Projekte, darunter umfangreiche Förderprogramme und klei-
nere finanziell und zeitlich eng umgrenzte Einzelprojekte. 

Die zentrale Verantwortung für die Abwicklung des Programms liegt in den Händen der Leitstel-
le Klimaschutz (LSK), die innerhalb der Behörde für Stadtentwicklung (BSU) angesiedelt ist. 
Das Programm selbst wird in Kooperation mit allen relevanten Fachbehörden und den Bezirks-
ämtern umgesetzt. Mittel, die aus dem KSK für Förderprogramme und Projektumsetzungen 
bereitgestellt werden, werden von den Fachbehörden oder Bezirksämtern beantragt, z. T. von 
diesen an Dritte weitergeleitet und z. T. von den Fachbehörden oder Bezirksämtern selbst ver-
ausgabt. 

Das KSK fasst derzeit Maßnahmen zu den folgenden Sektoren zusammen: 

 Energie, 
 Gebäude, 
 Mobilität, 
 Wirtschaft und Anlagentechnik, 
 Klimafolgenmanagement, 
 Bewusstseinsbildung, 
 Forschung, 
 Nationale und internationale Kooperationen, 

 Evaluierung und Monitoring. 

Der Maßnahmenkatalog des KSK umfasst eine große Vielfalt von Maßnahmen. Hierzu gehören 
eher technisch orientierte Maßnahmen wie beispielsweise bauliche Maßnahmen, technische 
Umrüstungen und Gebäudesanierungen. Ebenso führt das KSK aber auch Maßnahmen der 
Öffentlichkeitsinformation und Kommunikation, der Bildung und Beratung sowie planerische 
Maßnahmen und Initiativen im gesetzgeberischen und regulatorischen Bereich, die u.a. der 
Vorbereitung und Steuerung konkreter Umsetzungsmaßnahmen dienen. Das Konzept folgt 
damit der Überzeugung, dass es neben technokratischen Lösungsansätzen auch Prozessen 
zur Steigerung individueller und kollektiver Wahrnehmungsfähigkeit, Verantwortungsübernah-
me und Handlungsbefähigung der wichtigen gesellschaftlichen Akteure bedarf, um nachhaltig 
Fortschritte erzielen und selbstlaufende Prozesse auslösen zu können. 
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Mit seinem außerordentlich breiten thematischen Ansatz ist das KSK einzigartig und birgt durch 
die Zusammenführung der Projekte unter seinem Dach ein erhebliches Potenzial für die Ver-
netzung der Akteure, den Austausch guter Praxis in Klimaschutz und Klimafolgenbewältigung 
und der systematischen Identifizierung von Handlungsschwerpunkten. Ein zentrales Ziel der 
Evaluation war es vor diesem Hintergrund daher auch, den Mehrwert des integrativen Ansatzes 
des KSK zu ermitteln und gegebenenfalls unausgeschöpfte Potenziale zu identifizieren. 

Es sei an dieser Stelle allen weiteren detaillierten Ausführungen vorausgeschickt, dass das 
Evaluationsteam den integrativen Ansatz des KSK und die bisherigen Leistungen der LSK, der 
Senatskanzlei (SK), der Finanzbehörde (FB), der Fachbehörden, der Bezirksämter sowie der 
außerbehördlichen Projektumsetzenden außerordentlich wertschätzt. 

 

3 Methodische Grundlagen 

3.1 Grundsätze 

Die methodische Herangehensweise der Evaluation folgte einem partizipativen Ansatz. Die 
Erfahrung des Evaluationsteams aus zahlreichen Evaluationen ist, dass die konsequente In-
tegration der Anspruchsgruppen eines Programms oder von Projekten durch den gesamten 
Evaluationsprozess hindurch die Umsetzung der Ergebnisse und Schlussfolgerungen aus der 
Evaluation wesentlich befördert1. Zentrale Stakeholder wurden daher in den entscheidenden 
Phasen der Evaluation sowohl über Feedback- und Steuerungsgespräche (LSK und Steue-
rungsgruppe mit Mitgliedern der Fachbehörden) als auch im Rahmen der Datenerhebung über 
Interviews und Workshops (LSK, Steuerungsgruppe, Programm- und Projektverantwortliche) am 
Evaluationsprozess beteiligt. Die Evaluation wurde vor diesem Hintergrund als Prozess gemein-
samen Lernens verstanden, bei dem Personen aus unterschiedlichen Blickwinkeln Strukturen 
und Inhalte beleuchten, unausgeschöpfte Potenziale identifizieren und nach Optimierungsmög-
lichkeiten suchen (s. Kap. 3.6). 

Die Evaluation folgte den Standards der Gesellschaft für Evaluation e.V. (DeGEval, s. nachste-
hender Kasten). 

 

 

 

 

 

                                                 
1 s. Höck S. & Krier J.-M. 2008: Schritt für Schritt zur Qualität. Partizipative Evaluation am Beispiel des DED-
Programms „Bildung trifft Entwicklung“. ZEP - Zeitschrift für internationale Bildungsforschung und Entwicklungspä-
dagogik, 31. Jahrgang, H. 2: 20-24  
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Evaluationen sollen vier grundlegende Eigenschaften aufweisen: Nützlichkeit – Durchführbarkeit - 
Fairness – Genauigkeit (aus: DeGEval – Gesellschaft für Evaluation e.V. 2008 (Hrsg.): Standards für 
Evaluation, 4. Unveränderte Auflage. Mainz: 10-13) 

Nützlichkeit  

Die Nützlichkeitsstandards sollen sicherstellen, 
dass die Evaluation sich an den geklärten Evalua-
tionszwecken sowie am Informationsbedarf der 
vorgesehenen Nutzer und Nutzerinnen ausrichtet. 

N1 Identifizierung der Beteiligten und Be-
troffenen: Die am Evaluationsgegenstand betei-
ligten oder von ihm betroffenen Personen bzw. 
Personengruppen sollen identifiziert werden, da-
mit deren Interessen geklärt und so weit wie mög-
lich bei der Anlage der Evaluation berücksichtigt 
werden können. 

N2 Klärung der Evaluationszwecke: Es soll 
deutlich bestimmt sein, welche Zwecke mit der 
Evaluation verfolgt werden, so dass die Beteiligten 
und Betroffenen Position dazu beziehen können 
und das Evaluationsteam einen klaren Arbeitsauf-
trag verfolgen kann. 

N3 Glaubwürdigkeit und Kompetenz des Eva-
luators / der Evaluatorin: Wer Evaluationen 
durchführt, soll persönlich glaubwürdig sowie me-
thodisch und fachlich kompetent sein, damit bei 
den Evaluationsergebnissen ein Höchstmaß an 
Glaubwürdigkeit und Akzeptanz erreicht wird. 

N4 Auswahl und Umfang der Informationen: 
Auswahl und Umfang der erfassten Informationen 
sollen die Behandlung der zu untersuchenden 
Fragestellungen zum Evaluationsgegenstand 
ermöglichen und gleichzeitig den Informationsbe-
darf des Auftraggebers und anderer Adressaten 
und Adressatinnen berücksichtigen. 
N5 Transparenz von Werten: Die Perspektiven 
und Annahmen der Beteiligten und Betroffenen, 
auf denen die Evaluation und die Interpretation 
der Ergebnisse beruhen, sollen so beschrieben 
werden, dass die Grundlagen der Bewertungen 
klar ersichtlich sind. 

N6 Vollständigkeit und Klarheit der Berichter-
stattung: Evaluationsberichte sollen alle wesentli-
chen Informationen zur Verfügung stellen, leicht 
zu verstehen und nachvollziehbar sein. 

N7 Rechtzeitigkeit der Evaluation: Evaluations-
vorhaben sollen so rechtzeitig begonnen und ab-
geschlossen werden, dass ihre Ergebnisse in 
anstehende Entscheidungsprozesse bzw. Ver-
besserungsprozesse einfließen können. 

N8 Nutzung und Nutzen der Evaluation: Pla-
nung, Durchführung und Berichterstattung einer 
Evaluation sollen die Beteiligten und Betroffenen 
dazu ermuntern, die Evaluation aufmerksam zur 
Kenntnis zu nehmen und ihre Ergebnisse zu nut-
zen. 

Durchführbarkeit  

Die Durchführbarkeitsstandards sollen sicherstel-
len, dass eine Evaluation realistisch, gut durch-
dacht, diplomatisch und kostenbewusst geplant 
und ausgeführt wird. 

D1 Angemessene Verfahren: Evaluationsverfah-
ren, einschließlich der Verfahren zur Beschaffung 
notwendiger Informationen, sollen so gewählt 
werden, dass Belastungen des Evaluationsge-
genstandes bzw. der Beteiligten und Betroffenen 
in einem angemessenen Verhältnis zum erwarte-
ten Nutzen der Evaluation stehen. 

D2 Diplomatisches Vorgehen: Evaluationen 
sollen so geplant und durchgeführt werden, dass 
eine möglichst hohe Akzeptanz der verschiedenen 
Beteiligten und Betroffenen in Bezug auf Vorge-
hen und Ergebnisse der Evaluation erreicht wer-
den kann. 

D3 Effizienz von Evaluation: Der Aufwand für 
Evaluation soll in einem angemessenen Verhältnis 
zum Nutzen der Evaluation stehen. 

Fairness 

Die Fairnessstandards sollen sicherstellen, dass 
in einer Evaluation respektvoll und fair mit den 
betroffenen Personen und Gruppen umgegangen 
wird. 

F1 Formale Vereinbarungen: Die Pflichten der 
Vertragsparteien einer Evaluation (was, wie, von 
wem, wann getan werden soll) sollen schriftlich 
festgehalten werden, damit die Parteien verpflich-
tet sind, alle Bedingungen dieser Vereinbarung zu 
erfüllen oder aber diese neu auszuhandeln. 

F2 Schutz individueller Rechte: Evaluationen 
sollen so geplant und durchgeführt werden, dass 
Sicherheit, Würde und Rechte der in eine Evalua-
tion einbezogenen Personen geschützt werden. 

F3 Vollständige und faire Überprüfung: Evalua-
tionen sollen die Stärken und die Schwächen des 
Evaluationsgegenstandes möglichst vollständig 
und fair überprüfen und darstellen, so dass die 
Stärken weiter ausgebaut und die Schwachpunkte 
behandelt werden können. 

F4 Unparteiische Durchführung und Berichter-
stattung: Die Evaluation soll unterschiedliche 
Sichtweisen von Beteiligten und Betroffenen auf 
Gegenstand und Ergebnisse der Evaluation in 
Rechnung stellen. Berichte sollen ebenso wie der 
gesamte Evaluationsprozess die unparteiische 
Position des Evaluationsteams erkennen lassen. 
Bewertungen sollen fair und möglichst frei von 
persönlichen Gefühlen getroffen werden. 
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F5 Offenlegung der Ergebnisse: Die Evalua-
tionsergebnisse sollen allen Beteiligten und Be-
troffenen soweit wie möglich zugänglich gemacht 
werden. 

Genauigkeit  

Die Genauigkeitsstandards sollen sicherstellen, 
dass eine Evaluation gültige Informationen und 
Ergebnisse zu dem jeweiligen Evaluationsgegen-
stand und den Evaluationsfragestellungen hervor 
bringt und vermittelt. 

G1 Beschreibung des Evaluationsgegenstan-
des: Der Evaluationsgegenstand soll klar und 
genau beschrieben und dokumentiert werden, so 
dass er eindeutig identifiziert werden kann. 

G2 Kontextanalyse: Der Kontext des Evaluati-
onsgegenstandes soll ausreichend detailliert un-
tersucht und analysiert werden. 

G3 Beschreibung von Zwecken und Vorgehen:
Gegenstand, Zwecke, Fragestellungen und Vor-
gehen der Evaluation, einschließlich der ange-
wandten Methoden, sollen genau dokumentiert 
und beschrieben werden, so dass sie identifiziert 
und eingeschätzt werden können. 

G4 Angabe von Informationsquellen: Die im 
Rahmen einer Evaluation genutzten Informations-
quellen sollen hinreichend genau dokumentiert 
werden, damit die Verlässlichkeit und Angemes-
senheit der Informationen eingeschätzt werden 
kann. 

G5 Valide und reliable Informationen: Die Ver-
fahren zur Gewinnung von Daten sollen so ge-
wählt oder entwickelt und dann eingesetzt wer-
den, dass die Zuverlässigkeit der gewonnenen 
Daten und ihre Gültigkeit bezogen auf die Beant-
wortung der Evaluationsfragestellungen nach 
fachlichen Maßstäben sichergestellt sind. Die 
fachlichen Maßstäbe sollen sich an den Gütekrite-
rien quantitativer und qualitativer Sozialforschung 
orientieren. 

G6 Systematische Fehlerprüfung: Die in einer 
Evaluation gesammelten, aufbereiteten, analysier-
ten und präsentierten Informationen sollen syste-
matisch auf Fehler geprüft werden. 

G7 Analyse qualitativer und quantitativer In-
formationen: Qualitative und quantitative Infor-
mationen einer Evaluation sollen nach fachlichen 
Maßstäben angemessen und systematisch analy-
siert werden, damit die Fragestellungen der Eva-
luation effektiv beantwortet werden können. 

G8 Begründete Schlussfolgerungen: Die in 
einer Evaluation gezogenen Folgerungen sollen 
ausdrücklich begründet werden, damit die Adres-
satinnen und Adressaten diese einschätzen kön-
nen. 

G9 Meta-Evaluation: Um Meta-Evaluationen zu 
ermöglichen, sollen Evaluationen in geeigneter 
Form dokumentiert und archiviert werden. 

 

Kapitel 3.6 stellt die Abfolge der einzelnen Schritte dar, die der Gliederung des vorliegenden 
Berichts zugrunde liegen. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass bei der Erhebung von Daten und 
deren Interpretation die beiden Verfahren Triangulation und systematische Feedbackschleifen 
angewendet werden, um subjektive Daten und Interpretationen zu objektivieren und die Plausi-
bilität der Ergebnisse und der daraus gezogenen Schlussfolgerungen zu sichern. Alle Daten, 
die im Rahmen der Evaluation erhoben wurden, werden gleichwertig behandelt, ohne Rück-
sicht auf die Methode der Datenerhebung oder der betreffenden Auskunftsquelle. Damit stehen 
z. B. Daten aus der Online-Umfrage Programm gleichwertig neben Daten, die aus Interviews 
oder Dokumentenanalysen gewonnen wurden. 

 Triangulation: 

In der qualitativen Sozialforschung und damit auch in Evaluationen gilt das Instrument 
der Triangulation als wichtiges Hilfsmittel, um die Realität nicht nur eindimensional 
wahrzunehmen, sondern immer aus der Zusammenschau unterschiedlicher Perspekti-
ven. 
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Flick (2008: 122) definiert dieses Prinzip wie folgt: „Triangulation beinhaltet die Einnahme 
unterschiedlicher Perspektiven auf einen untersuchten Gegenstand […]. Diese Perspekti-
ven können sich in unterschiedlichen Methoden, die angewendet werden, und /oder un-
terschiedlichen gewählten theoretischen Zugängen konkretisieren, wobei beides wiede-
rum mit einander in Zusammenhang steht bzw. verknüpft werden sollte. […] Diese Per-
spektiven sollten so weit als möglich gleichberechtigt und gleichermaßen konsequent be-
handelt und umgesetzt werden.“ 

Es wird davon ausgegangen, dass sich durch Triangulation mögliche einseitige Sicht-
weisen oder Verzerrungen zugunsten einer möglichst umfassenden Erfassung der 
Wirklichkeit vermeiden lassen. In der vorliegenden Arbeit gibt es Triangulation auf zwei 
Ebenen: 

 Methoden-Triangulation: Zur Beantwortung der Evaluationsfragestellungen kommen 
unterschiedliche Methoden zum Einsatz (s. Kap. 3.5); 

 Gutachter-Triangulation: Das Evaluationsteam von drei Personen mit unterschiedli-
chem fachlichem und methodischen Kenntnissen und Erfahrungen gewährt eine 
mehrdimensionale Interpretation der Daten. 

 Feedbackschleifen: 

Über den gesamten Prozess der Evaluation hinweg wurden systematische Feedback-
Schleifen durchgeführt. Zu regelmäßigen Terminen mit der Steuerungsgruppe und den 
Mitarbeitern der LSK berichtete das Evaluationsteam über durchgeführte Arbeiten, legte 
Zwischenergebnisse vor und stellte diese zur Diskussion. Darüber hinaus wurden die 
nächsten geplanten Schritte berichtet und abgestimmt. 
Die Rückmeldungen der Steuerungsgruppe und der LSK trugen dazu bei, den gesam-
ten Prozess im Einvernehmen mit dem Auftraggeber ablaufen zu lassen und mögliche 
Missverständnisse und Fehlinterpretationen zu vermeiden. Sie halfen auch dabei, die 
Arbeit des Evaluationsteams mit sehr viel Erfahrungswissen aus diesen beiden Runden 
anzureichern. 

Trotz der oben dargestellten Objektivierungsverfahren fließen in jede Evaluation auch subjekti-
ve Bewertungskomponenten mit ein (s. Kap 3.6). Diese gehen auf Kenntnisse und Vorerfah-
rungen des Evaluationsteams und z. T. auch auf individuelle Werthaltungen zurück. In Überein-
stimmung mit dem entsprechenden Standard (N5) der DeGEval werden im Folgenden die zent-
ralen Werte offengelegt, die das Evaluationsteam bei der Beurteilung des KSK geleitet haben: 

 Das Team teilt die Auffassung, dass Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
zentrale Handlungsfelder der Politik zu Beginn des 21. Jahrhunderts sein sollten, und 
schätzt grundsätzlich alle Bemühungen in Politik, Verwaltung, Wirtschaft und anderen 
Bereichen, die dem Klimaschutz und der Anpassung dienen. 

                                                 
2 Flick U. 2008: Triangulation – Eine Einführung. Wiesbaden: 12. 
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 Klimaschutz reduziert sich für das Evaluationsteam nicht, auch nicht hauptsächlich, auf 
Maßnahmen, die eine unmittelbare CO2-Reduktion zur Folge haben, und deren Auswir-
kungen relativ einfach gemessen werden können. 

 Das Team anerkennt die grundsätzliche Problematik von rasch zu implementierenden 
Programmen, die auf zentralen Aktivitäten im entsprechenden Fachbereich aufbauen 
müssen. Während ein solcher „bottom up“-Prozess zu Beginn Sinn machen kann, ergibt 
sich zu einem späteren Zeitpunkt fast immer die Notwendigkeit einer stärkeren Leitung 
und aktiven Gestaltung des Programmportfolios, da sonst die Gefahr besteht, dass das 
Programm konturlos wird. 

 Das Team ist sich einig in der Einschätzung, dass die effektive und effiziente Umset-
zung eines Programms in der Größenordnung des KSK entsprechende Ressourcen 
(Finanzmittel und Personal) und Gestaltungsräume für die Programmverantwortlichen 
zur Erfüllung der ihnen anvertrauten Aufgaben voraussetzt. 

 Das Team erachtet Vielfalt als ein wichtiges Programmkriterium. Angesichts unsicherer 
Zukunftsszenarien, die möglicherweise ab einem bestimmten Punkt in die eine oder an-
dere Richtung kippen könnten („tipping points“), macht es Sinn, die Zukunft nicht als 
reine Extrapolation der Vergangenheit oder Gegenwart zu interpretieren. Vielfalt kann 
u.U. dazu beitragen, für den Fall nicht vorhersehbarer Entwicklungen mehrere bereits 
getestete Lösungsansätze zur Hand zu haben. Deswegen wird das Prinzip „Neues aus-
probieren“ grundsätzlich positiv gesehen. 

 Stakeholder-Beteiligung: Dem Team ist es aus seinem Gesellschafts- und Politikver-
ständnis heraus ein Anliegen, dass von einem Programm betroffene Personengruppen 
bei wichtigen Programmthemen möglichst eingebunden werden, denn Klimaschutz ist 
ein Anliegen, das auch Platz in den Köpfen und Herzen der betroffenen Menschen fin-
den muss. 

 Transparenz: Im Umgang mit öffentlichen Geldern erwartet das Team ein hohes Maß an 
Transparenz, sowohl hinsichtlich der Vergabe von Fördermitteln als auch mit Blick auf 
Entscheidungsverfahren. Jeder Steuerzahler sollte die Sicherheit haben, dass Steuergel-
der sinnvoll, auf wirtschaftlich vertretbare und sozial faire Weise verwendet werden. 

Die Evaluationen des Programms und der Projekte griffen eng ineinander. Um stichhaltige 
Aussagen über das Programm zu treffen, wurden die Ergebnisse der Projektevaluationen mit-
einbezogen und umgekehrt. 

Das Evaluationsteam weist darauf hin, dass es Aufgabe der Evaluation ist, Informationen und 
Erkenntnisse zu liefern, die Grundlage für Entscheidungen sein können. Die Verantwortung für 
Entscheidungen kann vom Evaluationsteam nicht übernommen werden.  

3.2 Steuerungsgruppe 

Zum Start des Evaluationsprozesses wurde eine Steuerungsgruppe eingerichtet, die aus acht 
Vertretern der in das KSK involvierten Behörden und der LSK bestand. Die Gruppe tagte im 
Projektverlauf insgesamt fünf Mal in der BSU: 
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 07.06.2011: Vorstellung der Teilnehmenden und Diskussion der grundsätzlichen Her-
angehensweise der Evaluation, 

 27.07.2011: Bericht über die Ergebnisse der Interviews mit den Steuerungsgruppenmit-
gliedern, Abstimmung des Inception Report und Vorstellung der Methodik zur Auswahl 
der Projekte für die Projektevaluation, 

 28.09.2011: Bericht über den Stand der Evaluation und erste Ergebnisse der Online-
Befragung, Abstimmung der Auswahl der Projekte für die Projektevaluation, Informatio-
nen über die Vorbereitung des Workshops Programmevaluation, 

 19.01.2012: Rückmeldung der Steuerungsgruppe zur Dokumentation des Programm-
Workshops, Bericht zur Durchführung und zu ersten Ergebnissen der Online-Umfrage 
zur Projektevaluation, Bericht zum Workshop Projektevaluation, Rückmeldungen der 
Steuerungsgruppe zu ersten Entwicklungsideen, 

 27.03.2011: Diskussion des Rohberichts der Evaluation. 

Wichtige Meilensteine der Lenkung durch die Steuerungsgruppe waren: 

 die Diskussion und Abstimmung des Inception Report, in dem verbindlich die methodi-
sche Herangehensweise der Evaluation und die zur Anwendung kommenden Instru-
mente dargestellt sowie Evaluationsgegenstand und Evaluationsfragen ausgeführt wur-
den, 

 die Unterstützung der Auswahl der Projekte für die Projektevaluation, 
 Hinweise auf geeignete Adressaten für die Online-Umfrage Programm und den Work-

shop Programm, 
 zahlreiche Hinweise auf zu berücksichtigende Prozesse und anzuhörende Personen 

und 

 nicht zuletzt wichtige Feedbacks zum Vorgehen, zu den Präsentationen erster Ergeb-
nisse und die Diskussion des Rohberichts.  

Ferner wurden mit allen Steuerungsgruppenmitgliedern zu Beginn der Evaluation Einzelinter-
views geführt (s. Kap. 3.5.2) und einzelne Steuerungsgruppenmitglieder nahmen an den Work-
shops Programm und Projekte teil. 

3.3 Programmevaluation: Evaluationsgegenstand und Evaluationsfragen 

3.3.1 Präzisierung des Evaluationsgegenstands 

In Entsprechung der in Kap. 1 genannten Ziele lassen sich für die Programmevaluation die 
folgenden Evaluationsgegenstände definieren: 

1) Ausgangspunkte:   
bezieht sich auf die Startpunkte des Programms (z. B. auf welchen Zielsetzungen ba-
siert das Programm, welche Mittel und welches Potenzial standen zur Verfügung, wel-
che Voraussetzungen sind damit für die Entfaltung des Programms geschaffen wor-
den?); 
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2) Strukturen:   
bezieht sich auf die Institutionen und Gremien, die das Programm im Wesentlichen tra-
gen (konkret angesprochen sind hier insbesondere die LSK und die AG Klimaschutz); 

3) Prozesse und gestaltende Mittel:   
bezieht sich auf das Antrags- und Bewilligungsverfahren, die Erfolgskontrolle der Pro-
jekte und die Dokumentation (inkl. eBIS-Klima); 

4) Kommunikation:  
bezieht sich auf die Strategien und Instrumente, die zur Vernetzung und (Öffentlich 
keits-)Information eingesetzt werden (z. B. die regelmäßige KSK-Fortschreibung). 

3.3.2 Evaluationsfragen 

Die Evaluationsfragen wurden differenziert für die präzisierten Evaluationsgegenstände (s. 
Kap. 3.3.1) in die vier folgenden Blöcke gegliedert:  

A Programm – Ausgangspunkte 
B Programm – Leitstelle 
C Programm – Prozess 
D Programm – Kommunikation 

Die Evaluationsfragen wurden vom Evaluationsteam vorgeschlagen und ausformuliert und 
dann mit der Steuerungsgruppe und der LSK abgestimmt. Eine Zusammenstellung der Evalua-
tionsfragen beinhaltet Tab. 1. Den grundsätzlichen Zielen der Evaluation entsprechend (s. Kap. 
1) werden mit jeder der genannten Fragen – wenn sinnvoll und naheliegend – auch die künfti-
gen Potenziale (von Strukturen und Prozessen) adressiert.  

Es wird betont, dass die Fragen in allen Fällen aus unterschiedlichen Perspektiven (behördli-
che Perspektive, Perspektive von NGOs, von Projektdurchführenden, von Hamburger Bürgern 
etc.) zu diskutieren und zu beantworten waren. Das bedeutet zugleich, dass sich eine Frage 
erst aus der Zusammenschau unterschiedlicher Antworten, die aus unterschiedlichen Perspek-
tiven heraus formuliert worden sind, letztendlich schlüssig und in einer für die Evaluation ver-
wertbaren Form beantworten lässt (Prinzip der Triangulation). 

Aufbauend auf den Evaluationsfragen wurden Kriterien (s. Tab. 1) und Indikatoren entwickelt. 
Dabei wurden folgende Dokumente bzw. Ausschnitte aus diesen berücksichtigt: 

 die in der Drs. 19/8311 (Abschnitt C III, Pkt. 3a) dargestellten Bewertungskriterien,  
 Wuppertal-Institut, Öko-Institut e.V.: Weiterentwicklung und Umsetzung des Monitoring- 

und Evaluationskonzepts für das Hamburger Klimaschutzkonzept 2007-2012,15.2.2011, 
„Grobkonzept für eine Evaluierung der Wirkungen des Hamburger Klimaschutzkon-
zepts“, S. 47 ff, 

 Arbeitsprogramms des Senats vom 10.5.2011. 

Die Gegenüberstellung der in der Drs. 19/8311 zusammengestellten Kriterien für eine Bewer-
tung des Gesamtprogramms (und von Einzelmaßnahmen) und der im Folgenden formulierten 
Evaluationsfragen erfolgt jeweils über Klammerverweise am Ende der Fragen sowie mit Tab. 2. 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich mit der Programmevaluation allein nicht alle 11 Punkte 
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der Drucksache adressieren lassen. Einige der Punkte haben einen deutlichen Bezug zur Pro-
jektevaluation und ließen sich erst in diesem Rahmen bearbeiten. Andere Punkte mussten im 
Rahmen dieser Evaluation unberücksichtigt bleiben. Dies ist jeweils in Tab. 2 begründet. 

Die jeweiligen Indikatoren und dazugehörigen Datenquellen wurden im Inception Report vom 
19.9.2011 im Einzelnen dokumentiert (zur Verwendung von Kriterien und Indikatoren s. auch 
Kap. 3.6).  

Die Evaluationsfragen sind Ausgangspunkt aller nachstehenden Ausführungen in Kap. 4 (kon-
krete Kapitelverweise befinden sich in der letzten Tabellenspalte). 

Tab. 1: Evaluationsfragen mit Kriterien und Indikatoren 

Evaluationsfragen  Kriterien  Bezug zu Drs. 
19/8311 
Bearbeitet in: 

A Programm – Ausgangspunkte 

A1: 
Welche Zielebenen gibt es im KSK und wie spie-
len sie zusammen? 
Sind die Ziele klar genug vorgegeben? 
Legen die Ziele Schwerpunktsetzungen innerhalb 
des Programms nahe? 

Klare hierarchische Strukturierung 
der Ziele 
Klarheit qualitativer und quantitati-
ver Programmziele 

- 
Kap. 4.1.2 

A2: 
Helfen die Zielsetzungen, den Programmvollzug 
ausreichend zu steuern? 

Funktion der Programmziele für 
Programmsteuerung 

- 
Kap. 4.1.2 

A3: 
Welche Richtungsweisungen sind in den ersten 
Jahren des Programms vollzogen worden, die 
heute das Programm stark prägen und die für die 
heutige Bewertung der erreichten Leistungen 
entscheidend sind?  

Qualität des Programmstarts - 
Kap. 4.2.1,  
Kap. 4.4.1, 
Kap. 4.5.1 

A4: 
Wo liegen die Grenzen des Programms? 
Wie sinnhaft ist die aktuelle Grenzziehung? 
Welche Vor- und Nachteile hat konkret die Einbe-
ziehung von Projekten, die nicht aus Mitteln des 
KSK finanziert sind? 

Mehrwert des KSK-Dachs - 
Kap.4.2.2 

B Programm – Leitstelle und Fachbehörden / Bezirksämter 
B0: Welche Konsequenzen ergeben sich aus der 
administrativen Struktur des Programms? 

 Pkt. 11 
Kap. 4.3 

B1: 
Welche Konsequenzen ergeben sich aus der 
institutionellen Positionierung der Leitstelle inner-
halb der BSU? Welche Vor- und Nachteile hätten 
alternative Modelle der Positionierung? 

Eignung der institutionellen Positi-
onierung der LSK für die Umset-
zung und Fortschreibung des Pro-
gramms 

Pkt. 11 
Kap. 4.5 

B2: 
Ist die (finanzielle, personelle, fachliche) Ausstat-
tung der LSK ausreichend, um die ihr zugewiese-
nen Aufgaben zur Umsetzung und Fortschreibung 
des KSK wahrzunehmen? 

Eignung der Arbeits- und Verwal-
tungsstrukturen für die Umsetzung 
und Fortschreibung des Pro-
gramms  

Pkt. 11 
Kap. 4.6 
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Evaluationsfragen  Kriterien  Bezug zu Drs. 
19/8311 
Bearbeitet in: 

B3: 
Wird die LSK in ausreichender Weise von Gremi-
enarbeit begleitet? 

Leistungsfähigkeit der Begleitgre-
mien der LSK (AG Klimaschutz, 
Steuerungsgruppe der Staatsräte, 
Bewilligungskonferenz) 

Pkt. 11 
Kap. 4.4 

B4: 
Inwieweit bezieht die LSK Stakeholder und Multi-
plikatorInnen in den Fortschreibungs- und Umset-
zungsprozess des KSK ein? 

Beteiligung von zentralen Stake-
holdern des Hamburger Klima-
schutzgeschehens 

Pkt. 6 
Kap. 4.8 

C Programm – Prozess und Vollzug 

C1: 
Ist das Antrags- und Bewilligungsverfahren aus-
reichend transparent und effizient? 

Transparenz und Effizienz des 
Antragsverfahrens 

Pkt. 10 
Kap. 4.9.2 

C2: 
Wirkt das Verfahren ausreichend selektierend und 
fokussiert es das Projektportfolio ausreichend auf 
die Programmziele hin? 

Effektivität des Antrags- und Bewil-
ligungsverfahrens 

Pkt. 10 
Kap. 4.9.2 

C3: 
Ist eine ausreichende Erfolgskontrolle gewährleis-
tet?  

Intensität und Effizienz der Pro-
jektbegleitung 

Pkt. 2, 10 
Kap. 4.10.2 

C4: 
Welchen Nutzen hat das eBIS-Klima? Ist es sinn-
voll, mit dem Instrument weiter zu arbeiten? 

Effizienz des eBIS-Klima Pkt. 2, 10 
Kap. 4.10.2 

C5: 
Wie und auf welcher Grundlage sind die Mittel auf 
die einzelnen Programmsektoren aufgeteilt? 
Beeinträchtigt eine ungleiche Verteilung die Moti-
vation der Beteiligten? 

Effektivität der Mittelzuteilung Pkt. 10 
Kap. 4.2.2 

C6: 
Wie umfangreich ist der Mehraufwand, der durch 
die Zusammenführung der Projekte unter dem 
Dach des KSK entsteht?  
Welche Synergien entstehen durch die Zusam-
menführung der Projekte unter dem Dach des 
KSK? 

Effizienz der eingesetzten Res-
sourcen 

Pkt. 1 
Kap. 4.2.2 

D Programm – Kommunikation 

D1 
Welche Rolle spielt das KSK in der Kommunikati-
on der gesamten Hamburger Klimapolitik? 

Wahrnehmung des KSK als Be-
standteil der Hamburger Klima-
schutzpolitik 

- 
Kap. 4.12 

D2: 
Mit welchen Maßnahmen tritt das KSK an die 
Öffentlichkeit?  
Wie sind diese zu bewerten? 
Sind die bisherigen Dokumentationen (Drucksa-
chen) des KSK geeignete Kommunikationsin-
strumente? 

Öffentliche Wahrnehmung / Image 
des Programms bei zentralen Sta-
keholdern 

Pkt. 7 
Kap.4.11 

D3: 
Inwieweit kommunizieren die am KSK beteiligten 
Projekte selbst die Ziele und Inhalte des KSK 
nach außen? 

Ownership des Programms Pkt. 7 
Kap. 4.11.2 
Kap. 5 
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Evaluationsfragen  Kriterien  Bezug zu Drs. 
19/8311 
Bearbeitet in: 

D4: 
Welche Vernetzungen schafft das KSK? In wel-
chen Netzwerken ist das KSK beteiligt und welche 
Netzwerke stiftet es? 

Vernetzungsgrad des KSK  Pkt. 6 
Kap. 4.7 

Tab. 2: Verknüpfung der Kriterien der Drs. 20/2676  mit den Fragen der Programmevaluation 

Kriterien gemäß Drs. 20/2676 (s. S. 32) Fragen der Programmevaluation 

1 Effizienz der eingesetzten Ressourcen tw.C6; diese Bewertungsebene ist eine übergeordnete; 
eine Bewertung ist nur in der Zusammenschau aller vor-
gesehenen Programm- und Projektanalysen möglich. 

2 Programmvollzug C3, C4 und Ergebnisse aus der Projektevaluation. 

3 Qualität des fachlich-methodischen 
Projektansatzes 

Ergebnisse aus der Projektevaluation 

4 On-Site-Prüfungen On-Site-Prüfungen sind im Rahmen der Evaluation nicht 
vorgesehen.  

5 Querbezüge zu anderen Umwelteffek-
ten 

Eine detaillierte Untersuchung zu diesem Kriterium ist auf 
der Ebene der Programmevaluation nicht möglich. Im 
Rahmen der Projektevaluation werden auch projektspezi-
fische Ziele abgefragt, die über Klimaziele hinausgehen. 

6 Vernetzung und Prozessbeteiligung 
von Multiplikatoren 

B4, D4 und Ergebnisse aus der Projektevaluation 

7 Zielgruppenerreichung und Wirkungen 
bei Multiplikatoren und Zielgruppen 

D2, D3 und Ergebnisse aus der Projektevaluation 

8 Struktureffekte und Wertschöpfung Eine detaillierte Untersuchung zu diesem Kriterium ist auf 
der Ebene der Programmevaluation nicht möglich. Aller-
dings wurde versucht, im Rahmen der Projektevaluation 
gutachterliche Meinungen zu diesem Punkt einzuholen.  

9 Einbeziehung anderer Treibhausgase Die Bearbeitung dieses Kriteriums würde eine umfang-
reiche Untersuchung ähnlich der des CO2-Monitorings 
voraussetzen. Dies ist im Rahmen dieses Evaluations-
projekts nicht möglich. 

10 Umsetzungsprozesse und Verfahren C1, C2, C3, C4 

11 Organisatorische Strukturen B1, B2, B3 

3.4 Projektevaluation: Evaluationsgegenstand und Evaluationsfragen 

3.4.1 Präzisierung des Evaluationsgegenstands 

Der Gegenstand der Projektevaluation besteht aus einem komplexen und sehr umfassenden 
Projektportfolio, das in Kap. 4.2 im Einzelnen charakterisiert wird. Aktuell umfasst das KSK-
Projektportfolio mehr als 470 Projekte, diese sind allerdings nur z. T. aus Mitteln des KSK ge-
fördert. Die geförderten Projekte wiederum sind von sehr unterschiedlicher Größe (Finanzvo-
lumen) und Laufzeit. Im Rahmen der Evaluation mussten für die genauere Analyse einzelne 
Projekte gezielt ausgewählt werden. Dies erfolgte nach einem nachvollziehbaren und in Kap. 
3.4.3 beschriebenen Verfahren. 



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 32 30.04.2012 

Der Evaluationsgegenstand der Projektevaluation sind zum einen die Projekte selbst, die als 
eigenständige Vorhaben mit ihren jeweiligen Zielen und individuellen Konstellationen (Projekt-
beteiligte, Finanzierungsquellen, Vorgehensweisen) zu betrachten sind (wie funktioniert das 
Projekt selbst?). Zum anderen muss es aber wesentlich auch darum gehen, die Projekte als 
Teil des Programms zu betrachten und zu bewerten (welche Beiträge liefern die Projekte zum 
Programm und inwieweit profitieren sie von ihrer Einbindung unter dem Dach des KSK?). Letz-
tere Fragen haben umfangreiche Überschneidungen mit der Programmevaluation. 

3.4.2 Evaluationsfragen 

In Abhängigkeit vom Evaluationsgegenstand lassen sich die Evaluationsfragen mit Blick auf die 
zwei Betrachtungs- und Bewertungsebenen wie folgt präzisieren: 

 Projekt als Teil des Programms: 

 In welchem Ausmaß nehmen sich die Projekte als Teil des KSK wahr? Gibt es die mit 
dem KSK intendierte und nach außen hin präsentierte gemeinsame Identität der Projek-
te?  

 In welcher Weise profitiert das Projekt durch seine Einbindung in das KSK (z. B. Finan-
zierung, verbesserte Außendarstellung, Vernetzung mit anderen Projekten)? Welche als 
lästig empfunden Nebeneffekte sind mit der Einbindung verbunden (z. B. administrativer 
Aufwand)? Welche Dienstleistungen übernimmt die Leitstelle für das Projekt? 

 Welchen Beitrag leistet das Projekt zum Programm? Wie viel CO2-Einsparung bringt 
das Projekt? Welche anderen Leistungen erbringt es und wie lassen sich diese mes-
sen? 

 Wie sieht die Kommunikation zwischen den Projektdurchführenden und der Leitstelle 
aus? Wie werden die Kommunikationswege von den Projektdurchführenden empfun-
den?  

 Inwieweit fördert das KSK mit seiner Mittelausstattung Mitnahmeeffekte, d.h. unterstützt 
Projekte, die auch ohne das KSK zustande gekommen und durchgeführt worden wä-
ren? 

 Eignet sich das Projekt als good practice-Projekt, das vorbildhaft für Projektentwicklun-
gen der Zukunft sein kann? Aus welchen Fehlern des Projekts können andere Projekte 
und das Programm selbst profitieren? 

 Projekt als in sich eigenständige Aktivität: 

Für die Evaluation der Projekte als in sich eigenständige Aktivität werden die fünf übergeordne-
ten Bewertungskriterien Relevanz, Effizienz, Effektivität, Wirkung und Nachhaltigkeit herange-
zogen. Dabei handelt es sich um „klassische“ Bewertungskriterien, die aus der wissenschaftli-
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chen Literatur belegt werden können (s. z. B. Überblick in Stockmann 2006: 1663). Daraus er-
geben sich folgende Fragen für die Prüfung der Einzelprojekte: 

Relevanz: 

 Identifiziert das Projekt eine klare Problemstellung? 
 Setzt es an gegebenen Bedürfnissen von Zielgruppen an? 
 Nennt das Projekt klare Zielsetzungen auf den Ebenen output (erbrachte Leistungen, 

Produkte), outcome (erreichte unmittelbare Ziele) und impact (erreichte mittelbare Ziele, 
Wirkungen)? 

 Benennt es klar die für die Umsetzung erforderlichen Mittel, Maßnahmen und den benö-
tigen Zeitrahmen? 

 Werden Annahmen und Risiken klar dargestellt? 

Effizienz: 

 Wurde das Projekt plangemäß umgesetzt?  
 Welche Änderungen gab es hinsichtlich Zielgruppen, Zielsetzungen, Inhalten, Umset-

zung und Zeitrahmen? 
 In welchem Verhältnis stehen die entstandenen Kosten zu den erreichten Zielsetzungen 

(output, outcome)? 

 Gab es ein Projektmonitoring? 

Effektivität: 

 Wurden die geplanten outputs von den vorgesehenen Nutzern genutzt? 

 Wurden die unmittelbaren Zielsetzungen (outcome) im geplanten Kostenrahmen er-
reicht? 

Wirkungen / Impact: 

 Inwieweit wurden die vorgesehenen Wirkungen erreicht? 

 Gab es ungeplante (positive, negative) Wirkungen? 

Nachhaltigkeit: 

 Inwieweit und über welche Zeiträume waren zentrale Stakeholder (Zielgruppen, Multipli-
katoren) in das Vorhaben involviert? 

 Inwieweit passen die im Projekt bereitgestellten Leistungen zu den Bedürfnissen der 
Zielgruppen?  

 Sind die Zielgruppen und Multiplikatoren in der Lage, erworbene Kenntnisse anzuwen-
den oder eigenständig weiterzugeben? 

 Inwieweit war das Projekt in bestehende institutionelle Strukturen eingebettet? 

                                                 
3 Stockmann R. 2006: Evaluation und Qualitätsentwicklung - Eine Grundlage für wirkungsorientiertes 
Qualitätsmanagement. Band 5 der Reihe Sozialwissenschaftliche Evaluationsforschung, Münster,  
375 S. 
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 Inwieweit bestehen bei der geförderten Einrichtung und / oder den beteiligten Einrich-
tungen Kapazitäten zur Weiterführung des Projekts bzw. von Teilen des Projekts?  

Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass aufgrund der Vielzahl der im 
Rahmen der Projektevaluation zu berücksichtigenden Projekte einer intensiven Auseinander-
setzung mit jedem einzelnen Projekt enge Grenzen gesetzt sind. Zum Teil sind die Bewertun-
gen auf die Selbsteinschätzung der Projektverantwortlichen angewiesen. 

3.4.3 Auswahl der Projekte für die Projektevaluation 

Der Auswahl der Projekte für die Projektevaluation wurde eine Projektliste mit Stand Ende Au-
gust 2011 zugrunde gelegt. Diese beinhaltete damals 471 Projekte, die unter dem Dach des 
KSK zusammengefasst wurden. Davon sollten ca. 70 Projekte für eine detailliertere Betrach-
tung im Rahmen der Projektevaluation ausgewählt werden. Diese Auswahl erfolgte nachvoll-
ziehbar anhand definierter Kriterien.  

Für die Auswahl wurden zwei Ansätze verfolgt: 

1. eine Auswahl, die – mit Fokus auf die Entwicklung von KSK-Projekten in den zurücklie-
genden Jahren – eine Bewertung bisheriger Projektverläufe für ein möglichst breites 
Spektrum unterschiedlicher Projekttypen zulässt und aus der sich Beiträge für die Be-
wertung des Programms ableiten lassen; 

2. eine gezielte Auswahl von gut und schwierig verlaufenden Projekten, aus deren beson-
deren Leistungen bzw. Schwierigkeiten man für die weitere Entwicklung von Projekten 
unter dem Dach des KSK lernen kann. 

 Kriteriengeleitete Auswahl eines möglichst breiten Projektspektrums: 

Die Kriterien für die geschichtete Auswahl wurden in Abhängigkeit leicht verfügbarer Basisda-
ten über die Projekte festgelegt: 

 Sektorzuordnung der Projekte: mit der Auswahl sollte auch gewährleistet sein, dass je-
de Behörde mit mindestens einem Projekt im zu prüfenden Portfolio repräsentiert ist; 

 Finanzvolumen und Umfang der CO2-Einsparung: es sollten sowohl große, mittlere und 
kleine Projekte betrachtet werden; ausdrücklich sollten auch Projekte einbezogen wer-
den, die nicht aus Mitteln des KSK finanziert sind; 

 Grad der Evaluierbarkeit gemäß Studie des Wuppertal Instituts zum CO2-Monitoring. 

In der der Auswahl der Projekte zugrunde gelegten Projektliste mit Stand August 2011 haben 
sich im Nachgang mehrere, z. T. auch gravierende Änderungen ergeben. Dies betraf u.a. auch 
die Höhe der Fördersumme. Daher würde eine nochmalige Auswahl von Projekten auf der 
Grundlage der beschriebenen Kriterien heute möglicherweise zu einer anderen Projektauswahl 
führen. 

Einen Überblick über die Ausprägung der drei Kriterien bei den damals berücksichtigten 471 
Projekten gibt Tab. 3. Zur Klassifizierung der Projekte nach ihrem Fördervolumen wurde eine 
ABC-Analyse durchgeführt, bei der die Projekte jedes einzelnen Sektors nach der Größe ihres 
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Fördervolumens absteigend sortiert wurden. A-Projekte sind demnach alle Projekte, die nötig 
sind, um die ersten 80% der Gesamtsumme des Fördervolumens im jeweiligen Sektor abzude-
cken, B-Projekte sind die zusätzlich nötigen Projekte, um insgesamt 95% des Fördervolumens 
zu erreichen und C-Projekte die verbleibenden Projekte, die also die verbleibenden 5% abde-
cken. 

Tab. 3: Grundlagen für die geschichtete kriteriengeleitete Projektauswahl 

Anzahl der Projekte 

CO2 be-
rechnet / 
geschätzt 

Evaluierbarkeit hinsichtlich CO2 

Gesamt-
ergebnismöglich 

mit höherem 
Aufwand 
möglich 

prinzipiell 
möglich k.A. 

Energie 20 13 13 9 23 78
A-Projekt 3 3  2 8

B-Projekt 4 2  1 7

C-Projekt  3 2 2  3 10

nicht KSK-gefördert 10 11 6 9 17 53

Gebäude 24 11 5 31 36 107
A-Projekt 5   5

B-Projekt 3 2 2  2 9

C-Projekt  5 1 1 6 13

nicht KM-gefördert 11 8 3 30 28 80

Mobilität 9 8 15 4 29 65

A-Projekt 4 1 1   6

B-Projekt 1 1  1 3

C-Projekt  3 1 1 4 9

nicht KSK-gefördert 1 7 12 3 24 47

Wirtschaft und Anlagen-
technik 6 13 6 5 20 50

A-Projekt 1 1   2

B-Projekt 1  2 3

C-Projekt  2 1 1   4

nicht KSK-gefördert 2 12 4 5 18 41

Klimafolgenmanagement    1   21 22
A-Projekt     1 1

B-Projekt     3 3

C-Projekt     2 2

nicht KSK-gefördert   1  15 16

Bewusstseinsbildung 2 6 11 2 54 75

A-Projekt (Fördervolu-
men) 2 1  9 12

B-Projekt 1  9 10

C-Projekt 1 1 1 9 12

nicht KSK-gefördert 1 3 9 1 27 41

Forschung 1 1    30 32
A-Projekt 1  3 4

B-Projekt  2 2

nicht KM-gefördert 1  25 26
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Anzahl der Projekte 

CO2 be-
rechnet / 
geschätzt 

Evaluierbarkeit hinsichtlich CO2 

Gesamt-
ergebnismöglich 

mit höherem 
Aufwand 
möglich 

prinzipiell 
möglich k.A. 

Nationale und internationale  
Kooperationen       32 32

A-Projekt     3 3

B-Projekt     3 3

C-Projekt      3 3

nicht KSK-gefördert     23 23

Evaluierung und Monitoring       10 10

A-Projekt     2 2

B-Projekt     2 2

C-Projekt      1 1

nicht KSK-gefördert     5 5

Gesamtergebnis 62 52 51 51 255 471

 
Unter der Prämisse, dass der Sektor „Evaluierung und Monitoring“ nicht Untersuchungsgegen-
stand ist und alle verbleibenden acht Sektoren gleichwertig vertreten sein sollten, ergab sich 
der in Tab. 4 skizzierte Vorschlag zur Bestimmung der einzelnen Projekte.  

Dieser Vorschlag kam methodisch wie folgt zustande: Zunächst wurden innerhalb eines jeden 
Sektors alle vier Klassen (A, B, C, keine Förderung) mit zwei Projekten besetzt. Innerhalb einer 
jeden Zeile wurden dann die zwei Projekte auf die Gruppen mit den höchsten Zahlenwerten in 
der obigen Tabelle aufgeteilt. Dort wo diese Aufteilung nicht zwingend war, wurden zuerst die 
anderen Zellen des Sektors besetzt, um dann am Ende auch eine Balance nach den Ausprä-
gungen des Merkmals „Evaluierbarkeit“ herzustellen. 

Dort, wo innerhalb einer Subgruppe Wahlmöglichkeiten bestanden, wurden die zu evaluieren-
den Projekte in Abstimmung mit der LSK bestimmt. 

Tab. 4: Vorschlag zur Projektauswahl  

Anzahl auszuwählender 
Projekte 

CO2 be-
rechnet / 
geschätzt 

Evaluierbarkeit hinsichtlich CO2 

Gesamt-
ergebnismöglich 

mit höherem 
Aufwand 
möglich 

prinzipiell 
möglich k.A. 

Energie 3 1 2  2 8

A-Projekt 1 1   2

B-Projekt 1 1   2

C-Projekt  1  1 2

nicht KSK-gefördert 1  1 2

Gebäude 4 1 1 2 8
A-Projekt 2   2

B-Projekt 1 1   2

C-Projekt  1  1 2

nicht KSK-gefördert 1 1 2
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Anzahl auszuwählender 
Projekte 

CO2 be-
rechnet / 
geschätzt 

Evaluierbarkeit hinsichtlich CO2 

Gesamt-
ergebnismöglich 

mit höherem 
Aufwand 
möglich 

prinzipiell 
möglich k.A. 

Mobilität 2 1 2  3 8

A-Projekt 1 1   2

B-Projekt 1  1 2

C-Projekt  1  1 2

nicht KSK-gefördert 1  1 2

Wirtschaft und Anlagen-
technik 3 2 1  2 8

A-Projekt 1 1   2

B-Projekt 1  1 2

C-Projekt  1 1   2

nicht KSK-gefördert 1  1 2

Klimafolgenmanagement    1   7 8
A-Projekt  1 1

B-Projekt  2 2

C-Projekt   2 2

nicht KSK-gefördert 1  2 3

Bewusstseinsbildung  1 1  6 8
A-Projekt 1  1 2

B-Projekt  2 2

C-Projekt   2 2

nicht KSK-gefördert 1  1 2

Forschung 1 1  6 8
A-Projekt 1  1 2

B-Projekt  2 2

nicht KSK-gefördert  1  3 4

Nat. und internat. Kooperationen      8 8

A-Projekt     2 2

B-Projekt     2 2

C-Projekt      2 2

nicht KSK-gefördert     2 2

Evaluierung und Monitoring           

B-Projekt       

C-Projekt        

nicht KSK-gefördert       

Gesamtergebnis 13 7 7 1 36 64
 

 Auswahl von gut und schwierig verlaufenden Projekten: 

Für alle Sektoren des KSK (mit Ausnahme des Sektors Evaluierung und Monitoring) wurden 
Mitarbeitende aus den Behörden, denen sich zentrale Zuständigkeiten für die jeweiligen Sekto-
ren zuordnen lassen, gebeten, möglichst je zwei Projekte benennen, die als besonders heraus-
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ragend und als besonders schwierig verlaufend eingeschätzt werden. Dabei sollten insbeson-
dere auch jene Projekte vorgeschlagen werden, die mit Blick auf die im Arbeitsprogramm des 
Senats formulierten Ziele (Beiträge zur Wertschöpfung und Struktureffekten, Synergien zwi-
schen Klimaschutz, Wirtschaftseffekten und Kooperation) besonders relevant sind.  

Letztendlich führte die Auswahl zu 71 Projekten, die in der Projektevaluation einer genaueren 
Betrachtung unterzogen wurden. 

3.5 Instrumente der Datenerhebung 

Für die Datenerhebung wurden im Rahmen der Evaluation folgende Instrumente eingesetzt: 

 Dokumentenanalyse, 
 Interviews, 
 Online-Umfragen, 
 Workshops, 
 Teilnehmende Beobachtungen. 

3.5.1 Dokumentenanalyse 

Im Rahmen der Dokumentenanalyse wurden alle im Zusammenhang mit der Programm- und 
Projektevaluation relevanten Dokumente gesichtet. Hierzu gehörten insbesondere  

 die Klimaschutzdrucksache (Drs. 18/6803 vom 21.8.2007) und ihre Fortschreibungen 
(Drs. 19/1752 vom 9.12.2008, Drs. 19/4906 vom 22.12.2009, Drs. 19/8311 vom 
4.1.2011 und Drs. 20/2676 vom 20.12.2011 sowie die dazugehörigen Petita), 

 die verfügbaren Dokumente externer Gutachter zum CO2-Monitoring (Wuppertal Institut 
GmbH, Öko-Institut e.V. Endbericht vom Februar 2011) und das Basisgutachten zum 
Masterplan Klimaschutz (arrhenius-Institut, Oktober 2010), 

 das eBIS-Klima mit allen verfügbaren Informationen zu den einzelnen Projekten, wobei 
nicht alle eBIS-Eintragungen aktuell waren,  

 z. T. Projektberichte und Broschüren (falls vorhanden), 
 z. T. Internetdarstellungen zu Projekten (falls vorhanden), 
 die Internetseite des Klima- und Energieportals Hamburg (http://klima.hamburg.de), 
 die interne Prüfmitteilung des Rechnungshofs (Ergebnis der Prüfung Hamburger Klima-

schutzkonzept, September 2011) sowie die Ergebnisse der Prüfungen des Rechnungs-
hofs zu einzelnen KSK-Projekten, 

 das Arbeitsprogramm des Senats (Mai 2011), 
 Protokolle verschiedener Gremiensitzungen. 

3.5.2 Interviews und Abklärungsgespräche 

Im Rahmen der Programmevaluation wurden folgende Interviews geführt: 

 Interviews mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe: neun Interviews im Juni und Juli 
2011, zwischen 40 und 60 Minuten Dauer; Fragen zu  

 eigenen Tätigkeitsschwerpunkten im Zusammenhang mit dem KSK,  
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 Kooperationen mit anderen Behörden und Organisationen,  

 bedeutsamen Projekten des KSK, 

 den zentralen Erfolgen und bedeutenden Potenzialen des KSK  

 den wichtigen Hemmnissen für die Umsetzung 

 den Erwartungen an die Evaluation; 

 Interviews (telefonisch) mit externen Experten, die nicht in das KSK und seine Entwick-
lung eingebunden sind, die aber intensiv mit der Thematik Klimaschutz und Klimaan-
passung sowie mit der Entwicklung von Strategien und Konzepten vor allem zum Kli-
maschutz in anderen Städten befasst sind, um eine Außeneinschätzung des Hambur-
ger Ansatzes zu erhalten: drei Interviews (Dr. Werner Neumann / Leiter des Energiere-
ferats der Stadt Frankfurt, Joachim Lorenz / Vorsitzender des Klima-Bündnis e.V., Refe-
rent für Gesundheit und Umwelt der Landeshauptstadt München, DDr. Christine Fohler-
Norek / Obersenatsrätin, Magistratsdirektion Klimaschutzkoordination, Wien); Fragen zu  

 der Bedeutung des Klimaschutzes in der eigenen Tätigkeit, 

 den Möglichkeiten und Grenzen des kommunalen Klimaschutzes und sinnvollen 
Schwerpunktsetzungen, 

 den Zielen, dem Aufbau und den Resultaten des KSK. 

Zusätzlich zu den Interviews haben mehrere Gesprächsrunden mit den Mitarbeitenden der LSK 
stattgefunden, im Rahmen derer neben dem Austausch zum Stand der Evaluation auch kon-
krete Nachfragen zu Einzelthemen möglich waren: 

 06.06.2011: Auftaktgespräch zur Klärung von Evaluationsgegenstand, Erwartungen an 
die und Ziele der Evaluation, zur Klärung von Strukturen, Beteiligungen (LSK, Steue-
rungsgruppe, Fachbehörden, Bezirksämter) und Informationen zu Instrumenten (eBIS-
Klima);  

 27.07.2011: Informationen zu wichtigen Dokumenten, zu Gremien, KSK-Projekten und 
zu Personen, die in den Prozess eingebunden werden sollen; 

 28.09.2011: insbesondere Abstimmung zum Workshop Programmevaluation; 
 24.11.2011: Austausch zum Antrags- und Bewilligungsverfahren (Diskussion der Be-

wertungsmatrix); 
 19.01.2012: Informationen zu den aktuellen Entwicklungen im politischen Umfeld des 

KSK, Fragen zur Bewertung von Einzelprojekten, zur Selbstverpflichtung und zu den 
aus dem KSK finanzierten Personalstellen; 

 14.03.2012: Diskussion des Rohberichts. 

Darüber hinaus wurden am Rande der Workshops und Steuerungsgruppensitzungen Gesprä-
che mit den Teilnehmenden geführt. Bilaterale Klärungen haben auf telefonischem Wege auch 
mit Mitarbeitern der LSK stattgefunden. 

Als zusätzliches Abklärungsgespräch wurde am 06.03.2012 ein Telefonat mit einem Vertreter 
des Bezirksamts Eimsbüttel geführt.  

Für die Projektevaluation wurden keine Interviews durchgeführt, da dies aus Kapazitäts- und 
Zeitgründen für 71 Projekte nicht möglich war. Um eine für alle Projekte vergleichbare Informa-
tionsgrundlage zu haben, wurde auch auf die Führung ausgewählter Einzelinterviews verzich-
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tet. Allerdings erfolgte eine Rückkoppelung der Projektbewertungen mit den jeweiligen Sekto-
renverantwortlichen in der LSK, im Rahmen derer auf informellem Wege zusätzliche Informati-
onen eingeholt werden konnten.  

Ein geplantes Telefoninterview mit dem Leiter des Amts NR (Natur- und Ressourcenschutz) 
der BSU, Herrn Hans Gabányi, zu Fragen der Historie des Masterplans und zu strategischen 
Grundüberlegungen, der Arbeitsweise bei der Erstellung des Masterplans (Gremienarbeit, Info-
veranstaltungen etc.) und zu den Erwartungen an die Evaluation als Input für den Masterplan 
sowie zu Punkten, die vor dem Hintergrund der Masterplanerstellung für die Evaluation zu be-
rücksichtigen sind, konnte nicht mehr stattfinden. Stattdessen wurden Fragen per Mail beant-
wortet. 

3.5.3 Online-Umfragen 

Sowohl im Rahmen der Programm- als auch der Projektevaluation wurde eine Online-Umfrage 
durchgeführt.  

 Online-Umfrage Programm: 

Bei der Online-Umfrage Programm ging es darum, eine aussagekräftige Anzahl von Personen 
mit ihren Einschätzungen zum bisherigen Verlauf des KSK und ihren Vorstellungen für die Wei-
terentwicklung des Programms in den Evaluationsprozess einzubeziehen. Dazu hat das Evalu-
ationsteam schon im Rahmen des Startgesprächs mit der LSK und bei den Interviews mit den 
Mitgliedern der Steuerungsgruppe um Hinweise zu Schlüsselpersonen gebeten. Zusammen mit 
den Mitgliedern der Arbeitsgruppe (AG) Klimaschutz entstand so ein Pool von rund 120-130 
Personen, die als wichtige Auskunftspersonen eingestuft wurden. 

Für die Umfrage erschien es sinnvoll, möglichst nur solche Personen einzubeziehen, die eine 
breite, nicht nur rein projektbezogene Sicht auf das Programm haben. Ferner sollte bei der 
Auswahl darauf geachtet werden, dass mit Blick auf die spätere Auswertung der Befragung 
nicht zu viele Personen aus derselben Behörde bzw. demselben Amt einbezogen werden. In 
Absprache mit der LSK wurden schließlich aus diesem Pool 113 Adressen identifiziert, die zur 
Online-Umfrage Programm eingeladen werden sollten. 

Die Erstellung des Fragebogens erfolgte auf der Basis der formulierten Evaluationsfragen (s. 
Kap. 3.3.2). Bei der Ausarbeitung der Fragen wurde darauf geachtet, eine interessante Mi-
schung aus quantitativen Fragen (ja/nein, Einschätzungsfragen mit Bewertungsskalen) und 
qualitativen Fragen (Begründungen, Einschätzungen ohne Bewertungsskala) auszuarbeiten 
und anbieten zu können. Der Fragebogen-Entwurf wurde am 29. Juli 2011 der LSK zur Begut-
achtung und Kommentierung zur Verfügung gestellt. Die Rückmeldungen der LSK wurden so-
weit als möglich in den endgültigen Fragenbogen übernommen. Der definitive Fragebogen 
(siehe Anhang 1) umfasste 67 „Items“, die nicht in allen Fällen als Einzelfragen zu behandeln 
sind, im Weiteren aber vereinfachend als „Fragen“ geführt werden. Der Fragebogen war wie 
folgt strukturiert: 

 Eingangsfragen zur Einordnung des Befragten, 
 Verlauf des Programmstarts und Positionierung der Leitstelle, 
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 Mehrwert des KSK, 
 Kontaktaufnahmen mit LSK, 
 Gremienarbeit, 
 Antragstellung und Bewilligungsverfahren, 
 Projektbegleitung, 
 Mittelzuteilung, 
 Kommunikation des KSK, 
 Vernetzung, 

 Abschlussfragen (u.a. zum Arbeitsprogramm des Senats). 

Der Fragebogen wurde anschließend mit dem Internettool von www.2ask.de in eine im Internet 
zu bearbeitende Online-Form gebracht.  

Am 31. Juli 2011 wurden 113 E-Mail-Adressen angeschrieben und um Beteiligung an der Onli-
ne-Umfrage gebeten. Diese automatisch aus dem Internet-Tool heraus generierte Einladung 
wurde am folgenden Tag durch eine separate E-Mail der LSK an alle Adressen flankiert, mit 
der auch seitens der LSK noch einmal um Mitwirkung gebeten wurde. Im Verlauf des Monats 
August wurden aus dem Kreis der Steuerungsgruppe zwei weitere Adressen benannt, die am 
25. August 2011 zur Teilnahme eingeladen wurden. Ebenfalls am 25. August 2011 wurde eine 
erste Erinnerungsmail an alle diejenigen 79 E-Mail-Adressen geschickt, die sich bis dato noch 
nicht beteiligt hatten. Am 30. August wurde eine zweite Erinnerungsmail an die nunmehr ver-
bleibenden 69 Adressen verschickt. 

Den Teilnehmenden an der Befragung konnte volle Anonymität zugesichert werden. Tatsäch-
lich erlaubt es das Tool nicht, festzustellen, welche der angeschriebenen E-Mail-Adressen ge-
antwortet haben oder welcher Fragebogen welcher Adresse zuzuordnen wäre. Die Zusendung 
der erwähnten Erinnerungsmails generiert das System vollautomatisch; die Kunden von 
2ask.com bekommen keinerlei Überblick darüber, welche E-Mail-Adresse sich schon beteiligt 
hat und welche nicht. 

Am 4. September 2011, nach insgesamt 36 
Tagen online, wurde die Befragung abge-
schlossen. Bis dato hatten sich 59 Perso-
nen beteiligt. Ein Fragebogen war leer ab-
geschickt worden, sodass 58 Fragebögen 
in die Auswertung übernommen werden 
konnten. Der bereinigte Rücklauf betrug 
somit 58 von 115, gleich 50,4%.  

Die Auswertung der Frage 4 („Welcher Art 
von Organisation / Institution ordnen Sie 
sich zu?“) zeigt, dass mehr als 80% der 
eingegangenen Fragebögen von Behör-
denmitarbeitern ausgefüllt wurden (s. Abb. 
1), während sich wissenschaftliche Einrich-
tungen, Unternehmen, NGOs  und „Sonsti- 

Abb. 1: Ergebnisse zu Frage Q4 der Online-Umfrage Programm 

80,4%

8,9%

5,4%
1,8%

3,6%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

Sonstige

NGO

Unternehmen

wissenschaftliche
Einrichtung
Behörde



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 42 30.04.2012 

ge“ mit deutlich weniger Personen beteiligten. Die Ergebnisse der Online-Umfrage Programm 
spiegeln also sehr stark die Behördensicht auf das KSK wider. 

In Anbetracht der stark vorstrukturierten Auswahl der Befragungsteilnehmenden (alle Personen 
sind dem näheren Umfeld des KSK zuzurechnen) und der starken Präsenz von Behörden unter 
den Antwortenden gab es überraschend viele Antworten vom Typ „weiß nicht / keine Angabe“. 

Zur Befragung gab es unterschiedliches Feedback, dessen Bandbreite sich durch die beiden 
folgenden Rückmeldungen darstellen lässt: 

 „super Sache, das hier! Kritik und Anregungen nicht anonymisiert in der Behörde unter-
zubringen, ohne sich selbst zu schaden, ist nämlich leider ziemlich schwierig ...“ 

 „das Antrags- und Genehmigungsverfahren für das KSK ist viel zu umfänglich und um-
ständlich, wie dieser Fragebogen. Entfrachten, verschlanken, entbürokratisieren!“ 

 Online-Umfrage Projekte: 

Bei der Online-Umfrage Projekte ging es darum, ergänzende Informationen zu den für die ver-
tiefende Betrachtung im Rahmen der Projektevaluation ausgewählten 71 Projekten einzuholen 
(wobei zwei zu evaluierende Projekte auf Wunsch der Fachbehörden von der Online-Umfrage 
ausgeschlossen blieben, eines davon, weil es erst angelaufen war, s. Kap. 3.4.3). Diese Infor-
mationen sollten möglichst von solchen Personen kommen, die als so genannte „Projektdurch-
führende“ identifiziert worden waren, die also über möglichst konkrete Einsichten in die Abwick-
lung der Projekte verfügen sollten. Da diese Personen nur in geringem Ausmaß direkt aus e-
BIS-Klima entnommen werden konnten, machte dies z.T. aufwändige Recherchearbeiten sei-
tens der LSK erforderlich, da diese aus Gründen des Datenschutzes kein Zugriff auf diese 
Sachinformationen hat. 

Die Erstellung des Fragebogens erfolgte auf der gleichen Grundlage wie bei der Online-
Umfrage Programm (s.o.). Grundlage waren auch hier die vorab formulierten Evaluationsfragen 
(s. Kap. 3.4.2).  

Der Fragebogen-Entwurf wurde am 24. November 2011 der LSK zur Begutachtung und Kom-
mentierung zur Verfügung gestellt, und die Rückmeldungen der LSK wurden soweit als möglich 
für die Erstellung des endgültigen Fragenbogens berücksichtigt. 

Der Fragebogen wurde wieder mit dem Internettool von www.2ask.de in eine im Internet zu 
bearbeitende Online-Form gebracht. Diesmal umfasste der definitive Fragebogen 53 Fragen 
bzw. Items (s. Anhang 2). Er war wie folgt strukturiert: 

 Eingangsfragen zur Einordnung des Befragten, 
 Einbindung des Projekts in das KSK, 
 Vernetzungen, 
 Ausgangspunkte, Ziele und Zielgruppen, 
 Zielerreichung, 
 Nachhaltigkeit und Wirkungen, 
 Projektbewertung, 

 Abschlussfrage. 
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Da sich die Zusammenstellung der zu kontaktierenden Adressen zeitaufwändig gestaltete (s.o.) 
musste die Einladung zur Online-Umfrage in mehreren Wellen erfolgen. Am 6. Dezember 2011 
wurde ein erster Schwung von 32 E-Mail-Adressen angeschrieben und um Beteiligung an der 
Online-Umfrage gebeten. Weitere Anschreiben erfolgten am 13. Dezember (29 Adressen) und 
am 19. Dezember (18 Adressen). Insgesamt wurden also 79 E-Mails verschickt. Mehrfach ver-
treten waren das Projekt „Aus der Region – für die Region“ (2007/155) mit acht Kontaktadres-
sen sowie drei weitere Projekte mit je zwei Kontaktpersonen. Unter den angeschriebenen Per-
sonen waren sieben, die für je zwei unterschiedliche Projekte kontaktiert wurden. Alle ange-
schriebenen Personen wurden wiederum zeitnah von der LSK per Anschluss-Mail darum gebe-
ten, sich an der Umfrage zu beteiligen. Am 22. Dezember 2011 wurde eine erste Erinnerungs-
mail an alle 54 E-Mail-Adressen geschickt, die sich bis dato noch nicht beteiligt hatten. Am 2. 
Januar 2012 erging eine zweite Erinnerungsmail an die nunmehr noch verbleibenden 44 Ad-
ressen. Mit dem Ziel, möglichst 75% aller Projekte zur Beteiligung zu bewegen, wurden am 9. 
und 10. Januar 2012 alle diejenigen Personen, die sich bis dahin noch nicht beteiligt hatten, 
vom Evaluationsteam noch einmal telefonisch kontaktiert. 

Aufgrund der spezifischen Projektbezogenheit dieser Umfrage musste eingangs abgefragt 
werden, auf welches Projekt (Projektnummer und Titel) sich die nachfolgenden Antworten be-
zogen. Damit mussten die Antwortenden dem Evaluationsteam gegenüber ihre Anonymität 
aufgeben. Seitens des Evaluationsteams wurde ihnen aber zugesichert, diese Anonymität ge-
genüber vom Auftraggeber und /oder Dritten zu wahren. 

Am 11. Januar 2012, nach insgesamt 37 
Tagen online, wurde die Befragung abge-
schlossen. Bis dahin waren verwertbare 
Rückmeldungen zu 56 der angeschriebe-
nen 69 Projekte eingegangen. 60% der 
ausgefüllten Fragebögen kamen aus den 
Behörden (s. Abb. 2).  

Der Rücklauf von 81,2% erfüllte die Erwar-
tungen. Aus keinem der untersuchten 
Sektoren gab es weniger als 60% Rück-
lauf, in den Sektoren Energie sowie Natio-
nale und internationale Kooperationen 
haben sich ausnahmslos alle angeschrie-
benen Projektdurchführenden beteiligt (s. 
Tab. 5).  

Abb. 2: Ergebnisse zu Frage Q3 der Online-
Umfrage Projekte 

In einem Falle (im Sektor Mobilität) wurde ein Fragebogen zusammenfassend für zwei Projekte 
beantwortet, weshalb dieser Fragebogen nur eingeschränkte Interpretationsmöglichkeiten zu-
lässt. 
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Tab. 5: Rückläufe aus der Online-Umfrage Projekte nach Sektoren 

Sektor  Anzahl  
Projekte 

Davon ohne KSK-
Finanzierung 

Rücklauf Rücklaufanteil 

Energie  8 2 8 100,0% 

Gebäude  10 1 6 60,0% 

Mobilität  9 3 7 (+1) 77,8 (88,9)% 

Wirtschaft u. Anlagentechnik  10 3 8 80,0% 

Klimafolgenmanagement  7 2 5 71,4% 

Bewusstseinsbildung  12 3 11 91,7% 

Forschung  8 4 5 62,5% 

Nat. und intern. Kooperationen 5 1 5 100,0% 

Gesamt  69 19 55 (+1) 79,7% (81,2%) 

 

Auch diesmal waren die Feedbacks vielfältiger Art, wie z. B.: 

 „Vielen Dank für die Möglichkeit des Feedbacks – dies ist für uns sehr hilfreich!“ 
 „Interessante Fragestellungen, gut und gezielt ausgedacht.“ 

 „Leider sind einzelne Fragen nicht zu beantworten, so z. B. die nach den positiven oder 
negativen Wirkungen“. 

Es gab keinerlei negative Kommentare oder Anmerkungen. 

3.5.4 Workshops  

Im Rahmen der Evaluation wurden drei Workshops durchgeführt, welche die zentralen  
Stakeholder des KSK mit ihren Einschätzungen zum Programm und zu den umsetzenden Insti-
tutionen und Organisationen zu Wort kommen ließen. Die Ergebnisse der drei durchgeführten 
Workshops wurden jeweils in einem Protokoll festgehalten, das den Teilnehmenden und in 
Kopie auch der LSK übermittelt wurde. Die Ergebnisse flossen als Daten vor allem in die Kapi-
tel „Kritische Rückmeldungen“ ein. 

 Workshop mit der LSK: 

Die Leitstelle selbst war Gegenstand der Programmevaluation. Daher erhielten die Mitarbeiter 
der LSK in der Evaluation die Möglichkeit, ihre Einschätzungen des Programms und ihrer eige-
nen Tätigkeiten einzubringen. Hierzu fand am 27. September 2011 von 12.30 bis 16.00 Uhr in 
der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt ein Workshop mit sieben Mitarbeitern der Leit-
stelle statt. Der Workshop hatte folgende Ziele: 

 Strukturierung bereits von der LSK übermittelter Detailinformationen,  
 Herausarbeitung einer klaren Sichtweise auf das KSK und ihre Tätigkeiten, 
 Feedback zu ersten Ergebnissen aus der Online-Umfrage zum Programm, 

 Möglichkeit einer Selbstreflexion der LSK sowie Möglichkeit, Anregungen zu Verände-
rungen geben. 

Im Block 1 des Workshops wurde eine Stärken- und Schwächenanalyse zu den Aufgabenbe-
reichen und der Arbeitsorganisation in der LSK durchgeführt. Im zweiten Block wurde das Ma-
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nagement des Projektportfolios analysiert. Hierzu stellten die Evaluatoren als Impulse für die 
Diskussion erste Ergebnisse der Online-Umfrage zum Programm vor, die von der LSK kom-
mentiert und ergänzt wurden. Der dritte Block widmete sich dem zukünftigen KSK und der Rol-
le der LSK in diesem Programm. 

 Workshop zur Programmevaluation: 

Zum Workshop Programmevaluation wurden jene Personen eingeladen, die im Rahmen der 
Online-Umfrage Programm Auskunft erteilt hatten. 25 Personen aus Behörden, wissenschaftli-
chen Einrichtungen, Unternehmen und NGOs sowie der LSK (s. Teilnehmerliste in Anhang 3) 
nahmen an der Veranstaltung am 17. November 2011 von 9.00 bis 13.00 Uhr im Business 
Center / Wirtschaftszentrum Hamburg teil.  

Ziel des Workshops war es, ein breites Spektrum von Meinungen zum gegenwärtigen Stand 
des KSK sowie zu unterschiedlichen Optionen der Weiterentwicklung des Programms einzuho-
len. Darüber hinaus sollte der Workshop auch den Austausch zentraler Stakeholder des KSK 
ermöglichen.  

In der ersten Gruppenarbeit analysierten fünf gemischte Gruppen (mit Vertretern aus Behör-
den, wissenschaftlichen Einrichtungen, Unternehmen und NGOs) Stärken und Schwächen des 
KSK mit Blick auf die Erreichung zentraler Ziele des Programms. Nach einem kurzen inhaltli-
chen Impuls zu den Zielen des KSK durch die Evaluatoren bearbeiteten drei Arbeitsgruppen 
Stärken und Schwächen im Hinblick auf die CO2-Reduktion sowie Stärken und Schwächen bei 
der Schaffung eines öffentlichen Bewusstseins für den Klimawandel. Zwei Arbeitsgruppen erle-
digten den zweiten Arbeitsauftrag zu Stärken und Schwächen bezüglich regionalwirtschaftlicher 
Impulse sowie Stärken und Schwächen bei der Schaffung von Vernetzungen. Die Ergebnisse 
der Analysen wurden auf Postern festgehalten und von allen Teilnehmenden gelesen. Auf die-
ser Grundlage diskutierte das Plenum mögliche Ursachen für die angeführten Stärken und 
Schwächen. 

In einer weiteren Gruppenarbeit loteten die Teilnehmer, nun in fünf homogenen Arbeitsgruppen 
(Behörden, wissenschaftliche Einrichtungen, Unternehmen, NGOs; die Gruppe der Behörden-
angehörigen wurde aufgrund ihrer Größe geteilt), aus, welche inhaltlichen, strukturellen und 
organisatorischer Grundlagen das zukünftige Hamburger KSK braucht. Hierzu gab es von den 
Evaluatoren einen kurzen inhaltlichen Impuls zur Verteilung der Gelder aus dem KSK auf die 
einzelnen Sektoren und Projekte sowie zum Verhältnis der aus dem KSK und der nicht-KSK-
finanzierten Projekte. 

 Workshop zur Projektevaluation: 

Zum Workshop Projektevaluation wurden alle Personen eingeladen, die im Rahmen der Onli-
ne-Umfrage Projekte Auskunft erteilt hatten. 22 Personen aus Behörden, wissenschaftlichen 
Einrichtungen, Unternehmen und NGOs, die mit der Umsetzung der Projekte unmittelbar zu tun 
haben, sowie aus der LSK (s. Teilnehmerliste in Anhang 3) nahmen an der Veranstaltung am 
18. Januar 2012 von 9.00 bis 12.30 Uhr im Business Center / Wirtschaftszentrum Hamburg teil. 
Darunter waren neben den beiden Vertretern der LSK auch zwei Personen, die sich bereits am 
Workshop zur Programmevaluation beteiligt hatten.  
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Ziel des Workshops war es, erste Ergebnisse aus der Online-Umfrage zu den Projekten kritisch 
zu reflektieren und daraus von den Evaluatoren abgeleitete Entwicklungsideen für die zukünfti-
ge Gestaltung des Programms zu diskutieren. Diese wurden als kurze Impulse vorgestellt.  

Im ersten Block des Workshops befassten sich je zwei Arbeitsgruppen mit dem Thema „Identi-
fikation mit dem Programm“ bzw. mit den „integrativen Leistungen des Programms“. Dabei er-
arbeiteten die Gruppen auch konkrete Schritte zur Realisierung dieser Entwicklungsideen. Die 
Gruppen stellten anschließend ihre Ergebnisse und Vorschläge im Plenum zur Debatte. Im 
zweiten Block ging es um den strukturellen Aufbau des Programms (Stichworte hierzu waren 
Behördenlastigkeit, Stakeholder- und Zielgruppenerreichung, Wahrnehmung der LSK). Zu-
nächst tauschten sich die Teilnehmenden in kleinen so genannten „Murmelgruppen“ (zwei bis 
drei Personen) aus. In der anschließenden Plenumsdiskussion wurden die Entwicklungsideen 
kommentiert und ergänzt sowie konkrete Schritte zur ihrer Umsetzung angesprochen. 

3.5.5 Teilnehmende Beobachtung 

Um einen Einblick in die Arbeitsweise der AG Klimaschutz zu erhalten, hat ein Mitglied des 
Evaluationsteams am 28.7.2012 eine Sitzung der AG besucht. Aufgrund der Tatsache, dass 69 
Personen in die AG Klimaschutz eingebunden sind, aber nur ca. die Hälfte regelmäßig an den 
Sitzungen teilnehmen, erschien es methodisch nicht machbar, von dieser Gruppe eine reprä-
sentative Einschätzung zur Rolle und Arbeitsweise der AG Klimaschutz abzufragen. Interviews 
erschienen kein adäquates methodisches Mittel.  

3.6 Methodischer Ablauf der Evaluation 

Im Folgenden sind die einzelnen Schritte des methodischen Vorgehens sowohl der Programm- 
als auch der Projektevaluation dargestellt, um nachvollziehen zu können, wie das Evaluations-
team ausgehend von den Evaluationsfragen über die erhobenen Daten und deren Interpretati-
on zu Ergebnissen, Schlussfolgerungen und Empfehlungen kam. Grundsätzlich sei nochmals 
auf die unter Kap. 3.1 dargestellten Objektivierungsverfahren im Umgang mit qualitativen Daten 
sowie auf die Gleichwertigkeit von Daten verwiesen.  

3.6.1 Schritte der Programmevaluation 

Nachstehende Abb. 3 stellt die einzelnen Schritte der Programmevaluation in der Übersicht 
dar, die im Nachfolgenden dann näher erläutert werden.  
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Abb. 3: Methodische Schritte der Programmevaluation 

Schritt 1: Ausgangspunkt der Programmevaluation sind die in Kap. 3.3.2. zusammenge-
stellten Evaluationsfragen sowie die unter Kap. 3.4.2 (Projekte als Teil des Programms) geliste-
ten Fragen. 

Schritt 2: Ausgehend von den Evaluationsfragen werden Kriterien und Indikatoren entwi-
ckelt. Kriterien bezeichnen die Dimensionen, anhand derer ein Evaluationsgegenstand bewer-
tet wird (nach Beywl 2007: 294). Meist lassen sie sich unmittelbar aus der Evaluationsfrage 
herleiten. So wurde z. B. aus den Evaluationsfragen zu C 1 „Welchen Nutzen hat das eBIS-
Klima? Ist es sinnvoll, mit dem Instrument weiter zu arbeiten?“ das Kriterium „Effizienz des e-
BIS-Klima“, „klare hierarchische Strukturiertheit der Ziele“ und „Klarheit qualitativer und quanti-
tativer Programmziele“ gewonnen. Hierzu werden Indikatoren gebildet. Im o.g. Beispiel wurden 
als Indikatoren „Umfang der quantitativen Ziele“ sowie „erkennbare Schwerpunktsetzungen“ 
definiert. Kriterien und Indikatoren legen somit gleichsam Grenzen fest, innerhalb derer die 
Evaluationsfrage bearbeitet wird. 

Schritt 3: Um die benötigten Informationen zu den einzelne Evaluationsfragen zu erhalten, 
wurden unterschiedliche Instrumente entwickelt und eingesetzt (z. B. Interviews, Online-
Umfragen, Workshops, s. Kap. 3.5), bzw. auch auf bestehende Datenquellen wie z. B. die Kli-

                                                 
4 Beywl W., Kehr J., Mäder S., Niestroj M. 2007: Evaluation Schritt für Schritt: Planung von Evaluationen. 
hiba-Weiterbildung, Bd. 20/26. 
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maschutzdrucksachen oder Sitzungsprotokolle zurückgegriffen. Normalerweise werden mit 
einem Instrument Daten zu mehreren Evaluationsfragen erhoben.  

Schritt 4: Diese Daten wurden in separaten Auswertungsdokumenten (z. B. Interviewpro-
tokolle, quantitative Auswertungsdateien, Workshopdokumenationen) zusammengefasst. 

Schritt 5: Die Fülle der Daten musste vor ihrer Weiterverarbeitung (Analyse und Interpreta-
tion) verknappt werden. 

 Quantitative Daten wurden durch übliche Verdichtungsverfahren (Häufigkeitsverteilung, 
Mittelwertermittlung) reduziert. 

 Qualitative Daten wurden durch Kategorienbildung, die entweder deduktiv aus den Fra-
gen und Kriterien abgeleitet oder induktiv aus den Daten selbst heraus gebildet werden, 
verdichtet. So wurden zum Beispiel die protokollierten Interviews mit den Mitgliedern 
der Steuerungsgruppe systematisch nach Äußerungen zur Kategorie „Zielsetzungen 
des KSK“ durchsucht (deduktives Vorgehen, da diese Kategorie aus der Fragestellung 
bzw. den Kriterien hergeleitet wurde), um Aussagen zum Fragenkomplex A1 („Welche 
Zielebeben gibt es im KSK und wie spielen sie zusammen? „Sind die Ziele klar genug 
vorgegeben?“ „Legen die Ziele Schwerpunktsetzungen innerhalb des Programms na-
he?“) zu erhalten. Induktiv wurde z. B. bei der Kategorisierung von qualitativen Daten 
aus der Online-Umfrage Programm vorgegangen Hier wurden alle qualitativen Daten 
nach möglichen übergeordneten Kategorien „durchforstet“. Tab. 18 in Kap. 4.2.2 (Aus-
wertung von Frage Q 17 „Zusammenführung von geförderten und nicht geförderten Pro-
jekten unter dem KSK-Dach“ der der Online-Umfrage Programm) zeigt beispielhaft das 
Ergebnis eines solchen Verfahrens. Die meisten kritischen Äußerungen konnten der 
Kategorie „zu hoher Administrationsaufwand“ zugeordnet werden. Die meisten positiven 
Äußerungen ließen sich der Kategorie „Ermöglichung einer Übersicht über die Klima-
schutzaktivitäten“ in Hamburg zuweisen. 

Schritt 6: Mit Bezug zu jeweiligen Evaluationsfrage bzw. zum jeweiligen Fragenkomplex 
wurde auf der Grundlage der ausgewerteten Daten die aktuelle Situation beschrieben und zwar 
möglichst so, wie sie sich für einen unbefangenen externen Beobachter darstellen würde.  

Schritt 7: Sodann wurden kritische Rückmeldungen zu dieser Situation aus den ausgewer-
teten Datenquellen dargestellt. Sie liefern bereits erste Ausgangspunkte für mögliche Verbes-
serungen. Für den Fragenbereich A1 konnten z. B. kritische Rückmeldungen aus den Inter-
views mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe, des Programmworkshops und der Online 
Umfrage Projekte herangezogen werden. 

Schritt 8: Schließlich wurden die aktuelle Situation sowie die entsprechenden kritischen 
Rückmeldungen vor dem Hintergrund der fachlichen Kenntnisse und der Erfahrungen des Eva-
luationsteams bewertet, und es wurden daraus Schlussfolgerungen gezogen. Es ist klar, dass 
auf dieser Stufe subjektive Faktoren selektierend sowie verstärkend bzw. abschwächend wir-
ken, da ggf. einzelne Aspekte als vernachlässigbar bzw. als wichtig erachtet werden. 

Schritt 9: In einem letzten Schritt wurden mit Blick auf die zukünftige Gestaltung des Pro-
gramms für einzelne Bereiche Empfehlungen formuliert. Auch hier bringen die Kenntnisse, Er-
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fahrung und Werte des Evaluationsteams eine subjektive Färbung. Empfehlungen können nicht 
in absolut zwingender Weise aus den Schlussfolgerungen abgeleitet werden. Allerdings stehen 
sie immer in unmittelbarem Zusammenhang mit den Schlussfolgerungen, denen sie auf keinen 
Fall widersprechen dürfen. 

3.6.2 Schritte der Projektevaluation 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass es aufgrund der großen Zahl der für die Projektevaluation 
ausgewählten Projekte (s. Kap. 3.4.3) nicht möglich war, individuelle Gespräche mit den Pro-
jektdurchführenden oder Projektträgern zu führen oder gar Projektbesuche durchzuführen. Die 
Projektevaluation fußt daher auf einer „desk study“, bei der schriftliche Projektdokumentationen 
und die Ergebnisse der Online-Umfrage Projekte herangezogen wurden. Diese Informationen 
waren allerdings nicht immer vollständig und schufen mitunter nur ein unklares Bild des jeweili-
gen Projekts. Die Analyse der Projekte kann daher ggf. zu Schlüssen kommen, die von einer 
auf einer intensiveren Auseinandersetzung mit den Projekten basierenden Untersuchung ab-
weichen kann.  

Auch ist explizit zu betonen, dass die genauere Betrachtung der ausgewählten Projekte nur ein 
Fenster zum gesamten Projektportfolio öffnen kann. Rückschlüsse von den in den einzelnen 
Sektoren betrachteten Projekten auf das Gesamtportfolio des jeweiligen Sektors sind nur mit 
Einschränkungen möglich.  

Im Folgenden wird das methodische Vorgehen nach Abb. 4 dargestellt. 
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Abb. 4: Methodische Schritte der Projektevaluation 
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Schritt 1: Ausgangspunkt der Projektevaluation sind die in Kap. 3.3.2 (Projekte als in sich 
eigenständige Aktivität) zusammengestellten Evaluationsfragen und Kriterien. 

Schritt 2: Aus insgesamt 471 Projekten wurden auf der Grundlage repräsentativer Krite-
rien (s. Kap 3.4.3) 71 Projekte zur Analyse im Rahmen der Evaluation ausgewählt. 

Schritt 3: Für diese Projekte wurden Informationen aus dem Dokumentationssystem eBIS-
Klima herangezogen. Diese waren allerdings nicht durchgängig aktuell und nicht immer aussa-
gekräftig. 

Schritt 4: Für einzelne Projekte standen des Weiteren Projektberichte zur Verfügung, die 
der LSK zu einzelnen Projekten über das eBIS-Klima hinaus vorlagen, wobei diese Berichte in 
ihrer inhaltlichen Tiefe nicht immer über die eBIS-Informationen hinausgingen. 

Schritt 5: Zusätzlich konnten zu einzelnen Projekten auch Informationen aus Internet-
Recherchen sowie Power-Point-Präsentationen zu oder aus den Projekten herangezogen wer-
den. 

Schritt 6: Weitere projektbezogene Informationen wurden Im Rahmen der Online-
Befragung Projekte erhoben (s. Kap. 3.5.3). Dabei stand die Einschätzung der Befragten zu 
Relevanz, Effizienz, Effektivität, Wirkung und Nachhaltigkeit der betreffenden Projekte im Vor-
dergrund. 

Schritt 7: In Rücksprache mit der LSK wurde ein Analyseraster (s. Tab. 6) für die Projekte 
erstellt, mit Hilfe dessen für jedes Projekt alle vorhandenen Informationen, die aus den o.g. 
Quellen zusammengestellt werden konnten, in eine vergleichbare Form gegossen wurden. Die 
Informationen, die sich aus den Projektdokumentationen entnehmen ließen, waren in vielen 
Fällen unvollständig und erlaubten nicht die Ausfüllung aller Felder des Analyserasters. Selbst 
die explizite Nachfrage zu einzelnen Kriterien in der Online-Umfrage Projekte war keineswegs 
immer aufschlussreich. Sehr lückenhaft waren die Informationen insbesondere mit Blick auf die 
Bewertung der langfristigen Struktureffekte der Projekte für Hamburg. Eine umfassende Be-
antwortung der diesbezüglichen Evaluationsfrage (s. Tab. 2) war daher nicht möglich. Aufgrund 
der unvollständigen Informationen hat das Evaluationsteam auch Abstand davon genommen, 
die Kriterien der Projektevaluation zu gewichten. Der Gesamtbewertung wurde also eine 
Gleichgewichtung der Kriterien zugrunde gelegt. 

Schritt 8:  Auf Grundlage der im Raster einheitlich und konzentriert erfassten Informationen 
wurden pro Projekt zwei Einschätzungen vorgenommen, die sich auf den bisherigen Verlauf 
des Projekts bzw. auf das Zukunftspotenzial des Projekts bezogen Diese beiden Bewertungen 
wurden an Hand der Kategorien „0“, „+“, „++“ und „+++“ vorgenommen. Für den bisherigen 
Projektverlauf wurde dabei die Bewertung „+++“für Projekte vergeben, zu denen Informationen 
nahezu komplett vorlagen und eine positive Bewertung ableitbar war. Projekte, zu denen die 
Berichterstattung nur unvollständig war (z. B. keine aktuelle und vollständige eBIS-Eintragung 
und/oder keine Zwischen- oder Abschlussberichte zur Verfügung standen), konnten daher per 
se keine „+++“-Bewertung erhalten. Bei der Bewertung des Zukunftspotenzials eines Projekts. 
wurden diejenigen Projekte positiv bewertet, die man in ähnlicher Form auch in Zukunft (bei 
begrenztem Budget und begrenzten Verwaltungskapazitäten) weiter über das KSK finanzieren 
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oder als nicht finanziertes Projekt im KSK führen würde. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
nach dieser Bewertung als besonders positiv hervorgehobenen Projekte nicht mit dem künftig 
zu empfehlenden Projektportfolio für einen Sektor gleichzusetzen sind, da innerhalb der einzel-
nen Sektoren nicht evaluierte Projekte enthalten sein können, die ebenfalls in der Bewertung 
sehr positiv abgeschnitten hätten. Generell muss für diesen Schritt zudem betont werden, dass 
in der Analyse und Bewertung auch subjektive Faktoren zum Tragen kommen, die in den fach-
lichen Kenntnissen und Erfahrungen sowie in den Wertehaltungen des Evaluationsteams be-
gründet sind (s. Kap. 3.1). 

Tab. 6: Analyseraster zur Detailbetrachtung der einzelnen Projekte 

Sektor:  Projekt-Nr.  

Titel 

 eBIS aktueller Sachstand vom 

Berichte vorliegend 

Projekt abgeschlossen 

Projekt abgenommen 

Allgemeines Ergebnis ABC-Analyse (s. Tab. 15) 

Erhaltene KSK-Mittel (€) 

Projektziel/e lt. eBIS-Klima 

Drittmittel   

Ergebnisse zu KSK-Ziel 1: 
Messbare CO2-Reduktion 

Einsparung 2008 

Einsparung 2009 

Einsparung 2010 

Einsparung 2011 

Einsparung 2012 

Förderung (€)/Gesamteinsparung (t CO2) 

Ergebnisse zu KSK-Ziel 2: 
Wissenstransfer und / oder 
Lernprozesse, z. B. sichtbar 
an ... 

Veranstaltungen / Beratungen / Tagungen 

Teilnehmern 

Publikationen / Medienresonanz 

Stärkung bestehender oder Entstehung neuer Vernetzungen 

Ergebnisse zu KSK-Ziel 3: 
Langfristige Struktureffekte 
für Hamburg, z. B. sichtbar 
an ... 

baulichen Veränderungen 

ausgelösten Investitionen  

Schaffung von Arbeitsplätzen 

neuen institutionellen Strukturen 

geänderten Rahmenbedingungen 

Innovation / Vorbildcharakter 

Sonstige Aspekte Qualitätskontrolle / Evaluation (Frage 6 Ev-Proj) 

Nachhaltigkeit (Frage 31 Ev-Proj) 

Qualität eBIS-Dokumentation 

Anderes 
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Gesamtbewertung 
  

Beschreibung 

Gesamteinschätzung des Projekts und Projektverlaufs (inkl. Bindung an 
KSK) – Bewertung erfolgt innerhalb des Sektors (best-in-sector) 
(0 bis +++) 

Gesamteinschätzung: Würde man ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget und begrenzten Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? – Bewertung erfolgt innerhalb des Sektors („best-in-sector“) 
(0 bis +++) 

 

Schritt 9: Auf der Grundlage der für die Analyse ausgewählten Projekte sowie weiterer im 
Sektor mitgeführter, aber nicht aus KSK-Mitteln geförderten Projekte wurde eine fachlich-
inhaltliche Kategorisierung der Projekte in den einzelnen Sektoren vorgenommen, um das 
Spektrum der Projekte im betreffenden Sektor abbilden zu können Da für die in der Auswahl 
nicht enthaltenen Projekte keine Sichtungen von eBIS-Klima vorgenommen werden konnten, 
leiten sich entsprechende Aussagen (insbesondere zur fachlich-inhaltlichen Kategorisierung 
der Projekte) u.a. aus den Projekttiteln ab. Zusatzinformationen lieferten z. T. die Projektkurz-
beschreibungen in den Klimaschutzdrucksachen sowie erste Textentwürfe der LSK zu einer 
Internetpräsentation von KSK-Projekten und Einzelinformationen aus der LSK.  

Die in Kap. 5 dargestellten Projektbewertungen beziehen sich damit auf das jeweilige Pro-
jektspektrum innerhalb der einzelnen Sektoren und auf die einzelnen für die vertiefende Be-
trachtung ausgewählten Projekte. Um auch Aussagen über das Zusammenspiel der einzelnen 
Projekte mit dem betreffenden Sektor zu treffen, wurden die Projekte zusätzlich vor dem Hin-
tergrund der Ziele des betreffenden Sektors betrachtet. 

Schritt 10: Die Projektanalysen und -bewertungen sowie Projektkategorisierungen wurden 
in einem weiteren Schritt mit den sektorenverantwortlichen Betreuern in der LSK diskutiert. 
Dabei konnten auch relevante Zusatzinformationen in die Bewertung einfließen. Die schluss-
endlichen Bewertungen durch das Evaluationsteam spiegeln aber nicht in allen Fällen die Mei-
nungen und Einschätzungen der LSK wider. 

Schritt 11: In einem abschließenden Schritt wurden unter Berücksichtigung der Sektorziele 
Schlussfolgerungen gezogen und dabei auch mögliche zukünftige Schwerpunktsetzungen für 
den jeweiligen Sektor in den Blick genommen. 

3.7 Zeitplan für die Programm- und Projektevaluation 

Tab. 7 auf der folgenden Seite gibt einen Überblick über den Gesamtverlauf der Evaluation..
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Tab. 7: Zeitplan 

Evaluation FHH KSK
Datum Aktivität 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4

07.06.2011 SteuerungsGr 1
06.06.2011 Startgespräch
07.06.2011 Erstpräsentation

Dokumentenanalyse
Interviews mit Steuerungsgruppe
Erstellung Inception Report

27.07.2011 SteuerungsGr 2
Inception Report

28.07.2011 Progr.Eval - AG KS
Progr.Eval - Online-Befragung
Progr.Eval - Dokumentenanalyse
Progr.Eval - ExpertInnen-Interviews

28.09.2011 SteuerungsGr 3
27.09.2011 Progr.Eval- Workshop 1: LSK

Erster Zwischenbericht
Progr.Eval- Mitwirkung Drucksache

17.11.2011 Progr.Eval- Workshop 2: Stakeholder
Proj.Eval - Dokumentenanalyse
Proj.Eval - Online-Befragung
Proj.Eval - Internet-Recherche

19.01.2012 SteuerungsGr 4
19.01.2012 "zweiter Zwischenbericht"
18.01.2012 Proj.Eval - Workshop
07.03.2012 Erstellen Rohbericht
14.03.2012 Diskussion Rohbericht mit LSK
27.03.2012 SteuerungsGr 5

Überarbeiten des Rohberichts
31.03.2012 Abgabe Evaluationsbericht

OKT NOV DEZ JAN FEB MÄR
2011 2012

JUN JUL AUG SEP
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4 Diagnosen auf der Grundlage der Evaluationsfragen - 
Programmevaluation 

Im Folgenden werden die Ergebnisse von Dokumentenanalysen, Interviews und Gesprächen 
sowie aus den Workshops und Online-Umfragen vor dem Hintergrund der Evaluationsfragen 
für die Programmevaluation (s. Tab. 1) zusammengetragen, ausgewertet, und es werden 
Schlussfolgerungen gezogen, die dann wiederum die Basis für die in Kap. 6 aufgeführten Emp-
fehlungen sind. Zusätzlich wird in den folgenden Kapiteln Bezug auf ausgewählte Evaluations-
fragen genommen, die im Rahmen der Projektevaluation für die Betrachtungsebene „Projekt 
als Teil des Programms“ (s. Kap. 3.4.2) formuliert worden sind. 

4.1 Ziele des KSK 

Evaluationsfrage Programm A1: Welche Zielebenen gibt es im KSK und wie spielen sie zu-
sammen? Sind die Ziele klar genug vorgegeben? Legen die Ziele Schwerpunktsetzungen in-
nerhalb des Programms nahe? 

Evaluationsfrage Programm A2: Helfen die Zielsetzungen, den Programmvollzug ausreichend 
zu steuern? 

Evaluationsfrage Projekte: In welchem Ausmaß nehmen sich die Projekte als Teil des KSK 
wahr?  

4.1.1 Aktuelle Struktur und Situation – Ziele und Schwerpunktsetzungen in den 
Drucksachen zum KSK 

Die erste Drucksache zum KSK (18/6803, 21.08.2007, Haushaltsplan 2007/2008 „Hamburger 
Klimaschutzkonzept 2007-2012“, Einzelplan 6 „Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt“ hier: 
Nachbewilligung von Planstellen und Haushaltsmitteln) wies an mehreren Stellen auf Ziel- und 
Schwerpunktsetzungen des Programms hin. Abschnitt A IV „Hamburger Klimaschutzkonzept“ 
hält fest:  

„Mit dem vorliegenden Klimaschutzkonzept verfolgt der Senat das Ziel, die CO2-Emissionen in 
Hamburg spürbar zu mindern und den Klimaschutz zugleich zu einem integralen Bestandteil 
der Zukunfts-, Wachstums- und Wertschöpfungsprozesse am Standort Hamburg zu ma-
chen….“ 

Anlage 1, Abschnitt D dieses Dokuments beschreibt das Handlungskonzept des Senats. Die-
ses setzt auf drei Bereiche: 

 Klimaentwicklung verstehen: „in den Bereichen Forschung, Bildung und Kommunikation 
… Ansätze zu unterstützen, die sich mit Ursachen, Wechselwirkungen sowie naturwis-
senschaftlichen und gesellschaftlichen Konsequenzen der Klimaentwicklung befas-
sen...“; 

 Klimawandel mindern: „…Maßnahmen zu ergreifen und zu unterstützen, die auf den 
konsequenten Schutz des Klimas gerichtet sind, hierbei vorrangig in den für die Treib-
hausgas-Emissionen hauptursächlichen Bereichen Wirtschaft/Industrie, Mobilität und 
Privathaushalte sowie in der eigenen städtischen Infrastruktur anzusetzen“; 
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 Klimafolgen bewältigen: „…ein systematisches Klimafolgenmanagement für Hamburg 
und die Metropolregion zu entwickeln, in das Wissenschaft, Wirtschaft, Verbände und 
gesellschaftliche Institutionen gleichermaßen eingebunden sein werden“. 

Als quantitatives Ziel bis zum Jahr 2012 wird dort festgehalten, die CO2-Belastung in Hamburg 
gegenüber 2007 (17,6 Mio. t) um zusätzliche 2 Mio. t CO2 jährlich zu senken (Anlage 1, Ab-
schnitt B). Im selben Abschnitt wird auch das oben erwähnte Handlungskonzept um weitere 
Ziele ergänzt. Es sollen Instrumente und Projekte entwickelt und umgesetzt werden, um: 

 „sämtliche mit Klimaschutzerfordernissen und mit den Ursachen und Folgen des Klima-
wandels zusammenhängenden Aspekte ins Bewusstsein einer breiten Öffentlichkeit zu 
bringen und hierauf bezogene Bildungs- und Qualifizierungsangebote zu realisieren, 

 effektiven Klimaschutz in der Praxis zu etablieren und hierbei dort anzusetzen, wo die 
Hauptursachen für die Entstehung klimaschädlicher Emissionen liegen, nämlich in den 
Sektoren Wirtschaft/Industrie/Anlagentechnik, Verkehr und Gebäude/Wohnungsbau, 

 die besondere Vorbildfunktion der Stadt zur Geltung zu bringen, indem städtische Infra-
struktur und öffentliche Unternehmen einer sehr sorgfältigen Prüfung unterzogen wer-
den u. a. bei der Reduzierung von Energieverbräuchen, bei der Verbesserung der 
Energieeffizienz, bei der Minderung der CO2-Emissionen oder bei der Realisierung 
energetischer oder thermischer Versorgung aus regenerativen Quellen, 

 eine weitere Entkopplung der Entwicklung des klimaschädlichen CO2-Ausstoßes vom 
Wirtschaftswachstum in Hamburg anzustreben, 

 Maßnahmen zur Verbesserung des Klimaschutzes als Wertschöpfungsfaktor für den 
Standort Hamburg weiter zu etablieren, 

 wissenschaftliche Kompetenz in Forschung und Lehre in Bezug auf Fragen des Klima-
wandels weiter zu stärken. Strategien zum Klimafolgenmanagement (Adaption) und zu 
Maßnahmen zum Klimaschutz (Mitigation) sollen als Schwerpunkt für den Wissen-
schaftsstandort Hamburg weiter entwickelt werden. Insbesondere sind die Einrichtung 
interdisziplinär besetzter, informeller Expertenkreise zur Szenariendiskussion und ver-
tiefte Zusammenarbeit der norddeutschen Forschungszentren vorgesehen“. 

Hieraus leitet die erste Drucksache (Drs. 18/6803, Anlage I, Abschnitt D) folgende „Handlungs-
schwerpunkte“ mit Zielen für Hamburg ab: 

 Energieeinsparung und Verbesserung der Energieeffizienz mit dem Ziel für Hamburg, 
etablierte Programme zu bündeln und weiter zu entwickeln, wobei Wertschöpfung und 
Beschäftigungsförderung am Standort besonders berücksichtigt werden sollten; 

 Strategie der Schadensminimierung mit dem Ziel, den Ausstoß von CO2 und anderen 
Treibhausgas-Emissionen im Verständnis des Kyoto-Protokolls zu verringern und für 
Hamburg zusätzliche Potenziale zu mobilisieren, um die CO2-Bilanz deutlich zu verbes-
sern; 

 Weiterentwicklung und Ausbau des Einsatzes alternativer Energieträger mit dem Ziel für 
Hamburg, zusätzliche Potenziale zu mobilisieren sowie Wertschöpfung und Beschäfti-
gung zu generieren; 

 Energiemix der Zukunft mit dem Ziel für Hamburg, die Rahmenbedingungen für einen 
zukunftsfähigen, ausgewogenen Energiemix zu qualifizieren und zu quantifizieren sowie 
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unter Einbeziehung der Prozesse auf EU- und Bundesebene ein Hamburgisches Ener-
gieversorgungskonzept für die kommenden Jahr(zehnt)e zu entwickeln; 

 Klimafolgenmanagement mit dem Ziel, die Aktivitäten in diesem Bereich zu intensivieren 
und zu vernetzen und Hamburg als Spitzenstandort für Klimafolgenabschätzung und 
Klimafolgenmanagement auszubauen sowie neue Klimabündnisse mit Standorten in 
sogenannten Schwellenländern eingehen; 

 internationale Kooperationen mit dem Ziel, im Sinne des Kyoto-Protokolls die Zusam-
menarbeit des Senats mit Schwellenländern wie Indien und China zu suchen und aus-
zubauen, die Kooperation mit US-amerikanischen Partnern zu intensivieren und vor al-
lem das Kooperationspotenzial mit den europäischen Metropolregionen zu nutzen, in 
denen Hamburg eine führende Rolle anstreben sollte; 

 Stärkung der Rolle Hamburgs als Adressat übergeordneter Förderprogramme mit dem 
Ziel, die Drittmittelakquise bei Bund und EU zu intensivieren. 

Diese sieben Säulen erwiesen sich aber bei der konkreten Zuordnung von Projekten als nicht 
praktikabel, weil es insbesondere im Energiebereich große thematische Überschneidungen 
gab. Die Säulen wurden schließlich in die folgenden acht Handlungsfelder oder Sektoren über-
führt. 1) Forschung, 2) Energiekonzept der Zukunft für den Standort Hamburg, 3) Stadt als 
Vorbild – Klimafreundliche Verwaltung, 4) Gebäude, 5) Mobilität, 6) Gewerbe / Anlagentechnik, 
7) Klimafolgenmanagement sowie 8) Bewusstseinsbildung. Zusätzlich wurden zwei Sektoren 
„Gesetzgebung“ sowie „Umsetzung und Überwachung eingeführt. 

Die erste Fortschreibung (Drs. 19/1752, 2008-2009) setzt das mittelfristige quantitative Ziel, bis 
2020 die CO2-Emissionen gegenüber dem Basisjahr 1990 (CO2-Emission = 20,7 Mio. t) um 
40% abzusenken. Die zweite Fortschreibung (Drs. 19/4906, 2009/2010) definiert das langfristi-
ge quantitative Ziel, bis 2050 die Emissionen um 80% gegenüber dem Ausgangsjahr 1990 zu 
reduzieren. 

Beide Fortschreibungen behalten die o.g. Sektoren bei. In der zweiten Fortschreibungsdruck-
sache (Drs. 19/4906) wird die Umsetzung und Überwachung nicht mehr als Sektor angeführt. 
Für die einzelnen Sektoren werden allgemeine Sektorzielsetzungen sowie Handlungsschwer-
punkte festgelegt, die im Wesentlichen auf dem existierenden Förderprojektportfolio beruhen. 

Die zweite Fortschreibung (Drs. 19/4906) führte außerdem ein Prüfschema mit Bewertungskri-
terien auf drei Stufen ein. Neben absoluten, in jedem Fall bei einer Förderung zu erfüllenden 
Kriterien (wie z. B. schlüssige Darlegung der Finanzierung und allgemeine Wirtschaftlichkeit) 
gibt es „relative Kriterien“ (wie z. B. unmittelbare CO2-Reduktion oder Beitrag zu Wissenstrans-
fer), denen ein Gewichtungsfaktor zugeschrieben wird. Die dritte Stufe der Kriterien umfasst 
sogenannte übergeordnete Effekte wie z. B. konjunkturpolitische Impulse oder die Sicherung 
des Projekterfolgs). Damit werden zum ersten Mal die komplexen Zielsetzungen und Schwer-
punkte des Programms auf ein für die Projektantragstellung handhabbares Maß herunter ge-
brochen. Die Matrix sollte vor allem den beteiligten Behörden als Orientierungsrahmen in der 
Bewilligungspraxis dienen. (Drs. 19/4906, Abschnitt C, II). 

Die dritte Fortschreibung (Drs. 19/8311, 2010/2011) ordnete die genannten acht Sektoren neu 
und führte diese unter den drei Überbegriffen Minderung der Treibhausgase (I), Anpassung an 
den Klimawandel (II) sowie übergreifende Sektoren und Themen (III) zusammen. Diese neue 
Sektorbildung ist dem „bottom up“-Prozess im KSK geschuldet, der diese durch kontinuierlich 
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hinzu kommende Projekte nach sich zog. Der frühere Sektor Gewerbe / Anlagentechnik wurde 
umbenannt in „Wirtschaft und Anlagentechnik“. Unter „Übergreifende Sektoren und Themen“ 
(III) wurden „Bewusstseinsbildung“ und „Forschung“ sowie der Sektor „Evaluierung und Monito-
ring“ gefasst, der den Sektor „Steuerung“ ersetzte (Drs. 19/8311, 2010/2011, Abschnitt C). Der 
Sektor „Stadt als Vorbild“ wurde aufgelöst und die darin enthaltenen Maßnahmen anderen Sek-
toren zugeordnet. Auch der Sektor „Gesetzgebung“ wird nun innerhalb der einzelnen Sektoren 
berücksichtigt. Die Zielbeschreibungen für die einzelnen Sektoren werden beibehalten. Die Drs. 
führt aber neu 14 sogenannte Handlungsziele ein. Größtenteils greifen diese wortidentisch die 
Sektoren wieder auf (Anpassung an den Klimawandel, Gebäudesanierung, Wirtschaft und An-
lagentechnik, Mobilität, Forschung für den Klimawandel, Nationale und internationale Koopera-
tionen, Evaluierung und Monitoring). Dem Sektor Energie werden fünf Handlungsziele (Ener-
gieversorgung und -einsparungen, Erneuerbare Energien, Energieeffizienzsteigerung, Energie-
netze) zugeordnet. Der gestrichene Sektor „Stadt als Vorbild“ wird als Handlungsziel wieder 
eingeführt. Insgesamt beschreiben die 14 Ziele (mit einer Ausnahme unter Handlungsziel „Er-
neuerbare Energien“: Ausbau der Windenergie auf eine Nennleistung von 100 Megawatt) 
übergeordnete allgemeine Ziele ohne operationalisierbare Richtungsweisungen. 

Die im Februar 2011 erfolgte Neuausrichtung des Antragsverfahrens bezieht sich auf diese 14 
Handlungsziele (Anlage 3 des Leitfadens für Antragsteller). Anhand dieser Handlungsziele sol-
len die beantragten Projekte ihre Beiträge zu den Hamburger Klimaschutzzielen darstellen. Die 
im Februar 2011 entwickelte und im Oktober 2011 nochmals überarbeitete Bewertungsmatrix 
griff diese Handlungsziele ebenfalls auf, führte neue Kriterien ein und gewichtete bestehende 
Kriterien um (u.a. höhere Gewichtung für CO2-Minderung und Energieeffizienz, geringere Ge-
wichtung für Wissenstransfer / Bewusstseinsbildung sowie nationale und internationale Netz-
werkarbeit).  

Die vierte Fortschreibungsdrucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012) hob hervor, dass sich Ham-
burg an den bundespolitischen Zielen orientiert und damit den Anteil der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien kontinuierlich von heute 17% bis 2020 auf 35% und in Stufen bis 2050 
auf mindestens 80% erhöhen möchte. Mit Verweis auf das Arbeitsprogramm des neuen Senats 
wird betont, dass für Hamburg die bundespolitischen Klimaschutzziele die Leitplanken sind: 

Reduzierung der CO2‐Emissionen um 40% bis 2020 und um mindestens 80% bis 2050. Der 

deutliche Verweis auf die bundespolitischen Ziele bedeutet, dass von einer eigenständigen 
Erfüllung der Ziele in Hamburg Abstand genommen wurde. Das 40%-Ziel wurde nur insofern 
bekräftigt, als Hamburg sich dazu bekennt, seinen Beitrag zur Erreichung der Ziele des Bundes 
zu leisten. Es sollen vorrangig Maßnahmen durchgeführt werden, die eine hohe CO2-
Einsparung versprechen. Die Fortschreibung betont, dass der Förderschwerpunkt im KSK vor 
allem auf erneuerbare Energien, Energieversorgung/Wärmenetze, Wohnungsbau, Verkehr und 
Forschung sowie die Internationalen Bauausstellung IBA in Wilhelmsburg gelegt werde. 

4.1.2 Kritische Rückmeldungen – Ziele und Schwerpunktsetzungen 

 In den Klimaschutzdrucksachen stellt sich das KSK als Programm mit sehr komplexen 
qualitativen Zielsetzungen und undeutlichen Schwerpunkten dar; es fehlt ein nachvoll-
ziehbares Zielsystem. Es überrascht daher nicht, wie Tab. 8 zeigt, dass das KSK in der 
Online-Umfrage zum Programm vor allem mit den Zielen CO2-Reduktion sowie Ener-
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gieeinsparung und Erneuerbare Energien (zusammengefasst unter dem Stichwort 
„Energie“) assoziiert wird. Bewusstseinsbildung (auch unter Berücksichtigung von fünf 
Aussagen, die als Ziel „Verhaltensänderung“ angeben, die unter „Sonstige“ enthalten 
sind) und Klimaanpassung treten als Ziele in ihrer Bedeutung deutlich zurück, obwohl 
sie laut Programmansatz („Klimawandel verstehen – Klimafolgen bewältigen – Klima-
wandel mindern“) eigentlich ebenfalls eine hervorgehobene Position haben. 

Tab. 8: Wahrgenommene Ziele des KSK (Ergebnisse zu Frage Q75 der Online-Umfrage Pro-
gramm) 

Ziel Ziel 1 Ziel 2 Ziel 3 Ziel 4 Ziel 5 gesamt

CO2-Reduktion 41 3 5 2  51

Energie 5 17 13 4 1 40

Bewusstseinsbildung 2 6 7 5 4 26

Anpassung an Klimawandel 1 5 3 3 3 15

Finanzierung von Maßnahmen 2 4 3 1  10

Allgemeine Ziele zu Klimaschutz, Um-
weltschutz, Nachhaltigkeit  2 1 4 1 1 9

Gebäudesanierung 1 2 1 2 2 8

Klimafreundliche Mobilität 2 1 1 2 6

Netzwerke 1 2 1 1 1 6

Öffentlichkeitsarbeit 2 1   3

Sonstige 2 9 10 9 10 40

gesamte Nennungen 57 55 49 29 24 214

 

 Auch die Rückläufe aus der Online-Umfrage zu den Projekten belegen, dass das Ziel-
system des KSK wenig Einfluss auf die Formulierung von Projektzielen hatte. Gefragt 
nach den drei zentralen Zielen des jeweiligen Projekts (Frage 22) benannten die Teil-
nehmenden der Umfrage mit Ausnahme der Projekte, die direkt zur CO2-Reduktion bei-
tragen, i.d.R. nur die individuellen, projektspezifischen Ziele, ohne sich auf Sektor- oder 
gar Programmziele des KSK zu beziehen. Bei rund einem Fünftel der Projekte (31 von 
insgesamt 148 Äußerungen zu den drei zentralen Projektzielen) legen die Bezüge auf 
die Projektziele den Schluss nahe, dass es nur eine äußerst schwache Verbindung der 
Projektziele mit dem Zielsystem des KSK gibt; und bei einigen wenigen Zielbeschrei-
bungen fragt man sich, ob überhaupt eine Verbindung zwischen dem Projekt und dem 
KSK hergestellt werden kann (s. im Einzelnen Kap. 5). 

 Die Interviews mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe und Rückmeldungen aus dem 
Workshop Programm sowie die interne Prüfmitteilung des Rechnungshofs weisen eben-
falls auf die Problematik zu vieler und unpräziser Ziele sowie einer fehlenden Priorisie-
rung der Ziele hin. Drei von neun Personen aus der Steuerungsgruppe hielten fest, 
dass das KSK Defizite hinsichtlich der Ziel- und Schwerpunktsetzung habe und dadurch 
auch die Programmsteuerung und Umsetzungskontrollen erschwert würden. Im Work-
shop Programm wurden in der Diskussion der Ursachen für die gegenwärtigen Schwä-

                                                 
5 Die konkrete Fragestellung ist dem Fragebogen in Anlage 1 zu entnehmen.  
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chen des KSK vor allem die Folgen ungenauer Zielvorhaben in den Blick gerückt: Es 
fehle an Prioritätensetzung (und damit auch an Leuchtturmprojekten); die Ziele wären 
gegenüber den Bürgern nicht klar artikuliert; es gebe kein konsequentes Monitoring der 
Zielerreichung mit Möglichkeiten der gezielten Nachsteuerung; auch würde mit Zielkon-
flikten nicht transparent umgegangen. 

Allerdings wurden auch positive Rückmeldungen gegeben, wie z. B. die frühe Festle-
gung auf konkrete übergeordnete CO2-Reduktionsziele der Stadt sowie die 40/80 Ziel-
setzung (40% CO2-Reduktion gegenüber dem Basisjahr 1990 bis 2020, 80% bis zum 
Jahr 2050). Auch die Festschreibung des konkreten Ziels einer veränderten Mobilität 
wurde im Workshop positiv hervorgehoben. 

 Der Rechnungshof weist in seiner internen Prüfmitteilung vom September 2011 auf die 
fehlende Operationalisierung von Zielen hin. Er kritisiert, dass die Ziele des KSK – aus-
genommen die CO2-Reduzierungsziele – und die Handlungsschwerpunkte bislang wei-
testgehend nicht dergestalt konkretisiert seien, dass sie operabel wären und sich damit 
messen ließen. Die Fortschreibungsdrucksachen würden neben der Ableitung von 14 
Handlungszielen überwiegend Konkretisierungen auf der Maßnahmenebene mit unbe-
stimmten qualitativen Zielen beinhalten. Dadurch entstünde das Problem, dass sich die 
für die Zielerreichung in den verschiedenen Sektoren benannten Maßnahmengruppen 
und Einzelmaßnahmen nicht auf Effektivität und Effizienz überprüfen lassen.  

4.1.3 Schlussfolgerungen 

Sowohl in der ersten Drucksache als auch in den Fortschreibungen werden die unterschiedli-
chen Zielebenen (z. B. nach dem Dreischritt „Programm- oder Leitziele, Sektorziele, Hand-
lungsziele“) und ihr Zusammenspiel nicht ausreichend klar dargestellt. Alleine das CO2-Re-
duktionsziel ist deutlich benannt. Aufgrund der fehlenden Hierarchisierung ist die Vielfalt der 
qualitativen Ziele und Schwerpunkte nur schwer zu durchdringen. Auch auf der Stufe der ein-
zelnen Sektoren werden keine konkreten und überprüfbaren qualitativen und quantitativen Zie-
le formuliert. Es liegt die Vermutung nahe, dass sowohl die Sektoren als auch die Sektorziele in 
einem „bottom up“-Prozess entwickelt wurden, in den man von bestehenden Projekten und 
Vorhaben ausgehend Bereiche und Zielvorgaben fixiert und immer wieder angepasst hat. Da-
mit fehlt eine stringente Verbindung zwischen Programm- und Einzelprojekt-Zielen. Dies ist 
keine untypische Entwicklung für ein Programm, das unter Einbeziehung zahlreicher Behörden 
und externer Expertise entwickelt wurde. Allerdings hätten die Fortschreibungsdrucksachen die 
Möglichkeit geboten, eine grundlegende Überarbeitung und Präzisierung der Ziele und 
Schwerpunkte vorzunehmen. Diese ist jedoch erst mit der vierten Fortschreibung unter ande-
ren politischen Vorzeichen erfolgt. 

Die Drucksachen erfüllten daher nicht die Funktion, den an einer Förderung aus dem KSK inte-
ressierten behördlichen und nicht-behördlichen Vertretern klare Leitlinien und Schwerpunktset-
zungen für die Projektierung und Umsetzung an die Hand zu geben. Das wenig klar strukturier-
te Zielsystem, die unscharfen Programmkonturen und damit einhergehend die Schwierigkeit, 
das Programm überzeugend inner- und außerhalb der Verwaltung und Politik klar zu kommuni-
zieren, bergen die Gefahr, dass es anfällig ist für rasch wechselnde politische Einflussnahmen. 
Mit Ausnahme des CO2-Minderungsziels können die Programmprioritäten beliebig interpretiert 
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und verschoben werden. Dies führt wiederum zu einer mangelnden Verlässlichkeit des Pro-
gramms.  

Das unklare Zielsystem, die fehlende Schwerpunktsetzung und der Mangel an operativen Zie-
len boten zudem keine Grundlage für ein entsprechendes Projektcontrolling (s. Kap. 4.10). Die 
Projektergebnisse konnten bisher nur gegen die jeweiligen individuellen Projektziele, nicht aber 
systematisch gegen die Programm- oder Sektorziele geprüft werden. Mit der Entwicklung des 
Prüfschemas in der 2. Fortschreibungsdrucksache lag erstmals 2010 ein aus dem Programm 
heraus entwickeltes Prüfschema vor, das 2010 angewendet und 2011 nochmals überarbeitet 
und erst zu diesem späten Zeitpunkt als verbindliche Bewertungsmatrix eingeführt wurde.  

4.2 Projektportfolio des KSK 

Evaluationsfrage Programm A4: Wo liegen die Grenzen des Programms? Wie sinnhaft ist die 
aktuelle Grenzziehung? Welche Vor- und Nachteile hat konkret die Einbeziehung von Projek-
ten, die nicht aus Mitteln des KSK finanziert sind? 

Evaluationsfrage Programm C5: Wie und auf welcher Grundlage sind die Mittel auf die einzel-
nen Sektoren aufgeteilt? Beeinträchtigt eine ungleiche Mittelaufteilung die Motivation der Betei-
ligten? 

Evaluationsfrage Programm C6: Wie umfangreich ist der Mehraufwand, der durch die Zusam-
menführung der Projekte unter dem Dach des KSK entsteht? 

4.2.1 Aktuelle Struktur und Situation – Projektportfolio 

 Projektportfolio insgesamt 

Das Projektportfolio des KSK ist in erster Linie „bottom up“ entstanden. Am Anfang des KSK 
stand die Frage: Welche Aktivitäten für Klimaschutz und Klimaanpassung gibt es bereits in 
Hamburg und der Metropolregion und wo besteht Handlungsbedarf? Um diese Fragen beant-
worten zu können, wurde ein umfangreicher Sammelprozess angestoßen, im Zuge dessen von 
Behördenvertretern im Rahmen von Arbeitsgruppen und fachlich spezifizierten Teilarbeitsgrup-
pen Projekte und Maßnahmen zusammengetragen wurden. Anfänglich erfolgte die Sammlung 
in einer Wordtabelle, auf die alle Behörden Zugriff hatten, die sich aber nicht parallel bearbeiten 
ließ. Die LSK hat dann in verschiedenen Schritten technische Verbesserungen initiiert, anfäng-
lich in Form einer Excel-Tabelle, dann wurde der LSK die Nutzung des eBIS auferlegt, das bis 
heute das zentrale Dokumentationsinstrument des KSK ist (s. Kap.4.10.1).  

Aus der umfangreichen Sammlung von Projekten und Maßnahmen wurde in einem weiteren 
Schritt von der LSK die Zuordnung zu den folgenden sieben Säulen des KSK geprüft: 

 CO2-Minderung/Verringerung der Treibhausgas-Emissionen 
 Energiesparen/Steigerung der Energieeffizienz 
 Steigerung des Einsatzes erneuerbarer Energien und alternativer Energieträger 
 Qualifizierung und Quantifizierung von Rahmenbedingungen für einen zukunftsfähigen 

und ausgewogenen Energiemix 
 Intensivierung und Vernetzung der Aktivitäten im Bereich Klimafolgenanpassung 
 „Joint Implementation“ 
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 Stärkung von Hamburgs Rolle in übergeordneten Förderprogrammen 

Die Meldungen wurden nach Themen, Instrumenten und Projekten klassifiziert, und es wurde – 
z. T. in Rücksprache mit den Behörden – eine „Shortlist“ derjenigen Maßnahmen erstellt, die 
unmittelbare Bezüge zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung haben und als prioritär einzu-
stufen waren. Die „Shortlist“ umfasste ca. 200 Maßnahmen, darunter laufende Projekte, Vorha-
ben oder in konkreter Planung und Vorbereitung befindliche Aktivitäten. Diese Projekte wurden 
in Form von „Projektblättern“ näher beschrieben und diese Informationen dann in das eBIS-
Klima überführt.  

Mit der ersten Klimaschutzdrucksache (Drs. 18/6803) wurden letztendlich insgesamt 145 Pro-
jekte in das Projektportfolio des KSK aufgenommen. Da die o.g. sieben Säulen vor allem im 
Energiebereich aufgrund zahlreicher Überschneidungen nicht praxistauglich waren, entschied 
man sich in der Maßnahmendarstellung der ersten Drucksache für eine Ordnung nach Sekto-
ren. Die Verteilung der Projekte auf die Sektoren geht aus Tab. 9 hervor: 

Tab. 9: Verteilung der Projekte auf Sektoren (Drs. 18/6803) 

Sektor Anzahl Projekte

Gebäude 8

Energiekonzept der Zukunft für den Standort Hamburg (mit Energieerzeugung, 
Wärme- und Kälteerzeugung, Strategien zur Reduzierung und Speicherung von 
CO2)  20

Stadt als Vorbild – klimafreundliche Verwaltung (mit Untersektoren öffentliche Ge-
bäude, Stromlastmanagement für öffentliche Liegenschaften, Fahrzeug- und Anla-
gentechnik, Verhaltenssteuerung und Beschaffung) 28

Mobilität (mit Untersektoren ÖPNV, Radverkehrssystem, Fußgänger, motorisierter 
Individualverkehr, Infrastruktur, Schiffsverkehr, Luftverkehr) 19

Bewusstseinsbildung (mit Untersektoren: Kommunikation, Bildung und Beratung / 
Qualifizierung) 29

Gewerbe- und Anlagentechnik 11

Forschung 13

Nationale und internationale Kooperationen 12

Klimafolgenmanagement 4

gesamt 145

 
Dieses erste Portfolio spiegelt die zweifache Funktion des KSK wider: zum einen als konkretes 
Programm für den Klimaschutz in Hamburg und der Metropolregion Hamburg, zum anderen als 
Bestandsaufnahme dessen, was im Bereich des Klimaschutzes und des Klimafolgenmanage-
ment bereits bis 2007 durchgeführt oder vorgesehen war. Da die Trennschärfe zwischen den 
Sektoren nicht immer ganz klar war, wurden im Fortschreibungsprozess die Sektoren mehrfach 
umstrukturiert, z.T. aufgelöst und die darin subsummierten Projekte den neu entstandenen 
bzw. bereits bestehenden Sektoren zugeordnet.  

Aufgrund seiner Entstehungsgeschichte als „bottom up“-Programm war im KSK von vorneher-
ein eine komplexe Struktur des Projektportfolios angelegt. Es versammeln sich darin im We-
sentlichen drei verschiedene Typen von Vorhaben: 
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 „klassische“ Projekte, die von einem Projektträger oder Fördernehmer außerhalb der 
Behördenstruktur im einem zeitlich gesetzten Rahmen und auf der Grundlage eines 
Förderbudgets durchgeführt werden,  
z. B. das Projekt 2007/080 Erstkontakt in der energetischen Beratung privater Haushal-
te (jetzt: Energie- und Klimahotline in Kooperation mit der Verbraucherzentrale Ham-
burg); 

 weitgehend unter der Federführung einer Fachbehörde oder eines Bezirksamts durch-
geführte Projekte mit klarem zeitlichen und finanziellen Rahmen,   
z. B. das Projekt 2007/106 Klimaschutz-Netzwerk EU-„Covenant of Mayors“ zum The-
ma Energieeffizienz (Federführung BSU); 

 von einer Fachbehörde verwaltete Förderprogramme, die z.T. bereits vor dem KSK be-
standen, meist erhebliche Mittel im betreffenden Sektoren binden und ihrerseits in meh-
rere Teilprojekte oder -maßnahmen aufgefächert sind,  
z. B. 2007/070 Ausweitung des Programms „Unternehmen für Ressourcenschutz“ 
(UfR), verantwortlich BSU. 

Die letztgenannte Besonderheit des Projektportfolios wird im Detail im unten stehenden Teilka-
pitel „Förderprogramme“ analysiert. 

Von den 145 Projekten der ersten Drucksache hat sich das Projektportfolio im Laufe des bishe-
rigen Programms sukzessive erweitert. Zum 22.02.2012 (dem Stichtag aller folgenden Analy-
sen des Projektportfolios) waren in den neun Sektoren insgesamt 487 Projekte gelistet, wobei 
diese Projekte unterschiedliche Projektstände aufweisen. Es sind weiterhin Projekte im Portfo-
lio enthalten, die nicht weiter verfolgt werden oder in andere Projekte überführt worden sind (s. 
Tab. 10). Insgesamt waren zum Stichtag 22.2.2012 von den 487 Projekten 198 Projekte in Um-
setzung und 76 weitere in Vorbereitung. Es gab 113 abgeschlossene Projekte, 22 in andere 
Projekte überführte und 78 nicht weiter verfolgte Projektideen. Die meisten Projekte beziehen 
sich auf die Sektoren Gebäude, Energie und Bewusstseinsbildung. Diese drei Sektoren stellen 
54,2% aller Projekte. 

Tab. 10: Verteilung der Projekte auf die Sektoren und Stand der Umsetzung (Stand 22.2.2012) 

Anzahl Projekte 
 

Sektoren 

Stand der Umsetzung  
(z. T. allerdings nach Aussagen 

der LSK nicht aktuell) 

Anzahl 
Projekte 
gesamt Anteil % kumul.ab
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Gebäude 20 2 17 34 36 109 22,4% 22,4%

Energie 19 7 18 25 9 78 16,0% 38,4%

Bewusstseinsbildung 13 2 8 46 8 77 15,8% 54,2%

Mobilität 17 4 12 28 7 68 14,0% 68,2%

Wirtschaft und Anlagentechnik 10 3 6 24 7 50 10,3% 78,4%
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Anzahl Projekte 
 

Sektoren 

Stand der Umsetzung  
(z. T. allerdings nach Aussagen 

der LSK nicht aktuell) 

Anzahl 
Projekte 
gesamt Anteil % kumul.ab
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Forschung 17 2 4 10 3 36 7,4% 85,8%

Nat. und intern. Kooperationen 10 1 7 12 2 32 6,6% 92,4%

Klimafolgenmanagement 4 0 5 12 4 25 5,1% 97,5%

Evaluierung und Monitoring 3 1 1 7 0 12 2,5% 100,0%

gesamt 113 22 78 198 76 487   

in % 23,2 4,5 16,0 40,7 15,6    

 

Quer zu den drei o.g. Projekttypen verläuft darüber hinaus die Unterscheidung in Projekte, die 
Mittel aus dem KSK erhalten und solchen, die nicht aus dem KSK finanziert, aber als KSK-
Projekte geführt werden. Abhängig vom Projekttyp und / oder der Tatsache, ob ein Projekt aus 
dem KSK finanziert oder nicht finanziert wird, variieren die Vorhaben erheblich in puncto finan-
zieller Ausstattung durch das KSK: von hohen einstelligen Millionenbeträgen bei mehrjährigen 
Förderprogrammen über eher kleine finanziell und zeitlich eng begrenzte Projekte bis hin zu 
Projekten, die keine Förderung aus dem KSK erhalten. Die aus Sicht des Fördervolumens stark 
heterogene Struktur des Programms bildet sich bei einer Analyse der minimalen und maxima-
len Fördersumme im aktuellen Projektportfolio ab (s. Tab. 11). Derzeit beinhaltet das Pro-
gramm Einzelprojekte, die in einer Bandbreite von 2.500 Euro bis zu 9 Mio. Euro Zuschüsse 
oder Vollfinanzierungen im Zeitraum 2008-2012 erhalten haben. Die größten Fördersummen 
sind im Sektor Gebäude platziert, die niedrigsten im Sektor Bewusstseinsbildung.  

Bei den im Folgenden genannten Zahlen zu Fördersummen in den einzelnen Sektoren und 
Projekten ist zu berücksichtigen, dass diese  

 auch Mittel aus dem separat geführten Personalkostenfonds beinhalten, die den einzel-
nen Projekten z. T. anteilig zugerechnet wurden. Für diese anteilige Zuordnung muss-
ten z. T. grobe Annahmen getroffen werden, die möglicherweise im Zuge weiterer Ar-
beiten in der LSK revidiert bzw. korrigiert werden müssen. Die Auswertungen im Rah-
men der Evaluation mussten hier auf einen Zwischenstand zurückgreifen. Infolge der 
Berücksichtigung der Mittel aus dem Personalkostenfonds werden auch Projekte als 
„aus KSK-Mitteln finanziert“ geführt, die i.e.S. keine spezifische Mittelzuweisung erhal-
ten haben, die aber von zusätzlicher personeller Betreuung in den jeweils zuständigen 
Fachbehörden profitieren (s. auch Kap. 4.6.1); 

 auch die für das Jahr 2012 geplanten Mittel beinhalten. Dem Evaluationsteam war es 
wichtig, diese Planungen in der Evaluation zu berücksichtigen, auch wenn sich hier im 
Laufe des Jahres 2012 Abweichungen des Mitteleinsatzes von den Planungen ergeben 
können. 
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Tab. 11: Größenordnung der Projekte (Stand 22.2.2012) 

Sektoren Minimum (in €) Maximum (in €) 

Energie 17.493 6.600.000

Gebäude 10.000            9.000.000  

Mobilität 19.169 7.359.004

Wirtschaft und Anlagentechnik 37.645           7.059.642

Klimafolgenmanagement 8.021            2.300.000  

Bewusstseinsbildung   2.500 957.000

Forschung 37.113              900.000  

Nat. und intern. Kooperationen         15.000  1.810.937

Evaluierung und Monitoring 60.000 245.497

Gesamt   2.500 9.000.000

 

Das Verhältnis zwischen KSK-finanzierten und nicht finanzierten Projekten ist in den einzelnen 
Sektoren unterschiedlich. Einen Überblick gibt Tab. 12, wobei hier zu berücksichtigen ist, dass 
bei den nicht KSK-finanzierten Projekten auch Projekte enthalten sind, die nicht weiter verfolgt 
werden. Die meisten im Verhältnis zur Gesamtzahl der Projekte im Sektor aus dem KSK finan-
zierten Projekte finden sich im Sektor Bewusstseinsbildung, die wenigsten im Sektor For-
schung. Allerdings sei hier darauf hingewiesen, dass die Anzahl der finanziell geförderten Pro-
jekte nichts über die insgesamt in den Sektor geflossenen Mittel aussagt. 

Tab. 12: Anzahl KSK finanzierter und nicht finanzierter Projekte in den Sektoren (Stand 
22.2.2012) 

Sektoren 
Anzahl KSK  

Projekte 
Anzahl KSK-

finanzierte Projekte 
Anteil KSK-

finanzierte Projekte

Bewusstseinsbildung 77 37 48,1% 

Evaluierung und Monitoring 12 5 41,7% 

Wirtschaft und Anlagentechnik 50 19 38,0% 

Nat. und intern. Kooperationen 32 12 37,5% 

Mobilität 68 24 35,3% 

Gebäude 109 31 28,4% 

Klimafolgenmanagement 25 7 28,0% 

Energie 78 28 25,9% 

Forschung 36 9 25,0% 

Gesamt 487 172 35,3% 

 
Über die Jahre hinweg hat sich die Verteilung der Mittel auf die neun Sektoren des KSK verän-
dert, wobei sich keine Trends erkennen lassen, sondern die Anteile der einzelnen Sektoren in 
den einzelnen Jahren schwanken. Lediglich für den Sektor Wirtschaft und Anlagentechnik lässt 
sich in der Tendenz eine Zunahme, für den Sektor Energie eher eine Abnahme der Mittelantei-
le feststellen (s. Abb. 5). Eine systematische Programmentwicklung lässt sich aus diesen Zah-
len nicht ableiten, außer dass in allen Jahren der Sektor Gebäude einen erheblichen Anteil der 
KSK-Mittel gebunden hat. Diese Ausrichtung des KSK wird nach Vorgaben des neuen Senats 
bestätigt. So wird in der aktuellen Klimaschutzdrucksache (20/2676, 20011-2012, Abschnitt A) 
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festgehalten: „Im Mittelpunkt der Fortschreibung des Klimaschutzkonzepts stehen der Klima-
schutz durch die energetische Sanierung bestehender Gebäude, Maßnahmen zur klimafreund-
lichen Mobilität und die für den Klimaschutz bedeutsame Stärkung von Förderprogrammen.“  
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Abb. 5: Mittelverteilung auf die KSK-Sektoren (Stand 22.2.2012) 

Die relative Verteilung der Mittel auf die Sektoren lässt aber keine Rückschlüsse auf die absolut 
geflossenen Mittel zu, da sich der Umfang des gesamten KSK-Budgets über die Jahre eben-
falls verändert hat. Einen Überblick hierzu liefert nachstehende Tab. 13. Starke Abweichungen 
innerhalb der Sektoren zwischen den Jahren lassen sich mitunter mit der Bewilligung neuer 
oder dem Auslaufen einzelner großer Projekte erklären. So wurden im Sektor Gebäude im Jahr 
2011 die Mittelzuweisungen zu den Förderprogrammen „Wohnungsneubau-Programm der 
Hamburgerischen Wohnbaukreditanstalt“ (2007/140) und „Energetische Modernisierung von 
Mietwohnungen (WK))“ (2007/142) sehr deutlich auf 8 Mio. € aufgestockt (wobei ein Teil der 
übertragenen Mittel bereits für 2012 konzipiert war) und ein neues IBA-Projekt (2007/021: IBA: 
Bildungszentrum „Tor zur Welt“) mit 4,2 Mio. € sehr umfangreich ausgestattet. Der „Ausreißer“ 
des Jahres 2011 im Sektor Klimafolgenmanagement begründet sich mit dem Projekt „Mein 
Baum – Meine Stadt“ (2011/013), das 75% der in diesem Sektor über alle Jahre hinweg aus-
gegebenen KSK-Mittel gebunden hat. 
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Tab. 13: Entwicklung der KSK-Fördermittelbudgets in den Sektoren (Stand 22.2.2012) 

Sektoren 

Mittelverteilung  

2008 2009 2010 2011 
2012 

(geplante 
Mittel) 

Energie 5.865.000 4.121.015 2.013.655 3.240.731 2.306.740

Gebäude 6.846.344 7.405.705 6.894.306 16.634.5341) 5.596.783

Mobilität 7.526.207 4.353.695 2.957.132 3.697.601 3.502.254

Wirtschaft und Anlagentechnik 2.178.769 3.128.830 2.704.048 3.566.112 4.796.977

Klimafolgenmanagement 10.000 88.421 227.900 2.495.000 235.000

Bewusstseinsbildung 1.801.816 1.519.064 1.626.084 1.865.672 1.411.136

Forschung 1.388.507 561.000 375.000 650.000 127.000

Nat. und intern. Kooperationen 893.700 830.154 1.437.870 328.170 328.050

Evaluierung und Monitoring 73.000 245.497 75.000 225.000 95.000

gesamt ohne Sonstiges2) 26.583.343 22.253.381 18.310.995 32.702.821 18.398.940 
1) Die Summe ist hier in 2011 so hoch, da bereits in 2011 Mittel für das Jahr 2012 übertragen wurden. 
2) Unter „Sonstiges“ werden geführt der "Aufwand Leitstelle Klimaschutz" sowie der Personalkostenfonds 
inkl. Bildschirmarbeitsplatzpauschale (hier nur LSK). In Ersterem sind auch ältere Aufträge an das Wup-
pertal-Institut enthalten, die eigentlich dem Sektor Evaluierung und Monitoring zugeordnet werden müss-
ten. 

Über die bisherige Laufzeit des KSK hinweg (2008 bis 2012, für 2012 geplante Mittel) werden 
Ende 2012 in die jetzt 172 Projekte, denen KSK-Mittel zugewiesen wurden, rund 118,2 Mio. 
Euro geflossen sein (s. Tab. 14):  

 Der Sektor „Gebäude“ kann 36,7% aller Mittel für sich verbuchen, gefolgt von den an-
nähernd gleich starken Sektoren „Mobilität“, „Energie“ sowie „Wirtschaft und Anlagen-
technik“. Zusammen absorbieren diese vier Sektoren 84% der gesamten Fördergelder. 
Diese Gelder fließen 102 Projekten zu. 

 Mehr als ein Fünftel aller Projekte (21,5%) gehört zum Sektor „Bewusstseinsbildung“, 
wobei in diesen Sektor nur 7% aller Mittel fließen. 

Tab. 14: Verteilung der Projekte und KSK-Mittel auf die Sektoren (Stand 22.2.2012) 

Sektoren 
Anzahl KSK-finanzierte 

Projekte 2008-2012 
Summe KM  

2008-2012 (in €) in % kumul. % 

Gebäude 31 43.377.672 36,7% 36,7%

Mobilität 24 22.036.889 18,6% 55,3%

Energie 28 17.547.141 14,8% 70,2%

Wirtschaft und Anlagentechnik 19 16.374.737 13,8% 84,0%

Bewusstseinsbildung 37 8.223.772 7,0% 91,0%

Nat. und intern. Kooperationen 12 3.817.944 3,2% 94,2%

Forschung 9 3.101.507 2,6% 96,8%

Klimafolgenmanagement 7 3.056.321 2,6% 99,4%

Evaluierung und Monitoring 5 713.497 0,6% 100,0%

Gesamtergebnis 172 118.249.479 100,0  
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Um die Mittelzuweisungen an die 172 im Rahmen des KSK geförderten Projekte näher zu ana-
lysieren, wurde eine sogenannte ABC-Analyse durchgeführt (die in Kap. 3.4.3 beschriebene 
ABC-Analyse, die zur Auswahl der Projekte für die Projektevaluation mit Stand August 2011 
durchgeführt wurde, wurde zum Stand 22.2.2012 hiermit noch einmal aktualisiert). Die ABC-
Analyse gruppiert die Projekte in die Klassen A, B und C, die nach absteigender Bedeutung 
(hier Umfang erhaltener Fördermittel) geordnet sind. Aus der ABC-Analyse geht hervor, wie 
stark sich die Fördermittel auf einzelne Projekte auch innerhalb einzelner Sektoren konzentrie-
ren. 

Dabei gelten als: 

 A-Projekte die nach dem gewählten Kriterium (in diesem Fall die Höhe der zugewiese-
nen Mittel) größten Projekte, d.h. die Projekte, die nötig sind, um die ersten 80% der 
Gesamtsumme abzudecken; 

 B-Projekte die zusätzlich nötigen Projekte, um insgesamt 95% zu erreichen (sie decken 
zusammen also 15% ab), 

 C-Projekte die verbleibenden Projekte (sie decken die verbleibenden 5% ab). 

Die folgende Tab. 15 listet alle 172 geförderten Projekte auf, wobei mit dem finanzstärksten 
Sektor begonnen wird und innerhalb eines jeden Sektors die Projekte nach Höhe der erhalte-
nen Förderung gereiht sind. Zusätzlich enthält die Tabelle Angaben dazu, welche Bedeutung 
die einzelnen Projekte im jeweiligen Sektor haben. 

Tab. 15 gibt den Stand der Projektlistung vom 22.2.2012 wieder. Für die Projekte wurden nicht 
nur die eigentlichen Projektmittel berücksichtigt, sondern auch die aus dem Personalkosten-
fonds den Projekten zuordenbaren Personalmittel, die in die Entwicklung, Bearbeitung und Be-
treuung der Projekte geflossen sind (s. auch Kap. 4.6.1). Diese Zuordnung ist nicht immer ganz 
exakt möglich, vor allem wenn von einer Stelle mehrere Projekte fachlich betreut werden. In 
diesem Falle erfolgte i.d.R. eine geschätzte Aufteilung der Kosten. Die 12 Projekte, die aus-
schließlich (anteilige) Mittel aus dem Personalkostenfonds erhalten (haben), sind in der nach-
stehenden Tabelle kursiv hervorgehoben. Die Sektorenbetreuung durch die LSK ist in den Kos-
ten nicht berücksichtigt.  

Tab. 15: Verteilung der Fördersummen auf die Projekte (verausgabte KSK-Mittel bis Ende 2011 
und geplante Mittel für 2012) 

Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

Gebäude 43.377.672     

2007/142 
Energetische Modernisierung von Mietwohnun-
gen (WK) (Förderprogramm) 

9.000.000 20,7% 20,7% A 

2007/028 
Energetische Sanierung öffentlicher Gebäude - 
Gebäudehüllensanierung (Polizei- und Feuer-
wehrwachen) 

7.559.600 17,4% 38,2% A 

2007/095 
Klimaschutzprogramm „Wärmeschutz im Ge-
bäudebestand“ (Förderprogramm) (inkl. Perso-
nalmittel) 

7.076.930 16,3% 54,5% A 

2007/140 
Wohnungsneubau-Programm der Hamburgi-
schen Wohnungsbaukreditanstalt (Förderpro-
gramm) 

6.400.000 14,8% 69,2% A 

2007/021 IBA: Bildungszentrum „Tor zur Welt“ 4.238.932 9,8% 79,0% A 
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Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

2010/031 
Pilotprojekte Förderung energieeffizienter 
Nichtwohngebäude 

2.000.000 4,6% 83,6% A 

2008/059 
Experimenteller Wohnungsbau im Stadtpark 
Wilhelmsburg (IBA) 

1.109.000 2,6% 86,2% B 

2007/001 
Städtebauliche Vorhaben (Wohnungsbau, Ge-
werbe, Stadtteilzentren) im Bezirk Altona - Bür-
gerhaus Bornheide 

900.000 2,1% 88,3% B 

2010/061 
Pilotprojekte und Förderprogramm Klimaschutz 
und Stadtgestalt (Backsteinfonds) (inkl. anteilig 
Personalmittel)  

855.080 2,0% 90,2% B 

2007/192 Dachsanierung Kulturfabrik Kampnagel 800.000 1,8% 92,1% B 

2009/069 
Harburger Schlossinsel – Wohnen auf der 
Schlossinsel (Baufeld 2) (IBA) 

510.000 1,2% 93,2% B 

2007/211 
IBA: Open House (Wohnungsbau Vogelhütten-
deich 75-79) 

420.000 1,0% 94,2% B 

2008/025 
Identifizierung und Einrichtung von Klima-
Modellquartieren 

377.138 0,9% 95,2% B 

2007/027 

Energiesparpotenziale bei Baudenkmälern 
(einschaliges Mauerwerk), Ergänzungsgutach-
ten Denkmalschutz (zweischaliges Mauerwerk) 
(inkl. anteilig Personalmittel)  

409.990 0,9% 96,0% C 

2008/055 
Schlossinsel/Harburger Binnenhafen – Teilpro-
jekt Veritaskai (IBA) 

200.000 0,5% 96,5% C 

2011/010 Niels-Stensen-Gymnasium Passivhausstandard 200.000 0,5% 97,0% C 

2011/009 Community Center Hohenhorst 197.000 0,5% 97,4% C 

2009/072 Flächendeckende Gebäudeuntersuchung  158.270 0,4% 97,8% C 

2007/018 Projekt „Keine Schule über 200“ 150.000 0,3% 98,1% C 

2011/018 
HPA-Büro und Werkstattgebäude Spreehafen 
im Plusenergiestandard 

150.000 0,3% 98,5% C 

2010/011 
Messtechnische Untersuchung des Bauvorha-
bens Schlettstadter Straße (inkl. anteilig Perso-
nalmittel)  

110.708 0,3% 98,7% C 

2007/212 IBA-Dock 107.000 0,2% 99,0% C 

2011/021 Kulturzentrum Rieckhof 94.000 0,2% 99,2% C 

2009/076 
Klimaschutz und Bau: Energetische Standards 
für öffentliche Gebäude 

80.000 0,2% 99,4% C 

2009/068 
Pilotprojekt Neubau einer Kinderkrippe in Ris-
sen im Passivhausstandard (Nordelbische Kir-
che) 

76.000 0,2% 99,5% C 

2008/057 IBA: Veringhöfe-Bestand – Räume für die Kunst 50.000 0,1% 99,7% C 

2009/008 Neue Hamburger Terrassen, Baufeld 1 (IBA) 50.000 0,1% 99,8% C 

2007/210 
Wohnungsbau „Klimahäuser Haulander Weg“ 
(IBA) 

40.000 0,1% 99,9% C 

2009/051 
Energetische Erfassung und Optimierung von 
Dienstgebäuden (Bezirksamt Eimsbüttel)  

35.000 0,1% 99,9% C 

2007/143 
2008/009 

Praxisbeispiel Lokstedt Lohkoppelweg (zugehö-
rig: EU-Projekt Housing Qualities, Nr. 2007/143)

13.025 0,0% 100,0% C 

2007/006 

Städtebauliche Vorhaben (Wohnungsbau, Ge-
werbe, Stadtteilzentren) Bezirk Hamburg-Nord – 
Oberaltenallee Südteil/ehemals P&W-Flächen  

10.000 0,0% 100,0% C 
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Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

Mobilität  22.036.889      

2008/083 
Umsetzung der Radverkehrsstrategie des Fahr-
radforums (inkl. anteilig Personalmittel) 

7.359.004 33,4% 33,4% A 

2007/123 

Attraktivitätssteigerung im Radverkehrssystem 
– Verbesserung der Infrastruktur - Hinweis: 
Maßnahme ist in Maßnahme 2008/083 überge-
gangen (inkl. anteilig Personalmittel) 

3.379.951 15,3% 48,7% A 

2007/132 
Autofreie Sonntage: Einnahmeausfall HVV und 
verkehrliche Leistungen einschl. Absperrmaß-
nahmen, Öffentlichkeitsarbeit 

2.127.705 9,7% 58,4% A 

2007/135 
Energetische Optimierung von Lichtsignalanla-
gen 

1.900.000 8,6% 67,0% A 

2007/119 
Diesel-Hybrid-Busse des HVV oder vergleichba-
re Systeme zur Serienreife entwickeln im Rah-
men des NIP 2007/048 

1.350.000 6,1% 73,1% A 

2007/136 
Optimierung der Straßenbeleuchtung und Aus-
tausch von Leuchtverkehrszeichen 

1.200.000 5,4% 78,6% A 

2007/124 
Attraktivitätssteigerung für Fußgänger als Ver-
kehrsteilnehmer 

1.100.000 5,0% 83,6% A 

2010/034 

Umsetzung von vorliegenden Machbarkeitsstu-
dien zur Verbesserung der Radverkehrsführung 
in ausgewählten Straßen (inkl. anteilig Perso-
nalmittel) 

879.951 4,0% 87,6% B 

2007/130 
Ausbau der Streckenbeeinflussung auf Bunde-
sautobahnen (BAB) in Hamburg 

705.000 3,2% 90,8% B 

2007/127 Ausweitung des Bike+Ride-Angebots 473.875 2,2% 92,9% B 

2010/042 Fahrradstation Bahnhof Harburg 400.000 1,8% 94,7% B 

2011/024 
Ausweitung der Erprobung von batterieelektri-
schen Fahrzeugen 

160.000 0,7% 95,5% B 

2010/065 
Pilotprojekt Elektromobilität – Einführung Smart 
ED 

150.196 0,7% 96,1% C 

2011/029 Wegeverbindung Grünzug Langenfort 149.500 0,7% 96,8% C 

2007/165 
Verkehrsverlagerung von Lkw auf Binnen- und 
Feederschiffe (inkl. anteilig Personalmittel) 

149.474 0,7% 97,5% C 

2008/052 
Entwicklung von Programmen für innovative 
Antriebstechniken im Kraftfahrzeugverkehr  
(u. a. Elektromobilität) 

122.120 0,6% 98,0% C 

2010/027 
Weiterbetrieb des mit Brennstoffzellen betriebe-
nem Alsterschiffes „Alsterwasser“ der ATG 

115.000 0,5% 98,6% C 

2007/153 
Verminderung der Schadstoffemissionen von 
Schiffen im Hafen prüfen (nur Personalmittel) 

96.073 0,4% 99,0% C 

2010/033 
Grüne Welle für den Radverkehr (inkl. anteilig 
Personalmittel) 

69.951 0,3% 99,3% C 

2007/131 CarSharing 40.000 0,2% 99,5% C 

2007/164 
Klimaschutz am Hamburg Airport (inkl. anteilig 
Personalmittel) 

39.169 0,2% 99,7% C 

2010/052 
Workshop energieeffiziente Maßnahmen der 
Schifffahrt (inkl. anteilig Personalmittel) 

28.269 0,1% 99,8% C 

2010/030 
Umwelttaxen für Hamburg: Vergabe eines Um-
welt- bzw. Klimasiegels 

22.484 0,1% 99,9% C 

2010/064 Airport 2030 (nur Personalmittel) 19.169 0,1% 100,0% C 
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Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

Energie 17.547.141      

2007/100 
Klimaschutzprogramm „Solarthermie“, dann 
„Solarthermie und Heizung“  

6.600.000 37,6% 37,6% A 

2007/090 
IBA - Erneuerbare Energie im Rahmen der IBA 
– „Energiebunker Wilhelmsburg“ 

1.350.000 7,7% 45,3% A 

2008/030 
Prüfung: Kosten und Konsequenzen einer öf-
fentlichen Verfügung über die Energienetze  

1.265.207 7,2% 52,5% A 

2007/092 
Förderung des Einsatzes von Biobrennstoffen 
(Förderprogramm) 

1.200.000 6,8% 59,4% A 

2008/061 IBA: Modellprojekt Tiefengeothermie 900.000 5,1% 64,5% A 

2011/014 
Heizungs-Netzwerk im Programm „Unterneh-
men für Ressourcenschutz“6 

800.000 4,6% 69,0% A 

2007/086 
Großflächige Dünnschicht-Solarstromanlagen 
auf gewerblichen Hallendächern (Förderpro-
gramm) 

762.234 4,3% 73,4% A 

2011/025 Förderprogramm erneuerbare Wärme 700.000 4,0% 77,4% A 

2008/053 IBA: Energieverbund Neue Mitte Wilhelmsburg 668.000 3,8% 81,2% A 

2008/054 
IBA: Klimaschutzkonzept erneuerbares Wil-
helmsburg 

625.000 3,6% 84,7% B 

2007/084 
Kompetenzcluster erneuerbare Energien und 
Brennstoffzellentechnologie 

429.164 2,4% 87,2% B 

2007/019 
Regenerative Energieanlagen (v.a. Photovolta-
ik-Anlagen) auf Schulen – „Klimaschutz macht 
Schule" 

330.000 1,9% 89,1% B 

2010/070 
Lastmanagement in öffentlichen Gebäuden mit 
Smart-Metern 

300.000 1,7% 90,8% B 

2010/045 

Projekt Smart Power- Intelligentes Stromver-
brauchsmanagement (Demand Side Manage-
ment) und stromgeführte Blockheizkraftwerke in 
Verbindung mit Wärmespeichern in der Stadtinf-
rastruktur 

264.180 1,5% 92,3% B 

2008/036 
Möglichkeiten der Realisierung eines virtuellen 
Kraftwerks in Hamburg 

235.000 1,3% 93,6% B 

2007/193 Photovoltaik-Anlage Kulturfabrik Kampnagel 215.000 1,2% 94,9% B 

2008/038 
Bereitstellung von städtischen Liegenschaften 
für KWK 

200.000 1,1% 96,0% B 

2009/086 Solarpotenzialanalyse I 130.000 0,7% 96,7% C 

2010/060 
Solarpotenzialanalyse II – Ausweitung auf ganz 
Hamburg  

120.000 0,7% 97,4% C 

2007/089 
Erneuerbare Energie im Rahmen der IBA - 
„Energieberg Georgswerder“ (IBA) 

116.944 0,7% 98,1% C 

2007/215 
Einsatz regenerativer Energieversorgung (So-
larthermie, Photovoltaik) bei Neubau des Be-
triebshofes Rahlau  

78.691 0,4% 98,5% C 

                                                 
6 Zu diesem Projekt erhielt das Evaluationsteam nach der für die Projektliste gesetzten Deadline von der LSK die 

Information, dass dieses Projekt in der Finanztabelle der LSK falsch zugeordnet war und korrekter Weise dem Sek-
tor Wirtschaft und Anlagentechnik zugehörig ist, Eine Korrektur konnte für diesen Bericht jedoch nicht mehr vorge-
nommen werden.  



 
 

 

 

30.04.2012 Seite 71 

Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

2007/097 
Regenerative Wärmeversorgung der Insel 
Neuwerk 

50.000 0,3% 98,8% C 

2008/094 
Prüfung der solarenergetischen Eignung von 
Dächern auf Schulgebäuden (Solarpotenzial-
analysen Schuldächer) 

50.000 0,3% 99,1% C 

2008/103 Wettbewerb energieeffiziente Stadt 50.000 0,3% 99,4% C 

2008/102 
Maßnahmen zur Steigerung des Anteils Erneu-
erbarer Energien im Energiemix des Standortes 
Hamburg (Förderprogramm) 

45.228 0,3% 99,6% C 

2009/020 
Studie zur Entwicklung der Wärmeversorgung 
in Norddeutschland 

25.000 0,1% 99,8% C 

2010/039 
Energieeffizientes Beleuchtungskonzept für 
Unterführungen und Tunnel der 60er und 70er 
Jahre in der Harburger Innenstadt 

20.000 0,1% 99,9% C 

2009/030 
Ehemalige Röttiger Kaserne, neues Wohnen in 
Neugraben-Fischbek 

17.493 0,1% 100,0% C 

Wirtschaft und Anlagentechnik 16.374.737      

2007/070 
„Unternehmen für Ressourcenschutz“ – Auswei-
tung des Programms (Förderprogramm) (inkl. 
anteilige Personalmittel) 

7.059.642 43,1% 43,1% A 

2008/073 

Klimaschutz in der Produktentwicklung und 
technologischen Innovationen in den Bereichen 
Energieerzeugung und -umwandlung (Förder-
programm) 

2.500.000 15,3% 58,4% A 

2008/031 

Umsetzung eines Programms zur Steigerung 
der Kopplung von Wärme- und Stromproduktion 
(KWK) mit Hamburger Unternehmen aus Pro-
duktion, Dienstleistung und Wohnungswirtschaft 
(Förderprogramm) 

1.990.618 12,2% 70,5% A 

2007/048 
Nationales Innovationsprogramm Wasserstoff- 
und Brennstoffzellentechnologie (NIP) 

1.620.645 9,9% 80,4% A 

2007/160 
Energieeinsparung bei Gebäuden mit hoher 
Grundlast 

1.189.118 7,3% 87,7% B 

2007/068 

Steigerung der Reichweite der Klimaschutzpro-
gramme über die aktive Einbindung bislang 
nicht beteiligter Unternehmen durch Institutio-
nen der Wirtschaft (ZEWUmobil+) 

520.650 3,2% 90,9% B 

2007/068 

Steigerung der Reichweite der Klimaschutzpro-
gramme über die aktive Einbindung bislang 
nicht beteiligter Unternehmen durch Institutio-
nen der Wirtschaft (HK-Mobil) 

430.968 2,6% 93,5% B 

2010/058 
Erneuerung der Beleuchtungsanlagen in der 
Südhalle und in der Nordhalle (Deichtorhallen) 

300.000 1,8% 95,3% B 

2011/020 
Wärmeversorgung durch KWK-Abwärme mittels 
mobilem Latentwärmespeicher 

180.000 1,1% 96,4% C 

2009/032 
Konsolidierungsmaßnahmen im Rechenzent-
rum der HPA („Green IT“) (inkl. Personalmittel) 

68.336 0,4% 96,9% C 

2007/072 

„Unternehmen für Ressourcenschutz“ – Wär-
meCheck zur energetischen Optimierung von 
Heizungsanlagen (Förderprogramm) (nur antei-
lige Personalmittel) 

59.659 0,4% 97,2% C 

2007/073 
„Unternehmen für Ressourcenschutz“ – Licht-
Check zur Effizienzsteigerung von Beleuch-
tungsanlagen (Förderprogramm) (nur anteilige 

59.659 0,4% 97,6% C 
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Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

Personalmittel) 

2007/074 

„Unternehmen für Ressourcenschutz“ – Effizi-
enz-Offensive mit Vattenfall zum effizienten 
Einsatz von elektrischem Strom (Förderpro-
gramm) (nur anteilige Personalmittel) 

59.659 0,4% 97,9% C 

2007/075 
„Unternehmen für Ressourcenschutz“ – An-
triebsCheck (Förderprogramm) (nur anteilige 
Personalmittel) 

59.659 0,4% 98,3% C 

2007/076 
„Unternehmen für Ressourcenschutz“ - Hochef-
fiziente Leuchtmittel für Gewerbe und Haushalte 
(Förderprogramm) (nur anteilige Personalmittel) 

59.659 0,4% 98,7% C 

2007/077 
„Unternehmen für Ressourcenschutz" – Netz-
werk Kälteeffizienz Hamburg (Förderprogramm) 
(nur anteilige Personalmittel) 

59.659 0,4% 99,0% C 

2011/014 
Heizungs-Netzwerk im Programm "Unterneh-
men für Ressourcenschutz" (Förderprogramm) 
(nur anteilige Personalmittel)7 

59.659 0,4% 99,4% C 

2008/034 Klimatantieme 59.500 0,4% 99,8% C 

2009/085 
Brennstoffzellenheizgerät der Stadtreinigung 
(NIP) 

37.645 0,2% 100,0% C 

Bewusstseinsbildung 8.223.772      

2007/083 ELBCAMPUS – Zukunftskreise für Handwerker 957.000 11,7% 11,6% A 

2008/082 Klimaschutz an Schulen (inkl. Personalmittel) 953.263 11,6% 23,2% A 

2007/080 

Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen – 
Energetische Gebäudemodernisierung = Erst-
kontakt in der energetischen Beratung privater 
Haushalte („Klimaschutzlotse“) Verbraucher-
zentrale 

802.272 9,8% 33,0% A 

2007/191 
Planetarium Hamburg – Informations- und Bil-
dungszentrum für den Klimawandel 

747.500 9,1% 42,1% A 

2007/015 
Handwerk und Energieeffizienz – Intensivierung 
der Aus- und Fortbildung des Hamburger 
Handwerks 

500.000 6,1% 48,2% A 

2007/059 
UmwelterlebnisPark Karlshöhe (UPK) – Bil-
dungszentrum Klimaschutz im Alltag 

500.000 6,1% 54,2% A 

2007/099 Ausweitung des Hamburger Energiepasses 500.000 6,1% 60,3% A 

2008/081 
Schulbaustelle Klima (ehemals: Vom Baupro-
gramm zum Bildungsprogramm) (inkl. Perso-
nalmittel) 

377.797 4,6% 64,9% A 

2009/028 
Ausstellung "Urban Climate - Facts we need to 
know" 

260.000 3,2% 68,1% A 

2007/155 Pilotprojekt: Aus der Region-Für die Region  250.000 3,0% 71,1% A 

2010/049 
RUK - Ressourcen-, Umwelt-, Klimaschutz 
Aufbau eines Netzwerks Klimaschutz an be-
rufsbildenden Schulen (inkl. Personalmittel) 

228.316 2,8% 73,9% A 

2007/046 
Wettbewerb „Die nachhaltigen (umweltfreundli-
chen) Haushalte in Hamburg“ 

222.768 2,7% 76,6% A 

                                                 
7 s. Fußnote 6 
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Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

2007/060 
Ausweitung der Einsatzstellen im Rahmen des 
Freiwilligen Ökologischen Jahres  

216.400 2,6% 79,2% A 

2010/029 Klimawoche 195.000 2,4% 81,6% A 

2010/044 
Unterstützung von Kongressen zum Klimawan-
del (ExtremWetterKongress) 

176.500 2,1% 83,7% B 

2009/063 fifty/fifty-junior (inkl. Personalmittel) 174.204 2,1% 85,9% B 

2007/045 Kommunikationskonzept  150.000 1,8% 87,7% B 

2007/012 
Klimabotschafter - Schüler werden Klimabe-
obachter 

131.167 1,6% 89,3% B 

2009/022 

Green ICT - Energieverbrauch in der Verwal-
tung, Systematische Erfassung der Energiepro-
file beim Einsatz von Kommunikations- und 
Informationstechnologien in Dienststellen der 
Hamburgischen Verwaltung 

100.000 1,2% 90,5% B 

2010/046 Harburger Klimaportal und Projekt Harburg 21 100.000 1,2% 91,7% B 

2009/079 
Solarschiff Hafengeburtstag (inkl. Personalmit-
tel) 

83.336 1,0% 92,7% B 

2010/072 
Nachhaltiger, klimagerechter Konsum bei Le-
bensmitteln 

70.000 0,9% 93,6% B 

2007/058 
Klimaschutz als Aufgabe in der außerschuli-
schen Umweltbildung 

65.000 0,8% 94,4% B 

2007/156 Aufforstung als CO2-Senke 55.000 0,7% 95,0% B 

2010/050 
H2Expo - Internationale Konferenz und Fach-
messe für Wasserstoff, Brennstoffzellen und 
elektrische Antriebe 

50.000 0,6% 95,6% C 

2007/016 
Qualifizierungsmodul „Klimaschutzberatung für 
Immobilienkaufleute“  

45.000 0,5% 96,2% C 

2007/014 Kurse zum Klimaschutz für Schulklassen 43.065 0,5% 96,7% C 

2008/063 
Klimaschutzberatung für türkischstämmige 
Haushalte in Hamburg-Altona 

42.000 0,5% 97,2% C 

2010/071 Flugkompensation mit regionalen Anteilen 40.000 0,5% 97,7% C 

2010/043 
Neue Energie für Altona - ein Windrad am 
Gymnasium ALLEE 

35.000 0,4% 98,1% C 

2007/011 Zentraler Klimaschutztag für Schulen 34.307 0,4% 98,6% C 

2007/010 

Teilnahme von Hamburger Schulen an Pro-
grammen zur Implementierung eines Qualitäts-
management zum Schwerpunkt Klima- und 
Ressourcenschutz 

29.259 0,4% 98,9% C 

2007/030 Fachschulprojekt "Klimaschutz für kleine Leute" 28.000 0,3% 99,3% C 

2007/024 
Beratungs- und Servicestelle für technische 
Nutzerberatung im Schulbau 

27.356 0,3% 99,6% C 

2008/096 
Überprüfung zur Übertragung des fifty/fifty-
Modells auf ALG II- und Sozialhilfeempfänger 

26.964 0,3% 99,9% C 

2007/056 
Germanwatch - Klimaexpedition in Hamburger 
Schulen 

4.800 0,1% 100,0% C 

2007/201 
Fahrtraining für energiesparendes und umwelt-
schonendes Fahrverhalten 

2.500 0,0% 100,0% C 

Forschung 3.101.507     

2007/177 
„KLIMZUG-NORD“: Strategische Anpassungs-
sätze zum Klimawandel in Nord-deutschland 
(TuTech GmbH) 

900.000 29,0% 29,0% A 
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Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

2007/173 
Einrichtung eines neuen Forschungsschwer-
punktes „Energy Independence Technology“ 
(HAW) 

632.394 20,4% 49,4% A 

2008/044 
Aufbau eines Competence Centers Erneuerba-
re Energien und Energieeffizienz - CC4E (HAW)

400.000 12,9% 62,3% A 

2007/168 
Modellprojekt umweltverträgliche Klimaanlage 
an der TU Hamburg-Harburg 

380.000 12,3% 74,6% A 

2007/171 
Zentrum für Klimafolgen-Engineering und Kli-
mafolgen-Management an der TU Hamburg-
Harburg (KLIFF) 

355.000 11,4% 86,0% A 

2010/055 
Deutsches Klimarechenzentrum (DKRZ) - Stei-
gerung der Energieeffizienz im Hochleistungs-
Rechenzentrum 

200.000 6,4% 92,5% B 

2010/066 EnergieCampus 150.000 4,8% 97,3% B 

2011/032 Batterie-Test-Labor (HAW) 47.000 1,5% 98,8% C 

2008/092 
Einsatz einer Photovoltaikanlage auf dem Dach 
der HAW in HH-Bergedorf 

37.113 1,2% 100,0% C 

Klimafolgenmanagement 3.056.321      

2011/013 

„Mein Baum-Meine Stadt“ – Nachpflanzungen 
von Straßenbäumen als Maßnahme im Rahmen 
von „Hamburg - Europäische Umwelthauptstadt 
2011“ 

2.300.000 75,3% 75,3% A 

2007/151 
Schutz und Entwicklung von Böden in ihrer 
Klimafunktion für den urbanen Raum 

200.000 6,5% 81,8% A 

2010/021 
Deichpark für Wilhelmsburg - Klimafolgenma-
nagement im Rahmen des Klimaschutzkonzep-
tes Erneuerbares Wilhelmsburg (IBA) 

190.000 6,2% 88,0% B 

2008/080 
Hamburger Strategie zur Anpassung an den 
Klimawandel (Gesamtstrategie) 

178.300 5,8% 93,8% B 

2008/099 
Machbarkeitsstudie Modellierung von Stadtkli-
ma 

150.000 4,9% 98,8% B 

2011/027 
Regenwassermanagement in der Stadtentwick-
lung Hamburg: Best Practice und Visionen für 
eine Stadtentwicklung mit Wasser 

30.000 1,0% 99,7% C 

2007/105 
Verstärkte Berücksichtigung artenschutzrechtli-
cher Erfordernisse bei der energetischen Ge-
bäudesanierung 

8.021 0,3% 100,0% C 

Evaluierung und Monitoring 713.497      

2008/026  
Masterplan Klimaschutz (Konkretisierung der 
Zielvorgabe der Reduktion des CO2-Ausstoßes 
um 40 % bis 2020) 

245.497 34,4% 34,4% A 

2011/007 

Erstellung und Umsetzung eines Feinkonzepts 
zur Evaluierung (Programm- und Maßnahmen-
Evaluierung) des Hamburger Klimaschutzkon-
zepts 

185.000 25,9% 60,3% A 

2010/001 
CO2-Monitoring und Evaluation zum Hamburger 
Klimaschutzkonzept 2007-2012 

150.000 21,0% 81,4% A 

2010/001r Wuppertal Institut 73.000 10,2% 91,6% B 

2010/023 
Weiterentwicklung Klimaschutzsoftware: Fort-
schreibung eBIS-Klima 

60.000 8,4% 100,0% B 

Nationale und internationale Kooperationen 3.817.944    

2008/013 European Green Capital 1.810.937 47,4% 47,4% A 
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Projekt-
nummer 

Titel der Maßnahme 
Summe 

KSK-Mittel
% innerhalb 
des Sektors  

kumul. 
%  

Kate-
gorie 

inkl. Green Week (inkl. anteilig Personalmittel) 

2007/194 
Hamburger Beteiligung an der EXPO 2010 in 
Shanghai 

750.000 19,6% 67,1% A 

2010/014  
Fachveranstaltungen, Symposien und Arbeits-
tagungen im Rahmen von European Green 
Capital (nur anteilig Personalmittel) 

316.366 8,3% 75,4% A 

2007/106 
Klimaschutz-Netzwerk EU-„Covenant of Ma-
yors“ zum Thema Energieeffizienz 

315.355 8,3% 83,6% A 

2010/068 Kongress „Future of Cities“ 156.703 4,1% 87,7% B 

2007/203 
Federführung beim EUCO2 80/50 Interreg IVC-
Projekt (inkl. anteilig Personalmittel) 

139.608 3,7% 91,4% B 

2009/011 
Hamburg City Climate Conference 09 (16. - 18. 
November 2009) 

80.489 2,1% 93,5% B 

2010/026 Übersetzung des Klimaschutzkonzepts 73.802 1,9% 95,4% B 

2008/113 
Lead-Partnerschaft beim INTERREG-Ostsee-
Projekt „Climate Change & Heritage“ – CO2OL 
Bricks (nur anteilige Personalmittel (1/4)) 

55.077 1,4% 96,9% C 

2009/077 
2010/067 

Internationale Klimakonferenz der HAW (clima-
te) 

55.000 1,4% 98,3% C 

2007/202 
Netzwerkkonferenz mit europäischen Metropol-
regionen (METREX) (nur anteilig Personalmit-
tel) 

49.607 1,3% 99,6% C 

2008/089 Mitgliedschaft bei HyRAMP 15.000 0,4% 100,0% C 

 
Die folgende Tab. 16 fasst die Einzelanalysen von Tab. 15 in einem Überblick zusammen und 
zeigt die Klassifizierung in A-, B- und C-Projekte. 

Tab. 16: Anzahl von A-, B- und C-Projekten sowie Anteil von A-Projekten in den Sektoren 
(Stand 22.2.2012) 

 

Anzahl der  
Projekte 

Anteil der  
A-Projekte am KM-

Finanzvolumen 
des Sektors 

Projekte 
gesamt 

A-
Projekte 

B-
Projekte 

C-
Projekte 

Gebäude 31 6 7 18 83,6% 

Mobilität 24 7 5 12 83,6% 

Energie 28 9 8 11 81,2% 

Wirtschaft und Anlagentechnik 19 4 4 11 80,4% 

Bewusstseinsbildung 37 14 10 13 81,6% 

Forschung 9 5 2 2 86,0% 

Klimafolgenmanagement 7 2 3 2 81,8% 

Evaluierung und Monitoring 5 3 2 - 81,4% 

Nat. und intern. Kooperationen 12 4 4 4 83,6% 

Gesamtergebnis 172 54 45 73   

 

Die Zusammenfassung unterstreicht noch einmal die Tatsache, dass mit nur 54 der insgesamt 
172 geförderten Einzelprojekte innerhalb eines jeden Sektors mehr als 80% der sektoriellen 
Förderungen aus KSK-Mitteln abgedeckt werden. 
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 Förderprogramme 

Ein erheblicher Anteil der aus dem KSK bereit gestellten Mittel fließt in Förderprogramme, die 
zumindest z. T. bereits vor Einrichtung des KSK existierten und dann aus Mitteln des KSK auf-
gestockt wurden. Alle in das KSK aufgenommenen Förderprogramme werden verantwortlich 
von der BSU (mit einer Ausnahme auch alle vom Amt NR) abgewickelt. 

Teilweise hat im Zuge der Aufnahme der Förderprogramme in das KSK auch eine Umstruktu-
rierung derselben stattgefunden. Da die Förderprogramme im Wesentlichen dem Ziel dienen, 
wenig rentable und / oder sich erst spät amortisierende Investitionsmaßnahmen im Klimaschutz 
finanziell zu unterstützen, um ihre Umsetzung zu befördern, sind immer wieder Anpassungen 
an die umgebende Förderlandschaft (insbesondere Bundesfördermittel) erforderlich. Daher 
haben in den Jahren seit Bestehen des KSK auch teilweise Anpassungen der Programme in 
Mittelumfang und Fördergegenständen stattgefunden, sind Programme in neue Programme 
überführt worden oder auch neue Programme aufgelegt worden. Tab. 17 gibt einen Überblick 
über die Förderprogramme und den aus dem KSK in den einzelnen Jahren bereitgestellten 
Mitteln. Nicht in dieser Tabelle enthalten ist das Förderprogramm „Maßnahmen zur Steigerung 
des Anteils Erneuerbarer Energien im Energiemix des Standortes Hamburg“ (2008/102), da 
das Programm faktisch eingestellt ist. 

Der Umfang der aus dem KSK in die Förderprogramme fließenden Mittel hat zwischen 2008 
und 2011 zugenommen. Der große Sprung hat sich zwischen den Jahren 2008 und 2009 durch 
das Hinzukommen neuer und die Aufstockung bestehender Programme ergeben. Seither lag 
der Anteil der Förderprogramme am Gesamtvolumen der KSK-Fördermittel bei um die 40%. 

Die Förderprogramme unterliegen innerhalb des KSK den gleichen Regelungen bezüglich der 
Berichterstattung und des Controllings wie alle anderen KSK-Projekte. Dabei ist zu berücksich-
tigen, dass einige der Programme noch umfangreiche zusätzliche Fördermittel aus Fachtiteln 
erhalten, andere dagegen vollständig aus Mitteln des KSK finanziert sind. 
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Tab. 17: Förderprogramme, die Mittel aus dem KSK erhalten (Stand 22.2.2012) 

Maßnahme Ziele 
(Quelle: eBIS-Klima) 

2008 2009 2010 2011 2012  
(geplant) 

Wirtschaft und Anlagentechnik 

2007/070: Ausweitung des 
Programms „Unternehmen 
für Ressourcenschutz“ 
(UfR) 

Bestehend seit 2001 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: Betriebe und Unternehmen (insb. kleiner und mittlerer 
Größe) der Hamburger Wirtschaft  
Ziele und Inhalte: Angebot verschiedener Beratungen, Bereitstellen 
und Unterhalten eines Know-how-Netzwerks sowie finanzielle Förde-
rung für Investitionsmaßnahmen zur systematischen Erschließung 
vorhandener Ressourceneinsparpotenziale von Energie, Wasser und 
Rohstoffen in Hamburger Gewerbebetrieben. 
Programm ist integraler Bestandteil der UmweltPartnerschaft. 
KSK stockt das Programm, das jährlich mit rd. 3 Mio. € aus Fachtiteln 
gedeckt ist, auf. 

500.000 1.500.000 1.500.000 1.999.982 1.500.000 

Zusätzliche KSK-Mittel aus Personalkostenfonds (auch für 2007/072, 
2007/073, 2007/074, 2007/075, 2007/076, 2007/077, 2011/014) 

60.335 140.214 116.876 86.279 73.570 

Zusätzliche Mittel aus Fachtiteln 2.500.000 1.200.000 2.200.000  

2008/031: KWK-Initiative: 
Umsetzung eines Pro-
gramms zur Steigerung der 
Kopplung von Wärme- und 
Stromproduktion (KWK) mit 
Hamburger Unternehmen 
aus Produktion, Dienstleis-
tung und Wohnungswirt-
schaft 

Bestehend seit 2008 (Start der gutachterlichen Bedarfsanalyse) 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: Hamburger Gewerbebetriebe, in geringerem Umfang 
auch Wohnungsbauunternehmen und öffentliche Einrichtungen 
Ziele und Inhalte: Beratung, Unterstützung und Förderung von KWK-
Anlagen, um den Ausbau von KWK-Anlagen für Hamburger Gewer-
bebetriebe attraktiver zu machen. 
Programm ist integraler Bestandteil der UmweltPartnerschaft. 

145.000 500.000 345.618 500.000 500.000 

Zusätzliche Mittel aus Fachtiteln k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. 

2008/073: Förderprogramm 
für Klimaschutz in der Pro-
duktentwicklung und bei 
technologischen Innovatio-
nen in den Bereichen Ener-
gieerzeugung und -
umwandlung 

Bestehend seit 2009 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: Betriebe und Unternehmen (insb. kleiner und mittlerer 
Größe) der Hamburger Wirtschaft 
Ziele und Inhalte: Förderung der Entwicklung von Produkten oder 
Produktionsverfahren auf dem Gebiet technologischer Innovationen 
bei der Energieerzeugung und -umwandlung sowie der Entwicklung 
von Produkten, Prozessen oder Dienstleistungen, die bei ihrer An-
wendung zu einer Einsparung von Ressourcen oder Material, zur 
Reduzierung von CO2-Emissio-nen oder zur Reduzierung von Um-
welt belastenden Emissionen führen. 

250.000 500.000 750.000 1.000.000 
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Maßnahme Ziele 
(Quelle: eBIS-Klima) 

2008 2009 2010 2011 2012  
(geplant) 

 Zusätzlich aus Fachtiteln k.A. k.A. k.A. k.A. 

Summe (nur KSK-Finanzierung) 705.335 2.390.214 2.446.876 3.336.261 3.073.570 

KSK-Mittel des Sektors (inkl. Anteil an Personalkostenfonds) 2.178.769 3.128.830 2.704.048 3.566.112 4.796.977 

Anteil an allen KSK-Mitteln des Sektors (inkl. Anteil an Personalkostenfonds) 32,37% 76,39% 90,49% 93,55% 64,07% 

Energie 

2007/086: Großflächige 
Dünnschicht-Solarstrom-
anlagen auf gewerblichen 
Hallendächern 

Bestehend seit: 2007 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: Unternehmen mit größeren Hallendächern 

Ziele und Inhalte: Förderung der Installation von Solarstromanlagen 
auf gewerblichen Hallendächern zur Erhöhung des Anteils erneuer-
barer Energien, aber auch zur Verbesserung der Wahrnehmbarkeit 
derartiger Anwendungen in der Stadt 

300.000 390.000 86.000 -13.766 - 

2007/092: Förderung des 
Einsatzes von Biobrennstof-
fen 

Bestehend seit: 2007 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: Wohneigentümer  
Ziele und Inhalte: Förderung des Einsatzes von Biomasse für die 
Wärmegewinnung im Wohnungsbau (Holzhackschnitzel- und Pel-
letsheizungen, Pflanzenöl-Blockheizkraftwerke). 
* Nachträglich hat hier noch eine Änderung für das Jahr 2008 stattge-
funden und der Mittelfluss ist auf 450.000 € erhöht worden. 

400.000* 400.000 200.000 200.000  

Zusätzliche Mittel aus Fachtiteln - - 400.000 200.000  

2007/100: Klimaschutzpro-
gramm "Solarthermie und 
Heizung" 

Bestehend seit 2008 (vorher in anderer Weise ab 1990) 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: Wohneigentümer  
Ziele und Inhalte: Förderung für die Heizungsmodernisierung bei 
gleichzeitigem Einbau einer Solarthermieanlage, Beitrag zum Wis-
senstransfer und zur Bewusstseinsbildung durch Fach- und Informa-
tionsveranstaltungen, gezielte Verbraucherberatung und Öffentlich-
keitsarbeit. 

3.600.000 2.000.000 500.000 500.000  

Zusätzlich aus Investitionstitel bei NR2 500.000 300.000 200.000  

2011/025: Förderprogramm 
„Erneuerbare Wärme“ 

ab 2012 als Zusammenfassung von 2007/092  
und 2007/100  

700.000 

Zusätzliche Mittel aus Fachtiteln k.A. k.A. k.A. k.A.  

2011/014: Heizungs-
Netzwerk im Programm 

Bestehend seit 2011 
Verantwortlich: BSU-NR  

 800.000 
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Maßnahme Ziele 
(Quelle: eBIS-Klima) 

2008 2009 2010 2011 2012  
(geplant) 

"Unternehmen für Ressour-
censchutz"8 

Zielgruppe: alle Gebäudeeigentümer, Wohnungseigentümergemein-
schaften, Mietwohnungsbau (WB-Genossenschaften, WB-
Unternehmen, WEG) Gewerbegebäude, private Vermieter, Kirchen, 
soziale Einrichtungen, Sportvereine 
Ziele und Inhalte: Bezuschussung von zusätzlichen Investitionen in 
Heizungsanlagen als flankierende Maßnahme des Heizungs-
Netzwerks (an Heizungsanlagen >50 kW Heizwärmeleistung an 
Wärmeerzeugung und -verteilung unter Ausschluss von EFH und 
Doppelhäusern); technisch grundlegende Optimierung von Hei-
zungsanlagen zur möglichst weitgehenden Ausschöpfung der beste-
henden Einsparpotenziale 

 Zusätzliche Mittel aus Fachtiteln  - 

Summe (nur KSK-Finanzierung) 4.300.000 2.790.000 786.000 686.234 1.500.000 

KSK-Mittel des Sektors (inkl. Anteil an Personalkostenfonds) 5.865.000 4.121.015 2.013.655 3.240.731 2.306.740 

Anteil an allen KSK-Mitteln des Sektors 73,32% 67,70% 39,03% 21,18% 65,03% 

Gebäude 

2007/095: Wärmeschutz im 
Gebäudebestand 

Bestehend seit 1997 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: Wohneigentümer  
Ziele und Inhalte: energetische Modernisierung privater Gebäude und 
die damit verbundene Minderung des CO2-Ausstoßes, Information 
und Beratung sowie finanzielle Förderung in Form von Investitions-
zuschüssen zu Dämmmaßnahmen einschließlich des Einbaus von 
Wärmeschutzfenstern 

2.000.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000 1.500.000 

Zusätzliche KSK-Mittel aus Personalkostenfonds 83.946 130.551 119.091 134.087 109.255 

Zusätzlich aus Fachtiteln - - - 1.000.000 - 

2007/140: Wohnungsneu-
bau-Programm der Ham-
burgischen Wohnungsbau-
kreditanstalt 

Bestehend seit: 2007 
Verantwortlich: BSU-WSB 
Zielgruppe: Private Bauherren / Eigentümer von Mietwohnungen und 
Eigentumshäusern und -wohnungen  
Ziele und Inhalte: Förderung energetisch optimierter Neubauten der 

4.400.000 2.000.000  

                                                 
8 s. Fußnote 6 
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Maßnahme Ziele 
(Quelle: eBIS-Klima) 

2008 2009 2010 2011 2012  
(geplant) 

WK mit einem um 50% gegenüber der EnEV erhöhten Anforde-
rungsprofil  

Zusätzlich aus Fachtiteln k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. 

2007/142: Energetische 
Modernisierung von Miet-
wohnungen (WK) und 
Wohnungsneubau-
Programm der WK 

Bestehend seit: k.A. 
Verantwortlich: BSU-WSB 
Zielgruppe: Eigentümer von Mietwohnungen 
Ziele und Inhalte: Unterstützung der energetischen Modernisierung 
von Mietwohnungen im Rahmen der Förderrichtlinie "Modernisierung 
von Mietwohnungen 2009" der Hamburger Wohnungsbaukreditan-
stalt. 

3.000.000 6.000.000 0 

Zusätzlich aus der Wohnungsbauförderung / energetische Moderni-
sierungen 

10.600.000  

2010/031: Pilotprojekte 
Förderung energieeffizien-
ter Nichtwohngebäude 

Bestehend seit 2011 
Verantwortlich: BSU-NR 
Zielgruppe: Eigentümer von Nichtwohngebäuden 
Ziele und Inhalte: Energieeffiziente Sanierungen bei Nichtwohn-
Gebäuden anhand von Pilotprojekten; im Rahmen von Pilotprojekten 
wird ein Bemessungsverfahren entwickelt, nach dem die Energieein-
sparung in zukünftigen Förderfällen beurteilt werden kann; die Evalu-
ierung der in 2011 geförderten Pilotprojekte wird als Grundlage für 
die Entwicklung eines neuen Förderprogramms dienen. 

500.000 1.500.000 

Zusätzlich aus Fachtiteln - - 

2010/061: Entwicklung 
eines Förderprogramms 
Stadtgestalt und Klima-
schutz (Backsteinfonds) 
und Umsetzung von De-
monstrationsprojekten 

Bestehend seit 2011 
Verantwortlich: BSU-NR2  
Zielgruppe: Eigentümer von Wohn- und Nichtwohngebäuden 
Ziele und Inhalte: Aufhebung des Investitionsstaus bei der energeti-
schen Modernisierung der die Stadtgestalt prägenden und bedeut-
samen Bestandsgebäude; das Förderprogramm für „schützenswerte 
Gebäude“ (Miet- und Eigentumswohngebäude sowie Nichtwohnge-
bäude) kommt zur Anwendung, wenn die energetischen Maßnahmen 
nicht durch andere Regelprogramme der WK erreicht werden kön-
nen; das Programm startet mit Pilotprojekten 

400.000 400.000 

Zusätzliche KSK-Mittel aus Personalkostenfonds (anteilig) 7.578 15.973 13.686 17.843 

Zusätzlich aus Fachtiteln - - 

Summe (nur KSK-Finanzierung) 2.083.946 5.538.129 1.138.064 10.047.773 3.527.098 

KSK-Mittel des Sektors (inkl. Anteil an Personalkostenfonds) 6.846.344 7.405.705 6.894.306 16.634.534 5.596.783 
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Maßnahme Ziele 
(Quelle: eBIS-Klima) 

2008 2009 2010 2011 2012  
(geplant) 

Anteil an allen KSK-Mitteln des Sektors 30,44% 74,78% 16,51% 60,40% 63,02% 

Bewusstseinsbildung 

2007/099: Ausweitung des 
Hamburger Energiepasses 

Bestehend seit 1997 (bis ca. 2005 als Wärmepass) 
Verantwortlich: BSU-NR2 
Zielgruppe: alle, die an der Inanspruchnahme von Förderprogram-
men interessiert sind 
Ziele und Inhalte: Beratungsinstrument bei der energetischen Ge-
bäudesanierung; der Energiepass (der quasi Leitfaden ist für die 
energetische Verbesserung der Bestandsgebäude) ist Vorausset-
zung zur Mittelbewilligung in den Förderprogrammen Wärmeschutz 
im Gebäudebestand und Modernisierung von Mietwohnungen. 
Mittel aus dem KSK dienen der finanziellen Verstärkung des dauer-
haften Förderprogramms „Hamburger Energiepass" 

150.000 150.000 0 100.000 100.000 

KSK-Mittel des Sektors (inkl. Anteil an Personalkostenfonds) 1.801.816 1.519.064 1.626.084 1.865.672 1.411.136 

Anteil an allen KSK-Mitteln des Sektors 8,32% 9,87% 0,00% 5,36% 7,09% 

 Gesamtmittel in Förderprogramme 7.239.281 10.868.343 4.370.940 14.170.268 8.200.668 

Gesamtmittel KSK (ohne Personalkosten LSK und Aufwand Leitstelle Klimaschutz)  26.583.343 22.253.381 18.310.995 32.702.821 18.398.940 

Anteil aller Förderprogramme an den KSK-Gesamtmitteln 27,23% 48,84% 23,87% 43,33% 44,57% 
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4.2.2 Kritische Rückmeldungen – Projektportfolio 

 Kritische Rückmeldungen zum Umfang des Projektportfolios: 

Der Umfang und die Bandbreite des Projektportfolios sowie die daraus resultierenden Chancen 
und Schwierigkeiten waren Gegenstand zahlreicher Rückmeldungen in Interviews, Workshops 
und Umfragen. 

 Fünf von neun Mitgliedern der Steuerungsgruppe problematisierten in den Evaluations-
interviews den Umfang und das Spektrum des Projektportfolios. Dies spiegeln die fol-
genden Äußerungen wider: 

 „Man sollte weniger mit dem Blumenstrauß agieren“;  

 „man sollte die weniger werdenden Mittel für klar CO2 sparende Maßnahmen einset-
zen“; 

 „es gibt zu viele Projekte“; 

 „man wird die Anzahl der Projekte stark zusammenstreichen müssen“- da wäre es 
wichtig, sich auf die echten [CO2]-Bringer zu konzentrieren;“ 

 „im Moment sind das zu viele Projekte und Maßnahmen, zu verzweigt und zu unter-
schiedlich, da blickt keiner mehr durch von außen“. 

Aufschlussreich ist, dass diese Kritik unter der Frage „Worin sehen Sie die bedeutenden 
Potenziale des KSK?“ geäußert wurde. Die Mitglieder der Steuerungsgruppe scheinen 
durchaus Verständnis für die Entwicklung des Programms in einem „bottom up“-Prozess 
zu haben, der es ermöglichte, zunächst den Bestand relevanter Projekte in Hamburg 
und der Metropolregion zu sichten. Gleichzeitig betonen sie aber die Notwendigkeit, nun 
Schwerpunkte zu setzen und das Portfolio „auszuputzen“. Das untermauern auch eine 
Reihe von weiteren Äußerungen in den Interviews, die eine stärkere strategische Aus-
richtung des Programms, klarere Zielsetzungen und eine deutlichere Fokussierung auf 
Projekte mit klar erkennbarer CO2-Reduktion anmahnen. 

 Die LSK stößt nach eigenen Aussage im Workshop LSK mit der Verwaltung des großen 
Projektportfolios an ihre Grenzen: Die Bearbeitung der beantragten und bewilligten Pro-
jekte bindet einen erheblichen Teil der Ressourcen in der LSK. Hier sind aber nicht An-
zahl und Qualität der Anträge alleine entscheidend, sondern vor allem verwaltungstech-
nische Hürden wie z. B. das Dokumentationssystem eBIS-Klima (s. Kap. 4.10.2) oder 
der fehlende Zugriff auf fachbehördliche Informationen sowie aufwändige Abstimmungs- 
und Genehmigungsverfahren (s. Kap. 4.9.2).  

 Die mit dem Projektportfolio verbundenen Verwaltungsarbeiten sind aufwändig. In einer 
Projektgesamtliste wird das gesamte Portfolio Jahr für Jahr weitergeführt. Für die Erstel-
lung der Drucksachen müssen jährlich die aktuellen Listen der finanzierten, nichtfinan-
zierten sowie nicht weiter verfolgten oder in andere Vorhaben überführte Projekte aktua-
lisiert werden. 

 Die Potenziale, die in dem breiten „bottom up“-entwickelten Projektportfolio stecken, 
konnten bisher nicht befriedigend ausgespielt werden. Im LSK-Workshop betonten die 
Mitarbeiter zwar, dass die Identifizierung von Lücken im Projektportfolio eine wichtige 
Aufgabe sei. Gleichzeitig stellten sie aber fest, dass eine systematische Identifizierung 
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von Projektlücken und eine gezielte Projektakquise oder die Entwicklung von Ideen für 
Einzelprojekten aus Kapazitätsgründen bisher noch nicht erfolgte (s. auch Kap. 4.3.2). 

 Auch im Workshop Programm wurde die Größe des Portfolios kritisch diskutiert. So sei-
en die Maßnahmen nicht eindeutig nach notwendigen Kriterien ausgewählt worden, das 
Gesamtkonzept sei unübersichtlich mit einer unklaren Struktur, durch den induktiven 
Ansatz gebe es keine klaren und einfach vermittelbaren Linien, die Struktur sei im Laufe 
der Jahre zerfasert und müsse dringend überarbeitet und gestrafft werden, die Umset-
zung des Programms sei unklar, es mangele an Fokussierung.  

Einige Teilnehmende würdigten hingegen den ganzheitlichen Entstehungs- und Ent-
wicklungsprozess des KSK, in dem über die Förderung sehr unterschiedlicher Projekte 
und die Aufnahme auch nicht finanzierter Vorhaben in das KSK ein breites Spektrum an 
Stakeholdern, wichtigen Akteuren und Ansätzen eingebunden wurden und das KSK 
dadurch von Beginn an Impulse aus vielen Bereichen erhielt und wieder in den Beteilig-
tenkreis zurückspeiste. 

 In der Online-Umfrage Programm äußerten sich die Befragten vor allem zu den Poten-
zialen eines solch umfangreichen Projektportfolios. Der Großteil der Befragten äußerte 
sich positiv zur Zusammenführung sowohl der geförderten als auch der nicht geförder-
ten Projekte unter dem Dach des KSK (s. auch Kap. 4.7.2). Von den 55 Personen, die 
auf diese Frage geantwortet haben, liegen (aufgrund der Möglichkeit, zwei Begründun-
gen abzugeben) 67 Äußerungen vor, von denen 60 kategorisiert werden konnten. Die 
Chancen, die mit dem umfassenden Portfolio aus finanzierten und nicht finanzierten 
Projekten gesehen werden, übertreffen deutlich die Befürchtungen, sich damit zu über-
heben (s. Tab. 18). 

Tab. 18: Ergebnisse zu Frage Q17 der Online-Umfrage Programm 

Zusammenführung geförderter und nicht KSK-geförderter Projekte 

Kritiker An-
zahl 

Befürworter  Anzahl 

zu hoher Administrationsauf-
wand 

6 ermöglicht Übersicht über Klimaschutzak-
tivitäten in Hamburg 

17

nur unvollständige Erfassung 
der Maßnahmen 

1 ermöglicht, Klimaschutzpolitik prägnant 
nach außen zu kommunizieren 

8

Fehlen von Zusammenhän-
gen 

1 unterstreicht Wichtigkeit des Gesamtan-
satzes 

5

Aufblähen der Drucksache, 
Überfrachtung des KSK 

2 ermöglicht, aus dem Gesamtportfolio 
Ideen, Lücken und Förderschwerpunkte 
zu identifizieren 

5

 ermöglicht Synergieeffekte herzustellen 4

 sichert die Effizienz von Projekten 4

 ermöglicht bessere Projektsteuerung 3

 bietet thematische und strukturelle Klam-
mer für den Klimaschutz 

2

 bietet Übersicht über Finanzmittel 1

 ermöglicht bessere Projektbeurteilung 1

gesamt 10 gesamt 50
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 Der Rechnungshof äußerte sich in seiner internen Prüfmitteilung vom September 2011 
zwar nicht direkt, aber indirekt kritisch zum Zustandekommen des Projektportfolios und 
macht auf die Mängel in der Antrags- und Bewilligungspraxis des KSK aufmerksam. Die 
Projektanträge konnten bis zur Einführung einer ersten Prüfmatrix 2010 und eines Pro-
jekt-Call-Verfahrens in 2011 nicht im direkten Quervergleich (im jeweiligen Sektor nach 
dem „best in class“-Ansatz sowie sektorenübergreifend) bewertet werden. 

 Kritische Rückmeldungen speziell zur Aufnahme nicht finanzierter Projekte in das 
Projektportfolio: 

 In der Online-Umfrage Programm wertete der Großteil der Befragten die Zusammenfüh-
rung der geförderten und der nicht geförderten Projekte unter dem Dach des KSK als 
positiv (s. auch Kap. 4.7.2, Tab. 18 und Abb. 19). 

Der Aufwand, den die nicht KSK-finanzierten Projekte mit ihrer Führung unter dem Dach des 
KSK haben, wird unterschiedlich beurteilt: 

 Die LSK betonte im LSK-Workshop, dass die Arbeit für die nicht aus dem KSK finanzier-
ten Projekte eine wichtige strukturelle Aufgabe der LSK sei. Die Projekte würden durch 
die Einbindung in das „Netz KSK“ gefördert. Die Zusammenführung von aus dem KSK 
geförderten und nicht geförderten Vorhaben stelle eine Besonderheit des KSK dar und 
werde von anderen Städten mit großem Interesse wahrgenommen. 

 Im Workshop Projekte wurde geäußert, dass der mit der Führung als KSK-Projekt ver-
bundenen Dokumentationsaufwand als eher hoch eingeschätzt wird; eine Person mein-
te, dass der Aufwand unzumutbar sei. Diese Äußerung dürfte aber vor allem mit dem 
Dokumentationsaufwand der CO2-Reduzierungen in Verbindung stehen. Z. T. wurde 
aber auch betont, dass mit der Einbindung in das KSK viele positive Effekte wie eine 
höhere Wertschätzung und eine Erleichterung der internen Finanzierung einhergehen. 

 Das größte Manko bei der Aufnahme nicht finanzierter Projekte liegt in den fehlenden 
Kriterien zur Aufnahme eines Vorhabens in das KSK sowie in der Unklarheit über das 
entsprechende Procedere. Weder ist festgehalten, auf welcher Grundlage die Fachbe-
hörden, Bezirksämter oder die LSK Projekte aussuchen, noch, ob nicht-behördliche Pro-
jektverantwortliche ein Vorschlagsrecht haben und wer über die Aufnahme letztlich ent-
scheidet. Offen ist auch, welche Pflichten (Dokumentationen, Berichte) und Möglichkei-
ten (z. B. als „Projekt des KSK“ zu werben) mit der Aufnahme in das KSK verbunden 
sind. 

Der administrative Mehraufwand, der durch den Einbezug in das KSK entstehen kann, wurde 
zwar in der Online-Umfrage abgefragt, die Antworten waren aber leider nicht interpretierbar. 

 Kritische Rückmeldungen zur Verteilung der KSK-Mittel auf die Sektoren: 

 In der Online-Umfrage Programm wurde die Verteilung der KSK-Mittel auf die einzelnen 
Sektoren des KSK thematisiert. Vor allem die behördlichen Vertreter, die sich an der 
Online-Umfrage beteiligt haben, scheinen gegenüber der gegenwärtigen Zusammen-
setzung des geförderten Projektportfolios keine ausgeprägt zustimmende oder ableh-
nende Haltung einzunehmen. Abb. 6 zeigt, dass sich fast die Hälfte der 60 Befragten 
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(von denen rund 80% aus Behörden kommen) nicht zur Mittelverteilung im KSK äußern 
wollte oder konnte. 10,3% der Antwortenden positionieren sich nicht (Wert 0). Möglich-
erweise kennen viele der Befragten die Mittelaufteilung auf die Sektoren nicht genau 
(obwohl sie jährlich in den Drucksachen dargestellt wird) oder sehen diese als wenig 
steuer- und unbeeinflussbar an. 
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Abb. 6: Ergebnisse zu Frage Q49 der Online-Umfrage Programm 

 

 Kritische Rückmeldungen zu den Förderprogrammen: 

Die Integration von Förderprogrammen in das KSK wurde im Rahmen der Evaluation nicht se-
parat zur Diskussion und Kommentierung gestellt. Allerdings war eine Auswahl von sechs För-
derprogrammen im Fokus der Projektevaluation (s. Kap. 3.4.1). In zwei Fällen erfolgte für aus-
gewählte Projekten keine Teilnahme an der Online-Befragung. Im Falle des Programms „Kli-
maschutz in der Produktentwicklung und technologischen Innovationen in den Bereichen Ener-
gieerzeugung und -umwandlung“ (2008/073) wurden zwar Mittel für 2009 und 2010 aus dem 
KSK abgerufen, Aktivitäten starteten aber erst im Jahr 2011, so dass noch keine Aussagen 
zum Projektverlauf getroffen werden konnten. Für das Programm „Wärmeschutz im Gebäude-
bestand“ (2007/095) bat der Ansprechpartner darum, im Rahmen der Evaluation nicht mehr 
kontaktiert zu werden. Zu vier Förderprogrammen gab es Rückläufe aus der Umfrage, in einem 
Fall konnte ein Unternehmen, das Mittel aus dem Förderprogramm erhält, für die Teilnahme an 
dem Fragebogen gewonnen werden. 

 Aus den Rückläufen der Online-Umfrage Projekte ging hervor, dass alle aus den För-
derprogrammen Befragten – mit Ausnahme des WK-Programms – den mit Abstand 
größten Nutzen durch die Einbindung in das KSK in der Bereitstellung von (zusätzli-
chen) Finanzmitteln sehen. Demgegenüber profitieren die Programme der Einschätzung 
der Befragten zufolge deutlich weniger in den Bereichen fachliche Betreuung, Vernet-
zung und Außenwahrnehmung. Insbesondere die Verbindung der WK-Förderprogram-
me zum KSK scheint weniger intensiv zu sein.  

Die Verteilung der 
KSK-Mittel auf die 
einzelnen Sektoren 
erachte ich als ... 



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 86 30.04.2012 

 Beim Blick auf die Ergebnisse des CO2-Monitorings wird deutlich, dass die Förderpro-
gramme einen erheblichen Anteil an den berichteten CO2-Reduktionen haben (zwischen 
rund einem Drittel und der Hälfte der Reduktionen, s. Tab. 19). Dies liegt darin begrün-
det, dass es sich bei den Förderprogrammen im Wesentlichen um technisch orientierte 
Maßnahmen handelt, die dem CO2-Monitoring verhältnismäßig gut zugänglich sind.   
Im Sektor „Wirtschaft und Anlagentechnik“ sind die Anteile der berichteten CO2-Reduk-
tionen in allen Jahren (deutlich) höher als die Anteile der Förderprogramme an den be-
anspruchten KSK-Mitteln im Gesamtprogramm. In den anderen Sektoren stellt sich die 
Situation dagegen anders dar: Im Sektor „Energie“ sind mit Ausnahme des Jahres 2011 
die Verhältnisse zwischen investierten Mitteln und Beiträgen zu den berichteten CO2-
Reduktionen deutlich ungünstiger, im Sektor „Gebäude“ mit Ausnahme der Jahre 2008 
und 2010. Im ersten Fall liegt die Ursache darin, dass entsprechende Maßnahmen im 
Sektor Energie mit besonders hohen Investitionen verbunden sind. Im letztgenannten 
Fall ist das Verhältnis im Jahr 2011 besonders schlecht, weil die Neuauflage der beiden 
Förderprogramme (2010/031 und 2010/061) mit einer Pilotphase startete, in der mit z. T. 
erheblichem Mittelaufwand erst einmal Musterlösungen zu entwickeln sind, die dann die 
Grundlage für eine entsprechende Verbreitung des Programms und zielgerichtete Ein-
zelförderungen sind. Im engeren Sinne handelt es sich also noch nicht um Programme, 
sondern eher noch um Projekte.  

Tab. 19:  Berichteter Beitrag der Förderprogramme zur CO2-Reduktion (Stand 22.2.2012) 

Förderprogramm 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Wirtschaft und Anlagentechnik 

2007/070: Ausweitung des Programms UfR 33.129 63.282 95.971 138.865 146.486 175.000

2008/031: KWK-Initiative: Umsetzung eines Pro-
gramms zur Steigerung der KWK  

0 0 7.300 7.320 7.320 12.320

2008/073: Förderprogramm für Klimaschutz in der 
Produktentwicklung und bei technologischen 
Innovationen  

- - k.A. k.A. k.A. (Akti-
vitäten erst 

ab 2011) 

k.A.

CO2-Reduktion gesamt 33.129 63.282 103.271 146.185 153.806 187.320

Anteil an der berichteten CO2-Reduktion 76,2% 22,08% 25,48% 29,31% 18,19% 18,72%

Anteil an allen KSK-Mitteln 2,65% 10,74% 13,36% 10,20% 16,71%

Energie 

2007/092: Förderung des Einsatzes von Bio-
brennstoffen 

888 2.942 3.701 4.696 5.200 5.800

2007/100: Klimaschutzprogramm "Solarthermie 
und Heizung" 

938 6.483 10.347 12.756 17.395 21.395

2011/025: Förderprogramm „Erneuerbare Wärme“ - - - - k.A. k.A.

2011/014: Heizungs-Netzwerk im Programm "Un-
ternehmen für Ressourcenschutz"9 

- - - - k.A. k.A.

CO2-Reduktion gesamt 1.826 9.425 14.048 17.452 22.595 27.195

Anteil an der berichteten CO2-Reduktion 4,20% 3,29% 3,47% 3,50% 2,67% 2,72%

Anteil an allen KSK-Mitteln 16,18% 12,54% 4,29% 2,10% 8,15%

Gebäude 

2007/095: Wärmeschutz im Gebäudebestand 4.542 11.698 20.251 31.591 33.380 41.380

                                                 
9 s. Fußnote 6 
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Förderprogramm 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

2007/140: Wohnungsneubau-Programm der 
Hamburgischen WK 

1.354 2.536 5.150 7.696 8.471 9.867

2007/142: Energetische Modernisierung von 
Mietwohnungen und Wohnungsneubau-
Programm der WK 

0 11.846 30.941 39.662 49.504 61.504

2010/031: Pilotprojekte Förderung energieeffizien-
ter Nichtwohngebäude 

0 0 0 0 1.500 1.500

2010/061: Backsteinfonds und Umsetzung von 
Demonstrationsprojekten 

0 0 0 0 0 2.000

CO2-Reduktion gesamt 5.896 26.080 56.342 78.949 92.855 116.251

Anteil an der berichteten CO2-Reduktion 13,6% 9,10% 13,90% 15,83% 10,98% 11,62%

Anteil an allen KSK-Mitteln 7,84% 24,89% 6,22% 30,72% 19,17%

Bewusstseinsbildung 

2007/099: Ausweitung des Hamburger Energie-
passes 

k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

CO2-Reduktion gesamt 0 0 0 0 0 0

Anteil an der berichteten CO2-Reduktion 0% 0% 0% 0% 0% 0%

Anteil an allen KSK-Mitteln 0,56% 0,67% 0,00% 0,31% 0,54%

Gesamtsumme der CO2-Reduktion (gemessen 
oder berechnet) des gesamten KSK 

43.496 286.639 405.331 498.815 845.323 1.000.814

Gesamtsumme der CO2-Reduktion (gemessen 
oder berechnet) aller Förderprogramme 40.851 98.787 173.661 242.586 269.256 330.766

Anteil aller Förderprogramme an den KSK-
Gesamtmitteln 27,23% 48,84% 23,87% 43,33% 44,57%

Anteil aller Förderprogramme an der berichteten 
CO2-Reduktion 

93,9% 34,5% 42,8% 48,6% 31,9% 33,1%

 

 Von Seiten der LSK wird der Mehrwert der Einbindung der Förderprogramme in das 
KSK – auch über die reine Bereitstellung zusätzlicher Finanzmittel – wie folgt beschrie-
ben:  

 Für einige bereits vor dem KSK existierende Förderprogramme ergab sich durch die 
KSK-Kofinanzierung eine spezifische Fokussierung auf Aspekte des Klimaschutzes 
und der CO2-Reduzierung, die das Programm vorher in dieser Weise nicht hatte. In 
der Berichterstattung der Förderprogramme an das KSK muss auf diese Aspekte 
auch besonders eingegangen werden, so dass die speziellen Berichte an das KSK 
zusätzliche Qualitäten erfordern.  

 Über die gemeinsame Zusammenführung der Förderprogramme unter dem Dach 
des KSK werden auch grundsätzlichere Diskussionen im Hinblick auf die Förder-
schwerpunkte im Klimaschutz angestoßen.  

 Die LSK sichert die Neutralität der anteiligen Mittelvergabe aus dem KSK ab und 
kann mit dem Gesamtüberblick über das KSK-Projektportfolio auch über die Gren-
zen von Fachbehörden und Sektoren hinweg die Mittelvergaben steuern. 

 Über die Einbindung in das KSK gibt es ein zusätzliches Controlling der zielgerichte-
ten Mittelverwendung in den Programmen im Hinblick auf den Klimaschutz, die über 
das interne Controlling der mit der Umsetzung des Programms betrauten Fachbe-
hörde oder Bezirksamts hinausgeht. Das Controlling durch die Instrumente in der 
LSK beinhaltet dabei nicht nur die Kontrolle des korrekten Mittelabflusses (gemäß 



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 88 30.04.2012 

Bewilligungsbescheid), sondern zielt auch auf die Beschreibung der erreichten Ef-
fekte mit Blick auf die Ziele Klimaschutz und Anpassung.  

 In den zurückliegenden Jahren hat die LSK auch in der Diskussion mit den Fachbe-
hörden die Konzipierung neuer Förderprogramme angestoßen oder diese mit auf 
den Weg gebracht. Hierzu gehören beispielsweise der „Backsteinfonds“ (2010/061) 
und das „Heizungs-Netzwerk im Programm ‚Unternehmen für Ressourcenschutz‘“ 
(2011/014). 

4.2.3 Schlussfolgerungen – Projektportfolio 

 Projektportfolio insgesamt: 

Das Projektportfolio des KSK ist sehr heterogen und beinhaltet in vielerlei Hinsicht sehr unter-
schiedliche Projekte. Dies betrifft nicht nur die Größe und thematische Orientierung der Projek-
te. Das KSK vereint darüber hinaus auch (lang) bewährte Projekte (die teilweise unter dem 
Dach von Förderprogrammen zusammengeführt werden) als auch ausgeprägte Pilotprojekte, 
die neue methodische und technische Ansätze erproben.  

Die kritischen Rückmeldungen spiegeln das zentrale Problem des Projektportfolios wider: Es ist 
zu umfangreich und schränkt die LSK bei einer effektiven und effizienten Verwaltung sowohl 
der geförderten als auch der nicht geförderten Projekte ein. Das Programm wirkt dadurch für 
die meisten in der Evaluation Befragten zunehmend konturlos; seine Grenzen sind nicht deut-
lich erkennbar. 

Die Rückmeldungen zur Aufnahme auch nicht finanzierter Projekt in das KSK-Projektportfolio 
sind überwiegend positiv. Allerdings besteht weitgehend Einigkeit, dass die sich daraus erge-
benden Potenziale für Vernetzung, Nutzung von Synergieeffekten und gezielte Lückenanalyse 
nicht ausgeschöpft werden. 

Dieser Eindruck bestätigt sich auch beim Blick auf die Verteilung der Programmmittel auf die 
Sektoren des KSK, aus der sich keine durchgehende Strategie oder Schwerpunktsetzung ablei-
ten lässt. Es gab bis dato keine Sektorenbudgets; die Mittelzuteilung erfolgte auf Basis der von 
den Fachbehörden oder Bezirksämtern beantragten Mittel, die in Form von Kassenmitteln oder 
Verpflichtungsermächtigungen auf der Grundlage der Qualität des Einzelprojekts und der zur 
Verfügung stehenden KSK-Mittel gewährt wurden. 

Mehrere Faktoren haben zur Größe des Portfolios beigetragen: die Bestandsaufnahme zu Be-
ginn des KSK, die in einem „bottom up“-Ansatz bereits in eine sehr große Anzahl von Projekten 
mündete, die mit dem Klimaschutz in Verbindung gebracht werden konnten; das unklare Ziel-
system mit wenig konturierten Programmzielen und fehlenden operationalisierbaren Sektorzie-
len sowie das darauf fußende, bis 2010 relativ unstrukturierte Antrags- und Bewilligungsverfah-
ren. Dadurch ist das Projektportfolio in den zurückliegenden Jahren eher in einer unstrukturier-
ten Weise gewachsen. Nach nun mehr als vier Jahren Prorammlaufzeit scheint der Zeitpunkt 
gekommen, eine grundlegende Überarbeitung, Bereinigung und Neuordnung des Projektportfo-
lios vorzunehmen. 
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 Förderprogramme: 

Förderprogramme sind definitionsgemäß Zusammenführungen von Projekten ähnlicher Zielset-
zung und vergleichbarer (technischer, planerischer oder strategischer) Herangehensweisen. 
Ein Förderprogramm lässt sich i.d.R. dann auflegen, wenn sich aus bereits vorausgegangenen 
Projekterfahrungen eine gute Praxis / ein vorbildhaftes Vorgehen beschreiben ließ, das sich in 
der Anwendung multiplizieren lässt. Das Förderprogramm schafft dann den strukturierten Rah-
men für den Austausch der guten Praxis und ggf. auch ein Netzwerk zur längerfristigen Zu-
sammenarbeit der Partner. 

Der Anteil der KSK-Mittel, die in Förderprogramme fließen, ist erheblich. Im Jahr 2011 banden 
die Förderprogramme mehr als ein Drittel aller KSK-Mittel. Grundsätzlich ist die Förderung im 
Rahmen klar thematisch fokussierter Förderprogramme insofern günstig und deshalb auch breit 
praktiziert, als sich durch die Übertragung guter Praxis Fördermittel relativ effizient einsetzen 
lassen. Jedes Förderprogramm braucht jedoch seinen Vorlauf zur Herausbildung der guten 
Praxis (s. auch die derzeitige Durchführung von Pilotprojekten als Vorstufe der Auflage des 
„Backsteinfonds“). Die insgesamt starke Entwicklung der Förderprogramme und die millionen-
schweren Investitionen in den KSK-Sektoren Wirtschaft und Anlagentechnik, Gebäude und 
Energie in den zurückliegenden Jahren lassen sich damit erklären, dass Projektumsetzungen in 
diesen technischen Bereichen bereits vor Beginn des KSK auf umfangreiche Vorerfahrungen 
und eine laufende Förderungspraxis zurückgreifen konnten, sprich, es hatten sich gut multipli-
zierbare Einzelprojekte bereits zu Programmen zusammenfassen lassen. Die KSK-Förderung 
konnte auf diesen Erfahrungen aufbauen und die Multiplikationseffekte in den Programmen 
durch entsprechende Mittelaufstockungen der Programme noch einmal steigern. In anderen 
Sektoren des KSK, wie Mobilität, Bewusstseinsbildung und Klimafolgenmanagement, lag dage-
gen zum Start des KSK die „gute multiplizierbare Praxis“ noch nicht „auf dem Tisch“. Damit 
rechtfertigte sich auch der breit angelegte „bottom up“-Prozess der strukturierten Sammlung 
von Projekten und Lösungsansätzen im Rahmen der Konzipierung des KSK und während der 
ersten Jahre der Umsetzung. Nach nun mehr als vier Jahren KSK-Laufzeit sollte es jedoch 
möglich sein, auch für die anderen Sektoren auf der Grundlage der inzwischen gemachten Er-
fahrungen multiplizierbare Projekte guter Praxis zu definieren, aus denen sich programmatische 
Förderansätze entwickeln ließen. Der große Vorsprung, den die Förderprogrammentwicklung in 
den Bereichen Wirtschaft und Anlagentechnik, Gebäude und Energie zum Start des KSK ge-
genüber den anderen KSK-Sektoren hatte, sollte nicht die Rechtfertigung liefern, das KSK in 
Zukunft nur noch auf diese Förderprogramme zu reduzieren. Grundsätzlich scheint nun der 
Zeitpunkt gekommen, auch für die bisher nicht mit Förderprogrammen belegten Sektoren sys-
tematisch nach multiplizierbaren Musterprojekten zu suchen und diese in Form von Program-
men zusammenzufassen.  

Der Mehrwert, der mit der Einbindung der Förderprogramme in das KSK verbunden ist, wird 
von den Beteiligten unterschiedlich bewertet. Die LSK betont ihre neutrale Position bei der 
Steuerung der Mittelvergabe in die jeweiligen Programme, die Einflussnahme auf die themati-
sche Fokussierung in Richtung Klimaschutz, die kreative Mitgestaltung bei der Neuauflage von 
Programmen und die zusätzlichen Controlling-Effekte. Die für die Umsetzung der Förderpro-
gramme in den Fachbehörden Verantwortlichen haben dagegen im Wesentlichen die Zusatzfi-
nanzierung durch das KSK im Blick. Insbesondere für die bereits langjährig laufenden, etablier-
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ten Programme ist der Mehrwert durch die übergeordnete Struktur des KSK offensichtlich nicht 
spontan ersichtlich. 

Die Rolle der LSK im Zusammenhang mit den Förderprogrammen ist differenziert zu betrach-
ten. In der Konzeptionsphase kann die LSK als unabhängige, nicht in die fachbehördliche „Dis-
ziplin“ eingebundene Stelle, eine aktivierende Rolle spielen. Sie kann mit ihrem Gesamtüber-
blick über die Aktivitäten in der Stadt und ihrem Netzwerk von Kontakten bei der Identifizierung 
von Musterprojekten und der Identifizierung von (räumlichen) Bereichen für die breitere Über-
tragung der guten Praxis behilflich sein. Sind die Programme dagegen etabliert, sind eher Con-
trolling-Aufgaben von Bedeutung. 

4.3 Administrative Abwicklung des Programms – Zusammenspiel von LSK 
und Fachbehörden / Bezirksämtern 

Evaluationsfrage Programm B0: Welche Konsequenzen ergeben sich aus der administrativen 
Struktur des Programms? 

Evaluationsfrage Projekte: In welchem Ausmaß nehmen sich die Projekte als Teil des KSK 
wahr? 

Evaluationsfrage Projekte: In welcher Weise profitiert das Projekt durch seine Einbindung in 
das KSK? 

Evaluationsfrage Projekte: Wie sieht die Kommunikation zwischen den Projektdurchführenden 
und der Leitstelle aus? Wie werden die Kommunikationswege von den Projektdurchführenden 
empfunden? 

4.3.1 Aktuelle Struktur und Situation – Zusammenspiel LSK und Fachbehörden / 
Bezirksämter 

Insgesamt handelt es sich beim KSK um ein stark behördenorientiertes Programm. Für die Ab-
wicklung wurde ein System von zwischen der LSK sowie den Fachbehörden und Bezirksämtern 
geteilten Verantwortlichkeiten etabliert.  

 Fachbehörden und Bezirksämter: 

Die Fachbehörden und Bezirksämter (BA) tragen die Verantwortung für die Projekte, die unter 
dem Dach des KSK geführt werden. Bei den Fachbehörden handelt es sich dabei um die: 

 Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU), 
 Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB), 
 Behörde für Wissenschaft und Forschung (BWF), 
 Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI), 
 Kulturbehörde (KB), 
 Behörde für Inneres und Sport (BIS), 
 Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (BASFI), 

 Finanzbehörde (FB). 

Zusätzlich tritt die Senatskanzlei (SK) in wenigen Fällen als verantwortliche Institution für Pro-
jekte auf. 
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Die Fachbehörden und Bezirksämter führen selbst Projekte durch und nehmen von städtischen 
Unternehmen oder Landesbetrieben sowie von nicht-behördlichen Einrichtungen (u.a. Unter-
nehmen oder Wirtschaftsverbänden, wissenschaftlichen Einrichtungen und NGOs) Mittelanträ-
ge entgegen. Während der Projektlaufzeit sollen sie die Projekte begleiten und Informationen 
zum Projektstand, zu eventuellen Schwierigkeiten und zu Zwischenergebnissen an die LSK 
weiterleiten. Diese Informationen sind Grundlage für die Fortschreibung des eBIS-Klima (s. 
Kap. 4.10.1). Die Fachbehörden und Bezirksämter sind ebenfalls zuständig für die Qualitäts-
kontrolle und Evaluation der Projekte. Einen Überblick über die behördlichen Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Begleitung und Umsetzung von KSK-Projekten gibt nachstehende Tab. 
20. 

Tab. 20: Aufgaben der Fachbehörden und Bezirksämter im Zusammenhang mit der Projektab-
wicklung 

Fachbehörde 
Bezirksamt 

vergibt Projek-
te 

an Dritte 
Projektbegleitung, -betreuung und -
controlling nach Zuwendungsrecht 
oder Haushaltsrecht 

an wissenschaftliche Einrich-
tungen und Universitäten 

Wird als Sonderfall von der BWF 
geregelt  

führt Projekt 
selbst durch 

es wird fachliche Verantwort-
lichkeit und Sachbearbeitung 
festgelegt 

Projektbegleitung und -betreuung 
obliegt der Eigenverantwortung der 
Fachbehörde; es sind keine Regeln 
beschrieben 

ist Pate für 
nicht KSK-
finanzierte 
Projekte 

es wird fachliche Verantwort-
lichkeit innerhalb der Fachbe-
hörde festgelegt 

Projektbegleitung und -betreuung 
obliegt der Eigenverantwortung der 
Fachbehörde; es sind keine Regeln 
beschrieben 

 
Die BSU spielt auf der Ebene der Fachbehörden eine dominante Rolle in der Projektabwicklung 
und -betreuung. In sieben der neun Sektoren des KSK betreut sie z. T. mit großem Abstand die 
größte Anzahl von Projekten. Insgesamt liegen ca. 53% aller Projekte in ihrer Verantwortung (s. 
Tab. 21). Bei Betrachtung der Teilmenge der aus dem KSK finanzierten Projekte zeigt sich ein 
vergleichbares Bild. Auch hier liegt der Anteil der von der BSU betreuten Projekte bei knapp 
58% (s. Tab. 22).  

Tab. 21: Verteilung der Projekte des KSK auf die Fachbehörden und Bezirksämter (Stand 
22.2.2012) 

Anzahl der Projekte 

Behörde 

B
A

 

B
A

S
F

I 

B
IS

 

K
B

 

B
S

B
 

B
S

U
 

B
W

F
 

B
W

V
I 

F
B

 

S
K

 

T
o

ta
l 

Energie 11   1 1 58 3 4  78

Gebäude 27  1 5 1 65 2 1 71)  109

Mobilität 5  3   10  472) 3  68

Wirtschaft, Anlagentechnik 2   1  33 12 2  50

Klimafolgenmanagement 1     22 1 1   25

Bewusstseinsbildung 8 3  2 19 32 2 6 4 1 77
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Anzahl der Projekte 

Behörde 

B
A

 

B
A

S
F

I 

B
IS

 

K
B

 

B
S

B
 

B
S

U
 

B
W

F
 

B
W

V
I 

F
B

 

S
K

 

T
o

ta
l 

Forschung      4 30 2   36

Nat. und intern. Kooperationen    1 1 23 3 2  2 32

Evaluierung und Monitoring      11    1 12

Total 54 3 4 10 22 258 41 75 16 4 487

1) Hierbei handelt es sich zu einem erheblichen Teil um Projekte, die in der Verantwortung von Schulbau 
Hamburg (2010 gegründet und zur FB gehörig) durchgeführt werden. 
2) Das Amt V, das einen großen Teil dieser Projekte betreut, gehörte bis zur Umstrukturierung nach dem 
Regierungswechsel zur BSU. 

 

Tab. 22: Verteilung der aus dem KSK finanzierten Projekte auf die Fachbehörden und Bezirks-
ämter (Stand 22.2.2012) 

Anzahl der KSK-finanzierten Projekte 2008-2012 

Behörde 

B
A

 

B
A

S
F

I 

B
IS

 

B
S

B
 

B
S

U
 

B
W

F
 

B
W

V
I 

F
B

 

K
B

 

S
K

 

T
o

ta
l 

Energie 3   1 22 1   1 28

Gebäude 4  1 1 21   1 3 31

Mobilität 2  5  17    24

Wirtschaft, Anlagentechnik     16 2  1  19

Klimafolgenmanagement     7      7

Bewusstseinsbildung 2 1  12 12 3 4 1 1 1 37

Forschung     2 7   9

Nat. und intern. Kooperationen    9 1  1 1 12

Evaluierung und Monitoring     5     5

Total 11 1 1 14 99 12 23 2 7 2 172

 
Das gleiche Bild zeigt sich bei Betrachtung der Verteilung der Kassenmittel, die über die Be-
hörden aus dem KSK abgerufen werden. Hier ist der Anteil der von der BSU abgerufenen Mittel 
mit 64,6% sogar noch höher als deren Anteil an den KSK-Projekten (s. Tab. 23). 

Die gewichtige Rolle der BSU spiegelte sich auch in der Teilnahme von Behördenvertretern im 
Rahmen der Evaluation (Online-Umfragen und Workshops). Die BSU war stets die am stärks-
ten repräsentierte Behörde.  
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Tab. 23: Anteile der von den Behörden abgerufenen KSK-Mittel (Stand 22.2.2012) 

Prozent aller KSK-Mittel 

Behörde 

B
A

 

B
A

S
F

I 

B
IS

 

K
B

 

B
S

B
 

B
S

U
 

B
W

F
 

B
W

V
I 

F
B

 

S
K

 

T
o

ta
l 

Energie 0,66   1,23 1,88 94,73 1,51    

Gebäude 2,40  17,43 3,04 0,35 67,01   9,77  

Mobilität 2,49     16,84  80,67   

Wirtschaft und  
Anlagentechnik   

1,83 96,65 1,52 
  

Klimafolgenma-
nagement 

  100,00    

Bewusstseinsbildung 1,73 0,34  9,09 30,99 43,60 7,68 5,33 1,22 0,03 

Forschung   6,03 93,97    

Nat. und intern.  
Kooperationen 

  1,44 95,82 1,44   1,30 

Evaluierung und  
Monitoring 

  100,00    

Total 1,56 0,02 6,39 2,23 2,56 64,63 3,27 15,61 3,67 0,04 100,00

 

 Leitstelle Klimaschutz: 

Die Leitstelle Klimaschutz (LSK) wurde zum 1.3.2007 per Verfügung der Senatskanzlei bei der 
BSU eingerichtet. In der Verfügung heißt es: „Die Leitstelle Klimaschutz hat die Aufgabe, akti-
vierend, steuernd und koordinierend als „Drehscheibe“ zwischen allen relevanten Stellen (ins-
besondere in Verwaltung, Wirtschaft und gesellschaftlichen Gruppen) zu handeln, um den Kli-
maschutz durch konkrete Maßnahmen in Hamburg zu befördern“. Die Aufgaben der LSK im 
Einzelnen wurden in den ab Ende 2007 erscheinenden Klimaschutzdrucksachen z. T. weiter 
präzisiert. Im Überblick lassen sie sich wie folgt zusammenstellen: 

 Überbehördliche Koordinationsfunktion und Steuerung des Gesamtprozesses: 

z. B.: Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft, Haushaltsplan 2007/2008 - Einzelplan 
6 „Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt“ (hier: Nachbewilligung von Planstellen 
und Haushaltsmitteln), Drs. 18/6803 (Abschnitt B III, Ziffer 1): „Klimaschutz wird als ein 
neuer Prioritätsbereich der Senatspolitik federführend von der Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt (BSU) wahrgenommen, die auch die behördenübergreifende Koordi-
nierung der für die Zielerreichung notwendigen Maßnahmen verantwortet. Die BSU hat 
diese Aufgaben in der Leitstelle Klimaschutz gebündelt.“ 

Klimaschutz in Hamburg, Fortschreibung 2009/2010 des Maßnahmenkatalogs zum Kli-
maschutzkonzept 2007-2012 – Anlage 1 zur Drs. 19/4906, Abschnitt IV 3 – Maßnahme f 
(cc): „Das breite thematische Spektrum, die inhaltliche Dichte sowie die prozedurale 
Komplexität des umsetzungsbezogenen Ansatzes des hier in der Fortschreibung und 
Weiterentwicklung befindlichen Klimaschutzkonzepts erfordern eine effektive und effizi-
ente Steuerung des Gesamtprozesses. Diese in der Verantwortung der Leitstelle Klima-



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 94 30.04.2012 

schutz wahrgenommene Aufgabe beinhaltet auch die permanente Überprüfung und Op-
timierung derjenigen technischen Hilfsmittel, durch die der Arbeitsprozess maßgeblich 
unterstützt wird.“ 

Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft, Haushaltsplan 2009/2010 „Fortschreibung 
des Hamburger Klimaschutzkonzepts 2007-2012“ – Einzelplan 6 „Behörde für Stadtent-
wicklung und Umwelt“ (Berichterstattung über die programmatische Weiterentwicklung, 
die Umsetzung der Maßnahmen sowie die geplante Mittelverteilung 2010 (zweite Fort-
schreibung)), Drs. 19/4906 (Abschnitt A II): „In der zentralen ressortübergreifenden Ko-
ordinierungsverantwortung der Leitstelle Klimaschutz [...]“.  

 Förderung der Zusammenarbeit innerhalb der Metropolregion: 

Klimaschutz Hamburg 2007–2012 – Anlage 1 zur Drs. 18/6803, Abschnitt D II Ziffer 2: 
„Der Senat hat die zuständige Behörde beauftragt, mit den zuständigen ministeriellen 
Dienststellen der benachbarten norddeutschen Länder sowie der Kreise und Landkreise 
in der Metropolregion gemeinsam zu sondieren, in welchen konkreten Handlungsansät-
zen und Projekten die größten Potenziale und Synergien einer verstärkten Zusammen-
arbeit im Klimaschutz und bei energiepolitischen Fragen liegen und ein entsprechendes 
Handlungskonzept auch für die Metropolregion zu entwickeln. Eine zentrale Koordinie-
rungsaufgabe liegt auch in diesem Zusammenhang bei der Leitstelle Klimaschutz.“ 

 Weiterentwicklung der Ziele: 

z. B.: Klimaschutz in Hamburg, Fortschreibung 2009/2010 des Maßnahmenkatalogs 
zum Klimaschutzkonzept 2007-2012 – Anlage 1 zur Drs. 19/4906, Abschnitt I: „Diese 
Ziele [des Senats] und Maßnahmen werden durch die Leitstelle Klimaschutz in Zusam-
menarbeit mit den Hamburger Behörden und außerbehördlichen Fachkreisen und Insti-
tutionen kontinuierlich überprüft und weiterentwickelt.“ 

 Überwachung des Prozesses der Umsetzung der Klimaschutzmaßnahmen, Überprü-
fung und Dokumentation der Fortschritte: 

Klimaschutz Hamburg 2007–2012 – Anlage 1 zur Drs. 18/6803, Abschnitt F II: „Das Kli-
maschutzkonzept ist kein statisches Instrument. Es ist darauf ausgerichtet, durch per-
manente Verbreiterung der Wissensbasis neue und effizientere Instrumente zu erken-
nen und umzusetzen. [...] Zu ihren Aufgaben [der LSK] gehört es, in Zusammenarbeit 
mit den Akteuren die Umsetzung der Klimaschutzmaßnahmen zu begleiten, den Pro-
zess zu überwachen, geeignete Kennzahlen zu entwickeln und Erkenntnisverfahren 
heranzuziehen, um die Fortschritte bei der CO2-Minderung verlässlich überprüfen und 
darstellen zu können. Die Leitstelle wird jährlich einen Klimaschutzbericht vorlegen, der 
das Klimaschutzkonzept jeweils aktualisiert.“ 

 Aufbau und Pflege von Partnerschaften mit anderen Städten: 

z. B.: Klimaschutz in Hamburg, Maßnahmenkatalog zum Klimaschutzkonzept 2007-
2012 – Anlage 2 zur Drs. 18/6803, Abschnitt IX Ziffer 6: „Es wird angestrebt, mit den 
Städten Wien und Zürich in eine dauerhafte Zusammenarbeit beim Klimaschutz einzu-
treten. Diese Städte gelten in Fragen des Klimaschutzes und der umweltfreundlichen 
Mobilität als besonders fortschrittlich, so dass sich aus einem intensiven Erfahrungsaus-
tausch Perspektiven einer projektbezogenen Zusammenarbeit ergeben. Die Leitstelle 
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Klimaschutz wird hierzu Gespräche mit den zuständigen Stellen in den Städten aufneh-
men.“ 

 Koordinierung der Freiwilligen Selbstverpflichtung der Industrie: 

z. B.: Klimaschutz in Hamburg, Fortschreibung 2009/2010 des Maßnahmenkatalogs 
zum Klimaschutzkonzept 2007-2012 – Anlage 1 zur Drs. 19/4906, Abschnitt VII 2c: „Die 
Leitstelle Klimaschutz, die die Umsetzung der im September 2007 von elf großen In-
dustrieunternehmen unterzeichneten Freiwilligen Selbstverpflichtung [...] koordiniert, hat 
im Berichtsjahr in Gesprächen und bei Betriebsbegehungen den jeweiligen Umset-
zungsstand der Projekte aktiv begleitet und mit den betrieblich Verantwortlichen das 
weitere Vorgehen erörtert [...].“ 

 Förderung des internationalen Austauschs: 

z. B. Anlage 1 zur Drs. 19/4906, Abschnitt X 3a (aa): „Die Umsetzung der Covenant-
Verpflichtungen [Klimaschutz-Netzwerk EU-„Covenant of Mayors“ zum Thema Energie-
effizienz] in 2009 und den Folgejahren wird von den zuständigen Senatsbehörden sowie 
der Leitstelle Klimaschutz sichergestellt.“ 

Abschnitt X 3a (bb): „Mitwirkung in der Klima-Initiative der amerikanischen Clinton 
Foundation“ 

Zusammenfassend übernimmt die LSK also Steuerungs- und Koordinationsaufgaben nach in-
nen und vertritt das KSK nach außen. Die behördenübergreifenden Aufgaben werden dabei 
stets in besonderer Weise betont. An diesem Aufgabenverständnis hat sich auch in den Formu-
lierungen der dritten und vierten Fortschreibung des KSK nichts verändert. 

4.3.2 Kritische Rückmeldungen – Zusammenspiel LSK und Fachbehörden / Be-
zirksämter 

Die Rolle der Fachbehörden und der LSK und deren Zusammenspiel waren in allen im Rahmen 
der Evaluation durchgeführten Interviews, Workshops und Umfragen ein auch kontrovers disku-
tiertes Thema. Die Statements lassen sich wie folgt zusammenstellen: 

 Kritische Rückmeldungen zur Rolle der Fachbehörden und Bezirksämter: 

 Die Aufgabe der Durchführung und Betreuung von KSK-Projekten stellt in vielen Fach-
behörden bzw. Abteilungen und Bezirksämtern eine Zusatzaufgabe dar, für deren Be-
wältigung keine zusätzlichen Kapazitäten bereitgestellt werden (s. auch Kap. 4.6.2). Die 
behördlichen Aufgaben der Projektbegleitung und -überwachung sowie der Berichter-
stattung an die LSK können nicht immer im gewünschten Umfang stattfinden. Insbeson-
dere die nicht aus dem KSK finanzierten Projekte werden in vielen Fällen weniger inten-
siv begleitet.  

So gaben in der Online-Umfrage Projekte 10 der 16 antwortenden Verantwortlichen der 
nicht KSK-finanzierten Projekte an, dass sie überhaupt nicht von einer fachlichen be-
hördlichen Betreuung profitieren, weitere drei, dass sie nur sehr wenig bis wenig profitie-
ren. Insgesamt fühlen sich fast 63% aller Projekte nicht oder nur wenig fachlich betreut 
(s. Abb. 7). Allerdings ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass nicht im-
mer klar ist, welche Zuständigkeiten der Betreuung im einzelnen Fall angesprochen 
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sind. Für außerbehördliche Projekte sind die Sachverhalte relativ klar; für Projekte, die 
innerhalb der Fachbehörden oder Bezirksämter selbst durchgeführt werden, dürfte bei 
der genannten Frage teilweise unklar gewesen sein, was mit „fachlich behördlicher Be-
treuung“ gemeint war. 
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Abb. 7: Ergebnisse zu Frage Q12 (Auszug zur fachlichen behördlichen Betreuung) der 
Online-Umfrage Projekte 

Die Selbsteinschätzung der Personen, die Projekte betreuen, kommt nach den Ergeb-
nissen der Online-Umfrage Programm zu einer ähnlichen Diagnose (s. Abb. 8).  
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Abb. 8: Ergebnisse zu Frage Q45 der Online-Umfrage Programm 

Auf die in der Online-Umfrage Programm gestellten Frage nach der Qualität der eigenen 
Projektbegleitung sowie deren Effizienz wollten 40% bzw. 45% der Befragten keine 
Auskunft erteilen. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass nicht klar ist, was unter Pro-
jektbegleitung tatsächlich zu verstehen ist und welche Aktivitäten konkret erwartet wer-
den. In der Tat gibt es hierzu – über die halbjährliche Verpflichtung zur Aktualisierung 
von eBIS-Klima hinaus – auch keine weiteren Anleitungen für die Fachbehörden und 

In welcher konkreten Weise  
profitiert / profitierte Ihr Projekt  
durch seine Einbindung in das  
Klimaschutzkonzept? 
Hier Auszug: „durch die fachliche 
behördliche Betreuung“ 
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Bezirksämter (z. B. wie eine Begleitung nicht KSK-finanzierter Projekte aussehen soll-
te). Aus den Interviews der Steuerungsgruppenmitglieder ging hervor, dass es den 
Fachbehörden (für die behördenextern durchgeführten Projekte) z. T. nur möglich ist, 
regelmäßig Sachstände der einzelnen Projekte einzuholen, nicht aber diese zu hinter-
fragen.  

Zulieferungen zum eBIS-Klima erfolgen nach Aussagen der LSK nicht immer rechtzeitig 
und nicht immer in der von der LSK gewünschten Qualität. Auf Anfrage des Evaluations-
teams nach den eBIS-Auszügen mussten vor Übergabe der Dokumente noch spontane 
Aktualisierungen bei den Fachbehörden angefragt werden. Damit begründet sich auch 
der jährlich entstehende große Aufwand zur Aktualisierung der Klimaschutzdrucksache, 
deren Inhalte zu einem erheblichen Teil auf Informationen aus eBIS-Klima bestehen. 

 Zum Teil verhindern Kapazitätsengpässe in den Fachbehörden auch die Umsetzung ei-
gener KSK-Projekte. So finden sich in eBIS-Klima z. T. Hinweise darauf, dass Projekte 
aus diesen Gründen nicht planmäßig umgesetzt werden können / konnten (s. Kap. 
4.6.2). 

 Offensichtlich gelingt es den Fachbehörden oder Bezirksämtern nicht in allen Fällen, die 
Verbindung der Projekte mit dem KSK herzustellen und zu vermitteln. So ging aus der 
Online-Umfrage Projekte hervor, dass einigen Projekten nicht klar ist (war), dass sie un-
ter dem Dach des KSK geführt werden (s. Tab. 24). Dies betrifft neben den Projekten, 
die nicht aus dem KSK finanziert sind, auch drei Projekte, die mit einem Finanzvolumen 
von insgesamt 145.000 € aus dem KSK finanziert sind.  

Tab. 24: Ergebnisse zu Frage Q4 der Online-Umfrage Projekte 

 War Ihnen vor der Einladung zu dieser Umfrage klar, dass Ihr 
Projekt in das KSK eingebunden ist? 

ja nein 

nicht KSK-finanziert 12 4 

KSK-finanziert 36 3 

 

 Die zentrale Rolle der Fachbehörden oder Bezirksämter in der operativen Umsetzung 
des Programms verleitet möglicherweise zum Versuch, die behördlichen Haushalte 
durch Verlagerungen von Projekten in das Budget des KSK zu entlasten. So ist in eini-
gen der im Rahmen der Projektevaluation analysierten Projekte beispielsweise die 
Grenzziehung zwischen Aufgaben der behördlichen Daseinsfürsorge oder Teilen der-
selben und der Umsetzung konkreter, spezifisch dem Klimaschutz dienender Maßnah-
men nicht klar ersichtlich, zumindest wird sie in den eBIS-Dokumentationen nicht explizit 
thematisiert (z. B. Abgrenzung der in den Projekten 2007/124 und z. T. auch in Projekt 
2008/083 durchgeführten Maßnahmen zur direkten oder indirekten Minderung von CO2-
Emissionen von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit auf Rad- und 
Fußwegen). 
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 Kritische Rückmeldungen zur Rolle der Leitstelle: 

 Die Rolle der LSK als behördenübergreifende, koordinierende und strukturierende Ein-
heit zur Umsetzung des KSK findet breite, wenn auch nicht ausnahmslose Akzeptanz. 
Von den meisten in den Evaluationsprozess eingebundenen Personen wird es als erfor-
derlich betrachtet, dass dem integrativen Ansatz des KSK entsprechend auch eine in-
tegrativ tätige Institution geschaffen wurde. Allerdings wird vereinzelt auch die Meinung 
geäußert, dass die KSK-Mittel gänzlich in die Zuständigkeit der Fachbehörden übertra-
gen werden könnten. Damit ginge allerdings der integrative Ansatz des KSK, der die 
bisherige Klimaschutzpolitik Hamburgs in besonderer Weise ausgezeichnet hat, verlo-
ren. 

 Die bisherige Arbeit der LSK wird unter den gegebenen Rahmenbedingungen grund-
sätzlich positiv bewertet (s. Abb. 9). In Einzelkommentaren gibt es aber z. T. stark von-
einander abweichende Meinungsäußerungen (von „Insgesamt haben KSK und LSK ei-
niges erreicht bzw. ihre Sache gut gemacht“ bis zu „Die Arbeit der LSK ist enttäuschend 
– wirkliche Hilfestellung wird vermisst. Im Gegenteil wirkt LSK häufig hilflos“, Online-
Umfrage Programm, Q64; auch in den Interviews der Steuerungsgruppenmitglieder ge-
nießt die Arbeit der LSK i.d.R. hohe Anerkennung: „die in der Leitstelle sind wirklich 
großartig“). Allgemein entsteht der Eindruck, dass die Rolle und Leistungsfähigkeit der 
LSK durchaus kontrovers diskutiert werden.  
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Abb. 9: Ergebnisse zu Frage Q20 der Online-Umfrage Programm 

Die Selbsteinschätzung der Mitarbeitenden der LSK, die im Rahmen des LSK-Work-
shops abgefragt worden ist, ist überwiegend positiv. Betont wurden die hohe Kompe-
tenz im Team (u. a. starke Belastbarkeit, hohe koordinatorische und sektorenintegrie-
rende Kompetenz, vorhandenes breites Wissens- und Erfahrungsspektrum). Die Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen zeigen eine hohe Motivation und eine für das behördliche 
Arbeitsumfeld sicher überdurchschnittliche Einsatzbereitschaft. Dies spiegelt sich auch 

Wie erleben Sie die Reaktion der Leitstelle auf Ihre Kontaktaufnahmen und Ihre Anfragen? 
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in der durchweg positiven Bewertung der „soft skills“ in der Online-Umfrage Programm 
(s. Abb. 9) wider. 

 In der Online-Umfrage Projekte wurde deutlich, dass es auf Seiten der Projektausfüh-
renden teilweise wenig konkrete Vorstellungen gibt, welche Rolle und Funktionen die 
LSK wahrnimmt (s. Tab. 25). Aus 56 Projekten gab es hierzu lediglich 20 Rückmeldun-
gen. Dabei ist interessant, dass sich 4/5 der nicht-behördlichen Umfrageteilnehmer ge-
äußert haben, währen nur drei der 33 teilnehmenden Behörden ein Votum abgegeben 
haben. Daraus lässt sich rückschließen, dass es durchaus auch im behördlichen Umfeld 
Unsicherheiten bezüglich der Rolle und Funktionen der LSK gibt. Mit 14 Nennungen 
wird korrekter Weise stark auf die koordinierenden Aufgaben verwiesen, wobei diese 
viele Teilaufgaben umfassen kann. Bemerkenswert ist, dass eine der zentralen Aufga-
ben, nämlich die Projektbewertung und -auswahl nur von drei Personen explizit genannt 
wurde. 

Tab. 25: Ergebnisse zu Frage Q19 der Online-Umfrage Projekte 

Welche Rolle und Funktionen nimmt Ihrer Einschätzung nach 
die Leitstelle Klimaschutz wahr? 

Anzahl Nennungen 

(fachliche) Koordinierung 14 

Kommunikation und Öffentlichkeit 6 

Weiterentwicklung des KSK 4 

Projektbewertung und -auswahl 3 

Evaluation, Umsetzungskontrolle 3 

Vernetzung 2 

Begleitung der Maßnahmenumsetzung 2 

Steuerung einzelner Projekte 1 

Geldgeber 1 

Zusammenführung der Ergebnisse 1 

technische Unterstützung 1 

Inhaltliche Unterstützung in Fragen des Klimaschutzes 1 

nicht interpretierbar 1 

 
Die Antworten auf die Frage nach den Anlässen der Kontaktaufnahme mit der LSK, die 
im Rahmen der Online-Umfrage Programm gestellt wurde, machen deutlich, dass diese 
Kontaktaufnahmen zu einem erheblichen Teil der Beantwortung formeller Fragen die-
nen (in Abb. 10 mit grünen Balken markiert). Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
Mehrzahl der Antwortenden behördliche Mitarbeiter sind, die als Projektdurchführende 
und Betreuer von Projekten natürlich schon aufgrund der Formalitäten der Antragstel-
lung und in der Vor- und Nachbereitung gemeinsamer Gremiensitzungen zahlreiche 
formelle und administrative Anlässe der Kontaktaufnahme mit der LSK haben. Insge-
samt haben nur wenige Kontaktaufnahmen Unterstützungen bei der Vernetzung und der 
Öffentlichkeitsarbeit zum Ziel. 
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Abb. 10: Ergebnisse zu Frage Q19 der Online-Umfrage Programm 

Der überwiegend administrativ-organisatorische Charakter von Anfragen an die LSK 
entspricht auch der Selbstwahrnehmung der LSK-Mitarbeitenden, die im Rahmen des 
LSK-Workshops abgefragt wurde. So empfinden diese ihre eigene Arbeit als insgesamt 
„zu sehr reaktiv“ und „zu wenig gestaltend“, da die Verwaltung der Projekte (insbeson-
dere Antragsprüfung und Auswahlverfahren, eBIS-Pflege, Erstellung der Klimaschutz-
drucksachen) Kapazitäten in sehr großem Umfang bindet. Für gezielte Projektakquise 
oder auch die Entwicklung neuer Projekte, die eine intensivere Auseinandersetzung mit 
den einzelnen Themen des KSK voraussetzt, bleibt nicht ausreichend Zeit. 

 Unter anderem aufgrund der Dominanz verwaltungstechnischer und organisatorischer 
Aufgaben und der vorgegebenen Arbeitsteilung mit den Fachbehörden und Bezirksäm-
tern erscheint die Arbeit der LSK eher nach innen als nach außen gerichtet. Dies äußert 
sich auch in der im Rahmen der Online-Umfrage gestellten Frage nach der Präsenz der 
LSK in der Wahrnehmung durch unterschiedliche Stakeholdergruppen. Insbesondere 
bei Bürgern, den NGOs, den Unternehmen und den wissenschaftlichen Einrichtungen 
wird die Präsenz als eher gering eingeschätzt (s. Abb. 11). Dabei ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass aufgrund des Teilnehmerspektrums der Online-Umfrage, diese Ein-
schätzung primär von behördlichen Vertretern geäußert wurde. Aufgrund der geringen 
Zahl nicht-behördlicher Teilnehmer an der Online-Umfrage sind die Aussagen aus den 
jeweiligen Gruppen sicher nicht repräsentativ. Die Einzelmeinungen deuten jedoch da-
rauf hin, dass die Unternehmen die Präsenz der LSK in ihren Reihen besser einschät-
zen als die Gesamtgruppe, während die wissenschaftlichen Einrichtungen die Präsenz 
in ihrer eigenen Gruppe eher etwas geringer einschätzen als die Gesamtgruppe. Aus-
sagen zu den NGOs sind aufgrund der sehr geringen Teilnehmerzahl nicht möglich. 

Was sind die Anlässe 
Ihrer Kontaktaufnahme 
mit der LSK? 
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Abb. 11: Ergebnisse zu Frage Q54 der Online-Umfrage Programm 

Die positive Wahrnehmung der Präsenz der LSK durch die Behörden wird zusätzlich 
durch eine Bemerkung in Interviews mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe gestützt, 
nach der die LSK als „Einrichtung mit vielen Außenkontakten, die viele Menschen ken-
nen“, bezeichnet wurde. 

 Ihr eigenes Arbeitsumfeld bewerteten die Mitarbeitenden der LSK im LSK-Workshop als 
eher schwierig. Insbesondere die Veränderungen im politischen Umfeld erschweren die 
Planung der Arbeit. Die Mitarbeitenden erleben aktuell eine geringere Anerkennung ih-
rer Arbeit.  

 Die im September 2011 vorgelegte interne Prüfmitteilung des Rechnungshofs zum KSK 
kritisiert in vielen Punkten die zur Anwendung gelangenden Verfahren zur Projektprü-
fung und -begleitung. Auch wenn diese Kritik z. T. auf ungünstige Rahmenbedingungen 
wie beispielsweise die unklare Zielstruktur des KSK (s. Kap. 4.1.2) zurückgeführt wird 
und bereits zum Zeitpunkt der Prüfung Verbesserungen in den Abläufen (z. B. im An-
tragsverfahren) eingeleitet waren, fällt ein Teil der Kritik auch auf die LSK zurück, da De-
fizite bei der Ausfüllung von Regelungsaufgaben angemahnt werden. 

4.3.3 Schlussfolgerungen – Zusammenspiel LSK und Fachbehörden / Bezirksämter 

Die derzeit zur Administrierung und Operationalisierung des KSK etablierte Struktur folgt dem 
Ziel, einerseits die Voraussetzungen für eine möglichst enge Anbindung der Projekte an eine 
fachkompetente behördliche Stelle zu schaffen, andererseits aber auch mit einer „institutionali-
sierten Klammer“ dem integrativen Charakter des KSK zu folgen und eine behörden- und sekto-
renübergreifende Koordination und Steuerung des Gesamtprogramms zu gewährleisten. Die 
jeweiligen Rollen der Fachbehörden oder Bezirksämter und der LSK werden in diesem Zu-
sammenhang nicht grundsätzlich in Frage gestellt. 

Wie präsent ist Ih-
rer Einschätzung 
nach die Leitstelle 
für Klimaschutz in 
der allgemeinen 
Wahrnehmung ...? 
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Allerdings wird aus den Analysen und Meinungsäußerungen im Rahmen der Evaluation deut-
lich, dass die angedachte Arbeitsteilung nicht reibungslos funktioniert (s. auch Stärken-
Schwächen-Analyse im Rahmen des Workshops Programm). Neben den – erwartungsgemäß 
geführten – Diskussionen zur mangelnden personellen und finanziellen Ausstattung sowohl der 
Fachbehörden und Bezirksämter als auch der LSK für die Umsetzung des Programms zeichnet 
sich ab, dass es insbesondere organisatorische und strukturelle Probleme mit der aus nach-
vollziehbaren Gründen eingeführten „Metaebene“ der Fachbehörden und Bezirksämter gibt. Die 
LSK ist aufgrund dieser Metaebene vom Einblick in die operative Ebene der einzelnen Projekte 
weitgehend „abgeschnitten“. Die LSK ist auf die Zulieferungen der Fachbehörden und Bezirks-
ämter angewiesen. Dies drückt sich u.a. auch darin aus, dass im eBIS-Klima unter dem „fach-
lich Verantwortlichen“ stets auf den jeweiligen Ansprechpartner in der Fachbehörde verwiesen 
wird. Die ebenfalls in eBIS-Klima enthaltene Information über den jeweiligen Sachbearbeiter 
(also den tatsächlich Projektdurchführenden) ist aus Datenschutzgründen für die LSK i.d.R. 
nicht einsehbar. 

Aufgrund dessen kann die LSK viele der ihr übertragenen Aufgaben insbesondere die Koordi-
nation, Vernetzung und Kommunikation des Programms nach außen nicht uneingeschränkt 
wahrnehmen. Bisweilen entsteht auch der Eindruck, dass die Fachbehörden nicht in allen Fäl-
len Interesse an einem vertiefenden Einblick der LSK in die Projektabwicklung haben. In Dis-
kussionen insbesondere im Rahmen des Workshops Projekte sind Wortäußerungen gefallen, 
man dürfe die LSK in keinem Falle noch stärker überlasten und man wünsche keine zusätzliche 
fachliche Betreuung durch die LSK. Die LSK ihrerseits fühlt sich z. T. ungenügend fachlich ein-
gebunden und kritisiert in diesem Zusammenhang u.a. den begrenzten Zugriff auf behördenin-
terne Fachinformation und die mangelnde Beteiligung an Diskussionsplattformen zur strategi-
schen Weiterentwicklung der Hamburger Umwelt- und Klimapolitik. 

Die Arbeit der LSK ist insgesamt stark von administrativen und organisatorischen Tätigkeiten 
geprägt. Schon allein die stetige Überprüfung der aktuellen Datenlage in eBIS-Klima und der 
erfolgten Berichterstattung zu den mehr als 480 KSK-Projekten bindet umfangreiche Kapazitä-
ten. Die Möglichkeiten der LSK, stärker proaktiv das Projektportfolio (z. B. über systematische 
Lückenanalyse des bestehenden Portfolios und Unterstützung der Projektentwicklung) zu ent-
wickeln, sind beschränkt. Die LSK ist daher derzeit nur begrenzt in der Lage, die ihr zugewie-
senen Aufgaben der Koordination und Steuerung des Gesamtprozesses im wünschenswerten 
Umfang zu erledigen. Die Tatsache, dass die Arbeit der LSK insbesondere im außerbehördli-
chen, z. T. aber auch im fachbehördlichen Umfeld nur unklar wahrgenommen wird, liegt u.a. 
darin begründet, dass ihre Tätigkeit eher verwaltend und organisierend nach innen als gestal-
tend nach außen gerichtet ist. 

Die zentrale Rolle der Fachbehörden und Bezirksämter bei der Begleitung, Betreuung und 
Durchführung der Projekte betont eine fachsektorale Herangehensweise und ist für die Herstel-
lung von Verbindungen zwischen den Projekten unterschiedlicher behördlicher Zuständigkeit 
nicht immer förderlich, zumal es – mit Ausnahme der AG Klimaschutz (s. Kap. 4.4.1 und 4.4.2) 
– keine Regeln und etablierten Praktiken für die auch zwischenbehördliche Zusammenarbeit 
gibt. Auch wenn in den Interviews der Steuerungsgruppenmitglieder z. T. zwischenbehördliche 
Kontakte angesprochen wurden, wird diese Zusammenarbeit nicht gezielt politisch eingefordert 
und / oder strukturiert. 
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Wertschätzung gebührt jedoch dem Bemühen insbesondere der LSK, aber auch der Fachbe-
hörden und Bezirksämter, an einer kontinuierlichen Verbesserung der Prozesse zu arbeiten. 

4.4 Leitstelle Klimaschutz – Gremien um die LSK 

Evaluationsfrage Programm B3: Wird die LSK in ausreichender Weise von Gremienarbeit be-
gleitet? 

4.4.1 Entwicklung, aktuelle Struktur und Situation – Gremien 

Die LSK ist aufgrund ihrer koordinierenden Funktion (s. Kap. 4.3.1) darauf angewiesen, dass 
sie Zugang zu den relevanten „Partnern“ der Programmumsetzung hat und Unterstützung 
durch diese erfährt. Als integrativ angelegtes Programm ist es von besonderer Bedeutung, dass 
Kommunikation zwischen den Partnern stattfinden kann und dass diese zumindest bis zu ei-
nem gewissen Grade auch institutionalisiert ist. Zu diesem Zwecke wurden „um die LSK herum“ 
verschiedene Gremien eingerichtet. Begleitende Gremien und Gruppen spielten insbesondere 
in der ersten Phase der Entwicklung des KSK eine herausragende Rolle.  

 Lenkungsgruppe der Staatsräte: 

Die „Lenkungsgruppe Klimaschutz“ der Staatsräte tagte erstmals am 27.2.2007 und wurde 
durch Verfügung der Senatskanzlei vom 1.3.2007 (wie die AG Klimaschutz) als offizielles Gre-
mium „zur Koordinierung der Aktivitäten von Verwaltung, Wirtschaft und gesellschaftlichen 
Gruppen“ eingerichtet. Zentrale Aufgabe der Lenkungsgruppe war es, den Prozess zur Erarbei-
tung des „Klimaschutzkonzepts Hamburg 2007-2011“ mit zu gestalten. Die Lenkungsgruppe 
traf sich zu diesem Zwecke im ungefähr monatlichen Abstand und diskutierte strategische 
Themen um die Erstellung des KSK (wie z. B. Fragen, ob den einzelnen Säulen bzw. Sektoren 
des KSK feste Teilbudgets zugewiesen werden sollten). Mit konkreten Fachthemen beauftragte 
sie die AG Klimaschutz.  

Von der „Lenkungsgruppe Klimaschutz“ wurde außerdem für das Jahr 2007 ein Redaktions-
team Klimaschutzkonzept eingerichtet, das sich aus Vertretern verschiedener Behörden zu-
sammensetzte und erstmals im Mai 2007 tagte. Es erhielt die Aufgabe, Beiträge zu Themen 
aus dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich der Behörden als Grundlage für die erste Drucksa-
che zu verfassen und das Programm mit klaren politischen Linien zu formulieren. Für das Re-
daktionsteam wurde von jedem Staatsrat ein Teilnehmer benannt. Bis zum September 2007 
arbeitete das Redaktionsteam sehr intensiv an der Erstellung der ersten Klimaschutzdrucksa-
che mit. In den folgenden Jahren übernahm die LSK die redaktionelle Arbeit, d.h. sie forderte 
von der für ein Projekt jeweils federführenden Behörde entsprechende Aktualisierungen in der 
zentralen Dokumentationsplattform, dem eBIS-Klima, ein und übernahm auf dieser Grundlage 
textliche Aktualisierungen in den Fortschreibungsdrucksachen  

In den Jahren 2008 und 2009, d.h. nach Verabschiedung der ersten Drucksache, nahm die 
Frequenz der Sitzungen der „Lenkungsgruppe Klimaschutz“ deutlich ab, und es fanden nur 
noch Sitzungen im zeitlichen Zusammenhang der Drucksachenerstellung statt (zwischen Sep-
tember und Dezember). Seit 2010 wird die Lenkungsgruppe nur noch einmal im Jahr, jeweils im 
Rahmen der Drucksachenabstimmung einberufen und hat die Aufgabe, bei strittigen Punkten  
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zu vermitteln, da die Drucksachen grundsätzlich einstimmig in den Senat eingebracht werden 
sollen. 

 AG Klimaschutz: 

Die AG Klimaschutz ist eine behördliche Arbeitsgruppe aus Vertretern aller Fachbehörden und 
der Bezirksämter, die KSK-Projekte betreuen und selbst durchführen (s. Kap. 4.3.1). Sie wurde 
durch Verfügung der Senatskanzlei vom 1.3.2007 als offizielles Gremium „zur Koordinierung 
der Aktivitäten von Verwaltung, Wirtschaft und gesellschaftlichen Gruppen“ eingerichtet. Ihre 
Aufträge erhielt die AG von der Lenkungsgruppe der Staatsräte (s. o.). Der Leiter der LSK 
übernimmt die Leitung der Sitzung. 

Im Haushaltsplan 2007/2008 zum „Hamburger Klimaschutzkonzept 2007-2012“ (Drs.18/6803, 
Haushaltsplan 2007/2008, Nachbewilligung von Planstellen und Haushaltsmitteln) wurde die 
Aufgabe der AG wie folgt beschrieben: „Zu dem Thema ‚Klimawandel – Auswirkungen auf 
Hamburg und Anpassungsmaßnahmen‘ wird behördenübergreifend eine Struktur entwickelt, 
um auf den verschiedenen Kommunikationswegen Informationsaustausch zu gewährleisten 
und ein Netzwerk zu bilden. Der 2006 gegründete Behördenarbeitskreis wird fortgeführt, um die 
fachbezogenen Ansätze in den Behörden untereinander zu vernetzten. Dies dient dem Informa-
tionsaustausch über Entwicklungen der Wissenschaft, über Forschungsergebnisse, behördliche 
Aktivitäten und Veranstaltungen.“ 

Im Jahr 2007 tagte die AG bis April zweiwöchentlich, ab dann bis Juli wöchentlich (ca. zwei bis 
drei Stunden), insgesamt 17 Mal. Bereits in den ersten Sitzungen wurde deutlich, dass sich die 
Diskussionen in Anbetracht des außerordentlich breiten Themenspektrums stark in Einzelthe-
mendiskussionen auflösten, weshalb entschieden wurde, die sektoralen Diskussionen in Teilar-
beitsgruppen zu verlagern, die dann bereits ab Frühjahr 2007 ihre Arbeit aufnahmen (s.u.). Die 
AG sollte einen Überblick über die bereits bestehenden Aktivitäten in Hamburg herstellen und 
Handlungsbedarf in sieben Säulen (s. Kap. 4.1.1) der konzeptionellen Erarbeitung des KSK 
identifizieren.  

Im Jahr 2008 wurde erst wieder ab Juli getagt (in Vorbereitung der ersten Fortschreibung der 
Drucksache, insgesamt 12 Sitzungen), in 2009 ab März (insgesamt im ungefähr monatlichen 
Turnus; die Ablagen der Protokolle in der LSK sind für das Jahr 2009 nicht vollständig). Weiter-
hin wurden Entwürfe der Klimaschutzdrucksache in diesem Kreis diskutiert. Ab 2010 wurde 
unter der neuen Leitung der LSK die Konzeption des Gremiums kritisch reflektiert. An den Lei-
ter der LSK ist die Erfahrung herantragen worden, dass die AG Klimaschutz zunehmend zur 
Information der Behörden durch die LSK genutzt wurde und letztendlich wenig strategisch ori-
entierte Gespräche stattgefunden haben. Es wurde um eine stärker interaktive Gestaltung der 
Sitzungen und einer stärker anlassbezogene Einberufung der Runde gebeten. Im Blickpunkt 
stand daher ab 2010 weniger die Aufrechterhaltung der Häufigkeit der Sitzungen, sondern 
vielmehr die Sicherstellung der Qualität des wechselseitigen Austauschs. In den Jahren 2010 
und 2011 tagte die AG nur noch fünfmalig. Die Sitzungsdauer betrug ca. zwei Stunden. Das 
Gremium wird seitens der LSK nicht als Entscheidungsgremium verstanden, sondern als Run-
de zur behördenübergreifenden Meinungsbildung und Diskussion strategischer Fragen aufge-
fasst. Das Feedback aus der AG Klimaschutz liefert der LSK wichtige Hinweise, ob sie „auf 
dem richtigen Weg“ ist. 
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Im Verteiler der AG sind derzeit insgesamt 42 Personen verzeichnet (Stand Februar 2012), 
wobei 34 davon als regelmäßig und acht als eingeschränkt regelmäßig teilnehmend gekenn-
zeichnet sind. Die Teilnehmenden nehmen in der Rolle von Multiplikatoren in ihren eigenen 
Behörden an den Sitzungen teil (und sind auch selbst Antragsteller auf Mittel aus dem KSK).  

Tab. 26: Beteiligung der Behörden an der AG Klimaschutz 
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Anzahl der Projekte  
(Stand 22.2.2012) 

54 3 4 10 22 237 41 75 16 4 466

Anzahl der Projekte 
(in % an Total) 

11,6 0,6 0,9 2,2 4,7 50,9 8,8 16,1 3,4 0,9 100

Vertreter in der AG 
(Stand 2/2012) 

3 0 1 1 4 10 1 5 1 1 27

Anteil der Vertreter 
(in % an Total) 

11,1 0 3,7 3,7 14,8 37,0 3,7 18,5 3,7 3,7 100

Die LSK nimmt der Aufstellung zufolge mit sieben Personen regelmäßig an der AG teil, wobei 
nach eigenen Aussagen der LSK nicht immer alle Personen tatsächlich vertreten sind. Setzt 
man die regelmäßigen Teilnehmer ins Verhältnis zu der von den jeweiligen Behörden vertrete-
nen Anzahl von Projekten im KSK, zeigt sich eine annähernd adäquate Vertretung (s. Tab. 26). 
Dies gilt mit Ausnahme der BSB, die überrepräsentiert ist. BASFI und BIS sind nicht regelmäßig 
vertreten, beteiligen sich aber auch nur mit sehr wenigen Projekten am KSK. 

 Beirat für Klimaschutzfragen: 

Der Beirat für Klimaschutzfragen wurde unter Leitung des Ersten Bürgermeisters im Jahr 2007 
eingesetzt und tagte in diesem Jahr 2007 insgesamt fünf Mal in Form mehrstündiger Sitzungen. 
Inhaltlich ging es dabei im Wesentlichen um Fragen, die sich während der Erarbeitung der ers-
ten Klimaschutzdrucksache ergaben, aber auch um bundes- oder EU-politische Energie- und 
Klimaschutz-Themen (Emissionshandel, Kfz-Besteuerung, Luftverkehr, Biomasseimporte etc.). 
So wurden beispielsweise einzelne Sektoren (wie KWK, Erneuerbare Energien, Steuerungs-
möglichkeiten im Verkehrssektor, gebäudebezogener Klimaschutz) standortbezogen auf Ham-
burg diskutiert. Ferner haben Analysen und Bewertungen der Meseberg-Beschlüsse der Bun-
desregierung stattgefunden. Im Einzelnen ging es nicht um die Vorstellung und Diskussion ein-
zelner Projekte oder Maßnahmen aus dem KSK, sondern vielmehr um die instrumentellen 
Grundlagen (wie und mit welchen Handlungsansätzen zur Erreichung von Klimaschutzzielen 
können bestimmte Prozesse gesteuert bzw. unterstützt werden). Die Sitzungen hatten weder 
eine feste Tagesordnung noch wurden Protokolle erstellt. Die LSK war für die inhaltliche und 
organisatorische Vorbereitung der Sitzungen in enger Absprache mit der Senatskanzlei verant-
wortlich. Die Einladungen ergingen vom Bürgermeister. Die Beratungen waren vertraulich (s. 
Schreiben des Leiters der LSK vom 24.6.2008).  

Der Beirat bestand aus 25 Mitgliedern. Neben dem vorsitzenden Ersten Bürgermeister nahmen 
an den Sitzungen senatsseitig die damalige Staatsrätin der BSU, der Leiter des Planungsstabs 
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der Senatskanzlei sowie der Leiter der LSK teil. Ferner hatten Vertreter von Unternehmen und 
NGOs sowie hochrangige Wissenschaftler Sitze im Beirat. Parlamentsvertreter und institutionel-
le Vertreter (Kammern und Verbände) waren nicht in den Kreis der Mitglieder berufen worden. 
Der Beirat hatte die Aufgabe, Sachverstand von außen in die Entwicklung des KSK einzubrin-
gen. Die Sitzungen brachten – nach Aussagen einer Teilnehmerin – z. T. erhellenden Input für 
die behördeninternen Diskussionen.  

Mehrere Beiratsmitglieder nahmen allerdings in 2007 nur sehr unregelmäßig oder gar nicht an 
den Sitzungen teil, was Mitte 2008 zu Überlegungen zu einer organisatorischen und inhaltlichen 
Neustrukturierung des Beirats führte. Neben klaren thematischen Scherpunktsetzungen für die 
Sitzungen strebten die Vorschläge auch an, die Präsenzquote durch eine stärkere Verbindlich-
keit in der Ansprache der Mitglieder zu erhöhen. Ferner wurde vorgeschlagen, die Sitzungen 
auf eine Sitzung pro Quartal zu reduzieren. Diese Vorschläge sind dann aber nicht mehr umge-
setzt worden, und der Beirat tagte ab dem Jahr 2008 nicht mehr. 

 Unterarbeitsgruppen: 

Die Unterarbeitsgruppen (UAG) (teilweise auch Teilarbeitsgruppen genannt) wurden von der 
AG Klimaschutz eingerichtet, um in der Anfangsphase des KSK zu Themenschwerpunkten, 
einzelnen Projekten und Problemstellungen detaillierter zu beraten und damit konkreten Input 
für das KSK zu liefern. Die Gruppen widmeten sich im Wesentlichen den folgenden Fragen: 

 Von welchen Positivbeispielen kann man in künftigen Projekten lernen? Welche „Mus-
ter-Lösungen“ lassen sich auf andere Projekte übertragen? (Inwieweit lässt sich bei-
spielsweise ein gelungenes Sanierungsmodell für ein öffentliches Gebäude auf andere 
öffentliche Gebäude übertragen?) 

 Welche Potenziale gibt es? (Welche Dachflächen von Schulen eignen sich beispielswei-
se für die Installierung von Photovoltaikanlagen?) 

 Welche konkreten Projekte sollten in Angriff genommen werden? Welche Projekte soll-
ten sinnvoll fortgeführt werden? 

Die Arbeitsgruppen orientierten sich bei der Zusammenstellung der Projekte an den sieben 
Säulen der konzeptionellen Erarbeitung des KSK (s. Kap 4.1.1). 

Die Teilarbeitsgruppen wurden (mit einer Ausnahme) unter der Leitung der LSK durchgeführt, 
dadurch war sie auch eng in die behördeninterne Diskussion eingebunden. Die Gruppen tagten 
in unterschiedlicher Frequenz, diskutierten mit unterschiedlicher Intensität und hatten unter-
schiedlich lange Bestand. Die Dokumentation zu den Gruppen (z. B. Tagesordnungen, Teil-
nehmerlisten und Protokolle), die in der LSK verfügbar ist, ist aber unvollständig und erfolgte 
bis Anfang 2010 nicht lückenlos. Im Überblick gab bzw. gibt es folgende Gruppen (in Klammern 
Anzahl der Sitzungen, zu denen Informationen in der LSK vorliegen): 

 „Sprung über die Elbe“ (IBA, IGS) (eine Sitzung im April 2007), 
 CO2 (drei Sitzungen zwischen Mai 2010 und Februar 2011), 
 Schulbau (vier Sitzungen zwischen April und Juni 2007, eine Sitzung im Mai 2008),  
 Gebäude / Planungsrecht (neun Sitzungen zwischen April und August 2007, vier Sit-

zungen zwischen August und Oktober 2008), 
 Kontrakt-Management (eine Sitzung im Mai 2007), 
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 Schule / Bewusstseinsbildung / Kommunikation (eine Sitzung im September 2008), 
 Energie- und Wärmeversorgung (zwei Sitzungen im August und September 2008), 
 Verkehr (fünf Sitzungen zwischen April und Juni 2007), 
 Wirtschaft und Verkehr (zwei Sitzungen im August und Oktober 2008), 
 Klimafolgenmanagement (keine Informationen in der LSK zur Tagungshäufigkeit – die 

Arbeitsgruppe Klimafolgenmanagement wird von der Abteilung NR der BSU geführt), 

 Klima-Modellquartiere (die AG existierte bis Ende 2011 und wurde dann aufgelöst; die 
Gruppe war insbesondere Plattform des Austauschs zwischen den Bezirken und wurde 
vom Amt LP der BSU geführt). 

Von den in Verantwortung der LSK geführten Unterarbeitsgruppen existiert heute nur noch die 
UAG CO2-Monitoring. Sie wurde von der in der LSK für das CO2-Monitoring zuständigen Mitar-
beiterin 2010 (nach deren Eintritt in die LSK) eingerichtet. Ziel der Aktivitäten ist es, dem Se-
natsauftrag10 folgend eine Quantifizierung der durch die KSK erreichten CO2-Minderungen zu 
ermöglichen. Wesentlichen methodischen und konzeptionellen Input hierzu lieferte ein vom 
Wuppertal Institut im Jahr 2009 vorgelegtes Gutachten, das dann in Form eines weiteren Gut-
achtens 2011 („Weiterentwicklung und Umsetzung des Monitoring- und Evaluationskonzepts für 
das ‚Hamburger Klimaschutzprogramm 2007-2012‘ – Monitoring erzielter Emissionsminderun-
gen im Hamburger Klimaschutzkonzept“) präzisiert wurde und eine operationalisierbare Metho-
dik für das CO2-Monitoring vorgeschlagen hat. Die Methodik des Vorgehens wurde während 
der Erarbeitung mit der UAG CO2-Monitoring rückgekoppelt. 

Die UAG CO2-Monitoring tagte im Jahr 2010 zweimal, im Jahr 2011 einmal zu Jahresbeginn. Im 
Sommer 2011 fanden darüber hinaus zwei zielgruppenorientierte Workshops statt, einer für den 
Sektor Mobilität, der andere zum Sektor Gebäude (Stadtplanung). Leitende Frage war: „Wie 
ermittle ich die CO2- Angaben und -Reduktionen von Projekten?“. 

Die UAG CO2-Monitoring umfasst 20 Teilnehmer, die z. T. Mitglieder der AG Klimaschutz sind, 
z. T. von Mitgliedern der AG vorgeschlagen wurden. An den bisherigen Sitzungen haben zwi-
schen 12 und 20 Personen teilgenommen. Alle Teilnehmer sind Mitarbeitende von Behörden 
und bezirklichen Dienststellen. 

Ziele der LSK ist es, Akzeptanz der vom Wuppertal Institut entwickelten Methodik zu erreichen 
und insbesondere diejenigen Projekte zu einer Ermittlung der CO2-Minderung zu motivieren, die 
vom Wuppertal Institut als grundsätzlich evaluierbar eingestuft wurden, zu denen aber noch 
keine Ergebnisse vorliegen. Die UAG CO2-Monitoring soll dabei eine Plattform sein, um die 
Methodik und die projektspezifischen Probleme mit der Quantifizierung der CO2-Minderung zu 
diskutieren und einen Austausch zwischen den Projektverantwortlichen zu ermöglichen.  

                                                 
10 s. Petitum Nr. 7 der Senatsdrucksache Nr. 2010/2751: Projektträger von Maßnahmen sind aufge-
fordert, Angaben zur Minderung von CO2 und zur Kostenwirksamkeit der Maßnahme in Bezug auf die 
CO2-Minderung darzustellen. 
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 Bewilligungskonferenz: 

Die Bewilligungskonferenz wurde 2011 erstmalig abgehalten, nachdem das unterjährige An-
tragsverfahren durch einen zweimal im Jahr durchgeführten „Call“ (s. Kap. 4.9.1) ersetzt wor-
den ist. Die bis dahin zeitlich über das gesamte Jahr gestreckte telefonische und E-Mail-
basierte Abstimmung vorliegender Anträge wurde damit zeitlich in jeweils einer Sitzung zu-
sammengeführt und erfolgt nun deutlich konzentrierter. 

Die Bewilligungskonferenz setzt sich aus je ein bis zwei Personen aus der Finanzbehörde, der 
Senatskanzlei und mehreren Mitarbeitenden der LSK zusammen, wobei die LSK auch das Vo-
tum der BSU vertritt. Die Konferenz dient dem Ziel, aufbauend auf den Vorarbeiten der LSK 
(Voten, s. Kap. 4.9.1), zu entscheiden, welche Projekte durch das KSK finanziert werden sollen. 
Über die Aufnahme nicht finanzierter Projekte in das KSK befindet die Bewilligungskonferenz 
nicht. Dies liegt im fachbehördlichen Ermessen bzw. ist eine Entscheidung der LSK, die gezielt 
auf Projekte zugehen und diese zur Aufnahme in das KSK anregen kann. 

4.4.2 Kritische Rückmeldungen – Gremien 

 In der Online-Umfrage Programm wurden die Teilnehmenden gefragt, ob ihnen Gremien 
des KSK bekannt sind. Ca. 67% konnten diese Frage mit „ja“ beantworten (s. Abb. 12). 
Von den 11 nicht-behördlichen Teilnehmern der Online-Umfrage beantworteten mit 
Ausnahme zweier Personen alle die Frage mit „nein“. Daraus lässt sich – trotz der ge-
ringen Teilnehmerzahl aus nicht-behördlichen Institutionen – rückschließen, dass es 
außerhalb der Behörden nur wenig bis keine Informationen über die Gremienarbeit rund 
um das KSK gibt. 

20,0%

12,7%

67,3%

Nein

weiß nicht / k. A.

Ja, und zwar

 

 Abb. 12: Ergebnisse zu Frage Q22 der Online-Umfrage Programm 

 Bei der Nennung bekannter Gremien steht die AG Klimaschutz mit Abstand an erster 
Stelle. Berücksichtigt man zusätzlich, welche Gremien von den Teilnehmern zuerst ge-
nannt wurden (erste Nennung wird doppelt, zweite Nennung wird einfach, dritte Nen-
nung wird halb gewertet), gewinnt die AG Klimaschutz noch mehr an Bedeutung. Abb. 
13 gibt einen Überblick über die gewichtete und ungewichtete Anzahl der jeweiligen 
Nennungen.  

Kennen Sie  
Gremien des KSK? 
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Abb. 13:  Ergebnisse zu Frage Q23 der Online-Umfrage Programm 

 In der Online-Umfrage Programm wurden auch Gremien genannt, die heute nicht mehr 
existieren. Hierzu gehören insbesondere die sektorspezifischen Teilarbeitsgruppen, die 
in der Phase der Entwicklung des KSK intensiv gearbeitet haben, um Inputs für das 
KSK zu liefern. 

 Kritische Rückmeldungen zur AG Klimaschutz: 

 Der Eindruck aus der teilnehmenden Beobachtung einer Vertreterin des Evaluations-
teams an einer der Sitzungen der AG Klimaschutz war, dass es sich insgesamt um ein 
wertvolles Gremium handelt, dessen Potenziale möglicherweise aber noch nicht voll 
ausgeschöpft sind. Die AG Klimaschutz ist bisher die zentrale und einzige Plattform zum 
zwischenbehördlichen Austausch, die dem sektorenübergreifenden und integrativen 
Charakter des KSK Rechnung trägt. Bei der teilnehmenden Beobachtung entstand der 
Eindruck, dass sich die Teilnehmenden kennen und sich vertraut sind.  

 Die LSK will in der AG Klimaschutz – nach eigenen Aussagen – weniger in einer initiie-
renden Rolle auftreten, sondern setzt bewusst auf die Beiträge der Behörden. Allerdings 
ist die Bereitschaft der Behördenvertreter, aktiv und eigeninitiativ Tagesordnungspunkte 
zu gestalten, eher gering. Die beobachtete Sitzung, in der von einem Behördenvertreter 
der BSB der Vorschlag zur Übertragung des fifty/fifty-Modells auf die Behörden präsen-
tiert wurde und sich eine rege Diskussion entfaltete, war in diesem Sinne nach Aussa-
gen einer Sitzungsteilnehmerin wohl eher eine Ausnahme. Auch wenn die LSK für die 
Diskussionen im Rahmen der AG Klimaschutz thematische Schwerpunksetzungen an-
regt, sind der vertiefenden fachlichen oder strategischen Diskussion schon allein auf-
grund der begrenzten Sitzungszeit enge Grenzen gesetzt. 

 Die AG Klimaschutz ist eine rein behördliche Arbeitsgruppe. In ihr sind daher nur Re-
präsentanten behördlich umgesetzter Projekte und von Projektbetreuern vertreten. 
Nicht-behördliche Projektdurchführende haben damit keine durch das KSK bzw. die 
LSK organisierte Plattform zum Informationsaustausch. In der Online-Umfrage Pro-
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gramm wurde u.a. die Empfehlung ausgesprochen, dass in der AG Klimaschutz mehr 
Teilnehmer aus Projekten vertreten sein sollten, die finanziell gefördert werden. 

 Die Online-Umfrage Programm ergab 27 auswertbare Rückmeldungen zur AK Klima-
schutz. Die AG erfährt dabei, was ihren organisatorischen und strukturellen Rahmen 
angeht, eine positive Bewertung (s. Abb. 14). Angeregt wurde lediglich eine stringentere 
Durchführung der Sitzung unter Einhaltung der avisierten Sitzungszeit und eine breitere 
Teilnehmerrunde aus Projekten, die Gelder aus dem KSK erhalten. Ferner wurde die 
Idee formuliert, aufgrund der kurzen Dauer der Sitzungen klare thematische Schwer-
punkte zu setzen und beispielsweise gezielt Diskussionen zu den einzelnen Sektoren zu 
bündeln. 
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Abb. 14: Ergebnisse zu den Fragen Q26, Q27 und Q28 der Online-Umfrage Programm 
(hier: AG Klimaschutz) 

 Bezüglich der inhaltlichen Ausgestaltung der Sitzungen der AG Klimaschutz zeigte sich 
ungefähr die Hälfte derjenigen, die Rückmeldungen gegeben haben, zufrieden (s. Abb. 
15). Allerdings gibt es neben indifferenten Bewertungen auch eine Anzahl von Perso-
nen, die offensichtlich Defizite in der Sitzungsdurchführung sehen. Diese wurden aber in 
der Online-Umfrage nicht weiter präzisiert.  

Für wie angemessen 
halten Sie die folgen-
den Merkmale des je-
weiligen Gremiums? 
(von -3 überhaupt nicht 
angemessen bis +3 voll 
angemessen) 
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Abb. 15: Ergebnisse zu den Fragen Q30, Q31 und Q32 der Online-Umfrage Programm 
(hier: AG Klimaschutz) 

 Kritische Rückmeldungen zur Bewilligungskonferenz: 

 In Gesprächen mit dem Evaluationsteam bewertete die LSK die Bewilligungskonferenz 
als wertvollen Baustein im Antragsverfahren. Durch die Bündelung der Diskussionen 
werden die Arbeitsabläufe deutlich vereinfacht. Auf der Grundlage des im Jahr 2011 
erstmals systematisch angewendeten Verfahrens der kriteriengeleiteten Antragsprüfung 
(Bewertungsmatrix, s. Kap. 4.9.1) ist es den LSK-Vertretern außerdem möglich, in der 
Bewilligungskonferenz nachvollziehbar und in dokumentierter Form für oder gegen die 
Projekte zu argumentieren. 

 Aufgrund der Tatsache, dass – verbunden mit den Neuerungen im Antragsverfahren – 
die Bewilligungskonferenz bisher nur zweimal einberufen wurde, gibt es noch keine um-
fangreichen Erfahrungswerte mit diesem Gremium.  

 Kritische Rückmeldungen zur UAG CO2-Monitoring: 

 Die UAG CO2-Monitoring ist bei den Behörden auf Interesse gestoßen und ermöglichte 
bisher, insbesondere in der Phase der Erstellung der Bilanzierungsmethodik durch das 
Wuppertal Institut, eine Diskussion der Methodik. Auch wenn es nach Aussagen der 
LSK nur wenig konstruktives Feedback (z. B. methodischen Input) gegeben hat, hat 
zumindest ein Austausch über das Verfahren stattgefunden. Es ist nach Aussagen der 
LSK auch gelungen, mit den methodischen Hilfestellungen zusätzliche Projekte zur 
Durchführung von CO2-Bilanzierungen zu bewegen. Die UAG CO2-Monitoring soll ge-

Wir diskutieren die für das KSK relevanten Inhalte ...   
Wir diskutieren diese Inhalte in zielführender Weise ... 
Unsere Empfehlungen finden konkrete Umsetzungen ... 
Über die Wirkungen unserer Entscheidungen werden wir ausreichend informiert ... 
(von -3 trifft nie zu bis +3 trifft immer zu)
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mäß Auskunft der LSK auch in Zukunft fortgeführt werden und eine Plattform zum Aus-
tausch von Erfahrungen bei der CO2-Bilanzierung bieten. 

 In der Online-Umfrage Programm gab es sieben auswertbare Rückmeldungen zur UAG 
CO2-Monitoring. Damit sind der Interpretation der Daten enge Grenzen gesetzt. Den-
noch zeichnet sich insgesamt eine recht breite Zustimmung zum organisatorischen 
Rahmen der UAG ab (s. Abb. 16). Die negative Bewertung (-3) stammt von einem Teil-
nehmenden, der vorschlug, die Sitzungen der UAG zu verstetigen (halbjährlich und kon-
tinuierlich), und anregte, alle wesentlich von CO2-Reduzierung betroffenen Behörden-
mitarbeiter in die UAG einzubinden, da ja alle anderen UAGs inzwischen aufgelöst wor-
den sind. 
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Abb. 16: Ergebnisse zu den Fragen Q26, Q27 und Q28 der Online-Umfrage Programm 
(hier: UAG CO2-Monitoring) 

 Zur inhaltlichen Fokussierung und Diskussionsform in der UAG CO2-Monitoring gibt es 
unter den sechs Antwortenden breite Zustimmung (s. Abb. 17). Gewisse Unsicherheiten 
gibt es offensichtlich bei der Umsetzung von gemeinsam erarbeiteten Empfehlungen, 
wobei die UAG bisher – nach Aussagen der LSK – auch eher als empfangendes als 
stark gestaltendes Gremium erschienen ist.  

Für wie angemessen 
halten Sie die folgen-
den Merkmale des je-
weiligen Gremiums? 
(von -3 überhaupt nicht 
angemessen bis +3 voll 
angemessen) 
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Abb. 17: Ergebnisse zu den Fragen Q30, Q31 und Q32 der Online-Umfrage Programm 
(hier: UAG CO2-Monitoring) 

 Kritische Rückmeldung zur strategischen Begleitung des Klimaschutzkonzepts: 

 Nach Auflösung des Beirats im Jahr 2008 gab es kein Gremium, das die LSK in der 
strategischen Weiterentwicklung des KSK systematisch begleitet hat. Die Diskussion um 
die Weiterentwicklung wurde primär ausgehend von den einzelnen Projekten („bottom 
up“) geführt. Vor diesem Hintergrund wurde von einer Gruppe von Teilnehmenden des 
Workshops Projekte vorgeschlagen, der LSK künftig eine unabhängige „Kommission“ 
unter Vorsitz des Ersten Bürgermeisters zur Seite zu stellen, in der unterschiedliche 
Stakeholdergruppen aus der Wissenschaft, Wirtschaft, Kirchen und NGOs vertreten 
sind. Diese könnten übergeordnet formulierte Programmziele „herunterbrechen“ und 
gezielt Projektideen entwickeln. In diesem Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, 
dass eine stärkere und konsequentere Einbindung auch nicht-behördlicher Stakehol-
dergruppen dazu führen könnte, dass das Programm weniger politikabhängig wird und 
verbindlichere Umsetzungsstrukturen geschaffen werden können.  

 Ein ähnlicher Vorschlag wurde im Workshop Programm vorgebracht. Dort war von ei-
nem „Beirat mit allen gesellschaftlichen Akteuren“ die Rede. Allerdings wurde von Un-
ternehmensseite im Workshop auch darauf hingewiesen, dass Unternehmensvertreter 
bereits in eine ganze Reihe von Beiräten und Gremien eingebunden sind und es eher 
einer Bündelung und Konzentration von Diskussionsprozessen bedarf. 

Wir diskutieren die für das KSK relevanten Inhalte ...   
Wir diskutieren diese Inhalte in zielführender Weise ... 
Unsere Empfehlungen finden konkrete Umsetzungen ... 
Über die Wirkungen unserer Entscheidungen werden wir ausreichend informiert ... 
(von -3 trifft nie zu bis +3 trifft immer zu) 
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4.4.3 Schlussfolgerungen – Gremien 

Die Gremienstruktur des KSK war seit 2007 starken Wandlungen unterworfen. Diese sind – 
insbesondere bei einer dynamischen Programmentwicklung – in gewissem Umfang unvermeid-
lich, da sich Aufgabenschwerpunkte sukzessive verändern. In der Anfangsphase standen stark 
gestaltende Aufgaben im Vordergrund, in den Folgejahren ging es eher um Fortschreibungen 
und eine sukzessive Etablierung und Verbesserung der organisatorischen Abläufe. Dies erklärt, 
warum die Gremienarbeit in der Anfangsphase des KSK eine grundsätzlich stärkere Rolle ge-
spielt hat als heute.  

Dennoch entsteht der Eindruck, dass die Kontinuität der Gremien des KSK zumindest in der 
Vergangenheit auch stark von politischen Entwicklungen in der Hansestadt (z. B. Regierungs-
wechsel von CDU-Alleinregierung zur schwarz-grünen Koalition im Mai 2008) und von perso-
nellen Stellenbesetzungen (z. B. Wechsel der LSK-Leitung) abhängig war.  

Das einzig kontinuierlich seit 2007 arbeitende behörden- und fachübergreifende Gremium ist 
die AG Klimaschutz (im Falle der ebenfalls bis heute tätigen Lenkungsgruppe gab es inzwi-
schen eine deutliche Veränderung des Mandats). Von den Anfang 2007 eingerichteten Teilar-
beitsgruppen besteht heute nur noch die UAG CO2-Monitoring. Bei allen anderen Gremien (wie 
z. B. der Lenkungsgruppe Klimaschutz) gab es grundlegende Veränderungen im Mandat, die 
über die „normalen“ aus der Dynamik der Programmentwicklung zu erwartenden Veränderun-
gen deutlich hinausgingen, oder die Gremien wurden komplett aufgelöst (Beirat für Klima-
schutzfragen, verschiedene Unterarbeitsgruppen). 

Nach der Vorlage des KSK im Sommer 2007 wurde die strategische Weiterentwicklung des 
KSK im Wesentlichen in der Lenkungsgruppe Klimaschutz und in der AG Klimaschutz disku-
tiert. Externer Input bzw. wissenschaftliche und bundespolitische Expertise wurde nach Auflö-
sung des Beirats nicht mehr in systematischer Weise eingeholt. Beginnend mit dem Jahr 2010 
gab es – aufgrund der Veränderung des Mandats der Lenkungsgruppe Klimaschutz und der 
weniger intensiv arbeitenden AG Klimaschutz – kein Gremium oder Podium des KSK mehr, in 
dem gezielt (behördenübergreifende) strategische Fragen diskutiert wurden. Strategische Ge-
spräche wurden in die Lenkungsgruppe (und die zugehörige Arbeitsgruppe) Masterplan ver-
schoben und damit auch dem unmittelbaren gestaltenden Zugriff der LSK entzogen. Da die 
Arbeitsgruppe zum Masterplan darüber hinaus stark in den Händen der BSU liegt, haben auch 
die anderen am KSK beteiligten Behörden – insbesondere gegenüber ihrer ehemaligen Rolle in 
der Lenkungsgruppe Klimaschutz – effektiv Gestaltungsmöglichkeiten verloren (s. auch Kap. 
4.12.3).  

Die Gremienarbeit des KSK war von Beginn an stark auf die behördlichen Partner im Pro-
gramm fokussiert. Auch in den anfänglich bestehenden stark fachlich arbeitenden Teilarbeits-
gruppen der AG Klimaschutz waren ausschließlich Behörden vertreten. Inwieweit die Fachbe-
hörden ihrerseits außerbehördliche Kontakte gepflegt und Anregungen aus diesen Kreisen (Un-
ternehmen, Wissenschaft, NGOs) aufgenommen und in die Arbeitsgruppen eingespeist haben, 
lässt sich im Nachhinein nicht mehr recherchieren. Lediglich im Beirat saßen auch nicht-
behördliche Vertreter, wobei es auch zu diesem Gremium Stimmen gibt, nach denen sich nicht-
behördliche Gruppierungen nicht ausreichend vertreten sahen. Vor diesem Hintergrund muss 
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festgehalten werden, dass es in der Geschichte KSK bisher keine kontinuierliche und institutio-
nalisierte Einbindung nicht-behördlicher Gruppen oder Repräsentanten gegeben hat. 

Insgesamt ist die Gremienstruktur um das KSK ab 2010 stark verschlankt worden. Diese Ver-
schlankung ging einher mit einer personellen Stärkung der LSK. Anfänglich (2007) waren in der 
LSK neben dem Leiter nur zwei weitere Personen beschäftigt, deren Kapazitäten lediglich für 
übergeordnete Koordinationsaufgaben ausreichten. Wichtige inhaltliche Arbeiten lagen schon 
allein aus diesem Grunde in den Händen der Gremien. Mit der personellen Umstrukturierung, 
die in 2010 vorgenommen wurde, wurde das System der Sektorenverantwortlichen in der LSK 
konsequent eingeführt. Diese Sektorenverantwortlichen hatten ab diesem Zeitpunkt die Aufga-
be, die einzelnen Sektoren auch umfassend fachlich zu betreuen.  

Die AG Klimaschutz dient dem Ziel, den Austausch zwischen den Behörden zu befördern, kann 
dies aber in dem begrenzten Umfang nur noch eingeschränkt leisten. Der Freiraum für umfang-
reichere, auch strategischere Diskussionen ist bei einer maximalen Sitzungsdauer von zwei 
Stunden sehr begrenzt. Die reine Information spielt beim aktuellen Design der Sitzungen eine 
dominante Rolle.  

Der aktuellen Gremienstruktur steht die in den Workshops und Online-Umfragen vielfach formu-
lierte Forderung nach einer verstärkten Vernetzung (s. Kap. 4.7.2) der behördlichen und nicht-
behördlichen Akteure des KSK und nach einer Institutionalisierung dieser Vernetzung entge-
gen. In diesem Zusammenhang wurde hin und wieder auch auf die ehemals existierenden Un-
terarbeitsgruppen verwiesen, da es derzeit an Plattformen zum fachlichen Austausch von Pro-
jekterfahrungen und auch zur systematischen Projektentwicklung fehlt. Teilweise wurde das 
Bedürfnis nach fachlichem zwischenbehördlichen Austausch schon an die UAG CO2-Monitoring 
herangetragen, die aber primär ein anderes Mandat hat und diesen Erwartungen daher nicht 
folgen kann. 

Während des Evaluationsprozesses entstand beim Evaluationsteam immer wieder der Ein-
druck, dass die Teilnehmenden von Sitzungen stets sehr darauf gedrängt haben, Sitzungen 
und Diskussionsrunden (inkl. Workshops) möglichst kurz zu halten. Dies ist einerseits vor dem 
Hintergrund begrenzter personeller Kapazitäten nachvollziehbar. Andererseits muss aber auch 
bedacht werden, dass einem fundierten und tiefgehenden Austausch auch seine Zeit und Ruhe 
für Diskussionen gegeben werden muss. 

4.5 Positionierung der Leitstelle Klimaschutz 

Evaluationsfrage Programm B1: Welche Konsequenzen ergeben sich aus der institutionellen 
Positionierung der Leitstelle innerhalb der BSU? Welche Vor- und Nachteile hätten alternative 
Modelle der Positionierung? 

4.5.1 Aktuelle Struktur und Situation – Positionierung der LSK 

Die LSK wurde auf Verfügung des damaligen Senators der BSU am 01.03.2007 bei der Leitung 
der BSU eingerichtet, da die BSU in der Verwaltung der Hansestadt für den Klimaschutz feder-
führend zuständig ist. Als „Drehscheibe“ sollte die LSK zwischen allen relevanten Stellen, (ins-
besondere in Verwaltung, Wirtschaft und gesellschaftlichen Gruppen) aktivierend, steuernd und 



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 116 30.04.2012 

koordinierend tätig werden. Die Fachaufgaben sollten laut Verfügung auch weiterhin in der Ab-
teilung NR2 wahrgenommen werden. Um eine enge Verzahnung der LSK und der Abteilung 
NR2 sicherzustellen, wurde die Leitung der LSK bis Ende 2009 in Personalunion mit der Lei-
tung der Abteilung NR2 wahrgenommen. Die LSK wurde direkt als Stabsstelle organisatorisch 
bei der Behördenleitung angebunden und hatte direktes Vortragsrecht bei der Senatskanzlei 
und der Behördenleitung. 

Die Aufgaben der Abteilung NR2 und der LSK wurden per Verfügung der damaligen Senatorin 
der BSU vom 12.09.2008 wie folgt geregelt: 

 „Die Energieabteilung ist die Fachabteilung der BSU für die Bereiche Energie und Kli-
maschutz. Dazu gehören die allgemeine Energiepolitik, die Energieversorgung, die rati-
onelle Energieverwendung, die regenerativen Energien, moderne Energietechniken, 
Klimaschutz, Klimafolgen sowie "Umwelt und Wirtschaft". Die Abteilung bearbeitet Pro-
gramme, Grundsatzfragen und Einzelfragen ihres Aufgabenbereichs umfassend in wirt-
schaftlicher, technischer und rechtlicher Hinsicht.“ 

 Die Tätigkeit der LSK ist fach- und behördenübergreifend angelegt und ist auf das Ham-
burger KSK als Ganzes bezogen: Die Leitstelle koordiniert die Umsetzung des KSK zwi-
schen den fachlich zuständigen Bereichen und führt ein Maßnahmencontrolling durch. 
Die LSK vertritt das KSK nach außen, sie sorgt für seine konzeptionelle Fortentwicklung 
und seine Fortschreibung. [...] 

Für die Zusammenarbeit des Amtes NR und der LSK wurde festgesetzt, dass beide ihre Aufga-
ben und ihren Personaleinsatz jeweils eigenständig steuern und bei Problemen einvernehmli-
che Lösungen anstreben. 

Mit Verfügung der Senatorin der BSU vom 18.01.2010 wurde die Anbindung der LSK neu gere-
gelt. Es erfolgte eine organisatorische Zuordnung an das Amt NR und eine dortige direkte An-
bindung bei der Amtsleitung. Dies erfolgte mit den folgenden Begründungen: 

 Die Aufgaben der LSK sollten künftig noch stärker mit den fachlichen Aufgaben des Am-
tes NR im Bereich von Energie und Klimaschutz strukturell vernetzt werden. 

 Der Transfer von Informationen sowie von Know-how sollte gefördert werden und so-
wohl der Wahrnehmung der Querschnitts- als auch der Fachaufgaben zugutekommen.  

Der exponierten, behördenübergreifend angelegten Stabsstellen-Funktion der LSK sollte dabei 
angemessen Rechnung getragen werden. Es wurde ausdrücklich betont, dass die veränderte 
organisatorische Anbindung der LSK keine Auswirkungen auf deren AufgabensteIlungen haben 
sollte. Die Leitung der LSK erhielt zur Vertretung ihrer Belange innerhalb und außerhalb der 
BSU das direkte Vortragsrecht bei der Behördenleitung, allerdings in Abstimmung mit der Lei-
tung des Amtes NR. Für die Umsetzung und Weiterentwicklung des KSK und die Berichterstat-
tung wurden die etablierten eigenen Verfahrensregelungen beibehalten, d.h. diese Aufgaben 
sind weiterhin nicht in die Linienstrukturen des Amts eingebettet. Die Anbindung an das Amt 
NR hat u.a. zur Konsequenz, dass die LSK in die normale Kommunikationsstruktur des Amts 
eingebunden ist und beispielsweise auch fachliche Differenzen mit der Abteilung NR 2 bereits 
auf Amtsebene geklärt werden. 
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4.5.2 Kritische Rückmeldungen – Positionierung der LSK 

 Die Diskussion um die Positionierung, d.h. die politische und behördliche Anbindung war 
im Zuge des Evaluationsprozesses immer wieder Gegenstand kontroverser Diskussio-
nen. In den Diskussionen wurde deutlich, dass von Seiten der BSU mit Schwerpunkt die 
Meinung vertreten wird, es müsse eine fachliche Eingliederung der LSK in die BSU oder 
ggf. auch direkt in die Abteilung NR geben, während andere Behördenvertreter und Ver-
treter aus nicht-behördlichen Einrichtungen die LSK lieber in einer behördenübergrei-
fenden Stabsstellenfunktion sehen würden. 

 Mit Schwerpunkt wurden die folgenden drei grundsätzlichen Varianten der Anbindung 
der LSK ins Gespräch gebracht: 

 eine Anbindung an die Senatskanzlei (als Stabsstelle) nach dem Modell, das bei der 
Einrichtung der LSK bestand. Damit wäre die LSK stärker an die Senatspolitik ange-
koppelt, und wäre legitimiert, tatsächlich behördenübergreifend tätig zu sein; es 
würde zugleich das politische Signal gegeben, dass Klimaschutz „Chefsache“ ist; 

 eine Anbindung an die Behördenleitung der BSU nach dem zum Zeitpunkt der Eva-
luation geltenden Modell. Damit wäre die fachliche Anbindung an die BSU gewähr-
leistet, zugleich wäre aber eine gewisse Unabhängigkeit der LSK gegeben; die emp-
fohlene Anbindung an die BSU erklärt sich z. T. auch mit der gewachsenen Struktur 
des Projektportfolios, in dem ein erheblicher Teil der Projekte des KSK von der BSU 
betreut werden (s. Tab. 21); 

 eine Einbindung in das Amt NR der BSU. 

 In der Online-Umfrage Programm wurde explizit die Frage nach der sinnvollen und ziel-
führenden institutionellen Verortung der LSK gestellt, so dass sich aus dieser Daten-
quelle heraus quantitative Aussagen treffen lassen. 35 der 54 Teilnehmer der Umfrage 
haben zu dieser Frage Stellung bezogen, davon fünf aus nicht-behördlichen Einrichtun-
gen. Die Anzahl der Nennungen der Stabsstelle als günstigste Anbindungsoption für die 
LSK überwog mit 17 deutlich die Anzahl aller anderen Nennungen (s. Tab. 27). Nimmt 
man drei weitere Nennungen hinzu, in denen zwar die Senatskanzlei nicht genannt 
wurde, aus denen aber hervorgeht, dass eine Ressort-bezogene Zuordnung nicht ge-
wünscht ist, so gab es 20 Plädoyers für eine Ansiedlung der LSK außerhalb der fachbe-
hördlichen Verwaltungsstrukturen. 19 Mal wurde eine mögliche oder sinnvolle Anbin-
dung an die BSU genannt, wobei sich nur sechs Personen explizit für eine Integration in 
die Abteilung NR ausgesprochen haben. Von den fünf Antworten aus nicht-behördlichen 
Institutionen sprach sich keine für die Anbindung an die BSU aus. Da die Umfrage ano-
nymisiert durchgeführt wurde, sind keine Aussagen möglich, zu welchen Anteilen BSU-
Vertreter sich für die Einbindung der LSK in die BSU ausgesprochen haben.  
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Tab. 27: Vorschläge / Empfehlungen zur Anbindung der LSK (Ergebnisse zu den Fragen 
Q12 und Q13 der Online-Umfrage Programm) 

Vorgeschlagene Anbindung der LSK Anzahl Begründung 

BSU allgemein 3  

Behördenleitung 
(Anbindung an Behördenleitung 
nicht explizit erwähnt, aber textli-
che Erläuterung lässt diese Emp-
fehlung vermuten) 

6 
(+2) 

Nutzung der Fachkompetenzen innerhalb 
der BSU wäre weiterhin möglich, aber fach-
liche Einflussnahme auf LSK-Bewertungen 
von Anträgen würde reduziert 

Integriert in Abteilung NR 6 Hohe Fachkompetenz der Energieabteilung 
könnte entsprechend genutzt werden; 
Aufgabenüberschneidungen zwischen LSK 
und NR würden vermieden;  
ganzheitliche Bearbeitung des Themas Kli-
ma- und Ressourcenschutz wäre möglich; 
Aufblähen der LSK zu einer eigenen Verwal-
tungseinheit würde vermieden 

 eine neu zu gestaltende Ener-
gieabteilung der BSU 

1 organisatorisch bedingte Doppelarbeiten 
und Konflikte zwischen Energieabteilung 
und LSK würden beseitigt 

 Anbindung als eigenes Referat 
an die BSU 

1  

Amts- oder Behördenleitung 1 Gewichtigkeit des Themas Klimaschutz 
würde betont werden 

Senatskanzlei oder Stabsstelle beim 
Bürgermeister 

17 Klimaschutz braucht besondere politische 
Aufmerksamkeit und Rückendeckung; 
Klimaschutz ist eine interdisziplinäre über-
greifende Aufgabe und keine Ressortaufga-
be und kann daher nicht nur in der Verant-
wortung einer Behörde liegen; 
Kompetenzgerangel zwischen Behörden 
würde vermieden, Anbindung an SK würde 
behördlich ungebundene Entscheidungen 
sicherstellen 

Als zentrale Leitstelle für alle Behörden, 
außerhalb der behördlichen Linie, als 
unabhängige Stabsstelle 

1 Unabhängigkeit und Eigenständigkeit der 
LSK muss gewahrt sein 

hoch angesiedelt, unabhängig, neutral 
möglichst weit oben bei der Behörden-
leitung 

2  

Wissenschaftsbehörde 1 viel wissenschaftlicher Sachverstand ist 
notwendig, um die Klimaschutzziele zu er-
reichen. 

Wirtschaftsbehörde 1 PPPs mit Wirtschaft zur Erhöhung der ver-
fügbaren Mittel sollten gestärkt werden; dies 
könnte von der BWVI organisiert werden 

 

 Sowohl in der Online-Umfrage Programm als auch im Workshop Programm wurde deut-
lich, dass die Frage der Positionierung der LSK mit der sehr grundlegenden Frage in 
Zusammenhang gebracht wird, mit welcher politischen Ernsthaftigkeit Klimaschutz und 
Anpassung weiterhin als eine der prioritären Zukunftsaufgaben in Hamburg gesehen 
werden. Die Verschiebung der Anbindung der LSK von der Behördenleitung der BSU 
zum Amt NR wird in diesem Sinne – zumindest zum Teil – auch als erste Herabstufung 



 
 

 

 

30.04.2012 Seite 119 

in der Prioritätenskala der politischen Agenda interpretiert. Von den einen als diskussi-
onswürdig betrachtet und von den anderen befürchtet ist die Option einer vollständigen 
Einbindung der LSK in die Linienstrukturen der BSU, d.h. konkret einer Umwandlung 
der Stabsstelle in ein Referat. 

Die Diskussion war außerdem stark von Zuständigkeitsfragen geprägt. Die BSU und 
hier insbesondere das Amt NR mit seiner Abteilung NR2 sehen die Bearbeitung der 
fachlich relevanten Fragen zu Klimaschutz und Anpassung mit deutlichem Schwerpunkt 
in ihrer Zuständigkeit. Für die Behördenvertreter ist es daher naheliegend, die LSK ein-
deutig dem Amt NR zuzuordnen oder in einem weiteren Schritt möglicherweise sogar di-
rekt in die Abteilung NR2 einzubinden. Andere Behörden sehen damit jedoch die Res-
sortunabhängigkeit der LSK und der Entscheidungen zur Mittelvergabe aus dem KSK 
gefährdet. Diese Befürchtungen wurden – zumindest in der anonymen Umgebung der 
Online-Umfrage – explizit zum Ausdruck gebracht. 

 In den Städten, aus denen Experten interviewt wurden, ist Klimaschutz zweimal in einer 
Stabsstelle verankert (Frankfurt/Main: Energiereferat der Stadt bzw. Kommunale Klima-
schutz-Agentur, Wien: Magistratsdirektion Klimaschutzkoordination), in München im 
Rahmen des Referats für Gesundheit und Umwelt. Um Letzteres herum hat sich die po-
litisch verantwortliche Person (3. Bürgermeister) eine Lenkungsgruppe aufgebaut, der 
von sieben Arbeitsgruppen zugearbeitet wird.  

In zwei der Interviews wurde ausdrücklich betont, dass es wichtig sei, dass Klimaschutz 
„Chefsache“ ist, also an die höchsten politischen Ebenen der Stadt angebunden ist.  

4.5.3 Schlussfolgerungen – Positionierung der LSK 

Die Diskussionen um die sinnvolle künftige Ansiedlung der LSK wurden z. T. kontrovers ge-
führt. Die Frage der Anbindung der LSK lässt sich sinnvoll nur in engem Zusammenhang mit 
anderen, die zukünftige Ausgestaltung des Programms betreffenden Fragen diskutieren. Die 
relevanten Fragen in diesem Zusammenhang sind: 

 Soll das Projektportfolio des KSK künftig nur noch auf energiepolitische Fachthemen 
und die Anpassung an Klimafolgen fokussiert sein (mit der Begründung, dass man 
durch diese Maßnahmen die Minderungsziele am schnellsten erreichen kann)? – Dann 
wäre dieses Projektportfolio deckungsgleich mit den Zuständigkeiten des Amtes NR.  

 Oder will man weiterhin mit einer gezielten behördenübergreifenden Ansprache ein brei-
teres Spektrum von Maßnahmen aus dem KSK finanzieren? – Dann wäre sicherzustel-
len, dass Wege gefunden werden, die Fachbehörden weiterhin mit ihrem Engagement 
aufzunehmen und die Mittel „neutral“ und ausgewogen zu vergeben. 

 Soll die LSK – ihrem ursprünglichen Auftrag von 2007 folgend – auch in Zukunft „aktivie-
rend, steuernd und koordinierend“ tätig sein und an den entscheidenden Diskussionen 
um die strategische Fortentwicklung des Klimaschutzes in Hamburg aktiv mitwirken? – 
Dann müsste eine Lösung gefunden werden, wie die Leitstelle zum einen eng in den 
fachlichen Diskurs eingebunden wird und dennoch zugleich politisch-strategisch hand-
lungsfähig ist.  
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Die bisherige Diskussion um die Positionierung der LSK ist vor diesen Hintergrund eher als 
vordergründige Debatte zu interpretieren, hinter der die Diskussion deutlich fundamentalerer 
Entwicklungsfragen des KSK steht. 

Die Handlungsmöglichkeiten der LSK hängen dabei nicht primär an ihrer institutionellen Positi-
onierung. Vielmehr müsste die Funktionsfähigkeit der LSK gesichert werden über die: 

 Ausstattung der LSK mit einem tragfähigen Mandat, 
 Festlegung von entsprechenden (auch ressortübergreifenden) Handlungs- und Steue-

rungsmöglichkeiten, 
 Fixierung von verbindlichen Verfahrensabläufen und die  

 Ausstattung mit ausreichenden Ressourcen. 

4.6 Personelle Ausstattung 

Evaluationsfrage Programm B2: Ist die (finanzielle, personelle, fachliche) Ausstattung der LSK 
ausreichend, um die ihr zugewiesenen Aufgaben zur Umsetzung und Fortschreibung des KSK 
wahrzunehmen? 

Ergänzungsfrage (nachträglich eingefügt): Sind die personellen Ressourcen in den Fachbehör-
den und anderen die Umsetzung des KSK mitgestaltenden Behörden ausreichend?  

Evaluationsfrage Programm A3: Welche Richtungsweisungen sind in den ersten Jahren des 
Programms vollzogen worden, die heute das Programm stark prägen und die für die heutige 
Bewertung der erreichten Leistungen entscheidend sind? 

4.6.1 Aktuelle Struktur und Situation – personelle Kapazitäten 

 Personelle Ausstattung der Leitstelle Klimaschutz 

Die LSK wurde im Jahr 2007 eingerichtet und mit der Aufgabe betraut, die Aktivitäten um die 
Entwicklung und Umsetzung des KSK zu koordinieren und zu bündeln. Entsprechend der 
Bandbreite und Komplexität der Aufgaben (behördenübergreifende Koordinierung des KSK und 
dessen administrative Begleitung, Unterstützung der Lenkungs- und Arbeitsgruppe und des 
Beirats) wurden im Haushaltsplan 2007/2008 zum „Hamburger Klimaschutzkonzept 2007-2012“ 
(Drs.18/6803, Haushaltsplan 2007/2008, Nachbewilligung von Planstellen und Haushaltsmit-
teln) Personalausgaben und Stellenbedarfe im Umfang von jährlich 360,6 Tsd. Euro für fünf 
neue befristete Stellen vorgesehen. Im Jahr 2008 sind Echtkosten in Höhe von 307.030 Euro 
entstanden. In 2007 und ab 2009 wurden die Mittel für die per Drucksache eingerichteten Stel-
len der LSK aus dem Haushalt der BSU finanziert. Die hinzu gekommene Stelle LSK20 wurde 
anfangs aus dem KSK finanziert, die seit Herbst 2011 besetzte Stelle LSK50 (s. Tab. 28) voll-
ständig (2011 in Höhe von 27.185 €, für 2012 sind 84.970 € angesetzt).  

Die Aufgaben der Mitarbeitenden in der LSK haben sich über die Jahre verändert. In den ersten 
Jahren stand der Aufbau arbeitsfähiger Strukturen im Vordergrund. Dies betraf insbesondere 
das Controlling, die Unterstützung der Gremienarbeit und die Beteiligung an Netzwerken. Die 
fachliche Unterstützung und Begleitung der Projekte des KSK war arbeitsteilig zwar teilweise 
angelegt (s. z. B. Koordinierung von Projekten der Bewusstseinsbildung durch LSK10 oder von 
Projekten in den Themenfeldern Energieeffizienz in Gebäuden, Gebäude- oder Anlagentechnik 
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durch LSK40 sowie Verkehr / Mobilität durch LSK30), konnte aber in dieser angedachten Form 
nicht immer umgesetzt werden, da die Stelleninhaber zusätzlich mit vielen anderen Aufgaben 
betraut waren.  

Im Jahr 2010 wurde die Leitung der LSK neu besetzt. Die Zuständigkeiten für die einzelnen 
Sektoren des KSK wurden konsequent gefestigt, indem die Sektorenverantwortlichen nun auch 
für die Erstellung der Voten und die umfassende Betreuung der einzelnen Sektoren verantwort-
lich waren. So konnten in der LSK detailliertere Kenntnisse über das Projektportfolio in den ein-
zelnen Sektoren des KSK aufgebaut werden (s. Tab. 28). 

Tab. 28: Stellen und Aufgabenprofile der Mitarbeitenden in der LSK 

Stelle von ... bis Aufgaben (in 2011/2012) 

Leitung 

LSKL März 2007 bis 
Dezember 2012 

Leitung der LSK, behördenübergreifende Koordination des KSK und der 
klimapolitischen Aktivitäten, Projekte und Maßnahmen sowie deren admi-
nistrative Begleitung, Weiterentwicklung des KSK in einzelnen Themenfel-
dern, Wahrnehmung der programmatischen Aufgaben zum Klimaschutz 

Referenten 
LSK10 März 2007 bis 

Dezember 2012 
Finanzcontrolling zum KSK, Weiterentwicklung der für das KSK erforderli-
chen Controlling-Instrumente, eBIS-Klima, Steuerung und konzeptionelle 
Weiterentwicklung des Antragsverfahrens, Erstellung der Klimaschutz-
drucksache 

LSK20 März 2008 bis 
Dezember 2012 

Koordinierung und Steuerung des EU-Projekts „EUCO2 80/50“ Koordinie-
rung der Schwerpunktthemen „Nationale und internationale Kooperatio-
nen“ und „Bewusstseinsbildung“ (letzteres arbeitsteilig mit LSK50), Leitung 
der AG Klimaschutz der Metropolregion Hamburg, Stellvertretende Leitung 
LSK 

LSK30 Juni 2007 bis 
Dezember 2012 

Koordinierung der Schwerpunktthemen „Klimafolgenmanagement“, „Wirt-
schaft und Anlagentechnik“, „Mobilität“ und „Forschung“ (letzteres bis 
31.01.2012), Konzeptionelle und koordinierende Umsetzung und Weiter-
entwicklung des Treibhausgasmonitorings, Koordinierung zur freiwilligen 
Klimaschutzvereinbarung der Industrie, Koordinierung der Zusammenar-
beit mit öffentlichen Unternehmen zum Klimaschutz, Leitung der Unterar-
beitsgruppe zum CO2-Monitoring, Erstellung der Klimaschutzdrucksache 

LSK40 Dezember 2008 
bis Dezember 
2012 

Koordinierung der Schwerpunktthemen „Energie“ und „Gebäude“, Mitar-
beit in der Arbeitsgruppe Masterplan, inhaltliches und organisatorisches 
Verfahrensmanagement zur Weiterentwicklung des KSK, Erstellung der 
Klimaschutzdrucksache 

LSK50 Oktober 2011 
bis Dezember 
2012 

Koordinierung und Betreuung der Evaluation des KSK (Programm- und 
Projektevaluation), Unterstützung der Durchführung und Auswertung des 
CO2-Monitorings für das KSK, fachliches Controlling von Projekten in den 
Sektoren „Bewusstseinsbildung“ (arbeitsteilig mit LSK 20) und „Forschung“ 
(letzteres ab 01.02.2012), Öffentlichkeitsarbeit (Internetauftritt), Erstellung 
der Klimaschutzdrucksache 

LSK60 Juli 2011 bis 
Dezember 2011 

Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit: konzeptionelle Erstellung und 
Realisierung einer Projektdatenbank, Internetredaktion des Internetauftritts 
der Leitstelle Klimaschutz 

Bürosachbearbeitung 
LSK01 Juni 2007 bis 

Dezember 2012 
Verwaltungsassistenz der Geschäftsstelle (inkl. Planung und Umsetzung 
von Aktenwesen und Dokumentationsprozessen in der LSK), Mitwirken im 
Projektcontrolling (eBIS-Klima), redaktionelle Unterstützung bei der Erstel-
lung von Senats- und Bürgerschaftsdrucksachen sowie Produkten zur 
Öffentlichkeitsarbeit, redaktionelle Bearbeitung von Präsentationen und 
Publikationen 
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Stelle von ... bis Aufgaben (in 2011/2012) 

LSK02 August 2010 bis 
Januar 2012 

Dokumentationssystem der Leitstelle (u.a. Mitwirkung bei der Erstellung 
eines Aktensystems), redaktionelle Unterstützung bei der Erstellung der 
Drucksachen und von Produkten zur Öffentlichkeitsarbeit, Unterstützung 
bei der Planung und organisatorischen Durchführung von internen und 
externen Veranstaltungen 

 

Tab. 28 macht auch deutlich, dass sich die Ausstattung der LSK mit Stellen seit ihrem Beste-
hen immer wieder geändert hat. Beginnend mit zwei Stellen im März 2007 kam es bis Ende 
2008 zu personellen Aufstockungen. Zu diesem Zeitpunkt gab es dann sechs Projektstellen in 
der LSK. Im gesamten Zeitraum wurden die bis 31.12.2012 befristeten Projektstellen durch 
weitere befristete Zeitverträge, Praktikanten, Referendare und Assessoren (Auszubildende zu 
Verwaltungsangestellten) ergänzt. 

Außerdem ist festzuhalten, dass es auch zahlreiche personelle Wechsel in der LSK gegeben 
hat. Erst beginnend mit dem Jahr 2010 konnte sich ein stabiles Team herausbilden.  

 Zusätzliche Personalmittel zur Umsetzung des KSK 

In seinem Grundsatz strebt das KSK das Ziel an, über die aus dem KSK zur Verfügung gestell-
ten Mittel einen Mehrwert für den Klimaschutz und die Anpassung an die Klimafolgen in Ham-
burg zu erzeugen. Dementsprechend umfasst der Maßnahmenkatalog des KSK neue temporä-
re, behördlicherseits zu erbringende Leistungen. Die KSK-Mittel umfassen zwar in begrenztem 
Umfang auch Personalmittel, die Bewilligung von Projektmitteln in Form von Sachmitteln geht 
aber keineswegs immer mit der Bewilligung zusätzlicher Personalmittel einher. Für die Abwick-
lung einzelner Projekte wurden zusätzliche Stellen geschaffen, es mussten aber in den letzten 
Jahren auch immer wieder Anträge auf zusätzliche Stellen abgelehnt werden (insgesamt 15, 
weitere acht Stellen wurden zurückgestellt und letztlich nicht bewilligt, was faktisch einer Ableh-
nung gleichkam). Zum Teil konnten die Projekte dennoch planmäßig abgewickelt werden, teil-
weise war dies aber auch nicht möglich. 

Seit dem Start des KSK sind die Mittel, die aus dem KSK in Personalkosten zur Projektunter-
stützung geflossen sind, gestiegen, von 227.111 € im Jahr 2008 bis auf prognostizierte Ausga-
ben für 2012 in Höhe von 1.115.826 € (s. Tab. 29). Profitiert haben hiervon – in der Reihenfolge 
der erhaltenen Mittel – die Sektoren „Bewusstseinsbildung“, „Nationale und internationale Ko-
operationen“, „Gebäude“, „Energie“, „Wirtschaft und Anlagentechnik“ sowie „Mobilität“. Die Mit-
tel flossen überwiegend in zusätzliche Personalstellen innerhalb der BSU (Abteilungen NR2 
und IB (Amt für Immissionsschutz und Betriebe) sowie die Projektgruppe Green Capital) und 
der LSK, der BSB sowie in geringerem Umfang in die BWVI und die KB. Projektbezogen kamen 
außerdem im Sektor „Nationale und internationale Kooperationen“ zur Unterstützung der Feder-
führung beim EUCO2 80/50 Interreg IVC-Projekt (2007/203) Personalmittel der LSK zugute. 
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Tab. 29: Personalmittel zur Unterstützung von KSK-Projekten (Stand 22.2.2012) 

Sektor 2008 2009 2010 2011 2012 gesamt 

Bewusstseinsbildung 165.796 37.116 203.233 419.688 825.833

Nat. und internat. Kooperatio-
nen 

78.700 28.092 265.715 263.170 151.347 787.024

Gebäude 83.946 153.284 167.012 175.144 162.783 742.169

Energie   95.525 142.789 130.153 171.740 540.207

Wirtschaft und Anlagentechnik 60.335 150.022 116.876 93.765 94.612 515.610
Mobilität 4.130 129.695 115.465 87.606 115.656 452.552

gesamt 227.111 722.414 844.973 953.071 1.115.826 3.863.395

KSK gesamt (ohne Personal-
kosten für LSK und ohne Auf-
wand LSK) 

26.583.343 22.253.381 18.310.995 32.702.821 18.398.940 

Anteil Personalmittel (ohne 
Zuwendungen!) 

0,85% 3,25% 4,61% 2,91% 6,06% 

 
Die für die Projektbetreuung eingesetzten Personalmittel aus dem Personalkostenfonds hatten 
in den Jahren einen Finanzierungsanteil von zwischen 0,85 und 6,06% an den für die Projekte 
verausgabten Gesamtmitteln. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass ein Teil der KSK-Mittel 
in Form von Zuwendungen an nicht-behördliche Einrichtungen geht, die aus diesen sowohl 
Sach- als auch Personalkosten bestreiten. Zum Umfang dieser Zuwendungen (und deren Anteil 
an den gesamten KSK-Mitteln) gibt es aber keine Zusammenstellung in der LSK, so dass sich 
eine Gesamtbilanz zum Verhältnis von Sach- und Personalmitteln im KSK nicht erstellen lässt. 

4.6.2 Kritische Rückmeldungen – personelle Kapazitäten 

 Leitstelle Klimaschutz: 

 Die LSK geht gemäß eigener Einschätzung und der Wahrnehmung von außen rationell 
und effektiv mit ihren begrenzten Ressourcen um. Wichtige Faktoren sind dabei (gemäß 
Aussagen im Workshop LSK): 

 die gut funktionierende Arbeitsteilung innerhalb der LSK; die Aufgabenbereiche sind 
klar strukturiert und abgesteckt,  

 das gute Arbeitsklima und die „extrem gute“ Zusammenarbeit, Abstimmung und 
Kommunikation im Team (Workshop LSK), wodurch ganz offensichtlich unnötige 
Reibungsverluste vermieden werden, 

 das funktionierende Geschäftszimmer. 

Die Rückmeldungen aus der Online-Umfrage Programm bestätigen die positive Wahr-
nehmung der „soft skills“ der Mitarbeitenden der LSK (vgl. Abb. 9). Auch wenn die Stel-
len ausnahmslos zum 31.12.2012 befristet sind, scheint dies ihr Engagement und ihre 
Einsatzbereitschaft nicht wesentlich zu hemmen.   
Die positive Selbsteinschätzung und Wahrnehmung von außen kann durch die Erfah-
rungen des Evaluationsteams in der Zusammenarbeit mit den Mitarbeitenden der LSK 
nur bestätigt werden. Ausnahmslos alle Mitarbeitenden waren stets sehr kooperativ, 
sehr einsatzbereit und sehr zuverlässig in erbetenen Rückmeldungen. Dass die Mitar-
beitenden einen sehr kollegialen, respektvollen und freundlichen Umgang miteinander 
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pflegen, wurde auch bei den zahlreichen Besuchen in der LSK und beim Workshop LSK 
offensichtlich. Auch zwischen der Leitung und den Mitarbeitenden besteht ein Verhältnis 
des Respekts, der Anerkennung und des Vertrauens. Daher gibt es keinen Anlass, da-
von auszugehen, dass von den genannten Faktoren Hemmnisse für eine effiziente Nut-
zung der begrenzten Ressourcen ausgehen. 

 Allerdings gibt es – nach Aussagen der LSK-Mitarbeitenden – mehrere extern verur-
sachte Faktoren, welche die Effektivität und Effizienz der Arbeiten in der LSK ein-
schränken. Hierzu gehören mangelhafte Arbeitsinstrumente wie das eBIS-Klima  
(s. Kap. 4.10.2), die teilweise komplizierte Ausgestaltung von Arbeitsprozessen (wie das 
Abstimmungsverfahren zu den Projekten) und die z.T. ungenügende Einbindung in 
wichtige Entscheidungsprozesse in der Stadt und Mängel im Informationsfluss (insbe-
sondere zwischen LSK und BSU NR). 

 Insgesamt wird von den Mitarbeitenden und dem Leiter der LSK beklagt, dass die Per-
sonalkapazitäten im Verhältnis zu den Erwartungen, die an die LSK gestellt werden, zu 
gering sind. Insbesondere wird kritisiert, dass der personelle Unterbau in der LSK zu 
schwach ausgebildet ist. Dies führt dazu, dass die Referenten, die eigentlich fachlich 
arbeiten sollten, oftmals auch Assistenzaufgaben übernehmen müssen.  

 Auch von außen wird die Arbeitsbelastung der LSK als hoch eingeschätzt (s. Bemer-
kungen im Workshop Projekte). Wobei hier nicht im Einzelnen klar geworden ist, mit 
welcher Motivation diese Aussagen formuliert wurden. Möglicherweise schwingt dabei 
zumindest teilweise das Selbstverständnis einzelner Mitarbeiter von Fachbehörden oder 
Bezirksämtern mit, die die ihnen zugeordneten Projekte in möglichst weitgehender Ei-
genverantwortung begleiten möchten.  

 Die Mitarbeitenden konstatieren selbst (Workshop LSK), dass die LSK zu sehr reaktiv 
und zu wenig gestaltend tätig ist. Aufgrund des hohen Verwaltungsaufwands, der u.a. 
mit dem sehr umfangreichen Projektportfolio und der hochfrequenten und umfänglichen 
Berichterstattung in Form der jährlichen Drucksachen einhergeht, gibt es nur wenig Zeit,  

 sich ausführlicher mit fachlichen Fragen zu beschäftigen, 

 eine systematische Lückenanalyse des Projektportfolios vorzunehmen und auf die-
ser Basis gezielter Projekte für die Umsetzung zu akquirieren und zu empfehlen, 

 selbst Projektentwicklungen anzuregen, 

 die Kommunikation zwischen den Projektausführenden und den „good practice“-
Austausch innerhalb des Programms gezielt zu fördern. 

Die LSK kann daher eine ihrer Kernaufgaben, die überbehördliche Steuerung und Koor-
dinierung u.a. des Projektportfolios (s. Abb. 18, Befragung der Mitarbeitenden der LSK 
im Rahmen des Workshops LSK) nicht im befriedigenden Umfang wahrnehmen.  
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Abb. 18: Einschätzung der Mitarbeitenden der LSK zur ihren wichtigsten Aufgaben mit 
Blick auf das Projektportfolio (LSK-Workshop) 

 Fachbehörden: 

 Die starke Behördenorientierung des KSK bringt es mit sich, dass substanzielle Aufga-
ben der Projektumsetzung von den Behörden übernommen werden müssen. In einigen 
Fällen wurden zur Erledigung dieser Aufgaben neue temporäre Stellen insbesondere in 
der BSU und BSB geschaffen. Bei der Durchsicht der Projektdokumentationen in eBIS-
Klima wird jedoch deutlich, dass es in mehreren Fällen aufgrund von Kapazitätsengpäs-
sen in den Behörden zu Verzögerungen im Projektablauf oder zur nicht planmäßigen 
Umsetzung der Projekte gekommen ist (z. B. eBIS-Eintrag zu 2008/083 „Umsetzung der 
Radverkehrsstrategie des Fahrradforums“: „Durch die sich aus der Umsetzung der Rad-
verkehrsstrategie ergebenden zusätzlichen Aufgaben arbeitet das zuständige, nun 
zweiköpfige Referat allerdings bereits jetzt wieder über seinen Kapazitätsgrenzen“). 

 Teilweise kamen im Rahmen der Online-Umfrage Programm und Projekte sowie in den 
Workshops Hinweise von behördlicher Seite, dass die Einbindung der Projekte in das 
KSK gegenüber der zuvor unmittelbaren behördlichen Abwicklung einen Mehraufwand 
bedeute, der zusätzliche Kapazitäten binde. In diesem Zusammenhang wird immer wie-
der auch auf das aufwändige Antragsverfahren (s. Kap. 4.9.2) verwiesen. 

 Darauf, dass die Fachbehörden ihrer Funktion der Projektbegleitung und Zulieferung 
von Informationen an die LSK nicht immer nachkommen können, wurde bereits ausführ-
licher in Kap. 4.3.2 hingewiesen. 

 Bezirksämter: 

 Auf der Ebene der Bezirke, die den direktesten Zugang zu den Bürgern und Bürgerin-
nen haben, sind die Personalengpässe besonders ausgeprägt. Gerade in den Bezirken 
gibt es infolge von Stellenabbau inzwischen kaum mehr zentrale Ansprechpartner für 
das Thema Umwelt- und Klimaschutz. Nur noch in den Bezirken Hamburg-Mitte,. Ham-
burg-Nord und Harburg existieren entsprechende Stellen. Damit raubt man den Bezir-
ken die Spielräume, Möglichkeiten für konkrete Klimaschutzmaßnahmen vor Ort zu 
identifizieren und an den richtigen Stellen zu realisieren. 

Was sind für Sie die 
wichtigsten Aufgaben 
der Leitstelle mit Blick 
auf das Projektportfo-
lio?  
10 Stimmen / Teilnehmer 
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4.6.3 Schlussfolgerungen – personelle Kapazitäten 

In der LSK hat von ihrem Start im Jahr 2007 an bis zum Jahr 2008 ein Aufbau des Stellenum-
fangs stattgefunden. Danach gab es immer wieder Veränderungen in der personellen Ausstat-
tung. Im Jahr 2010 wurde mit personellen Umstrukturierungen ein System von Sektorenverant-
wortlichen fest etabliert. Damit wurden die Voraussetzungen geschaffen, dass eine gezieltere 
Bewertung, Auswahl und Begleitung der Projekte erfolgen kann. Allerdings waren Arbeitskapa-
zitäten der LSK-Mitarbeitenden auch 2010 noch immer intensiv dadurch gebunden, dass Ver-
fahren und Instrumente zur verbesserten Praxistauglichkeit hin entwickelt werden mussten (u.a. 
Antragsverfahren, CO2-Monitoring). Ein erheblicher Anteil der Arbeitskraft fließt in die Aktuali-
sierung der Projektdokumentation, die durch das nur bedingt taugliche Instrument eBIS-Klima 
(s. Kap. 4.10.2) stark erschwert ist. Auch Zulieferungen von Seiten der Fachbehörden erfolgen 
nicht immer unaufgefordert, so dass ein erheblicher Aufwand für die Nachverfolgung geleistet 
werden muss. Unter anderem deshalb hat auch die jährliche Aktualisierung der Klimaschutz-
drucksache bisher regelmäßig viel Arbeitskraft gebunden. Viel Aufwand erzeugt inzwischen 
schlichtweg der große Umfang des Projektportfolios, der verwaltet werden muss. 

Die LSK ihrerseits hat sich insbesondere seit 2010 intensiv um die Strukturierung und Vereinfa-
chung von Abläufen bemüht. Dies betrifft insbesondere das Antrags- und Bewilligungsverfah-
ren, das nun eine deutlich stärkere Konzentration von Entscheidungsprozessen ermöglicht. Die 
Nutzung von eBIS-Klima lag bisher nicht in der Entscheidungskompetenz der LSK. Für die wei-
tere Effektivierung von Arbeitsabläufen ist die LSK in starkem Maße von der Zuarbeit der Fach-
behörden abhängig. 

Die LSK macht insgesamt den Eindruck einer effektiv und effizient arbeitenden Einheit. Die 
Größe des Teams ermöglicht einerseits aufgrund der unterschiedlichen Kompetenzen der Mit-
arbeiter den fachlichen Austausch, andererseits ist das Team schlank genug, um eine intensive 
Kommunikation sicherzustellen. Alle Mitarbeitenden sind selbständig und eigenverantwortlich in 
ihren Bereichen tätig und bilden ein in sich sehr gut funktionierendes Team. Es ist festzuhalten, 
dass die Teambildung seit 2010 sehr erfolgreich verlaufen ist. Problematisch ist höchstens, 
dass es derzeit an einer ausreichenden Assistenz im Team fehlt, die für die Referenten organi-
satorische und z. T. auch weniger anspruchsvolle fachliche Zuarbeiten leisten kann, die sonst 
von den qualifizierten Referenten erledigt werden müssen. 

Für die „nicht produktive“ Bindung von Arbeitskapazitäten innerhalb der LSK sind im Wesentli-
chen schwierige Rahmenbedingungen verantwortlich. Der zweimalige Regierungswechsel in-
nerhalb der letzten beiden Jahre hat dazu geführt, dass in vielerlei Hinsicht Anpassungen des 
Managements an veränderte Vorgaben erforderlich waren. Dies betraf sowohl das Mandat der 
LSK, d.h. die Frage, inwieweit arbeitet die LSK konzeptionell und (mit-)gestaltend, als auch die 
Ausstattung der LSK mit Stellen. So konnte die seit 2010 geplante Stelle für LSK50 erst Ende 
2011 besetzt werden, obwohl wichtige der Stelle zugeordnete Arbeiten bereits gestartet worden 
waren. Auch die Besetzung der ebenso seit 2010 geplanten Stelle LSK60 war erst im Sommer 
2011 durch einen ehemaligen Praktikanten möglich. Diese Stelle war dann aber auch nur auf 
ein halbes Jahr befristet und lief zum 31.12.2011 aus. Diese Unklarheiten führten innerhalb der 
LSK zu einem nicht unerheblichen Aufwand für die Neustrukturierung und -organisation von 
Arbeitsabläufen und Arbeitsteilungen. 
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Die LSK ist als koordinierende und behördenübergreifende Einheit keine unabhängig arbeiten-
de „Insel-Einheit“. Sie ist in ihren Arbeitserfolgen davon abhängig, dass Institutionen und Gre-
mien um sie herum kooperieren, Zuarbeiten leisten und ansprechbar sind und dafür auch ent-
sprechende personelle Kapazitäten bereitstellen können. 

Behördliche Projekte, die Mittel aus dem KSK beantragen, wurden bisher nicht mit allen damit 
verbundenen sachlichen und personellen Aufwendungen kalkuliert, da Sach- und Personalmit-
tel nicht immer separat beantragt und bewilligt werden. Zum Teil konnten Projekte trotz abge-
lehnter zusätzlicher Personalstellen planmäßig durchgeführt werden, es ist aber nicht transpa-
rent, ob in diesen Fällen die Beantragung von Stellen nur „versucht“ wurde oder ob in Folge der 
Nicht-Bewilligung Personalkapazitäten aus anderen Aufgabenbereichen verlagert werden 
mussten. Es lässt sich auch nicht bewerten, ob behördliches Personal in dieser letztgenannten 
Situation seiner Qualifikation entsprechend und damit effektiv eingesetzt wurde oder wird. Geht 
man davon aus, dass die Maßnahmen des KSK tatsächliche Zusatzmaßnahmen mit Mehrwert 
darstellen, muss gleichzeitig davon ausgegangen werden, dass zur Umsetzung dieser Maß-
nahmen auch zusätzliche Personalkapazitäten zur Verfügung stehen müssen. Dies gilt in ge-
wissem Umfang auch für sehr sachkostenintensive Projekte (mehr Sachmittelabfluss bringt in 
jedem Falle auch mehr Verwaltungs- und Kontrollaufwand mit sich). Der Hinweis, dass zumin-
dest in Einzelfällen aufgrund von personellen Engpässen in den Behörden Projekte, die Mittel 
aus dem KSK erhalten, nicht planmäßig umgesetzt werden, legt die Vermutung nahe, dass die 
Vergabe von Sach- und Personalmitteln nicht immer in einem ausgewogenen Verhältnis erfolgt. 

Im Antragsformular (s. Kap. 4.9.1) war zwar schon immer vorgesehen, den Personalbedarf mit 
zu kalkulieren. Allerdings erfolgte keine Prüfung, ob im Falle nicht zusätzlich beantragter Per-
sonalmittel in ausreichendem Umfang Personalkapazitäten zur Bearbeitung zur Verfügung ste-
hen. Im LSK-Schreiben vom 1.2.2012 zum BSU-internen Verfahren zur Vergabe von Mitteln 
aus dem KSK erfolgte der Hinweis, dass Anträge auf neu zu schaffende Stellen in 2012 grund-
sätzlich nicht zulässig sind und bei dennoch erfolgter Antragstellung mit dem Hinweis abgelehnt 
werden, dass aufgrund der erforderlichen „kann-wegfallen“-Vermerke zum 31.12.2012 und der 
für eine Stellenbesetzung einzuplanenden Fristen für eine Ausschreibung etc. eine rechtzeitige 
und sinnvolle Stellenbesetzung nicht gegeben ist. 

4.7 Vernetzungen des Klimaschutzkonzepts und der LSK, Netzwerke 

Evaluationsfrage Programm D4: Welche Vernetzungen schafft das KSK? In welchen Netzwer-
ken ist das KSK beteiligt und welche Netzwerke stiftet es? 

Evaluationsfrage Programm C6: Welche Synergien entstehen durch die Zusammenführung der 
Projekte unter dem Dach des KSK? 

4.7.1 Aktuelle Struktur und Situation – Vernetzungen und Netzwerke 

Ein Programm ist stets mehr als die Summe seiner einzelnen Teile. Es besteht der Anspruch, 
dass Akteure, die unter dem Dach eines Programms aktiv sind, gegenseitig Kenntnis von ihren 
Aktivitäten haben, von den (positiven und negativen) Erfahrungen anderer mit profitieren und 
daraus lernen können. Die wichtige Koordinationsfunktion der LSK besteht daher u.a. darin, die 
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Vernetzung der Akteure des KSK und den Austausch von Wissen und Erfahrungen zu fördern, 
auch wenn die Vernetzung in den Aufgabenbeschreibungen der LSK nicht explizit verankert ist.  

Die Tatsache, dass das KSK sektoren- und behördenübergreifend angelegt ist, schafft grund-
sätzlich die Voraussetzungen, dass Kommunikation auch über die Grenzen von Arbeitsfeldern 
sowie behördlichen und nicht-behördlichen Strukturen hinweg stattfindet. Das KSK (Drs. 
18/6803) betont, dass Klimaschutz nur gemeinsam gelingen kann und die Verwirklichung der 
ambitionierten Klimaschutzziele große Anstrengungen von allen gesellschaftlichen Akteuren 
fordert. „Die Stadt, ihre Wirtschaftsunternehmen und nicht zuletzt alle Hamburgerinnen und 
Hamburger müssen zusammenwirken, um die klimapolitischen Zielsetzungen zu erreichen“ 
(Abschnitt A, V). 

Ein anderer Aspekt der Vernetzung ist die aktive Teilnahme an größeren, d. h. auch über Ham-
burg und die Metropolregion hinausreichenden Netzwerken. Diese dient primär dem Ziel, Ham-
burg mit seinen Anstrengungen im Klimaschutz im regionalen, bundesweiten, europäischen 
und internationalen Kontext zu präsentieren und gleichzeitig aus dem Erfahrungs- und Wissen-
saustausch Nutzen für die Weiterentwicklung des eigenen KSK zu ziehen (s. Drs. 20/2676, 
2011/2012). Die konkret auf die Netzwerkarbeit gerichteten Aktivitäten werden als Sektor „Nati-
onale und internationale Kooperationen“ innerhalb des KSK geführt. 

4.7.2 Kritische Rückmeldungen – Vernetzungen und Netzwerke 

 Den Ergebnissen der Online-Umfrage Programm zufolge wurde das gemeinsame 
„Dach“ des KSK von ca. zwei Dritteln der Befragten als „nützlich“ betrachtet. Das bedeu-
tet, dass grundsätzlich von einem Mehrwert des KSK gegenüber einzelnen voneinander 
unabhängigen Projekten oder (Förder-)Programmen ausgegangen werden kann. Dies 
gilt übrigens sowohl hinsichtlich der Zusammenführung der aus dem KSK finanzierten 
als auch der nicht finanzierten Projekte (s. Abb. 19).  
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Abb. 19: Ergebnisse zu Frage Q16 der Online-Umfrage Programm 
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 Die Vernetzung der Projekte unter dem Dach des KSK war ein Thema in beiden Online-
Umfragen sowie im Workshop Programm und im Workshop Projekte. Aus der Online-
Umfrage Programm ging hervor, dass nur 13 der 58 Antwortenden der Meinung sind, 
dass das KSK in ihrem Bereich bereits erfolgreich neue Netzwerke auf den Weg ge-
bracht hat. Ein fast ebenso großer Teil war nicht auskunftsfähig oder -willig (s. Abb. 20). 

13

34

11 ja

nein

weiß nicht / keine Angabe

 

Abb. 20: Ergebnisse zu Frage Q60 der Online-Umfrage Programm 

 Zu einer etwas positiveren Einschätzung kommen die Befragten der Online-Umfrage 
Projekte, die als Projektausführende vermutlich auch diesbezüglich präzisere Aussagen 
treffen können (s. auch deutlich geringerer Anteil von Befragten, die keine Auskunft er-
teilt haben): Rund ein Drittel sagt aus, dass sein / ihr Projekt von der Einbindung in das 
KSK dahingehend profitiert, dass es zu einer (stärkeren) Vernetzungen gekommen ist 
(s. Abb. 21). 
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Abb. 21: Ergebnisse zu Frage Q12 (Auszug Vernetzung) der Online-Umfrage Projekte 

 Auch die ähnlich lautende, aber nach der Stärkung bestehender und der Schaffung zu-
sätzlicher Vernetzungen differenzierte Frage wurde in der Online-Umfrage Projekte ähn-
lich beantwortet. Die Differenz des Ergebnisses zwischen den beiden Teilfragen ist ver-

In meinem Bereich hat das KSK 
bereits erfolgreich neue Netz-
werke auf den Weg gebracht. 

In welcher konkreten Weise profitiert / 
profitierte Ihr Projekt durch seine Ein-
bindung in das Klimaschutzkonzept? 
Hier Auszug: „durch die Vernetzung 
mit anderen Personen / Institutionen“ 
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gleichsweise gering. Auch hier äußerte sich ein gutes Drittel der Befragten positiv zur 
Netzwerkbildung (s. Abb. 22). 
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Abb. 22: Ergebnisse zu den Fragen Q21 und Q23 der Online-Umfrage Projekte 

 Weniger eindeutig zu interpretieren sind dagegen Aussagen zu den Inhalten und Quali-
täten der jeweiligen Vernetzungen oder Netzwerkbildungen. Von den 13 Befragten, die 
in der Online-Umfrage Programm die Frage nach der Netzwerkbildung durch das KSK 
positiv beantwortet haben (s. Abb. 20), haben nur 10 die Frage nach konkreten Netz-
werken beantwortet, wobei wiederum vier Antworten so unpräzise sind, dass sie sich 
nicht auswerten lassen (zum Teil gibt es nur Hinweise auf intensivere Kommunikation). 
Von einem Teil der Antwortenden wurde auf großräumigere Netzwerke verwiesen, bei 
denen es weniger um den Austausch zwischen Akteuren innerhalb Hamburgs, als viel-
mehr um die Repräsentanz Hamburgs in nationalen und internationalen Zusammen-
schlüssen geht. Konkret genannt wurden: 

 Europäisches Städtenetz „Smart Cities“: Es handelt sich um ein Innovationsnetz-
werk von 11 Partnern (Kommunen und Hochschulen) im Nordseeraum mit Schwer-
punkt auf Technologie und öffentliche Verwaltung. Es gründete sich im Jahr 2008. 
Neben dem Test und der Implementierung neuer eGovernment-Dienste sollen Um-
setzungen im Bereich der Mobilen Dienste und Bürgerbeteiligungen zur städtischen 
Entwicklung in diesem Bereich stattfinden. Die Einbindung stadtplanerischer Aspek-
te, insbesondere im Quartiermanagement, sind dabei ebenso im Fokus wie die Ein-
bindung lokaler kleiner und mittelständischer Unternehmen (KMU). Auf deutscher 
Seite sind die Stadt Osterholz-Scharmbeck und die BIS GmbH in Bremerhaven Mit-
glieder des Netzwerks. Die Bezüge Hamburgs zu diesem Netzwerk sind spontan 
nicht ersichtlich, auch wenn Hamburg in Sachen eGovernment vorbildlich ist. Die 
Bezüge zum Klimaschutz bestehen darin, dass sich über eGovernment sowohl Ver-
kehr als auch Ressourcen einsparen lassen. 
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 Covenant of Mayors (2007/106: Klimaschutz-Netzwerk EU-„Covenant of Mayors“ 
zum Thema Energieeffizienz; KSK-Mittel: 315.355 €): Das Abkommen der Bürger-
meister ist eine offizielle europäische Bewegung, im Rahmen derer sich die beteilig-
ten Städte freiwillig zur Steigerung der Energieeffizienz und Nutzung nachhaltiger 
Energiequellen verpflichten. Selbst auferlegtes Ziel der Unterzeichner des Abkom-
mens ist es, die energiepolitischen Vorgaben der Europäischen Union zur Reduzie-
rung der CO2-Emissionen um 20% bis zum Jahr 2020 noch zu übertreffen 
(http://www.konventderbuergermeister.eu). Allein in Deutschland sind inzwischen 61 
Städte dem Abkommen beigetreten. Alle Mitglieder sind verpflichtet, jährlich einen 
Sustainable Energy Action Plan (SEAP) zu erstellen. Im Falle Hamburgs ist die Eu-
ropäische Kommission bereit, das jeweilige Fortschreibungskonzept der LSK als 
Basis eines SEAP anzuerkennen.  
Hamburg war Gründungsmitglied des Abkommens und der damalige Erste Bürger-
meister Ole von Beust war einer der bedeutenden Köpfe des Netzwerks. Das Netz-
werk wurde von der Präsidialabteilung der Hansestadt betreut, die Aktivitäten für das 
Netzwerk sind aber in Folge der mit der Umwelthauptstadt verbundenen Anforde-
rungen stark reduziert worden. Derzeit werden die Möglichkeiten des Netzwerks für 
das Stadtmarketing und die Wirtschaftsförderung – nach Aussagen der LSK – nicht 
mehr bzw. nur noch in sehr geringem Maße genutzt. 

 EUROCITIES: Dabei handelt es sich um ein informelles Netzwerk größerer europäi-
scher Städte zur Zusammenarbeit und zum Informationsaustausch über Kommunal-
planerische Angelegenheiten und zur Lobby-Arbeit gegenüber der Europäischen 
Union. EUROCITIES widmet sich verschiedenen Bereichen der stadtrelevanten Poli-
tik, u. a. der Kultur-, Umwelt-, Stadtentwicklungs- und Sozialpolitik. In den Foren, et-
wa dem „Culture Forum“, dem „Social Forum“ oder dem „Knowledge Society Fo-
rum“, treffen sich Vertreter der Städte mehrmals jährlich an einem anderen Ort Eu-
ropas, um Fragen zu gemeinsamen Interessen zu beraten und Erfahrungsaustausch 
zu betreiben. Die deutschen EUROCITIES-Mitgliedstädte kommen in der Regel 
zweimal jährlich im Rahmen des German Eurocities Dialogue (GED) zu Zwecken 
des Austauschs zusammen. Hamburg ist seit 2011 Mitglied des Netzwerks. Der LSK 
ist nicht bekannt, von wem dieses Netzwerk betreut wird und welche Aktivitäten 
konkret im Rahmen des Netzwerks stattfinden sollen.  

Nicht von den Befragten erwähnt wurden: 

 das europäische Netzwerk POLIS, das 1989 gegründet wurde und als KSK-Projekt 
geführt ist (2007/138: Mitgliedschaft im europäischen Städtenetzwerk „Polis“). Der-
zeit besteht POLIS aus etwa 70 Mitgliedern aus 17 europäischen Ländern. Städte, 
Regionen, ÖPNV-Unternehmen, aber auch Forschungsinstitute nutzen die Möglich-
keit, sich durch POLIS über Innovationen im Verkehrsbereich informieren und bei 
der Bildung integrierter und nachhaltiger Verkehrssysteme unterstützen zu lassen. 
Hamburg ist Ende 2011 aus POLIS ausgestiegen, da das Netzwerk aus Kapazitäts-
gründen nicht bedient werden konnte (die für Verkehr zuständige BWVI konnte kei-
ne Personalressourcen zur Verfügung stellen); 
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 das Netzwerk METREX (s. auch 2007/202: Netzwerkkonferenz mit europäischen 
Metropolregionen (METREX) in dem Hamburg seit 2006 stellvertretend für die Met-
ropolregion Mitglied ist. Dem Netzwerk gehören inzwischen ca. 50 der 100 europäi-
schen Metropolregionen an. Hamburg hat, in Betreuung durch die LSK, das Thema 
Klimawandel in das Netz eingebracht. METREX war auch Ausgangspunkt des Pro-
jekts EUCO2 80/50, in dem 14 europäische Metropolregionen unter der Sponsoren-
schaft von General Electric europaweit in allen Partnerregionen Szenario-
Workshops mit einem Multistakeholder-Ansatz durchgeführt haben, bei denen die 
Auswirkungen von Maßnahmen auf die CO2-Emissionen geprüft wurden. Die Koor-
dination des Gesamtprojekts lag bei der LSK (und hat 50% der Arbeitskraft eines 
LSK-Mitarbeiters gebunden); 

 die Europäische Umwelthauptstadt (2008/013: European Green Capital): Mit der 
Auszeichnung als Green Capital 2011 ist Hamburg zu einer europaweiten Plattform 
zum Austausch städtischer Visionen geworden. Mit dem „Zug der Ideen“, den Um-
welthauptstadt-Dialogen und vielen anderen Veranstaltungen bot die Stadt umfang-
reiche Möglichkeiten für den Austausch und die Vernetzung zwischen unterschiedli-
chen Stakeholdergruppen der Stadt.  

Ein anderer Teil der Antwortenden verwies dagegen auf „Netzwerke“, die mit räumli-
chem Fokus auf Hamburg und die Metropolregion gerichtet (und konzipiert worden) sind 
und zum Teil eher den Charakter von Vernetzungen haben. Genannt wurden:  

 die UmweltPartnerschaft Hamburg: Das seit März 2003 bestehende Bündnis des 
Senats mit der Hamburger Wirtschaft verfolgt das Ziel, nachhaltiges und ressour-
ceneffizientes Wirtschaften zu fördern. Träger sind die Handelskammer, die Hand-
werkskammer, der Industrieverband Hamburg, der Unternehmensverband Hafen 
Hamburg und der Hamburger Senat. Die UmweltPartnerschaft richtet sich an alle 
Betriebe in Hamburg, unterstützt diese in der Einführung von Umwelt- und Quali-
tätsmanagementsystemen und vergibt Fördermittelt für effiziente Techniken. Über 
ÖKOPROFIT Hamburg wird der Austausch der Unternehmen untereinander geför-
dert (http://klima.hamburg.de/umweltpartnerschaft/).  
Integraler Bestandteil der UmweltPartnerschaft Hamburg ist das nicht explizit von 
den Befragten erwähnte Programm und Netzwerk „Unternehmen für Ressourcen-
schutz“ (UfR) (2007/070), für das zwischen 2008 und 2012 mehr als 7 Mio. € aus 
dem KSK bereitgestellt wurden bzw. werden. Zusätzlich wurden das Netzwerk und 
die sich daran anknüpfenden Maßnahmen über die BSU bisher mit 15,4 Mio. € aus-
gestattet. Beim UfR handelt es sich um ein umfangreiches Know-how-Netzwerk mit 
dem Ziel, freiwillige Energieeffizienzmaßnahmen in allen technischen Anlagen in 
Hamburger Gewerbebetrieben umzusetzen. An dem Netzwerk sind inzwischen über 
2.500 Akteure (Unternehmen, Verbände, Kammern, Techniker, Handwerker, Wis-
senschaftler und Hersteller) beteiligt. Innerhalb des Netzwerks gibt es verschiedene 
Teilnetzwerke wie das „Netzwerk Kälteeffizienz Hamburg“ oder das 2011 initiierte 
„Heizungs-Netzwerk“. 

 Projekte im Bildungsbereich: Hierzu gehören die Projekte SchulBaustelle Klima 
(2008/081, KSK-Mittel: 377.797 €), in dem insbesondere Netzwerke zwischen Schu-



 
 

 

 

30.04.2012 Seite 133 

len und Unternehmen in den Bereichen Architektur, Bauen und erneuerbare Ener-
gien auf- und ausgebaut werden; das Projekt dient wesentlich der Berufsorientierung 
der Schüler; das Projekt Klimaschutz an Schulen (2008/082; KSK-Mittel: 953.263 €), 
das als Leitprojekt im Bereich Bewusstseinsbildung des KSK geführt wird und im 
Rahmen dessen ebenfalls Kooperationen zwischen Schulen und Unternehmen auf-
gebaut werden; 

 das „KLIMZUG-NORD“-Projekt (2007/177: Strategische Anpassungssätze zum Kli-
mawandel in Norddeutschland; KSK-Mittel: 900.000 €): Im Projekt arbeiten 22 
Hochschulen (davon 14 in Hamburg), sechs außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen (3 davon mit Sitz in Hamburg oder unmittelbarer Nähe Hamburgs), 17 Be-
hörden (davon sechs aus Hamburg) und 15 Unternehmen (davon sieben aus Ham-
burg) zusammen. Das „KLIMZUG-NORD“-Projekt ist eines von sieben Projekten, die 
im Rahmen der Fördermaßnahme des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung „KLIMZUG – Klimawandel in Regionen zukunftsfähig gestalten“ bundesweit 
durchgeführt werden, um das Bewusstsein für die Notwendigkeit zur Klimaanpas-
sung in der Gesellschaft zu verankern und Regionen fit zu machen zu einem Leben 
und Wirtschaften unter veränderten Klimabedingungen. Um Anpassung in handhab-
bare Lösungen umsetzen zu können, werden in den KLIMZUG-Regionen tragfähige 
Kooperationsnetzwerke zwischen Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und 
den Bürgern aufgebaut; 

 die Hamburger Klimawoche (2010/029, KSK-Mittel: 195.000 €): Die Klimawochen, 
die nach dem Vorbild Hamburgs nun auch in Kiel und Bielefeld durchgeführt werden, 
bieten Möglichkeiten, sich über die Aktivitäten in der Forschung sowie über Klima-
Dienstleistungen und klimafreundliche Produkte zu informieren.  

 das INTERREG Projekt „Co2ol Bricks“ (2008/113), ein Projekt mit insgesamt 17 na-
tionalen und internationalen Projektpartnern aus nahezu allen Ostseeanrainerstaa-
ten sowie Weißrussland, in dem das Denkmalschutzamt als Lead-Partner und die 
LSK als Partner beteiligt sind. Das Projekt beschäftigt sich mit der Harmonisierung 
der unterschiedlichen Anforderungen des Klima- und Denkmalschutzes an den 
denkmalwerten Gebäudebestand. 

Grundsätzlich bergen Projekte, die in größeren Konsortien durchgeführt werden, das 
Potenzial, dass aus der Zusammenarbeit Netzwerke hervorgehen, die dann längerfristig 
zusammenarbeiten. Als gesichert kann dies allerdings nicht gelten. Insbesondere bei 
der Klimawoche ist der Bezug zu den Netzwerken nicht spontan ersichtlich. 
Nach Aussagen der LSK wird Hamburg bzw. die Leitstelle sehr oft als Partner von 
Netzwerken und Projekten nachgefragt, aber es gibt keine Kapazitäten, um diese An-
fragen bedienen zu können.  

 Die Frage in der Online-Umfrage Programm, was im Rahmen der Vernetzungen im Ein-
zelnen stattfindet, erlaubt keine ganz klaren Schlussfolgerungen (s. Abb. 23). Die am 
häufigsten vergebene Kategorie ist „ab und zu“. Eine klare Strategie zur Vernetzung (z. 
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B. gezielte Förderung gemeinsamer Projekte oder gemeinsamer Veranstaltungen) 
scheint es bisher nicht zu geben (sonst müssten die Kategorien „häufig“ bis „immer“ 
stärker belegt sein).11  
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Abb. 23: Ergebnisse zu Frage Q62 der Online-Umfrage Programm 

 Die in der Online-Umfrage Projekte genannten Vernetzungen sind weniger großräumig 
angelegt als die in der Online-Umfrage Programm genannten. Hier wurde auf verschie-
dene Vernetzungen innerhalb größerer Behörden, zwischen Behörden, zwischen Unter-
nehmen, wissenschaftlichen Einrichtungen und NGOs hingewiesen, wobei sich diese 
Vernetzungen aus den getroffenen Aussagen heraus nicht qualifizieren lassen. 

 Im Workshop Programm wurden Stärken und Schwächen im Hinblick auf die Schaffung 
von Vernetzungen diskutiert. Die Teilnehmer sprachen von Verbesserungen der behör-
deninternen Kommunikation sowie von positiven Ansätzen insbesondere in der behör-
denübergreifenden Zusammenarbeit, die durch das breite Themenspektrum des KSK 
befördert wird. Gleichzeitig kritisierten sie aber auch, dass bestehende Potenziale der 
Vernetzung (u.a. auch zwischen Unternehmen) nicht ausreichend genutzt werden, bzw. 
sich die Vernetzung noch zu stark auf „Insider“ bezieht, zu wenig organisierte Lernpro-
zesse stattfinden und unter den Akteuren nur wenig Abstimmung erfolgt, sodass die 
Maßnahmen zu wenig koordiniert sind. Konkret wurde darauf hingewiesen, dass es an 
einer zentralen Beratungseinheit für Vernetzung fehlt und dass die Vernetzung nicht zu 
den Anforderungskriterien bei der Antragstellung an das KSK gehört. 

 Im Workshop Projekte wurde – ausgehend von der Kritik einer noch unzureichenden 
Vernetzung – die Schaffung verschiedener Plattformen angeregt, die sich nicht nur al-

                                                 
11 Alle 13 Personen, die auf Frage Q60 (s. Abb. 20) ein positive Antwort gegeben haben, haben auch die Frage Q62 

beantwortet. Zusätzlich gab es auf Q62 eine Antwort von einer Person, die Frage Q60 mit „nein“ beantwortet hat. 
Die Antwort wurde hier dennoch mit ausgewertet, zumal in allen drei Fällen mit „ab und zu“ geantwortet wurde, also 
keine extreme Position vertreten wurde. 

Was findet im 
Rahmen der 
Vernetzungen 
statt? 
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lein auf die Projektebene beziehen, sondern auch der Kommunikation zur Programm-
fortentwicklung dienen. Konkret wurden diskutiert: 

 Akteurskonferenzen zum intensiveren Austausch der Akteure untereinander, zum 
Ideenaustausch und der gemeinsamen Projektplanung,  

 Themenkonferenzen zur Zusammenführung und Koordinierung von Projektideen in-
nerhalb der einzelnen Sektoren zur Förderung von Synergien und zur Vermeidung 
von Doppelförderungen und Konkurrenzen,  

 Entwicklungskonferenzen mit allen Beteiligten, Entscheidungsträgern und Multiplika-
toren zur Weiterentwicklung des KSK und des Masterplans (Klimaschutz muss als 
Prozess verstanden werden, der immer wieder Aufbrüche erfordert, um neue Ideen 
entwickeln zu können). 

Kritisch hinterfragt wurde allerdings, ob bei den Akteuren und Interessensgruppen aus-
reichende Kapazitäten bereitstehen, um auf diesen Plattformen kontinuierlich vertreten 
zu sein, und ob die finanziellen und personellen Aufwendungen, die mit der Einrichtung 
und dem Betrieb solcher Plattformen verbunden sind, mit den tatsächlich erreichbaren 
positiven Effekten gerechtfertigt werden können.  

 Auch im Workshop Programm wurde – wenn auch weniger konkret als im Workshop 
Projekte – von der möglichen Schaffung von Plattformen gesprochen, und auch hier 
wurde darauf hingewiesen, dass der Charakter des Prozesshaften des Programms in 

Zukunft stärker betont werden sollte. Etwas konkreter fassten die Wissenschaftsvertre-

ter ihre Anforderungen an eine stärkere Vernetzung: Sie forderten zum einen eine stär-
kere organisatorische Transparenz ein (insbesondere klarere Arbeitsteilung zwischen 
bestehenden und neu geschaffenen Institutionen, die sich mit Fragen des Klimawandels 
beschäftigen). Zum anderen wünschten sie sich eine verbesserte (beidseitig initiierte) 
Kommunikation zwischen den forschenden Institutionen und ihren Adressaten, d.h. den 
NGOs, Behörden und Unternehmen. 

 In der Online-Umfrage Programm gab es im Zusammenhang mit der Frage nach der 
Transparenz und Effizienz des Antrags- und Bewilligungsverfahrens (Fragen Q35 ff.) 
mehrere kritische Hinweise zu dem Umstand, dass Projektdurchführenden und -be-
treuenden kein Einblick in eBIS-Darstellungen anderer Projekte möglich ist und sich 
damit Synergiemöglichkeiten nicht erkennen lassen. 

 Am 25.11.2011 nahm ein Mitglied des Evaluationsteams am Workshop „Erfolgreiche 
Klimakommunikation – Impulse für Hamburg“ auf Gut Karlshöhe teil. Im Rahmen des 
Workshops diskutierten Behördenvertretern, Vertreter von NGOs, Universitätsangehöri-
ge und Vertreter der Klimaschutzstiftung grundsätzliche strategische Linien der mögli-
chen Klimakommunikation in Hamburg. Dieser Workshop sowie die im Rahmen der 
Evaluation durchgeführten Workshops zum Programm und zu den Projekten machten 
deutlich, dass die Beteiligten 

 mit großer Bereitschaft und großem Engagement diskutieren, woraus sich schließen 
lässt, dass ein bemerkenswertes Potenzial für gemeinsame strategische Erarbeitun-
gen besteht; 



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 136 30.04.2012 

 die gemeinsame institutionenübergreifende Kommunikation im Rahmen solcher 
Werkstattgespräche zu einem fruchtbaren Ideenaustausch führen kann. 

 Aus den mit Experten aus Frankfurt a. Main und Wien geführten Interviews ging hervor, 
dass in diesen Städten nach Aussagen der Befragten intensive Vernetzungs- und Netz-
werkarbeit betrieben wird. In Wien arbeitet die Magistratsdirektion Klimaschutzkoordina-
tion mit einem Netzwerk aus rund 50 Personen, die auf unterschiedlichen Hierarchie-
ebenen in der Umsetzung von Klimaschutzaktivitäten in Schlüsselbereichen tätig sind. 
Hierzu gehören z. B. Stadtplanung, Umweltschutz, Energieplanung, Mobilität, Wiener 
Linien u.a.. Einmal im Jahr trifft sich das Netzwerk zu einem dreitägigen Meeting in ei-
nem Seminarhotel, um ein Arbeitsprogramm für das Folgejahr festzulegen. Dazwischen 
treffen sich die Personen in kleineren Gruppen (in Sitzungen, Arbeitsgruppen), um re-
gelmäßig im Austausch zu bleiben. Dabei wird großer Wert auf die Pflege der „informel-
len Verbindungen“ zwischen den Netzwerkteilnehmenden gelegt. In Frankfurt haben 
sich in diesem Zusammenhang sogenannte Klimatours gut bewährt. Das sind Besichti-
gungstouren, die zu interessanten Klimaschutzprojekten führen. Auf diese Weise wer-
den Organisationen und Institutionen, die für solche Touren ihre Türen öffnen, besser 
miteinander vernetzt.  

4.7.3 Schlussfolgerungen – Vernetzungen und Netzwerke 

Mit dem Sektor des KSK „Nationale und internationale Kooperationen“ ist die Mitarbeit in Netz-
werken als Ziel des KSK fest verankert. Dabei waren die Bemühungen der ersten Jahre der 
Umsetzung des KSK darauf gerichtet, Netzwerke auch sehr aktiv mitzugestalten und dabei 
auch einen für die Umsetzungspraxis in Hamburg generierbaren Erkenntnisgewinn zu erlangen. 
Aufgrund der begrenzten Kapazitäten der Mitarbeitenden sowohl in der LSK als auch in den 
Fachbehörden hat eine Konzentration auf ausgewählte Netzwerke und internationale Projekte 
stattgefunden.  

Die Vernetzung ist bisher nicht explizit in den Zielsetzungen des KSK angesprochen. Es ist 
eher von Kooperation und Zusammenarbeit der Akteure die Rede. Möglicherweise ist darin 
auch eine der Ursache dafür zu sehen, dass der Aufbau und die Stärkung von Vernetzung un-
ter dem Dach des KSK bisher nicht systematisch und zielgerichtet gefördert wurden. Es bleibt 
im Wesentlichen den Projekten selbst überlassen, ob sich diese vernetzen. Vernetzung oder 
auch der Aufbau von Netzwerken ist erst seit Februar 2011 ein Kriterium in der von der LSK 
eingesetzten Bewertungsmatrix für KSK-Projekte (s. Kap. 4.9.1). Vernetzung und Netzwerkbil-
dung konnten daher von den Projektdurchführenden bisher auch nicht gezielt eingefordert wer-
den. Daher gibt es auch keine näheren Informationen zur Qualität der in und von den Projekten 
aufgebauten Vernetzungen. Wie tragfähig und (über Projektlaufzeiten hinaus) dauerhaft die von 
den Teilnehmern im Evaluationsprozess genannten Vernetzungen oder auch Netzwerke sind, 
lässt sich aus den Rückmeldungen nicht beurteilen. Hier wären vertiefende Einzelanalysen er-
forderlich, die im Rahmen der Evaluation aber nicht geleistet werden konnten. 

Die LSK hat ihre Aufgabe bisher primär in der Mitgliedschaft und Mitwirkung in bestehenden 
nationalen und internationalen Netzwerken gesehen. Die Vernetzung der Akteure innerhalb 
Hamburgs ist dagegen offensichtlich bisher eher informell und wenig systematisch gefördert 
worden. 
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Die zahlreichen Hinweise in den Workshops auf eine unzureichende und nicht gezielt betriebe-
ne Vernetzung und die Vorschläge, die auf der Grundlage dieser Defizitanalyse formuliert wur-
den, weisen darauf hin, dass es Bedarf an einer systematisch organisierten und geförderten 
Vernetzung gibt und darin auch ein großes, derzeit noch nicht ausreichend ausgeschöpftes 
Potenzial des sektorenübergreifenden Programms gesehen wird. 

4.8 Einbindung von Stakeholdern in das Programm 

Evaluationsfrage Programm B4: Inwieweit bezieht die LSK Stakeholder und MultiplikatorInnen 
in den Fortschreibungs- und Umsetzungsprozess des KSK ein? 

4.8.1 Aktuelle Struktur und Situation – Stakeholdereinbindung 

Wie bereits in Kap. 4.3.1 diskutiert, handelt es sich beim KSK auf der einen Seite um ein stark 
behördenorientiertes Programm. Auf der anderen Seite wird in der ersten Klimaschutzdrucksa-
che (Drs. 18/6803) betont, dass die Stadt, ihre Wirtschaftsunternehmen und nicht zuletzt alle 
Hamburgerinnen und Hamburger zusammenwirken müssen, um die klimapolitischen Zielset-
zungen zu erreichen (Abschnitt A, V). Allein behördliche Aktivitäten werden also demnach für 
die Zielerreichung nicht ausreichen. Eine offene Frage ist jedoch, inwieweit eine Ergänzung 
behördlicher Maßnahmen um „behördlich gesteuerte“ Maßnahmen als ausreichend für die Um-
setzung der KSK-Ziele gesehen wird. 

Die gesamte Struktur des KSK beruht darauf, dass alle unter dem Dach des KSK geführten 
Projekte einen behördlichen Ansprechpartner haben. Dies ist auf den ersten Blick für ein aus 
öffentlichen Mitteln finanziertes Programm völlig normal. Außergewöhnlich sind eher die fach-
behördliche Aufteilung der Zuständigkeiten, das Zusammenspiel zwischen LSK und Fachbe-
hörden oder Bezirksämtern (s. Kap. 4.3) und die Tatsache, dass die Behörden selbst in einer 
Doppelrolle sowohl selbst Mittel aus dem KSK in Anspruch nehmen können als auch andere 
Projekte begleiten, die außerhalb ihrer Behörde durchgeführt werden und z. T. ebenfalls eine 
KSK-Finanzierung haben. 

Der Evaluationsprozess wurde – ausgehend von der oben zitierten breiten Ansprache des KSK 
– partizipativ angelegt, um die Einschätzungen zum und die Anforderungen der Stakeholder an 
das KSK angemessen berücksichtigen zu können (s. Kap.3.1). Unter „Stakeholder“ werden 
dabei Anspruchsgruppen verstanden, also alle Personen und / oder Personengruppen, die ein 
besonderes Interesse an dem Projekt und seiner Umsetzung haben, auch wenn sie nicht unmit-
telbar (operativ) an der Umsetzung beteiligt sind. Unter Stakeholdern sind in diesem Sinne 
auch die Hamburger Bürger und Bürgerinnen zu verstehen, aus deren Steuergeldern das KSK 
finanziert wird. Eine Berücksichtigung dieser letztgenannten Gruppe wurde in der Konzipie-
rungsphase der Evaluation diskutiert (z. B. Einbindung über eine breit angelegte Telefonumfra-
ge). Aus Gründen begrenzter Kapazitäten wurde auf dieses Instrument dann aber verzichtet.  

Bei allen Schritten der Evaluation bemühte sich das Evaluationsteam gezielt um die Sicherstel-
lung einer entsprechenden Beteiligung auch nicht-behördlicher Stakeholder an den Umfragen 
und Workshops. Tab. 30 gibt einen Überblick über die letztendliche Beteiligung der einzelnen 
Gruppen. Während es im Workshop Programm gelungen ist, eine annähernde Gleichverteilung 
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der Gruppen herzustellen (wobei trotzdem die Behörden noch immer die größte Gruppe stel-
len), ist dies im Projekt-Workshop nicht gelungen, obwohl eine sehr breite Teilnehmergruppe 
angesprochen worden war. Über alle in die Umfragen und Workshops eingebundenen Perso-
nen hinweg lag die behördliche Beteiligung bei 64,8%. Auch daran wird deutlich, wie stark be-
hördenorientiert das Programm ist. 

Tab. 30: Stakeholderbeteiligung an den Umfragen und Workshops im Rahmen der Evaluation 

Datenquelle 
 

Anzahl Teilnehmende 

Online-Umfragen Workshops 

Programm Projekt Programm Projekt 

Behörden 45 34 9 17

Unternehmen 3 10 6 4

Wissenschaft 5 7 6 1

NGOs 1 3 4 

Andere 4 3 - 

Gesamt 58 57 25 22

Anteil der Behörden [%] 77,6% 59,6% 36,0% 77,3%

 
Bei den nachstehenden Darstellungen in Kap. 4.8.2 ist stets zu berücksichtigen, wie stark die 
jeweiligen Gruppen durch den Umfang ihrer Beteiligung die Diskussionen und Beantwortung 
der einzelnen Fragen prägen. 

4.8.2 Kritische Rückmeldungen – Stakeholdereinbindung 

 Einbindung von Interessensgruppen in die (Weiter-)entwicklung des Programms: 

 In der Online-Umfrage Programm wurde die Frage nach der Qualität der Stakeholder-
Einbindung in die Startphase des KSK (2007 bis 2009) und die aktuelle Umsetzung und 
Fortschreibung des KSK gestellt. Auffällig war dabei der hohe Anteil (50%) von Befrag-
ten, die auf die Frage keine Antwort geben konnten oder wollten (s. Abb. 24). Dies be-
trifft übrigens nicht nur die Behörden, sondern auch die befragten Unternehmen und die 
wissenschaftlichen Einrichtungen. Es liegt die Vermutung nahe, dass den Befragten 
möglicherweise nicht klar war, was im Einzelnen unter „Stakeholdern“ verstanden wird 
(obwohl dies im einleitenden Schreiben zum Fragebogen definiert worden war) und wel-
che Bedeutung die Stakeholdereinbindung in ein Programm hat, das letztendlich von al-
len Stakeholdern getragen werden soll. Diejenigen, die eine Einschätzung abgegeben 
haben, bewerteten die Stakeholdereinbindung überwiegend positiv, wobei zu berück-
sichtigen ist, dass diese Bewertung im Wesentlichen von den Einschätzungen von Be-
hördenvertretern geprägt ist.  
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Abb. 24: Ergebnisse zu den Fragen Q11 und Q21 der Online-Umfrage Programm 

 Die Beteiligung der Stakeholdergruppen an der Weiterentwicklung des KSK bzw. des 
Masterplans war mehrfach auch Thema im Rahmen der beiden Workshops. Im Work-
shop Programm wurde die Beteiligung vieler gesellschaftlicher Akteure (Unternehmen, 
Verbände, Wissenschaft, Behörden) und Ebenen (Entscheider, Multiplikatoren, Bürger) 
als Stärke des KSK bewertet. Insbesondere in der Aufbauphase des KSK seien über ei-
nen gezielten Multi-Stakeholder-Ansatz Akteure eingebunden worden, die ihre Zielgrup-
pen (Unternehmen, Schüler etc.) tatsächlich einschätzen können. Als Schwäche wurde 
u.a. bewertet, dass die Einbindung der verschiedenen Akteure in das Programm nicht 
strukturiert erfolgt und die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem KSK primär in der 
Behördenlandschaft stattfindet.  

In den Diskussionen des Workshops Projekte wurde offensichtlich, dass auf behördli-
cher Seite sehr unterschiedliche Vorstellungen von Partizipation existieren. Mitunter 
werden schon Vortragsveranstaltungen und Informationen als Partizipation verstanden. 
Von anderen Diskutanten wurde dagegen der Einsatz deutlich stärker kommunikativer 
und partizipativer Arbeitsmethoden eingefordert.  

Die im Rahmen beider Workshops formulierten Empfehlungen zur Einrichtung von Ak-
teurs-, Themen- und Entwicklungskonferenzen- (s. Kap. 4.7.2) oder eines Beirats bzw. 
einer Kommission als die LSK begleitendes Gremium (s. Kap. 4.4.2: Unterpunkt „Kriti-
sche Rückmeldung zur strategischen Begleitung des Klimaschutzkonzepts“) erfolgten 
primär mit der Intention, zu einer systematischeren Stakeholdereinbindung sowohl bei 
der Programm- als auch der konkreten Projektentwicklung zu kommen. 

 Im Workshop Projekte wurde die These formuliert, dass die enge behördliche Anbin-
dung des KSK eine starke Politikabhängigkeit des gesamten Programms nach sich 
zieht. Über eine stärkere und konsequentere Einbindung nicht-behördlicher Stakehol-
dergruppen könnten möglicherweise verbindlichere Umsetzungsstrukturen geschaffen 
werden, die dem Programm auch über politische Veränderungen hinweg mehr Kontinui-
tät verleihen würden. 

Wie beurteilen 
Sie die Qualität 
der Stakeholder-
Einbindung? 
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 Projekte in den Händen der Stakeholdergruppen: 

 Für die Projektevaluation wurden 71 Projekte aus dem Projekt-Portfolio des KSK kriteri-
engeleitet und nach direkter Empfehlung der Fachbehörden ausgewählt. Die LSK re-
cherchierte dann zum Aufbau des Verteilers für den Online-Fragebogen geeignete An-
sprechpartner in den Projekten. Dies geschah unter der Vorgabe, Personen zu identifi-
zieren, die möglichst direkt an der operativen Umsetzung der Projekte beteiligt sind. Von 
den letztendlich angeschriebenen 69 Projekten wurden für 36 Projekte behördliche Pro-
jektdurchführende benannt (zu einem ähnlichen Verhältnis kommt man bei Betrachtung 
der KSK-Mittel: Hier verfügen die Behörden direkt über ein KSK-Finanzvolumen von 
25,8 der insgesamt 43,9 Mio. €, die von den 69 Projekten in Anspruch genommen wur-
den bzw. werden). Der hohe Anteil der behördlichen Ansprechpartner liegt darin be-
gründet, dass:  

 eine große Zahl von Projekten unmittelbar von den Behörden durchgeführt wird,  

 es mehrere Projekte gibt, die Förderprogramme mit Finanzmitteln ausstatten, die 
sich an eine so große Gruppe von Adressaten richten (z. B. Gebäudedämmung), 
dass einzelne Personen aus dieser Gruppe als repräsentative Ansprechpartner nicht 
für geeignet gehalten wurden, 

 von den behördlichen Ansprechpartnern keine operativen Projektumsetzenden ge-
nannt werden konnten oder auch wollten. 

Die Projekte für die Projektevaluation wurden zwar nicht repräsentativ nach dem Kriteri-
um ihrer behördlichen oder nicht-behördlichen Zuordnung ausgewählt, dennoch wird 
davon ausgegangen, dass das o.g. Ausmaß unmittelbarer behördlicher Involvierung in 
das Programm auch annähernd vergleichbar für das gesamte Programm gilt. Das be-
deutet, dass mehr als die Hälfte aller Projekte direkt von Behörden umgesetzt werden. 

 Die in der Online-Umfrage Projekte gestellte Frage nach der Einbindung zentraler  
Stakeholder in die Projekte wurde deutlich überwiegend positiv beantwortet (s. Abb. 25). 
Dabei ist jedoch davon auszugehen, dass nicht allen Befragten klar ist, was im Einzel-
nen unter Stakeholder zu verstehen ist (s. beispielsweise eine Antwort im Online-
Fragebogen: „Was ist das? Wofür braucht man das?“) und was von einer „echten“ Ein-
bindung erwartet würde. Zum Teil sind die Stakeholdergruppen, die nach Auskunft der 
Antwortenden in die Projekte eingebunden werden, so breit gefasst (z. B. „Landwirte“, 
„Politiker“, „Politik“, „Verwaltung“, „Investoren“, „Wissenschaft“, „Tourismus“ oder „ande-
re Regionen“), dass im Einzelnen nicht klar ist, wer tatsächlich in die Projekte eingebun-
den war oder ist. 
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Abb. 25: Ergebnisse zu Frage Q33 der Online-Umfrage Projekte 

 Im Workshop Projekte wurde die Frage nach der behördlichen Orientierung der KSK-
Projekte diskutiert. Die Diskussion verlief insgesamt eher kontrovers. Von einigen Be-
hördenvertretern wurde darauf hingewiesen, dass es auch innerhalb der Behörden noch 
viele derzeit ungenutzte Handlungsmöglichkeiten (u.a. in der Steigerung der Energieef-
fizienz und im Energiesparen und konkret in der Adressierung städtischer Unterneh-
men) gibt, bei deren Umsetzung die Behörden noch deutlich konsequenter ihrer Vorbild-
funktion nachkommen könnten und die sich mit einer klaren Behördenorientierung des 
Programms noch besser ausschöpfen ließen. Andere Teilnehmer betonten, dass es ne-
ben den Behörden durchaus auch andere nicht-behördliche Akteure in der Stadt gibt, 
die mit finanzieller Unterstützung gute Projekte umsetzen könnten. Um diese Akteure 
stärker mit ins Boot zu holen, müssten die stark behördlich orientierten Strukturen auf-
gebrochen werden. 

 In allen drei Experteninterviews wurde einhellig auf die Wichtigkeit der Einbindung eines 
breiten Stakeholder-Kreises hingewiesen. Das können NGOs sein („Die brauchen Sie, 
um als Multiplikatoren zu wirken. Sie wissen ja nicht immer, was so überall los ist, NGOs 
sind da viel näher dran.“) oder auch andere Personen, die mit Klimaschutzaktivitäten zu 
tun haben. Auch wenn die kontinuierliche Kontaktpflege aufwändig und „die Herstellung 
von Konsens […] mühsam“ sein mag, so wird sie doch als unabdingbar für den Erfolg 
gesehen: „Der menschliche Faktor ist zentral.“  

 Kapazitätsengpässe – Grenzen der Stakeholderbeteiligung? 

 Eine umfassende und intensive Stakeholderbeteiligung setzt voraus, dass zum einen 
der Wille zur Mitgestaltung und zum anderen ausreichende Kapazitäten für die aktive 
Beteiligung vorhanden sind. In den Workshops wurden hin und wieder im Rahmen von 
Einzelaussagen Zweifel daran laut, dass  

 die Bürger tatsächlich Interesse am Klimaschutz haben, vor allem dann, wenn ihnen 
keine finanziellen Vorteile aus ihrem Engagement erwachsen, 

Inwieweit binden / 
banden Sie zentrale 
Stakeholder mit in das 
Projekt ein? 
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 nicht-behördliche Stakeholder die nötige Zeit sowie die strukturellen und organisato-
rischen Voraussetzungen mitbringen, um mit starker Position und Verlässlichkeit an 
entsprechenden Diskussionen (u.a. im Rahmen von Gremien) mitzuwirken und in 
großem Umfang Projekte zu realisieren.  

Zugleich wird aber deutlich, dass die Behörden mit ähnlichen Kapazitätsengpässen zu 
tun haben, denn auch innerhalb der Behörden können Projekte keineswegs immer nach 
Zeitplan umgesetzt werden, und die Projektbetreuung nicht-behördlicher Projekte kann 
nicht immer im gewünschten Umfang stattfinden (s. Kap. 4.6.2). 

4.8.3 Schlussfolgerungen – Stakeholdereinbindung 

Das KSK ist ein stark behördlich orientiertes Programm, das von einem ausgeprägten behördli-
chen Selbstverständnis begleitet wird. Nicht von allen Behörden wird die These geteilt, dass 
eine breite und vor allem proaktive Beteiligung auch nicht-behördlicher Stakeholder eine zwin-
gende Voraussetzung für die erfolgreiche Umsetzung des Programms ist.  

Form und Umfang der Einbeziehung nicht-behördlicher Stakeholder, also von Personen, die ein 
berechtigtes Interesse am Verlauf oder Ergebnis der Ausgestaltung und Umsetzung des KSK 
haben, sind bisher nicht eindeutig beschrieben worden. 

Durch die spezielle Organisation des Programms – und hier ist insbesondere die Doppelrolle 
der Fachbehörden als Projektdurchführende und Projektbegleiter angesprochen – kann es zu 
einer Konkurrenz um die KSK-Mittel kommen. Behörden sehen die Finanzierungsnotwendigkei-
ten in ihren eigenen Häusern (inkl. der notwendigen Ausstattung von Förderprogrammen), sol-
len aber gleichzeitig Projekte anregen, die auch außerhalb ihrer eigenen Häuser umgesetzt 
werden. Dieser Interessenskonflikt mag zwar in den unterschiedlichen Behörden in unter-
schiedlichem Umfang bestehen (die Wissenschaftsbehörde führt beispielsweise selbst keine 
Projekte durch), kann aber dazu führen, dass es hier und da Widerstände gegen eine umfang-
reiche und intensive Stakeholderbeteiligung gibt. 

Die Teilnehmenden der Umfragen und Workshops, die das KSK weiter als Programm „aller 
Hamburgerinnen und Hamburger“ verstehen, sind sich weitgehend einig, dass die Stakeholder-
einbindung bisher nicht systematisch und umfangreich genug stattfindet und eine selbstkriti-
sche Reflexion der bisherigen partizipativen Arbeitsmethoden notwendig wäre.  

Grundsätzlich ist die Frage der Stakeholderbeteiligung im engen Zusammenhang mit der künf-
tigen Ausrichtung des KSK oder auch des Masterplans zu diskutieren. Soll ein primär  
oder ausschließlich behördenorientiertes Programm entstehen, wird es entscheidend sein, dass 
die Behörden zum einen selbst konsequent Vorbildfunktion übernehmen und damit auch Ak-
zeptanz bei den Steuerzahlern erreichen. Zum anderen sind Förderungen, die (z. B. im Rah-
men von Förderprogrammen) nach außen gehen, klar an Zielgruppen zu richten. Die Beteili-
gung nicht-behördlicher Stakeholder wird dann keine oder nur noch eine sehr untergeordnete 
Rolle spielen, wenn die Mittelvergabe an die Zielgruppen transparent und effizient ist. Soll das 
Programm dagegen bewusst einen breiten Interessenten- und Akteurskreis in Hamburg und in 
der Metropolregion ansprechen, ist die konsequente Ansprache und Beteiligung der unter-
schiedlichen Stakeholdergruppen zwingende Voraussetzung für den Erfolg der Programmum-
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setzung. In diesem Falle müssten dann aber auch neue partizipative Arbeitsmethoden zum 
Einsatz kommen. 

4.9 Antrags- und Bewilligungsverfahren 

Evaluationsfrage Programm C1: Ist das Antrags- und Bewilligungsverfahren ausreichend trans-
parent und effizient? 

Evaluationsfrage Programm C2: Wirkt das Verfahren ausreichend selektierend und fokussiert 
es das Projektportfolio ausreichend auf die Programmziele hin? 

4.9.1 Aktuelle Struktur und Situation – Antrags- und Bewilligungsverfahren 

Das KSK besteht – gegliedert in sogenannten Sektoren – aus einer strukturierten Sammlung 
von Einzelmaßnahmen unterschiedlichster Größenordnung. Nach der ersten Projekt- und Maß-
nahmenlistung in der ersten Drucksache (Drs. 18/6803) (s. Tab. 9) wurden in einem Verfahren 
unterjähriger Antragstellung kontinuierlich Anträge bei der LSK gestellt, die dann auch unterjäh-
rig bewilligt wurden. Nach Eingang des Antrags und einer Prüfung durch die LSK erstellte aus-
schließlich der damalige Leiter der LSK eine fachliche Bewertung der LSK und einen Vorschlag 
für ein Votum der BSU. Senatsdirektor (SR) und Staatsrat Umwelt (SVU) wurden um Bestäti-
gung gebeten und gaben das Votum für die BSU ab. Der Antrag, die fachliche Bewertung der 
LSK und das Votum der BSU wurden dann an die Senatskanzlei und die Finanzbehörde wei-
tergeleitet. Das Abstimmungsverfahren erfolgte per E-Mail und zur Klärung von Einzelfragen 
telefonisch und mündete in die Formulierung eines Bewilligungsschreibens. An diesem Verfah-
ren der unterjährigen Antragstellung wurde bis zum Jahr 2010 festgehalten. Mit der neuen Lei-
tung der LSK wurde ab 2010 das Verfahren der Votenerstellung innerhalb der LSK umgestellt. 
Seither sind die Sektorenverantwortlichen in der LSK für die Erstellung der Empfehlungen zu 
den Voten zuständig. Sie stimmen diese dann mit dem LSK-Leiter ab. Das endgültige Votum 
der BSU wurde dann vom SR und wird ab 2012 von SVU abgegeben. 

Im Jahr 2011 wurde das Antrags- und Bewilligungsverfahren grundlegend umstrukturiert. Die 
wichtigsten Neuerungen waren dabei: 

 die Bündelung der Antragstellung auf sogenannte „Calls“ (in 2011 als A-Tranche bis En-
de März und B-Tranche bis Ende August, in 2012 nur ein Call bis Ende März),  

 die Neugestaltung der Antragsunterlagen, 
 die Bestimmung einer Mindestantragssumme in Höhe von 50.000 Euro, 
 die Einführung einer grundlegend überarbeiteten Bewertungsmatrix zur strukturierten 

und nachvollziehbaren Prüfung der Anträge durch die Sektorenverantwortlichen in der 
LSK, 

 die Formulierung der fachlichen Bewertung sowie von Vorschlägen für ein Votum der 
BSU durch die Sektorenverantwortlichen in der LSK und die abschließende Abstim-
mung mit dem Leiter der LSK, 

 die Erstellung des Votums der BSU allein durch SR und ab 2012 durch SVU, 

 die Einrichtung einer Bewilligungskonferenz, die erstmals 2011 tagte (s. Kap. 4.4.1). 
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Aufgrund dieser bereits vollzogenen Neuerungen und Verbesserungen des Antrags- und Bewil-
ligungsverfahrens richten sich die Analysen und Bewertungen im Rahmen der Evaluation aus-
schließlich auf das nun neue Verfahren.  

 Grundsätzlicher Ablauf des Antrags- und Bewilligungsverfahrens 

Das Antragsverfahren ist als zweistufiges Verfahren angelegt: 

 Die erste Stufe besteht in der Mittelanmeldung. Die Behörden können bis zum Stichtag 
31.8. eines Jahres Mittel für die Verausgabung aus dem KSK anmelden, noch bevor die 
Anträge abschließend konkretisiert und ausgearbeitet sind. Als Grundlage für die Ver-
handlung reicht eine vorläufige Form der Bearbeitung des Antragsformulars mit Informa-
tionen über die beabsichtigte (neue, aber auch bereits bestehende oder fortzusetzende) 
Maßnahme. Aufgrund dieser Mittelanmeldungen kann im Rahmen der Erstellung der 
jährlichen Fortschreibungsdrucksachen die Mittelverteilung vorgeplant und eine Vor-
auswahl der zu realisierenden Maßnahmen getroffen werden.   
Seit 2011 werden auch die Mittelanmeldungen von der LSK mit Hilfe ihrer Bewertungs-
matrix (s.u.) geprüft. Auf dieser Grundlage wird eine Empfehlung (Zustimmung / Ableh-
nung) formuliert. FB, SK und Behördenleitung der BSU geben ihrerseits zustimmende 
oder ablehnende Voten ab. Über die Mittelanmeldung entscheidet schließlich die Bewil-
ligungskonferenz unter Mitwirkung der SK, der FB (s. u. und Kap. 4.4.1) und der LSK, 
die auch in Vertretung für die BSU votiert. Dabei werden die eingereichten Projekte 
(mehr oder weniger detailliert) besprochen, detaillierter vor allem bei Abgabe unter-
schiedlicher Voten. Positiv beschiedene Mittelanmeldungen werden in die Fortschrei-
bung der Klimaschutzdrucksache aufgenommen. Die Aufnahme in die Drucksache ist 
entsprechend die Voraussetzung für die Einreichung eines konkreten Antrags in der 
zweiten Stufe. Die Mittelanmeldung ist zwingend erforderliche Voraussetzung für eine 
Projektantragstellung. Unterjährige Anträge können nur in Ausnahmefällen zusätzlich 
gestellt werden, denn der Umfang frei verfügbarer Mittel für unterjährige Antragstellun-
gen inzwischen sehr stark eingeschränkt worden ist, da hierfür nur noch die Restmittel 
aus dem Vorjahr verwendet werden können. 

 Die zweite Stufe besteht im eigentlichen Antragsverfahren. Im Jahr 2011 gab es zwei 
Projekt-Calls, den A-Call zum 31.3. sowie den B-Call zum 30.8.. Für das Jahr 2012 ist 
aufgrund der begrenzten Mittelverfügbarkeit und weil Mittel gegen Ende des Jahres so 
spät nicht mehr abfließen können nur noch ein Call zum 31.3. vorgesehen. Zu den Calls 
müssen noch einmal die (ggf. ergänzten und überarbeiteten) Projektanträge über den 
Beauftragten für den Haushalt (BfH) eingereicht werden, und es erfolgt eine nochmalige 
Prüfung anhand der Bewertungsmatrix. Die LSK formuliert die Empfehlung zu einem 
Votum (s.u.), das dann Grundlage für die Abstimmung in der Bewilligungskonferenz ist, 
die zeitnah zu den Calls einberufen wird. Im Jahr 2011 wurden im Mai und im Oktober 
Bewilligungskonferenzen abgehalten. Die Bewilligungskonferenz im Herbst 2011 be-
handelte sowohl die die Anträge des B-Calls als auch die Mittelanmeldungen für das 
Jahr 2012.  

Zwischen der Einreichung der Mittelanmeldung bis zur Projektbewilligung liegen ca. neun Mo-
nate. 
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Für 2012 ist die Planung im Detail die Folgende: 

 15.3.2012: Abgabe der Antragsentwürfe durch die Behörden zur Vorprüfung durch die 
LSK 

 30.3.2012: Abgabe der Anträge durch die Behörden 
 13.4.2012: Voten durch Sektorenverantwortliche an LSKL 
 20.4.2012: Voten von LSKL freigegeben und Versand an SVU, FB und SK (entscheidet 

die LSK allein: Bewilligungsschreiben und Sollübertragungen) 
 11.5.2012: Abgabe der Voten von SR, FB und SK 
 14.5.2012: Versand Rankingliste und Mittelübersicht an SVU, FB und SK  
 16.5.2012: Bewilligungskonferenz 
 21.5.2012: Protokoll an SVU, FB und SK 

 Ende Mai: Bewilligungsschreiben und Sollübertragungen 

 Antragstellung: 

Den Antragstellern sind folgende Unterlagen zugänglich: 

 Leitfaden für Antragsteller (Stand Februar 2011) und 
 Antragsformular („Antrag auf Sollübertragung im Rahmen des Hamburger Klimaschutz-

konzepts“) mit fünf Anlagen: 

 Anlage 1: Emissionsfaktoren, 

 Anlage 2: Lebensdauern, 

 Anlage 3: Handlungsziele Hamburger Klimaschutzkonzept, 

 Anlage 4: Bewertungsmatrix, 

 Anlage 5: Zeitplan Antragsverfahren. 

Die Anlagen 1 bis 5 stellen zentrale Informationen bereit, die bei der Erstellung eines Antrags 
unbedingt berücksichtigt werden müssen. Anlage 1 legt die für die Berechnung von CO2-
Emissionen zu berücksichtigenden Umrechnungsfaktoren dar; auf dieser Grundlage muss die 
im Antrag angegebene anvisierte CO2-Einsparung plausibel gemacht werden. Anlage 2 führt 
aus, wie die ebenfalls für die Berechnung von CO2-Emmissionen zu berücksichtigenden Le-
bensdauern von Maßnahmen festgelegt werden (Richtwerte für die Lebensdauern z. B. von 
städtebaulichen Sanierungen, Anlagen, Geräten, Leuchten). Problematisch ist hier, dass meh-
rere mögliche Referenzen angegeben werden, und der Antragsteller sich selbst aussuchen 
kann, welcher Referenz (DIN-Institut, VITO / 2007, Wuppertal-Institut, EU-CWA-Gremium) er 
den Vorzug gibt. Anlage 3 beschreibt die 14 Handlungsziele der Klimapolitik Hamburgs, die 
dem Teil II des Antragsformulars („Beitrag der Maßnahme zu den Zielen des KSK“) zugrunde 
liegen. Anlage 4 zeigt die Matrix, anhand derer die LSK die beantragte Maßnahme bewertet 
(s.u.). Anlage 5 gibt einen Überblick über den zeitlichen Ablauf des gesamten Antragsverfah-
rens. Dort werden sowohl die jährlichen Stichtage zur Einreichung von Mittelanmeldungen und 
Anträgen als auch die Bearbeitungs- und Entscheidungsfristen genannt. 

Der Leitfaden stellt das ab 2011 gültige Verfahren mit Begründungen zu dessen Straffung ge-
genüber den früheren Jahren dar. Konkret geht der Leitfaden auf alle Schritte des Antrags- und 
Bewilligungsverfahrens sowie auf Pflichten wie die eBIS-Erfassung der Anträge, Berichtlegung 
und Hinweis auf Mitfinanzierung durch das KSK ein. 
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Das Antragsformular kann sowohl für einen Entwurf (z. B. im Rahmen der Mittelanmeldung) als 
auch für einen Vollantrag genutzt werden. Es sind umfassende Informationen zum beantragten 
Projekt zu liefern, die sich wie folgt gliedern. 

Teil I fragt zentrale Informationen zum beantragten Projekt ab. Diese umfassen: 

 eine Beschreibung und fachliche Begründung der Maßnahme, 
 den Beitrag der Maßnahme zur Einsparung von Treibhausgasen, 
 eine Darstellung des Konzepts, 
 den Zeitplan für die Umsetzung,  
 den Stand der Vorbereitungen sowie  

 ggf. den Antrag auf Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn durch den jeweili-
gen BfH. 

Teil II des Antrags geht auf den Beitrag der Maßnahme zu den Zielen des KSK ein. Dort wer-
den in sechs Blöcken A bis F mögliche Beiträge der Maßnahme zu folgenden Aspekten abge-
fragt: 

 A. Unmittelbare CO2-Minderung  
 B. Förderung erneuerbarer Energien und Energieeffizienz 
 C. Steigerung der umweltfreundlichen Mobilität  
 D. Wissenstransfer oder Bewusstseinsbildung mit dem Ziel der Verhaltensänderung, -

stabilisierung oder fachlichen Befähigung durch Maßnahmen der Bildung, Qualifizie-
rung, gezielten Beratung oder Öffentlichkeitsarbeit 

 E. Klimawandel / Klimafolgenmanagement oder Erzielen eines wissenschaftlichen Er-
kenntnisgewinns 

 F. Bewerbung und Vernetzung des Klimaschutz- und Klimaforschungsstandorts Ham-
burg (Netzwerkarbeit national/international) 

Die Blöcke beinhalten jeweils eine Reihe von Fragen, die im Wesentlichen durch Ankreuzen 
und kurze stichpunktartige Antworten bearbeitet werden können. 

Teil III des Antrags ist der Finanzierung gewidmet (Gesamtkosten und deren Verteilung auf 
Fachtitelfinanzierung, Finanzierungsanteile Dritter, Restfinanzierungsbedarf mit Begründung 
des Finanzierungserfordernisses aus dem KSK, Darstellung von Kassenmitteln und Verpflich-
tungsermächtigungen).  

Teil IV des Antrags verlangt eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der beantragten Maßnahme 
anhand einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach der Landeshaushaltsordnung sowie anhand 
der Effizienz der Förderkosten aus dem KSK (Kosten pro vermiedener Tonne CO2). 

Falls Personalkosten beantragt werden, sind in Teil V entsprechende Angaben zu machen; Teil 
VI regelt Angaben für die konkrete Überweisung von Mitteln (Sollübertragung), Teil VII die An-
sprechpartner auf den Ebenen: 

 Amtsleitung, 
 Sachbearbeitung, 
 Haushaltssachbearbeitung, 
 Organisationssachbearbeitung (Personal), 

 Projektverantwortlicher in der LSK. 
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 Antragsprüfung: 

Die Anträge werden über die Fachbehörden und Bezirksämter der LSK zugeleitet. In Ausnah-
mefällen, in denen außerbehördliche Antragsteller keine Fachbehörde oder keine Bezirksamt 
als geeigneten Adressaten identifizieren konnten, kommt es auch zu einer direkten Einreichung 
des Antrags bei der LSK, die ihrerseits dann aber nach einer geeigneten Behörde für die Be-
treuung des Projekts suchen muss. In der LSK werden die Anträge seit der personellen Neu-
ordnung in 2010 und der Bestimmung von Sektorenverantwortlichen an diese weitergeleitet. 
Die Verantwortlichen führen dann die fachliche Bewertung durch.  

Die Projektbewertung wird anhand einer im Jahr 2011 eingeführten Bewertungsmatrix vorge-
nommen. Diese Matrix wiederum basiert auf einem bereits in 2. Fortschreibungsdrucksache 
präsentierten Prüfschema, wurde allerdings erst in 2011 weiter ausgearbeitet. Die Matrix macht 
die Bewertung nachvollziehbar und transparent und gibt der LSK Hilfestellung im Diskurs mit 
der Senatskanzlei und der Finanzbehörde im Rahmen der Bewilligungskonferenz. Sie bildet 
heute den methodischen Kern des Antragsprüfungsverfahrens. 

Die Bewertungsmatrix besteht aus mehreren Blöcken und ist am Verfahren der Nutzwertanaly-
se orientiert: 

 Die absoluten Kriterien (Finanzierungsbedarf ist schlüssig dargelegt, allgemeine Wirt-
schaftlichkeit der Projektrealisierung [...] ist plausibel, Planungs- und Umsetzungsreife 
sind gegeben, kein Ausschluss einer Finanzierung [...] in einem vorherigen Bewilli-
gungs- oder Ablehnungsschreiben bzw. Auflagen aus einem vorherigen Bewilligungs-
schreiben wurden eingehalten) sind K.O.-Kriterien, wobei im Falle der Bildungsprojekte 
eine strenge Bewertung nach dem zweitgenannten Kriterium („Allgemeine Wirtschaft-
lichkeit ...“) nicht immer möglich ist.  

 Die relativen Kriterien führen zu einer Punktesummierung. Dabei gilt, je mehr Punkte ein 
Projekt erreicht, desto besser ist es in der schlussendlichen Bewertung. Der Katalog 
enthält die folgenden übergeordneten Bewertungsfelder (zielorientierte Kriterien), die 
sich wiederum aus verschiedenen Unterpunkten zusammensetzen und gewichtet sind: 

 A (50%): Unmittelbare CO2-Minderung 

 B (15%): Förderung erneuerbarer Energien und Energieeffizienz 

 C (10%): Steigerung der umweltfreundlichen Mobilität 

 D (10%): Wissenstransfer oder Bewusstseinsbildung mit dem Ziel der Verhaltensän-
derung, -stabilisierung oder fachlichen Befähigung durch Maßnahmen der Bildung, 
Qualifizierung, gezielten Beratung oder Öffentlichkeitsarbeit 

 E (10%): Klimawandel / Klimafolgenmanagement oder Erzielen eines wissenschaft-
lichen Erkenntnisgewinns 

 F (5%): Bewerbung und Vernetzung des Klimaschutz- und Klimaforschungsstand-
orts Hamburg (Netzwerkarbeit national / international) 

Eine zusätzliche Kategorie „übergeordnete direkte Effekte“ (mit den Unterpunkten Kon-
junkturpolitische Impulse bzw. Wertschöpfung am Standort Hamburg, Akquirierung von 
Drittmitteln (Bund, EU, Private), Sicherung eines zuvor erreichten Projekterfolgs) arbei-
tet mit Multiplikatoren auf die nach Anwendung der zielbezogenen Kriterien erreichten 
Punkte. Letztendlich wird der Zielbeitrag in 0,25-Schritten angegeben. 



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 148 30.04.2012 

 Die Bewertungskategorie „Übergeordnetes Kriterium“ (Bestandteil Arbeitsprogramm des 
Senats) wurde nach Verabschiedung des Senatsprogramms nachträglich eingefügt. Die 
Gewichtung dieses Kriteriums wurde bewusst offen gelassen. Eine differenzierte Stel-
lungnahme hierzu erfolgt z. T. im Rahmen der Empfehlung zum Votum (hierfür gibt es 
eine Formularvorlage). 

Die Bewertungsmatrix soll primär zum Vergleich von Projektbewertungen innerhalb eines Sek-
tors zum Einsatz kommen. Allerdings erreichen Projekte, die beispielsweise dem Sektor Ener-
gie zuzuordnen sind (s. o.g. Bewertungsfeld A), grundsätzlich bessere Bewertungen, weil sie in 
der Gesamtbewertung mit einem höheren Prozentanteil gewichtet sind. Ferner implizieren die 
Matrixregeln, dass Projekte, die Ziele mehrerer Sektoren bedienen, besser bewertet werden, da 
sie höhere Punktzahlen erreichen können (beispielsweise ein Windrad auf einem Schulgelän-
de, das neben der Bereitstellung erneuerbarer Energien auch einen Bildungsauftrag erfüllt).  

Aufgrund der kurzen Anwendungszeit liegen noch keine Erfahrungswerte zur Einschätzung der 
erreichten / erreichbaren Punktzahlen vor. Daher kann zurzeit beispielsweise auch noch keine 
Mindestpunktzahl definiert werden, bei deren Unterschreitung Projekte grundsätzlich für eine 
Finanzierung nicht weiter in Betracht kommen. Momentan sind nur Relativbewertungen mög-
lich. Die Bewertungen in der Matrix beruhen auf Einschätzungen, die im Vieraugenprinzip ge-
troffen werden. Die Erstbewertung wird durch den Sektorenverantwortlichen in der LSK durch-
geführt, die Zweitbewertung durch den Leiter der LSK: Die beiden Bewertungen werden bei 
Abweichungen gemeinsam diskutiert. Projekte im Bereich Bewusstseinsbildung werden – auf-
grund der in der LSK geteilten Zuständigkeit für diesen Sektor – schon vor der Bewertung durch 
den LSK-Leiter im Vieraugenprinzip von zwei Mitarbeitenden der LSK bewertet. 

Die Bewertungsergebnisse nach der Matrix sind nur für den internen Gebrauch und für die Be-
willigungskonferenz bestimmt. Den Projektnehmern wird keine Einsicht gewährt.  

Das Ergebnis der Antragsprüfung ist bei der Vorprüfung der Anträge für die Aufnahme in die 
Drucksache eine Empfehlung der LSK zur Zustimmung oder Ablehnung, im Falle der Antrag-
stellung in Stufe 2 eine Empfehlung zum Votum (s.u.). Es wird i.d.R. durch den Sektorenver-
antwortlichen formuliert. Die LSK-Votenempfehlung gilt in den folgenden Fällen als Votum der 
BSU: 

 bei Anträgen, die von der Summe her 1:1 der Mittelanmeldung in der Drucksache ent-
sprechen oder darunter liegen bis zu einer Wertgrenze von unter 1 Mio. Euro, 

 bei Anträgen, für die in der Drucksache keine Mittel vorgesehen sind bis zu einer Wert-
grenze von unter 200.000 Euro. 

In allen übrigen Fällen muss die LSK ihre Votenempfehlung mit der Behördenleitung (SR, in 
Zukunft SVU) abstimmen. 

 Bewilligungskonferenz: 

Die Bewilligungskonferenz wurde 2011 erstmalig abgehalten, nachdem das unterjährige An-
tragsverfahren durch einen zweimal jährlichen „Call“ ersetzt worden ist. Zur Bewilligungskonfe-
renz wurden bereits in Kap. 4.4.1 im Zusammenhang mit den Gremien ausführlicher diskutiert. 

Projekte der Stufe 1 des Antragsverfahrens (s.o. Mittelanmeldung) werden in der Bewilligungs-
konferenz auf der Grundlage der ausgefüllten Bewertungsmatrix und der Empfehlung der LSK 
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zur Zustimmung oder Ablehnung diskutiert. Zu Projekten der Stufe 2 (eigentliches Antragsver-
fahren) erfolgt eine Abstimmung basierend auf dem Voten der LSK / BSU (bestehend aus der 
ausgefüllten Bewertungsmatrix und einer schriftlich ausformulierten Votenempfehlung) und der 
vorab ebenfalls von der SK und der FB abgegebenen Voten. Kommt es in der Bewilligungskon-
ferenz zu einer Akzeptanz des Votums von LSK / BSU durch die SK und FB muss die Bewilli-
gung oder Ablehnung eines Projekts nicht weiter diskutiert werden. Kommt es nicht zu einer 
Übereinstimmung, werden die jeweiligen Projekte im Rahmen der Bewilligungskonferenz be-
sprochen und es wird versucht, eine Einigung herbeizuführen. Ist dies nicht möglich, wird die 
LSK beauftragt, eine nochmalige detaillierte Prüfung des Projektantrags vorzunehmen und eine 
Klärung auf Arbeitsebene herbeizuführen. Gelingt auch dies nicht, werden die betroffenen 
Staatsräte eingeschaltet um eine Klärung herbeizuführen. Außerdem gibt es die Möglichkeit, 
dass die Bewilligungskonferenz das Projekt zurückstellt.  

 Bewilligungsschreiben: 

Nach dem positiven Votum der Bewilligungskonferenz erhalten die Antragsteller ein Bewilli-
gungsschreiben der LSK, mit dem die Sollübertragung der Mittel angekündigt wird. Im Bewilli-
gungsschreiben werden i.d.R. Auflagen, die an die Bewilligung geknüpft werden, formuliert. 
Diese beziehen sich u.a. auf die Berichterstattung zu den Projekten (s. Kap.4.10.1). Ferner ent-
halten die Bewilligungsschreiben ab 2011 auch konsequent den expliziten Hinweis, dass bei 
Veröffentlichungen auf die Förderung durch das KSK hinzuweisen ist. 

4.9.2 Kritische Rückmeldungen – Antrags- und Bewilligungsverfahren 

 Antragsverfahren: 

 In der Online-Umfrage Programm wurden die Teilnehmenden gefragt, ob ihnen das 
neue Antragsverfahren bekannt ist. Ca. 67% konnten diese Frage mit „ja“ beantworten 
(s. Abb. 26). Erwartungsgemäß ist der Anteil derjenigen, die das neue Verfahren ken-
nen, bei den Behörden höher (bei 32 bekannt, bei 8 nicht bekannt, bei 5 keine Angabe) 
als bei den nicht-behördlichen Einrichtungen (bei 6 bekannt, bei 3 nicht bekannt, bei 2 
keine Angabe).  

67,2%

20,7%
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weiß nicht / k. A.
 

Abb. 26: Ergebnisse zu Frage Q33 der Online-Umfrage Programm 

 Die Personen, die angaben, das neue Antragsverfahren zu kennen, wurden zusätzlich 
nach dessen Transparenz und Effizienz befragt. Neben einem erheblichen Anteil, die 

Ich kenne das neue 
Antragsverfahren ... 
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sich nicht oder nur indifferent geäußert haben, gibt es im Falle der Transparenz bei fast 
einem Drittel der Befragten und bei der Effizienz bei fast 40% Kritik (s. Abb. 27). 
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Abb. 27: Ergebnisse zu den Fragen Q35 und Q37 der Online-Umfrage Programm 

Die konkrete Kritik der Befragten richtet sich im Wesentlichen auf: 

 das Antragsformular: Die Antragsvordrucke seien sehr umfangreich, die Fragen 
zwar im Wesentlichen verständlich, aber kompliziert und vielfach untergliedert, so 
dass eine Beantwortung ohne Wiederholungen schwierig sei („ich fühle mich regel-
mäßig gequält und fast gedemütigt. Ich finde es kleinlich“, „dem Antragsteller wird zu 
viel abgefordert“); 

 die Tatsache, dass mehrjährige Projekte jedes Jahr wieder neu einen Antrag stellen 
müssen und damit sowohl ein hoher Aufwand verbunden ist als auch die Planbarkeit 
eingeschränkt ist.  

Zur erstgenannten Kritik zum Antragsformular gibt es allerdings auch komplett wider-
sprechende Aussagen: Das Antragsformular sei gut gegliedert, das Verfahren durch die 
umfangreichen Abfragen transparent und die Effizienz der weiteren Schritte durch die 
klare Struktur gefördert. Es werde deutlich, was die entscheidenden Kriterien und Aus-
wahlvoraussetzungen sind. Außerdem stünde die LSK den Antragstellern unterstützend 
zur Seite. Dabei ist keine Systematik erkennbar, dass Befragte aus nicht-behördlichen 
Einrichtungen in der Tendenz zu anderen Aussagen kommen als die aus Behörden. 
Das heißt, es gibt innerhalb der Behörden sowohl Personen, die sich sehr positiv als 
auch solche, die sich sehr negativ äußern. 

Kritik wurde in der Online-Umfrage Programm auch bezüglich des zweistufigen Antrags-
verfahrens und der festen Calls geäußert. Die Umstellung von der unterjährigen Antrag-
stellung zu den beiden fest terminierten Calls wird von einigen der Befragten offensicht-
lich als Einschränkung für eine flexible Projektplanung empfunden. Es können insbe-
sondere in laufenden Projekten kurzfristig Mittelbedarfe entstehen, auf die mit den fes-
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ten Antragszeiten nicht adäquat reagiert werden könne. Es könne infolgedessen zu zeit-
lichen Verzögerungen im Projektablauf und zu Problemen in der Projektbearbeitung 
kommen. Die Chancen und Möglichkeiten, ohne vorherige Mittelanmeldung und Auf-
nahme eines Projekts in die Klimaschutzdrucksache ein Projekt erfolgreich beantragen 
zu können, werden unterschiedlich eingeschätzt: Die einen sehen realistische Chancen, 
andere äußerten die Auffassung, es gäbe „so gut wie keine Chance“. Von einigen Be-
fragten wurde außerdem darauf hingewiesen, dass die Vorauswahl der Projekte für die 
Aufnahme in die Klimaschutzdrucksache nicht transparent ist, d.h. nicht klar ist, nach 
welchen Kriterien diese entschieden wird. 

 Die LSK-Mitarbeitenden haben sich im Rahmen des LSK-Workshops zu den kritischen 
Rückmeldungen zum Antragsverfahren positioniert. Ihrer Ansicht nach erhält die LSK 
durch das neue, auch etwas aufwändiger erscheinende Formular, nun qualitativ bessere 
Informationen, die für die Antragsbewertung wichtig sind und dazu führen, dass in deut-
lich geringerem Umfang als früher Nachfragen bei den Antragstellern erforderlich sind. 
Dass der erforderliche Aufwand von den unterschiedlichen Antragsstellern unterschied-
lich beurteilt wird, überrascht die LSK-Mitarbeitenden dabei nicht. Eine Straffung des 
Antragsformulars werde eher als kontraproduktiv empfunden. 

 Kritik am zweistufigen Antragsverfahren äußerte auch der Rechnungshof in seiner inter-
nen Prüfmitteilung. Demnach sei das zweistufige Antragsverfahren mit seinen jeweiligen 
Entscheidungsprozessen wegen der Einbeziehung vieler Beteiligter sehr arbeitsauf-
wändig. Trotz inhaltlicher Verbesserungen bestünde die Möglichkeit von Doppelarbeit. 
Zusätzlich heißt es, dass sich angesichts der hohen Identität zwischen vorausgewählten 
und tatsächlich bewilligten Maßnahmen die Frage nach der Notwendigkeit des zweistu-
figen Verfahrens stellt. Im Detail wird ferner ausgeführt, dass die Kriterien für diese Vor-
auswahl nicht dokumentiert seien. Die Umstellung auf die halbjährlichen Calls bewertet 
der Rechnungshof dagegen positiv. Die LSK habe damit einen Mangel des bisherigen 
Antragsverfahrens abgestellt, denn ohne ein stichtagbezogenes Verfahren ließen sich 
die Anträge nicht im direkten Quervergleich bewerten. 

 Diese Kritik wird durch Einzelbemerkungen in den Interviews mit den Mitgliedern der 
Steuerungsgruppe gestützt. Dort wurde das Verfahren von einer befragten Person als 
„unglaublich bürokratisch“ bezeichnet. Die Befassung der Behördenleitungen mit jedem 
einzelnen Projekt binde zu viele Kapazitäten. 

 Die von der LSK seit 2011 für die Antragsbewertung genutzte Bewertungsmatrix wird 
sowohl von der LSK als hilfreiches Arbeitsinstrument als auch vom Rechnungshof ge-
würdigt. Gleiches gilt für den Leitfaden für Antragsteller. Im Einzelnen formuliert der 
Rechnungshof in seiner internen Prüfmitteilung, dass nach einer ersten Durchsicht der 
Matrix insbesondere inhaltlich Schritte in die richtige Richtung zu erkennen seien. So 
solle der Qualität der Anträge künftig ein stärkeres Gewicht beigemessen werden, um 
sicherzustellen, dass belastbare Angaben für spätere Erfolgskontrollen zur Verfügung 
stehen werden. Allerdings wird vom Rechnungshof auch Detailkritik geäußert, die sich 
jedoch auf eine vorläufige Version der Bewertungsmatrix bezieht. Die Bewertungsmatrix 
entspräche noch nicht den in der Haushaltsordnung benannten Anforderungen einer 
Nutzwertanalyse. Zudem flössen die Ergebnisse monetärer Wirtschaftlichkeitsbetrach-
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tungen nicht ausreichend in die Bewertung ein. Entscheidungshilfen oder Hinweise, wie 
beispielsweise die Faktoren zum Zielbeitrag anzuwenden sind, lägen nicht vor. Die da-
mit befassten Bediensteten hätten als Richtschnur „gesunder Menschenverstand“ und 
die Inhalte der Klimaschutz- Drucksache angegeben. 

 Die LSK hält jedoch eine weitere Ausdifferenzierung der Kriterien der Bewertungsmatrix 
und deren Hinterlegung mit Indikatoren oder gar Schwellenwertsetzungen nicht für sinn-
voll. Aufgrund des breiten Projektspektrums sind letztendlich die Bewertungseinschät-
zungen individuell zu treffen. Der Nachvollziehbarkeit jeder einzelnen Bewertung sind 
Grenzen gesetzt. Das in der LSK bei der Ausfüllung der Bewertungsmatrix zum Einsatz 
gelangende „Vier-Augen-Prinzip“ dient jedoch einer Verbesserung der Reproduzierbar-
keit der Bewertungen. Ein Mitglied des Evaluationsteams hat sich in einer gemeinsamen 
Sitzung mit zwei Mitarbeitenden der LSK die hinter den jeweiligen Bewertungen ste-
ckenden Überlegungen erläutern lassen. Dabei wurde klar, dass ein gemeinsames Ver-
ständnis zur Auslegung existiert. In diesem gemeinsamen Gespräch wurde zudem klar, 
dass durch das konkrete Arbeiten mit der Bewertungsmatrix diese auch weiter verbes-
sert wird. Einzelne methodische Details erscheinen verbesserungsbedürftig. So haben 
beispielsweise aufgrund der Tatsache, dass die einzelnen Bewertungsfelder mit unter-
schiedlich vielen Kriterien unterlegt sind, ähnliche Kriterien wie beispielsweise der „Inno-
vationsgehalt einer Maßnahme“ unterschiedliches Gewicht (z. B. im Sektor B nur max. 
0,5 von max. erreichbaren 7 Punkten, im Sektor C dagegen max. 1,5 von max. erreich-
baren 7 Punkten). Dies lässt sich inhaltlich nicht immer begründen. Hinzu kommen teil-
weise Unschärfen in der Abgrenzung von Kriterien voneinander (z. B. „Innovationsgeh-
alt“ und „Besonderheiten“). 

 In Gesprächen mit Mitarbeitenden der LSK wurde kritisch erwähnt, dass das Antrags-
prüf- (und Bewilligungs-) Verfahren bislang unabhängig von der Projektgröße (s. Tab. 
Tab. 11) für alle Antragstellungen identisch ist. Der Versuch, die Antragstellungen auf 
eine Mindestantragssumme von € 50.000 festzulegen, habe sich als schwierig erwie-
sen, da diese Antragsschwelle gerade in der Zusammenarbeit mit den Bezirken und im 
Sektor Bewusstseinsbildung nicht selten unterschritten wird. 

 Zur Selektivität des Verfahrens ließen sich keine systematischen Aussagen treffen. Es 
werden von der LSK zwar Tabellen zu den Antragseinreichungen sowie den Zu- und 
Absagen geführt. Bisher wurden aber keine systematischen Auswertungen zum Selekti-
vität des Verfahrens vorgenommen, um daraus entsprechende Schlussfolgerungen für 
mögliche Anpassungen des Antrags- und Bewilligungsverfahrens zu ziehen. Der Rech-
nungshof hat in seiner internen Prüfmitteilung mit Bezug auf das vormals geltende Aus-
wahlverfahren moniert, dass diese nicht ausreichend selektierend gewirkt habe und die-
sen Sachverhalt anhand konkreter Zahlen belegt Diesbezügliche Aussagen zum neuen 
Antragsverfahren lassen sich derzeit aus den o.g. Gründen noch nicht treffen. 

 Bewilligungsverfahren: 

 Die Bewilligungskonferenz wird von der LSK als großer Fortschritt im Bewilligungspro-
zess gewertet. Durch die fachliche Fundierung mithilfe der Bewertungsmatrix und die 
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zeitliche Konzentration der Diskussion der Projekte konnte eine deutliche Effektivierung 
des Prozesses erreicht werden (s. auch Kap. 4.4.2).  

 In der Online-Umfrage Programm wurde von den Teilnehmenden die Transparenz und 
Effizienz des Bewilligungsverfahrens bewertet. Der Anteil derjenigen, die das Verfahren 
als transparent und effizient eingestuft haben, lag unter einem Fünftel, wobei sich auch 
ein erheblicher Teil nicht im Stande sah, ein Urteil abzugeben (s. Abb. 28). 
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Abb. 28: Ergebnisse zu den Fragen Q39 und Q41 der Online-Umfrage Programm 

Mit Blick auf die Transparenz des Verfahrens kritisieren einige der Befragten konkret, 
dass: 

 man als Antragsteller nicht über den laufenden Fortgang und den jeweils aktuellen 
Stand des Bewilligungsprozesses informiert wird, sondern nur über das Endergebnis 
informiert wird, 

 Ablehnungsgründe nicht ausreichend kommuniziert werden und die Argumente der 
Entscheidenden nicht offengelegt werden. 

Es kann durch diese aus Sicht der Antragsteller mangelhafte Transparenz des Ent-
scheidungsprozesses der Eindruck entstehen, dass „bei den Entscheidungsfindungen 
viel ‚Politik‘ gemacht wird“. Allerdings gibt es zu den o.g. Kritikpunkten auch diametral 
entgegengesetzte Aussagen (wenn auch nur singuläre), die aussagten, dass die Grün-
de für Ablehnung eines Projekts ausreichend schriftlich erläutert werden. 

Positiv wird hervorgehoben, dass das Verfahren nun eindeutig geregelt wurde und die 
einzelnen Schritte allen Beteiligten gegenüber in ihrem Ablauf offen gelegt wurden.  

Mit Blick auf die Effizienz des Verfahrens wird insbesondere 

 in Frage gestellt, dass der FB und SK eine so bedeutende Rolle im Bewilligungspro-
zedere zugestanden wird, und 
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 Unverständnis geäußert, warum es überhaupt nach erfolgreicher Mittelanmeldung 
und Aufnahme eines Projekts in die Klimaschutzdrucksache einer nachfolgenden 
Bewilligung durch LSK, SK und FB bedarf. 

 Auf die Frage in der Online-Umfrage Programm, wer die definitive Förderentscheidung 
treffen sollte, halten allerdings fast 40% der Befragten an einer Entscheidung durch die 
Bewilligungskonferenz fest. Allerdings sprachen sich immerhin auch 31% für eine Ent-
scheidung durch die LSK aus (s. Abb. 29).  
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Abb. 29: Ergebnisse zu Frage Q 43 der Online-Umfrage Programm 

 Im LSK-Workshop wurde die Kritik an der Transparenz und Effizienz des Bewilligungs-
verfahrens diskutiert. Nicht nachvollziehbar waren der LSK zumindest teilweise die Hin-
weise auf die noch immer bestehende Intransparenz des Bewilligungsverfahrens. Da 
der Gesamtablauf bekannt ist, sehen die LSK-Mitarbeitenden keinen Bedarf zu regel-
mäßigen Informationen zu Zwischenständen im Entscheidungsprozess. Allerdings wur-
de im Rahmen des Workshops eingestanden, dass es sinnvoll sein könnte, zu einer 
weiteren Erhöhung der Transparenz beizutragen, indem beispielsweise ein Ablauf-
schema ins Internet gestellt würde, aus dem klar die einzelnen Schritte und die jeweili-
gen Beteiligungen hervorgehen.  

Nachvollziehbar erscheint der LSK dagegen die Kritik im Hinblick auf die Effizienz des 
Verfahrens, denn noch immer handelt es sich um ein Verfahren mit vielen Schritten und 
umfangreichen Beteiligungen. Insbesondere die intensive Einbindung der SK und FB 
können von der LSK ebenfalls nur bedingt nachvollzogen werden.  

 Die starke „Bürokratisierung“ des Bewilligungsverfahrens wurde auch in den Interviews 
der Steuerungsgruppenmitglieder teilweise kritisch angemerkt. Es brauche „klare Ver-
antwortlichkeiten, klare Entscheidungsträger“ und eine Vereinfachung des Verfahrens 
dahingehend, dass in den Händen derjenigen Institution, die das Geld letztendlich gibt, 
nämlich der LSK, auch die zentrale Verantwortlichkeit für die Entscheidungen liegen 
sollte. Der umfangreiche Beteiligungsprozess könne letztendlich sogar dafür verantwort-
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lich gemacht werden, dass die Mittel zum Jahresende nicht vollständig verausgabt wer-
den können. 

 Eine kritische Analyse des neuen Antrags- und Bewilligungsverfahren hat auch der 
Rechnungshof in seiner internen Prüfmitteilung vom September 2011 vorgenommen. Er 
kommt zu dem Schluss, dass die 2011 vorgenommenen Neuerungen Schritte in die 
richtige Richtung sind, aber noch nicht weit genug gehen. Trotz dieser inhaltlichen Ver-
besserungen sei eine erhebliche Straffung des Verfahrens noch nicht erkennbar, weder 
sei die Anzahl der Beteiligten gesenkt, noch nennenswert auf Verfahrensschritte ver-
zichtet worden. Auch der Rechnungshof stellt die Notwendigkeit einer Beteiligung der 
SK und FB am Bewilligungsprozess in Frage. Zur weiteren Verschlankung des Verfah-
rens regt er an, bei künftig vorhandenen operablen Zielvorgaben die weitere Notwen-
digkeit einer Beteiligung von Senatskanzlei und Finanzbehörde im Entscheidungsver-
fahren kritisch zu hinterfragen.  

4.9.3 Schlussfolgerungen – Antrags- und Bewilligungsverfahren 

Das Antrags- und Bewilligungsverfahren ist ab 2010 in vielen Aspekten, z. T. auch grundlegend 
überarbeitet worden. Vor allem mit der Einführung der halbjährlichen Calls konnten eine deutli-
che Effektivierung des Gesamtprozesses und eine bessere Vergleichbarkeit der Projekte erzielt 
werden. Die LSK hat mit der Überarbeitung des Antragsformulars, der Erstellung des Leitfa-
dens für Antragsteller und der Einführung der Bewertungsmatrix Instrumente geschaffen, die 
den Prozess gegenüber dem vorher angewandten Verfahren insgesamt transparenter, effizien-
ter und nachvollziehbarer gestalten. Dass mit den sukzessiven Erfahrungen bei der Anwendung 
weitere Verbesserungen einhergehen werden, ist zu erwarten. 

Insgesamt fällt die Bewertung der neu geschaffenen Instrumente durch das Evaluationsteam 
positiv aus. Die Kritik des Rechnungshofs an einer zu geringen Nachvollziehbarkeit des Bewer-
tungsprozesses kann in dieser Form nicht geteilt werden. Die Bewertungsmatrix wird als durch-
aus seriöses und gut anwendbares Instrument betrachtet. Unklarheiten bezüglich der Konse-
quenzen, die aus dem Punkteranking aller Projekte für die Projektauswahl erwachsen, wären 
allerdings noch zu klären. Soll das Instrument tatsächlich nur für ein sektorinternes Ranking der 
Projekte eingesetzt werden, wären für jeden Sektor letztendlich Gesamtbudgets zu ermitteln, 
die dann für diejenigen Projekte eingesetzt werden, die innerhalb des Sektors am besten beur-
teilt wurden.  

Mit den nun bestehenden Instrumenten sind wichtige Voraussetzungen für eine „echte“ Selekti-
on von Projekten geschaffen. Letztendlich wird es für das weitere Vorgehen davon abhängen, 
wie hoch das verfügbare Budget für das KSK in Zukunft ausfällt und wie streng die Auswahl 
dann erfolgen muss.  

Die in der Online-Umfrage Programm geäußerten sehr widersprüchlichen Aussagen und Be-
wertungen zu den Anforderungen an die Antragstellung weisen darauf hin, dass die Bereit-
schaft der Behörden, Projekte ausführlich zu beschreiben und zu begründen sehr unterschied-
lich ist. Nach Ansicht des Evaluationsteams dient das nun angewendete Verfahren durchaus 
den Zielen einer rationellen und transparenten Allokation von Mitteln auch innerhalb der Behör-
den. Es ist nachvollziehbar, dass das bisherige Selbstverständnis mancher behördlichen Stelle 
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in der Mittelverausgabung mit diesen Anforderungen beschnitten sein mag, für nicht-
behördliche Projektentwickler und -Antragsteller ist dieses Vorgehens aber bereits als selbst-
verständlich etabliert. Die Evaluatoren sind der Meinung, dass die Pflicht zu einer detaillierten 
und gut strukturierten Antragstellung letztendlich auch einer stringenten Planung und Durchfüh-
rung eines Projekts dienlich ist. 

Die Kritik an der Zweistufigkeit des Verfahrens und an der intensiven Beteiligung der SK und 
der FB am Bewilligungsprozess ist grundlegenderer Art, wurde aber von vielen unterschiedli-
chen Seiten an das Evaluationsteam herangetragen. Hier wird ganz offensichtlich weiterer Be-
darf an einer Straffung des Verfahrens gesehen. Es sei allerdings darauf hingewiesen, dass 
zweistufige Verfahren in der Antragstellung durchaus gängige Praxis sind. Insbesondere in 
größeren Förderprogrammen arbeitet man mit Projektskizzen, die der eigentlichen Antragstel-
lung vorangehen. Es ist allerdings zu erwägen, kleinere Projekte von dieser Praxis auszuneh-
men und sich in diesen Fällen tatsächlich auf ein einstufiges Verfahren mit einer einmaligen 
vollständigen Antragstellung zu beschränken.  

Es entsteht außerdem der Eindruck, dass das derzeitige Verfahren nicht wirklich zweistufig ist, 
da es insbesondere in der zweiten Stufe der eigentlichen Antragstellung kaum mehr zu Ableh-
nungen kommt. Nicht zwingend erscheinen jedoch die Praxis der projektspezifischen Mittelan-
meldung und die diesbezügliche Information an die Bürgerschaft. Diese hält übrigens auch der 
Rechnungshof in seiner Prüfmitteilung zum KSK für nicht erforderlich. Die bisherige Praxis der 
Mittelanmeldung lässt sich ggf. auf den „bottom up“-Ansatz beim Aufbau des Projektportfolios 
zurückführen, aufgrund dessen sich zumindest anfänglich der Mittelbedarf nicht klar abschät-
zen ließ. Je präziser die Zielsetzungen und Schwerpunktsetzungen des KSK werden und je 
enger das Programmbudget ist, desto eher ist zu erwarten, dass es mehr Anträge als Bewilli-
gungen geben wird. Dann wird die große Herausforderung in Zukunft nicht mehr darin beste-
hen, den Mittelbedarf gut abschätzen zu können, sondern eine strenge und nachvollziehbare 
Projektauswahl zu treffen. 

Zweifel an der Notwendigkeit einer umfassenden Beteiligung der SK und FB am Bewilligungs-
prozess sind in verschiedenen Zusammenhängen im Laufe des Evaluationsprozesses recht 
einvernehmlich geäußert worden. Daraus lässt sich Handlungsbedarf ableiten. 

4.10 Berichterstattung und Controlling 

Evaluationsfrage Programm C3: Ist eine ausreichende Erfolgskontrolle gewährleistet? 

Evaluationsfrage Programm C4: Welchen Nutzen hat das eBIS-Klima? Ist es sinnvoll, mit dem 
Instrument weiter zu arbeiten? 

4.10.1 Aktuelle Struktur und Situation – Berichterstattung und Controlling 

 Berichterstattung und Controlling: 

Die Berichtspflichten von KSK-Projekten sind für behördlich durchgeführte Projekte und Projek-
te, die an Dritte vergeben werden, unterschiedlich: 

 Projekte an Dritte unterliegen den strengen Regelungen des Zuwendungs- oder Haus-
haltsrechts. Sie müssen genaue Projektdaten übermitteln, Verwendungsnachweise füh-
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ren, Rechnungen stellen und zu festgelegten Fristen formell und inhaltlich Bericht erstat-
ten. Diese Unterlagen gehen der LSK aber nicht zu.  

 Für Projekte in den Behörden werden Bewilligungsbescheide ausgestellt, in denen An-
forderungen u.a. an die Berichterstattung formuliert sind. 

Von Seiten der LSK bestanden seit der Erstveröffentlichung des KSK folgende Anforderungen 
an die Fachbehörden und Bezirksämter: 

 zweimal jährliche Aktualisierung der Sachstände der Projekte in eBIS-Klima, 

 anfänglich zweimal jährliche, später jährliche Berichterstattung zum Mittelabfluss und zu 
inhaltlichen Fortschritten im Projekt (in Ergänzung zu den eBIS-Informationen) und 
Schlussberichtslegung. 

Diese Anforderungen wurden mit der Neuordnung des Antrags- und Bewilligungsverfahrens 
nochmals präzisiert. Im Leitfaden der LSK für Antragsteller (Februar 2011) wird unter Pkt. 5 
„Pflichten der Mittelempfänger“ Folgendes festgehalten: 

 halbjährliche Zwischenberichte (zum 31.03. und 31.08. des Jahres) über die Umsetzung 
der Maßnahme und  

 Abschlussbericht spätestens zwei Monate nach Beendigung der Maßnahme; 
 die Zwischen- bzw. Abschlussberichte sollten folgende Inhalte umfassen:  

 Sachstandbericht über die Umsetzung bzw. die Ergebnisse der Maßnahme, 

 fachliche Bewertung der Maßnahmen – inwieweit wurden die verfolgten Ziele (bis-
lang) erreicht, 

 Einhaltung der zeitlichen Planung, 

 Bewährung der Planung, des Konzepts oder der angewandten Methodik, 

 Angaben über den aktuellen Mittelabfluss, die Verwendung der Mittel sowie die Ge-
samtförderung, 

 (plangemäßer) Einsatz der Mittel, 

 Angaben zum CO2-Monitoring mit Stand der CO2-Minderung der Maßnahme und Er-
läuterung der Berechnungsmethode. 

Zur Dokumentation der Berichte gibt der Leitfaden (S. 16) folgende Vorgabe: „Die Berichte sind 
in eBIS im Feld „Aktueller Sachstand“ mit Datum und unter Nennung des fachlich Verantwortli-
chen zu erfassen und als Zwischen- bzw. Abschlussbericht kenntlich zu machen.“ 

Darüber hinaus kann die LSK projektbezogen weitere Berichte anfordern. 

Bisher wurde die Berichtspflicht von den Antragsstellern unterschiedlich ausgelegt. Separate 
Zwischenberichte wurden keineswegs immer erstellt, sondern oftmals wurden nur über das 
eBIS-Klima Sachstände aktualisiert. Zum Teil wurden eigenständige Zwischenberichte einge-
reicht, nicht immer reichten diese in ihrem Informationsgehalt aber (weit) über die in eBIS-Klima 
enthaltenen Informationen hinaus. 

Das Controlling der KSK-Projekte sollte im Wesentlichen auf der Grundlage der in eBIS-Klima 
dokumentierten Projektdaten erfolgen. Diese können sowohl von den Fachbehörden oder Be-
zirksämtern als auch von der LSK (wenn diese selbst Projekte durchführt) eingestellt werden, 
wobei Zugriffsrechte und technische Einschränkungen sowohl die Einspeisung als auch die 
Nutzung dieser Daten erschweren. Dadurch sind die Daten in eBIS-Klima nicht immer aktuell. 
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Das eBIS (Elektronisches Behörden-Informations-System) selbst ist ein Datenbanksystem, das 
seit 2006 in allen Hamburger Behörden eingesetzt wird. Die SK ist federführend für die Entwick-
lung und den Hamburg-weiten Einsatz des Systems. Einsatzbereiche sind u.a. das eBIS Regie-
rungsprogramm, das für das Senatsarchiv Dokumentationsaufgaben wahrnimmt (z. B. Ablage 
von Senatsdrucksachen, Staatsräteprotokolle, Große und Kleine Anfragen) und für den Daten-
transfer von der BSU an die SK benutzt wird (z. B. Versand von Staatsräteprotokollen, Bearbei-
tung von Bürgerschaftlichen Ersuchen). Ein weiterer wichtiger Einsatzbereich ist das bereits 
mehrfach erwähnte eBIS-Klima, mit dem die LSK alle KSK-Projekte verwaltet. Es war keine 
Entscheidung der LSK, eBIS als System zur Verwaltung der KSK-Projekte zu nutzen. Im Laufe 
der Nutzung von eBIS-Klima sind immer wieder mit geringem Aufwand kleine Nachbesserun-
gen und Ergänzungen (wie beispielsweise das CO2-Tool) vorgenommen worden. eBIS-Klima ist 
aber kein System, das in systematischer Ableitung der Anforderungen des Projektcontrollings 
durch die LSK entwickelt worden ist.  

 

Abb. 30: Screenshot aus eBIS-Klima 

Der Screenshot eines in eBIS-Klima dokumentierten Projekts (s. Abb. 30) zeigt, anhand wel-
cher „Reiter“ oder Kategorien projektbezogene Informationen in das System eingepflegt werden 
können. Diese sind: 

 Projekt, 
 Ziele / Erfolg, 
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 CO2-Reduktion, 
 Kooperation, 
 Drucksache, 
 Öffentlichkeitsarbeit, 
 Doks / Dokumente, 

 Historie. 

Die für das Projektcontrolling erforderlichen Daten werden im Wesentlichen unten den ersten 
vier Reitern geführt. In der Kategorie „Projekt“ sowie „Ziele / Erfolge“ werden in der Regel die 
zentralen Sachstandsinformationen zu den Projekten geführt. LSK und Fachbehörden bzw. 
Bezirksämter haben nur auf bestimmte, unterschiedliche „Reiter“ und die darin enthaltenen 
Rubriken Zugriff. Insgesamt sind die technischen Möglichkeiten des eBIS-Klima eingeschränkt 
(zu Details hierzu s. Kap. 4.10.2). 

 CO2-Monitoring: 

Als Baustein des Monitoring- und Controllingsystems wurde für das KSK ein Verfahren für ein 
CO2-Monitoring entwickelt. Es wurde vom Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und Energie 
GmbH methodisch konzipiert und operationalisiert und in seiner Umsetzung durch die LSK und 
den Projektträgern wissenschaftlich begleitet. Zur Begleitung der Verfahrensentwicklung und 
Umsetzung wurde die UAG CO2-Monitoring eingerichtet, die in den Kap. 4.4.1 und 4.4.2 näher 
beschrieben wird. 

Die frühzeitige Beschäftigung mit dem CO2-Monitoring begründet sich damit, dass es überge-
ordnetes Ziel des KSK ist, „die CO2-Emissionen in Hamburg spürbar zu mindern und den Kli-
maschutz zugleich zu einem integralen Bestandteil der Zukunfts-, Wachstums- und Wertschöp-
fungsprozesse am Standort Hamburg zu machen“ (erste Drs. 18/6803, s. auch Abschnitt 4.1.1).  

Oberstes Ziel ist es, bis zum Jahr 2012 die CO2-Emissionen in Hamburg im Vergleich zum Ba-
sisjahr 2007 um insgesamt 2 Millionen Tonnen zu reduzieren. Die angepeilte Reduktion soll wie 
folgt erreicht werden: 

 500.000 Tonnen durch Maßnahmen des Klimaschutzkonzepts, 
 500.000 Tonnen durch die Freiwillige Selbstverpflichtung mit Hamburger Großunter-

nehmen, 
 450.000 Tonnen durch Bundesmaßnahmen, 
 200.000 Tonnen durch bewusstseinsbildende Maßnahmen, 
 200.000 Tonnen noch nicht festgelegt,  

 100.000 Tonnen durch verbesserte Technologie. 

Es ist klar, dass es bei jeglicher Einschätzung der Zielerreichung durch gesetzte Maßnahmen 
darum gehen muss, die durch diese Aktivitäten bzw. Projekte bewirkten CO2-Reduktionen zu 
messen. Mit dieser methodisch sehr anspruchsvollen Aufgabe begründet sich, dass die Behör-
de auf den wissenschaftlichen Beistand des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt und Energie 
zurückgegriffen hat. Im Rahmen einer Zwischenevaluierung des KSK wurden die damals 388 
Maßnahmen des KSK (Stand Juli 2010) auf ihre Evaluierbarkeit hinsichtlich CO2-Wirkungen 
analysiert und bewertet. Von diesen Projekten wurden 172 als prinzipiell evaluierbar eingestuft, 
60 davon aber nur mit höherem Aufwand.  
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Die im Rahmen dieser Zwischenbilanz erfolgte erste Darstellung der Zielerreichung wurde in 
der vierten Fortschreibung (Drs. 20/2676, 2011-12) weitergeführt, wobei sich diese Fortschrei-
bung im Wesentlichen auf die Wirkungen der KSK-Maßnahmen beschränkte. Eine Betrachtung 
der Gesamt-Zielerreichung wird mit der Abschlussbilanz erfolgen.  

Die LSK hat für die Erfassung der CO2-Reduktionen mit dem Wuppertal Institut zwei Instrumen-
te entwickelt und zur Verfügung, die wie folgt zum Einsatz kommen: 

 Für die üblichen KSK-Maßnahmen gibt es ein „Rechentool zur Ermittlung des Effekts 
von Klimaschutzmaßnahmen“ (Excel-Tabelle) mit einer ausführlichen Handlungsanlei-
tung / Leitfaden, wie die unterschiedlichen Facetten von sehr diversen Projekten mit 
CO2-Zahlen abgebildet werden können. Das Tool ist im Internet öffentlich verfügbar und 
wird damit von der LSK auch anderen Projekten außerhalb des KSK zur Nutzung ange-
boten. Es ermöglicht den Anwendern, durch Beantwortung einfacher Fragen die Einspa-
rung von Treibhausgasen, vornehmlich von CO2 zu ermitteln. Dazu erhält der Nutzer 
jeweils ein auszufüllendes Excel-Blatt mit automatisch gesetzten Links auf ein separates 
Blatt mit den zugehörigen Emissionsfaktoren. Bei Bedarf kann der Nutzer dieses Excel-
Blatt nach seinen Wünschen anpassen oder weiterverarbeiten. Ein 13-seitiger Leitfaden 
erläutert das Vorgehen im Detail.  

 Daneben wurde auch ein Tool entwickelt, welches für die Vorabberechnung von erziel-
ten Emissionsminderungen in städtebaulichen Projekten (Wohnungsbau) genutzt wird.  

Der Einsatz beider Instrumente wurde mit zwei Workshops durch die LSK unterstützt. Zusätz-
lich werden die Projekte auch laufend bei der Anwendung der Instrumente beraten. 

Es wird erwartet, dass die Projekte die berechneten CO2-Reduktionswerte regelmäßig an die 
LSK berichten und in das eBIS-Klima einpflegen. Dort gibt es für dieses Thema einen eigenen 
Reiter. Die LSK führt dann die Werte, soweit sie vorliegen, zu einer Gesamtübersicht zusam-
men (= Datei CO2-Monitoring der LSK). 

Für das Monitoring der Freiwilligen Selbstverpflichtung (Letter of Intent), die für ein Viertel der 
im KSK geplanten CO2-Reduktionen steht (s. hierzu auch Kap. 5.4.3) wurde ein eigenes Da-
tenerfassungsblatt ausgearbeitet, das den 11 teilnehmenden Unternehmen zur Verfügung ge-
stellt wurde. In dieses können die Unternehmen Daten zu den folgenden Aspekten eintragen: 

 Projekt / Anlage,  

 Maßnahme, 

 Energieträger, 

 Einsparung, 

 Emissionsfaktor, 

 Stand bzw. Termin der Umsetzung, 

 Einsparung CO2 in t/a. 

Die Koordination und Auswertung der angelieferten Daten erfolgt auch in diesem Fall durch die 
in der LSK für das CO2-Monitoring zuständige Referentin.  

Die unterjährig laufend aktualisierte Übersicht wird im Rahmen der Drucksachenerstellung ver-
öffentlicht. Ende November 2011 (zum Datum der Erstellung der 4. Fortschreibung) lagen für 
118 Maßnahmen des KSK Daten zu den erzielten Emissionsminderungen vor. Auf der Basis 
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von Potenzialdaten von Maßnahmen oder Fortschreibungen von Wirkungen aus früheren Jah-
ren können damit für das Jahr 2012 CO2-Minderungen in Höhe von 1.000.166 Tonnen pro Jahr 
prognostiziert werden; ohne die Anrechnung von Projekten des KSK zur Umstellung auf 
Grünstrom sind es 625.266 Tonnen pro Jahr.  

Dem Evaluationsteam wurde die zugrundeliegende Datei mit Stand 25.01.2012 überlassen. Die 
ABC-Analyse der Daten zeigt eine extrem starke Konzentration auf ein paar wenige Projekte: 
20 Projekte erbringen mehr als 95% aller messbaren CO2-Einsparungen, die restlichen 5% tei-
len sich auf 98 Projekte auf.  

Es gibt nur 36 Projekte, die mehr als 1.000 Tonnen im Jahre 2012 einsparen, ein Wert der von 
den 31 CO2-schwächsten Projekten zusammen genommen in Summe nicht erreicht wird. Tab. 
31 listet die 20 größten „CO2-Bringer“ nach ihrer Wichtigkeit auf. Es sind dies im Sinne einer 
ABC-Analyse (vgl. Kap. 4.2.1) die A- und B-Projekte, die zusammen 95% aller gemonitorten 
CO2-Reduktionen abdecken. In den oberen Rängen finden sich neben einigen Projekten, die 
eine dezidierte politische Weichenstellung reflektieren, vor allem einige große Förderprogram-
me aus unterschiedlichen Sektoren. 

Tab. 31: Die 20 größten „CO2-Bringer“ 

Projekt-
Nr. 

Titel Sektor 2012  
(in t) 

% kumul. % Kate-
gorie

2008/028 Umstellung auf Ökostrom 
beim Auslaufen von Verträgen 
anstelle der getrennten Aus-
schreibung von RECS-
Zertifikaten 

Energie 201.250 20,1% 20,1% A 

2007/070 „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ - Ausweitung des 
Programms (Förderprogramm)

Wirtschaft und 
Anlagentechnik 

175.000 17,5% 37,6% A 

2010/007 Umstellung des Fahrstroms für 
schienengebundene Verkehre 
im ÖPNV auf 100 % regenera-
tive Energien 

Mobilität 173.650 17,4% 55,0% A 

2007/117 Optimierung der Abfallwirt-
schaft in Hamburg unter dem 
Aspekt des Klimaschutzes 
(Recyclingoffensive) 

Energie 83.537 8,3% 63,3% A 

2007/142 Förderprogramm: Energeti-
sche Modernisierung von 
Mietwohnungen (Hamburgi-
sche Wohnungsbaukreditan-
stalt - WK) 

Gebäude 61.504 6,1% 69,5% A 

2008/024 Novellierung des Hamburgi-
schen Klimaschutzgesetzes 
und der Hamburgischen Kli-
maschutzverordnung (Gesetz-
gebung) 

Gebäude 44.848 4,5% 73,9% A 

2007/095 Förderprogramm: Klima-
schutzprogramm "Wärme-
schutz im Gebäudebestand" 

Gebäude 41.380 4,1% 78,1% A 
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Projekt-
Nr. 

Titel Sektor 2012  
(in t) 

% kumul. % Kate-
gorie

2010/019 Klimaschutzstrategien und 
CO2-Bilanzen in öffentlichen 
Unternehmen 

Wirtschaft und 
Anlagentechnik 

34.937 3,5% 81,6% A 

2007/100 Klimaschutzprogramm "Solar-
thermie und Heizung" (Förder-
programm) 

Energie 21.395 2,1% 83,7% B 

2007/093 Holz-Heizwerk SAGA/GWG Energie 16.670 1,7% 85,4% B 

2008/083 Umsetzung der Radverkehrs-
strategie des Fahrradforums  

Mobilität 13.735 1,4% 86,7% B 

2008/041 Ermöglichung des 
Repowerings bestehender 
Windenergie-Anlagen 

Energie 12.500 1,2% 88,0% B 

2007/025 Erfolgsprojekt fifty/fifty an 
Schulen 

Bewusstseins-
bildung 

12.460 1,2% 89,2% B 

2008/031 KWK-Inititiative - Umsetzung 
eines Programms zur Steige-
rung der Kopplung von Wär-
me- und Stromproduktion mit 
Hamburger Unternehmen aus 
Produktion, Dienstleistung und 
Wohnungswirtschaft (Förder-
programm) 

Wirtschaft und 
Anlagentechnik 

12.320 1,2% 90,5% B 

2007/140 Förderprogramm: Wohnungs-
neubau-Programm der Ham-
burgischen Wohnungsbaukre-
ditanstalt – WK 

Gebäude 9.867 1,0% 91,5% B 

2007/147 Investitionsförderung für Ener-
gieeinsparungen im Garten-
bau und in der Landwirtschaft 

Wirtschaft und 
Anlagentechnik 

8.648 0,9% 92,3% B 

2007/196 Umrüstung des Belüftungssys-
tems im Klärwerk Dradenau 

Wirtschaft und 
Anlagentechnik 

7.763 0,8% 93,1% B 

2009/074 Windenergieanlagen auf dem 
Klärwerk Dradenau 

Energie 7.656 0,8% 93,9% B 

2010/060 Solarpotenzialanalyse II - 
Ausweitung auf ganz Hamburg

Energie 6.357 0,6% 94,5% B 

2007/089 IBA: Erneuerbare Energie im 
Rahmen der IBA - „Energie-
berg Georgswerder“ 

Energie 6.077 0,6% 95,1% B 

 Weitere 98 Projekte  49.019 4,9% 100,0%  

 Summe  1.000.573    

 
In einer weiteren Auswertung im Rahmen des CO2-Monitoring werden für diejenigen Projekte, 
für die die entsprechenden Werte vorliegen, die durchschnittlichen Förderkosten pro eingespar-
ter CO2-Tonne berechnet. Diese Werte liegen derzeit zwischen 0,94 Euro und 1.102,12 Euro, 
wobei diese Berechnungen naturgemäß mit großen Schätzproblemen belastet sind.  
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4.10.2 Kritische Rückmeldungen – Berichterstattung und Controlling 

 Kritische Rückmeldungen zum Controlling durch die LSK / Fachbehörden: 

Die Berichtlegung durch die Projektverantwortlichen und das Controlling der LSK werden von 
verschiedenen Seiten als nicht ausgereift und lückenhaft kritisiert. 

 Die LSK hat im Zuge des Evaluationsprozesses mehrfach auf Unzulänglichkeiten im Be-
richtswesen und Controlling hingewiesen. Eine der Ursachen liegt sicherlich im Verfah-
ren und der Arbeitsteilung zwischen Fachbehörden bzw. Bezirksämtern und LSK. Die 
LSK ist in zentraler Rolle für das Gesamtcontrolling des KSK zuständig, während die 
Fachbehörden oder Bezirksämter für das Controlling der einzelnen Projekte zuständig 
sind. Alle projektrelevanten Unterlagen lagern daher in den Fachbehörden oder Be-
zirksämtern, und die LSK hat nur Zugang zu Auszügen aus diesen Projektunterlagen. 
Was die Berichterstattung und Sachstandsinformation zu den einzelnen Projekten be-
trifft, die in eBIS-KIima zusammengeführt werden, ist die LSK auf die Zuarbeit der Fach-
behörden angewiesen. Diese wiederum müssen die Informationen aus anderen Doku-
menten, die sie entweder selbst erzeugen oder die ihnen zugeliefert werden, speziell 
generieren. Diese Arbeit wird von den Projektzuständigen in den Fachbehörden als Zu-
satzbelastung empfunden und dementsprechend z. T. nur unregelmäßig oder lücken-
haft erledigt.  

 Unter anderem in der Online-Umfrage Programm wurde im Zusammenhang mit mehre-
ren Fragen darauf hingewiesen, dass das eBIS als zentrales Dokumentationsinstrument 
sehr unkomfortabel ist:  

 Die Eintragung in eBIS erzeugt „Doppelarbeit mit Informationsverlusten, denn der 
Mittelempfänger muss Berichte abgeben, die dann wiederum von der bearbeitenden 
Behörde in eBIS eingepflegt werden müssen.“ (Anmerkung der LSK hierzu: Dies gilt 
nur dann, wenn der Mittelempfänger nicht mit der projektbearbeitenden Dienststelle 
identisch ist). 

 Das eBIS-System ist „sehr kompliziert, ziemlich unkomfortabel und unübersichtlich“.  

 Auch der Rechnungshof äußert sich in seiner Prüfmitteilung vom September 2011 kri-
tisch zum Berichtswesen und Controlling. Zur Vorbereitung von Erfolgskontrollen wür-
den von den ausgewählten Maßnahmenträgern Berichte zu bestimmten Zeitpunkten 
oder Projektständen über den Fortgang von Maßnahmen und / oder Angaben zum Pro-
jektstatus abgefordert. Die Leitstelle überwache dies und werte die Berichte aus. Die 
von den Maßnahmenträgern abgeforderten Unterlagen wären aber in verhältnismäßig 
großer Zahl unvollständig gewesen oder erst nach z.T. mehrfacher, pauschaler Auffor-
derung durch die LSK geliefert worden.  

 Eine Analyse zur Situation der neben eBIS eingegangenen Berichte führt zu der Aus-
kunft der LSK, dass die LSK aufgrund der begrenzten technischen Abfragemöglichkei-
ten von eBIS-Klima (s.u.) sowie der unregelmäßigen und lückenhaften Zulieferung von 
per Bewilligungsbescheid eingeforderten Berichten (und Informationen in eBIS) bald 
nach dem Start des KSK dazu übergegangen war, die für die Finanzkontrolle unver-
zichtbaren Informationen zum Mittelabfluss zweimal pro Jahr separat von den Fachbe-
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hörden oder Bezirksämtern einzufordern. Aber auch dieser Eingang von Berichten 
konnte nicht immer systematisch geprüft werden. Bis 2010 war für die Prüfung der in-
haltlichen Berichte der Projekte zudem ausschließlich der Leiter der LSK zuständig, so-
dass aus Kapazitätsgründen eine Berichtsprüfung nur stichpunktartig und in einge-
schränktem Umfang möglich war, zumal das Projektportfolio rasch zunahm. Nach der 
personellen Umstrukturierung er LSK in 2010 (s. Kap. 4.6.1) sowie der Einführung von 
Sektorenverantwortlichen besteht zwar nun der grundsätzliche Anspruch an diese, ein 
inhaltliches Controlling der Projekte durchzuführen. Allerdings erfolgt auch dieses bisher 
nicht regelmäßig, komplett und in systematischer Weise.   
Die Termine, zu denen die einzelnen Projekte Berichte an die LSK abzuliefern haben, 
werden in einer eigenen Übersichtsdatei durch die LSK geführt, die dem Evaluations-
team zur Verfügung gestellt wurde. Zum Stichtag 09.02.2012 werden in dieser Datei 
171 Projekte mit ihren Berichtspflichten für den Zeitraum 2008 bis 2012 aufgelistet. Zum 
Stichtag gab es demzufolge 13 Projekte, die ihren letzten ausständigen Bericht, also 
den Schlussbericht, noch nicht abgeliefert hatten. Von den versäumten Berichtstermi-
nen betraf einer das Jahr 2011, drei weitere das Jahr 2010, die restlichen lagen noch 
länger zurück.  
Derzeit wird – mit Blick auf die Schlussberichterstattung zum KSK bis Ende Dezember 
2012 – in der LSK eine systematische Sichtung aller Bewilligungsschreiben seit 2008 
durchgeführt sowie geprüft, ob eine Berichterstattung stattgefunden hat.  

 Im Workshop Programm wurde das Problem des Monitorings und Controllings vor allem 
im Zusammenhang mit dem unzureichenden Zielsystem und den unklaren strategische 
Weichenstellungen des KSK gesehen (s. Kap.4.1.2 Rückmeldungen aus dem Workshop 
Programm). 

 Zwei Mitglieder der Steuerungsgruppe äußerten in den Interviews, dass die LSK viel 
stärker fachlich steuern und den Umsetzungsprozess intensiver im Blick haben müsste. 
Mit Blick auf die Herausforderungen, die ein so umfassendes Projektportfolio für Steue-
rung und Controlling mit sich bringt, plädierte ein Mitglied der Steuerungsgruppe für eine 
Beschränkung auf ca. 50 Projekte, welche die ersten 80% der CO2-Einsparungen brin-
gen könnten. Nur diese Maßnahmen sollten dann genau evaluiert werden. Alle restli-
chen Maßnahmen sollten keiner Detailprüfung mehr unterzogen werden. 

Im Gesamtüberblick deuten die Rückmeldungen auf vier wesentliche Ursachen für das unzu-
reichende Controlling hin:  

 das bereits genannte unzureichende Berichtlegungssystem,  
 das umfassende Projektportfolio,  
 das schwer zu handhabendende Projektdokumentationssystem eBIS-Klima und  

 die Abhängigkeit der LSK von Informationszulieferungen aus den Fachbehörden und 
Bezirksämtern. 

Zur Notwendigkeit einer Straffung des Portfolios wurde bereits an anderer Stelle ausführlich 
diskutiert (s. Kap. 4.2.3). Die Beschränkung zu überprüfender Projekte würde insgesamt die 
Möglichkeit bieten, sich mit einzelnen Vorhaben intensiver zu befassen und dabei auch z. B. 
konkrete Projektmaßnahmen vor Ort auch im Rahmen von On-site-Prüfungen in Augenschein 
zu nehmen. 
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Für das schleppende Projektcontrolling ist zu einem Gutteil die aufwändige elektronische Pro-
jektverwaltung in eBIS verantwortlich. Das Evaluationsteam befasste sich im Rahmen der Pro-
jektevaluation ausführlich mit Auszügen aus der eBIS-Dokumentation von rund 70 Projekten 
und konnte dabei einen umfassenden Einblick in das System gewinnen. Folgende Defizite er-
scheinen besonders gravierend: 

 Gliederungstechnische Unzulänglichkeiten: 

 Die Rubrik „Projektbewertung“ ist unter Ziele / Erfolg subsummiert und kann sowohl 
mit Bewertungen des Antrags als auch mit Beurteilungen des Projektablaufs befüllt 
werden. 

 In der Rubrik Ziele / Erfolge werden nur selten konkrete Projektergebnisse doku-
mentiert. 

 Es gibt keinen Reiter, in dem Entscheidungen zum Projekt dokumentiert werden. 

 Technische Unzulänglichkeiten: 

 Es können eingestellte Informationen nachträglich bearbeitet, auch komplett ge-
löscht werden, so dass sich die Historie eines Projekts nicht zuverlässig nachvoll-
ziehen lässt.  

 Es ist nicht ersichtlich, von wem zu welchen Zeitpunkten Änderungen vorgenommen 
wurde. Da das System hierzu keine Angaben erzwingt, bleibt es den Eintragenden 
überlassen, Namen und Eintragsdatum zu vermerken.  

 Trotz des vorhandenen Reiters „Doks“ / Dokumente ist es technisch nicht möglich, 
ergänzende Dokumente (z. B. Sachberichte, Schaubilder etc.) in das eBIS einzustel-
len. 

 Beim Ausdruck aus eBIS und der Erzeugung von pdf-Dokumenten sind Textblöcke 
manchmal abgeschnitten. 

 Es werden aus eBIS keine systematischen Datenbankabfragen durchgeführt. So 
gibt es zwar den „Reiter“ Finanzierung, aber eine systematische Abfrage von Pro-
jektfinanzständen und zum Haushalt des KSK erfolgt dennoch nicht, da aufgrund der 
benutzerunfreundlichen Oberfläche von eBIS-Klima Daten nicht eingetragen wer-
den, und die im System theoretisch vorhandenen Möglichkeiten zur Abfrage nicht 
ausreichend sichtbar sind. Die Finanzdokumentation wird daher in der LSK über 
Excel (basierend auf händischen Eintragungen) geführt und ist daher extrem fehler-
anfällig und zeitaufwändig. 

 Unzulänglichkeiten in der Ausfüllung: 

 Die textlichen Ausfüllungen sind von sehr unterschiedlicher Qualität. Es wird offen-
sichtlich, dass sich schlichtweg nicht alle die Mühe einer sorgfältigen Ausfüllung ma-
chen. Oftmals sind dieselben Textblöcke aus Verwendungsnachweisen oder Berich-
ten in unterschiedliche Rubriken einkopiert und wiederholen sich daher mehrfach. 
Die Texte sind oftmals orthographisch unzulänglich. 

 Die Drittmittel werden trotz der dafür vorgesehenen Zellen nicht systematisch er-
fasst. Damit kann die LSK keine stringenten Aussagen zur Kofinanzierung und zum 
Umfang machen, in dem zusätzliche Mittel eingeworben werden konnten. 
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 Ungenügende Qualitätssicherung: 

 Die Sektorenverantwortlichen in der LSK haben zwar die Gesamtverantwortung für 
die eBIS-Eintragungen, können diese aber aufgrund ihres begrenzten Zugriffs de 
facto nicht ausüben. Damit entfällt die Möglichkeit einer übergeordneten Qualitätssi-
cherung. 

Allerdings können die Dokumentationsdefizite nicht komplett den Unzulänglichkeiten des  
eBIS-Dokumentationssystems angelastet werden, da es durchaus Beispiele für vorbildhafte 
eBIS-Dokumentationen gibt. Die oftmals völlig unzureichende Dokumentation (auch großer 
Förderprojekte) muss auch vor dem Hintergrund der nicht immer reibungslosen Zusammenar-
beit zwischen der LSK und den Fachbehörden bzw. in selteneren Fällen mit den Bezirksämtern 
gesehen werden, die in Kap. 4.3.2 genauer analysiert wurde. Dass der Transfer der Informatio-
nen zum einen via eBIS, aber auch mittels Berichten an die LSK nicht immer im erforderlichen 
Umfang und in der gebotenen Regelmäßigkeit funktioniert, liegt möglicherweise auch daran, 
dass einige Fachbehörden bewusst mit Informationen geizen, um den Einfluss der LSK gering 
zu halten. In jedem Fall ist die lückenhafte Projektdokumentation in eBIS dafür verantwortlich, 
dass die LSK keine ausreichende Datenbasis hat, um festzustellen, ob die Projekte ordnungs- 
und programmgemäß durchgeführt wurden. 

 Kritische Rückmeldungen zum CO2-Monitoring: 

Es bleibt eine Tatsache, dass die Frage nach CO2-Zahlen bis heute für den größten Teil der im 
KSK geführten Projekte nicht beantwortet werden kann. Von den derzeit 487 KSK-Projekten 
werden im CO2-Monitoring nur 117 geführt12, was einem Anteil von 24,0% entspricht. Die 
Ursachen hierfür liegen in den vielfältigen und sehr komplexen methodischen Herausforderun-
gen, die mit dem genannten Anspruch verbunden sind. Diese wurden im Rahmen der Zwi-
schenevaluierung durch das Wuppertal Institut im Detail dargestellt. Dort wurden von den un-
tersuchten 388 Maßnahmen 216 als nicht oder nur mit sehr hohem Aufwand evaluierbar be-
schrieben, was 56% der geprüften Maßnahmen entspricht. 

Dieser Aspekt wurde auch vom Rechnungshof in seiner internen Prüfmitteilung des Hamburger 
KSK aufgegriffen. Dort heißt es, vor dem Hintergrund, dass die CO2-Einsparung eines der 
Hauptziele des KSK ist, sei es nicht akzeptabel, dass zu der Mehrzahl der mit Haushaltsmitteln 
durchgeführten Maßnahmen nicht einmal annäherungsweise Aussagen zur CO2-Einsparung 
getroffen werden können. 

Ein weiterer bedeutungsvoller Aspekt in diesem Zusammenhang sind die im Rahmen des CO2-
Monitoring ermittelten Vermeidungskosten pro Tonne CO2. Diese sind sehr unterschiedlich 
hoch. Dazu schreibt der Rechnungshof, dass Maßnahmen, deren Kennzahl „Kosten pro Tonne 
eingespartem CO2“ wesentlich über einem zu definierenden Grenzwert liegen, in besonderem 
Maße dahin gehend geprüft werden sollen, ob deren Hauptziel überhaupt im Klimaschutz liegt 
und ob die Maßnahmen ggf. nicht im Rahmen des KSK oder gar nicht durchzuführen sind. 

                                                 
12 Die Differenz zu den oben genannten 118 ergibt sich dadurch, dass im Monitoring schon das Projekt „Stromspar-

Check“ (mit der vorläufigen Nummer 2012/03x) angeführt wird, welches aber in der Liste der Projekte noch nicht 
auftaucht. 
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 Im Verlauf der Evaluation gab es nur im Rahmen des Workshops Programm zwei kriti-
sche Rückmeldungen: 

 Einmal wurde bedauert, dass den bewusstseinsbildenden Projekten für die Schät-
zung der CO2–Reduktion keine Methodik zentral vorgeschlagen wurde, was einer 
„Nötigung zu wilder Statistik“ gleichkäme. 

 Von Seiten der Unternehmensvertreter wurde zur Datenerfassung im Rahmen des 
Monitorings der CO2-Monitoring festgehalten, dass die Unternehmen keine damit 
verbundenen zusätzlichen Administrationsaufgaben schultern können und der Auf-
wand in einem angemessenen Rahmen bleiben müsse. Ferner sei zu beachten, 
dass Daten aus Unternehmen wettbewerbsrelevant sind, weswegen Unternehmen 
sich weigern können, entsprechende Daten herauszugeben.  

 Des Weiteren wurde im Laufe der Evaluation festgestellt, dass es zum Projekt der Frei-
willigen Selbstverpflichtung nur wenig öffentlich zugängliche Detailinformationen gibt. 
Am meisten Details hierzu bietet die von der Pressestelle des Senats und dem IVH – 
Industrieverband Hamburg e.V. herausgegebene Pressemitteilung vom 11. Februar 
2011. Sie listet die von den einzelnen Unternehmen 2007 genannten CO2-Einsparziele 
bis 2012 auf, zusammen mit einer Auflistung „ausgewählter Einzelmaßnahmen“. Eine 
öffentlich zugängliche, aufgegliederte Zusammenstellung der über die Jahre von den 
teilnehmenden Unternehmen gemeldeten Maßnahmen und der damit tatsächlich er-
reichten CO2-Reduktionen gibt es bis dato nicht. Alle Detaildaten werden an die LSK be-
richtet und von dieser als Gesamtsumme über alle Maßnahmen und alle Unternehmen 
hinweg nach außen kommuniziert. 

 In den Interviews mit Experten aus anderen Städten haben zwei Personen darauf hin-
gewiesen, dass man in diesem Zusammenhang aufpassen muss, keine zu hohen An-
sprüche an Genauigkeit zu stellen, weil mehr Details nicht immer einen Zugewinn an 
Erkenntnis bedeuten. „Wichtig ist es zu wissen, welche Maßnahmen viel Reduktion er-
bringen und welche wenig: da geht es um Größenordnungen. […] In [… den von uns 
verwendeten] Verfahren gibt es Unschärfen, aber wichtig sind eben Größenordnungen“. 
Das Wissen um diese Größenordnungen helfe dabei, beschränkt verfügbare Ressour-
cen auf die wichtigsten Ansatzpunkte hin zu lenken.  

Aus dem gleichen Kreis heraus wurde auch die Wichtigkeit von solchen Maßnahmen 
betont, „die Denkstrukturen und Vernetzung verändert haben, auch wenn dies im Ein-
zelfall nicht alles nachweisbar sein mag“. 

 Rückmeldungen zur projektspezifischen Evaluation: 

Ein wichtiger Aspekt des Projektcontrollings sind auch die projektspezifischen Überprüfungen 
der Ergebnisse und Wirkungen mittels interner oder externer Evaluationen. Diese werden im 
Rahmen der Berichterstattung von den Fachbehörden und Bezirksämtern bisher nicht systema-
tisch eingefordert. In der Evaluation wurde erhoben, ob auf Projektebene Evaluationen durch-
geführt werden. Das Ergebnis zeigt, dass das Bewusstsein für die Notwendigkeit von derartigen 
Qualitätsüberprüfungen auf der Projektebene nicht stark ausgeprägt ist. In über 35% der be-
fragten Projekte werden keine entsprechenden Untersuchungen durchgeführt (s. Abb. 31). Der 
überwiegende Anteil der durchgeführten bzw. geplanten Evaluationen sind interne, also von 
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den Projektdurchführenden selbst durchgeführte Evaluationen. Nur ein gutes Viertel plant ex-
terne Evaluationen oder hat diese bereits durchgeführt. 
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Abb. 31: Ergebnisse von Frage Q8 der Online-Umfrage Projekte 

4.10.3 Schlussfolgerungen – Berichterstattung und Controlling 

An erster Stelle sei hervorgehoben, dass sich das KSK mit eBIS-Klima auf ein zentrales Pro-
jektdokumentationsinstrument stützen kann. Dies ist für Programme ähnlicher Größenordnung 
keineswegs eine Selbstverständlichkeit. Dennoch erscheint das Berichtlegungs- und Control-
lingsystem im KSK nicht in einem der Größe und dem Umfang des Programms adäquaten Maß 
entwickelt zu sein. Der behördenübergreifende Charakter des KSK führt dazu, dass die LSK 
nur in einer engen und möglichst reibungslosen Zusammenarbeit mit den Fachbehörden und 
Bezirksämtern jene Informationen erhält, die sie für ein effektives Controlling braucht. Diese 
Zusammenarbeit funktioniert aus unterschiedlichen Gründen aber nicht reibungslos. Zusam-
men mit den konzeptionellen und technischen Defiziten des eBIS-Dokumentationssystems, das 
die Fachbehörden und Bezirksämter eher abhält denn motiviert, die Projekte umfangreich zu 
dokumentieren, führt dies zu großen Informationslücken bei der LSK und damit zu unzulängli-
chem Controlling. Ob das eBIS-Klima als zentrales das KSK begleitendes Dokumentationssys-
tem weitergeführt wird, ist derzeit offen. Der LSK wurden im Jahr 2011 zwar Mittel in Höhe von 
60.000 Euro für eine grundlegende Überarbeitung von eBIS-Klima bewilligt, die LSK hat sich 
aber dazu entschieden, dies vorerst nicht umzusetzen.  

Insgesamt erscheint dem Evaluationsteam das Berichtswesen zum KSK unübersichtlich. Die 
Projektdurchführenden sollen sowohl über Eintragungen in eBIS-Klima als auch über separate 
Berichte ihren Berichtspflichten nachkommen. Teilweise wird aber die eBIS-Eintragung als „Er-
satz“ für die Zwischenberichtslegung betrachtet. Nicht immer sind die eBIS-Eintragungen aller-
dings wirklich aussagekräftig im Hinblick auf den Projektfortschritt. Praxis ist es außerdem  
z. T., im Rahmen der Anträge für die Fortsetzungsfinanzierung im folgenden Jahr ausführlicher 
zu Projektfortschritten zu berichten. Infolgedessen gibt es für die LSK mehrere Quellen, um sich 

Wenn es sich um ein bereits abge-
schlossenes Projekt handelt: Hat für Ihr 
Projekt eine Evaluation stattgefunden 
bzw. ist eine solche geplant? 
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über Projektentwicklungen zu informieren. Es ist aber nicht klar, in welcher Quelle nun in wel-
chem Detail welche Informationen niederzulegen sind. 

Allerdings liegt der Schlüssel zur Lösung des Problems auch nicht allein in technischen Ver-
besserungen des eBIS-Klima und in einer besser strukturierten Berichterstellung. Von weitrei-
chender Bedeutung wird sein, ob die LSK mit Befugnissen zur Einforderung von Berichten und 
anderen Projektdokumentationen ausgestattet werden wird. Nur so kann der Zugang zu Con-
trolling-relevanten Unterlagen letztendlich sichergestellt werden. 

Es entsteht der Eindruck, dass die LSK unter den genannten Bedingungen ihre Rolle als zent-
rale projektübergreifende und programmrelevante Controlling-Einheit nicht adäquat wahrneh-
men kann. Ein unzulängliches Controlling kann für ein Programm in dieser Größenordnung 
aber nicht hingenommen werden. 

 Schlussfolgerungen zum CO2-Monitoring: 

Beim CO2-Monitoring klaffen Anspruch und Realität auseinander. Dem nachzuvollziehenden 
Wunsch einer möglichst lückenlosen Erfassung aller Projekte in der Dimension ihrer CO2-
Wirksamkeit sind aufgrund der Komplexität des Gegenstandes und der mit der Erhebung der 
Daten verbundenen Kosten enge Grenzen gesetzt. Dennoch muss es darum gehen, die beiden 
Ansprüche in befriedigender Weise miteinander zu versöhnen. 

Ein interessanter Ansatz könnte darin liegen, in Zukunft sich viel stärker auf die großen „CO2-
Bringer“ zu konzentrieren, und das in allen Phasen der Projektabwicklung, von der Antragstel-
lung über das laufende CO2-Monitoring und Controlling bis hin zum Abschlussbericht.  

Für Projekte, für die sich von vornherein eine nur geringe CO2-Einsparung absehen lässt, sollte 
– falls sie anderen Kriterien genügen und darum nicht ihres CO2-Beitrags wegen zum KSK zu-
gelassen werden – eine Art vereinfachter pauschalierter Behandlung erfolgen. Im Sinne eines 
effizienten Umgangs mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen könnte es durchaus sinn-
voll sein, solche „CO2-Bagatellprojekte“ aus dem laufenden CO2-Monitoring herauszunehmen. 
Damit könnte sowohl auf Seiten der bearbeitenden Projektverantwortlichen und in der LSK viel 
Arbeitszeit eingespart werden, die mit der Berechnung / Abschätzung, Berichtslegung, Erfas-
sung, Zusammenführung und Kontrolle dieser für die Gesamtzielerreichung in keiner Weise 
relevanten Zahlen nötig ist. 

Darüber hinaus kann durchaus gefragt werden, ob in diesem Zusammenhang die Konzentrati-
on auf zu viele Details nicht möglicherweise den Blick für das Wichtige, sprich: das Monitoring 
und laufende Controlling der großen „CO2-Bringer“, verstellt.  

Vor einem anzudenkenden Aussondern solcher Projekte (Entbindung von der Berichtspflicht zu 
CO2-Aspekten, Ende des Mitführens im CO2-Monitoring) sollte noch einmal fachlicher Rat ggf. 
beim Wuppertal Institut eingeholt werden und eine methodische Prüfung durch die LSK erfol-
gen. Zugleich wäre zu prüfen, inwiefern durch eine neue Regelung den vom Rechnungshof 
formulierten Schlussfolgerungen entsprochen werden kann. 

Bezüglich der Freiwilligen Selbstverpflichtung und den damit verbundenen CO2-Monitoring-
Aspekten kann das Evaluationsteam dem seitens der Unternehmen vorgebrachten Argument 
drohender Wettbewerbsverzerrung bei zu großer Offenlegung durchaus folgen. Dennoch sollte 
es möglich sein, im Einvernehmen zwischen den Partnern dieser Vereinbarung eine Regelung 
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zu finden, die das Veröffentlichen einer gewissen Untergliederung der Gesamtsumme ermög-
licht.  

Es ist ausdrücklich zu würdigen, dass sich die LSK mit dem CO2-Rechentool ein Instrument zur 
nachvollziehbaren und systematischen Ermittlung der CO2-Einsparungen gegeben hat und sich 
aktiv um den Einsatz dieses Instrumentariums in den KSK-Projekten bemüht. Die anspruchs-
volle Vorgehensweise und der breite Kompetenzaufbau in der Hamburger Verwaltung wurden 
auch vom Wuppertal Institut in seiner Studie von 2011 im bundesdeutschen Vergleich als vor-
bildlich bewertet. 

4.11 Öffentliche Wahrnehmung des KSK 

Evaluationsfrage Programm D2: Mit welchen Maßnahmen tritt das KSK an die Öffentlichkeit? 
Wie sind diese zu bewerten? Sind die bisherigen Dokumentationen (Drucksachen) des KSK 
geeignete Kommunikationsinstrumente?  

Evaluationsfrage Programm D3: Inwieweit kommunizieren die am KSK beteiligten Projekte 
selbst die Ziele und Inhalte des KSK nach außen? 

4.11.1 Aktuelle Struktur und Situation – Öffentliche Wahrnehmung des KSK 

Zentrale Medien der Kommunikation des KSK sind zum einen Printprodukte und Internet-
basierte Informationen, zum anderen Veranstaltungen, bei denen die Ziele und Inhalte des KSK 
beworben und präsentiert werden. 

 Klimaschutzdrucksachen und Broschüre 

Zentrales Printprodukt ist die jährlich erscheinende Klimadrucksache. Sie wurde erstmalig Ende 
2007 veröffentlicht und dann in den Folgejahren jeweils im Winter fortgeschrieben. Die im De-
zember 2011 vorgelegte Drucksache entsprach der vierten Fortschreibung:  

 Drs. 18/6803, 21.08.2007: 96 Seiten 
 1. Fortschreibung 2008/2009 (Drs. 2008/1838, 05.12.2008): 136 Seiten (jeweils inkl. 

Anhang) 
 2. Fortschreibung 2009/2010 (Drs.19/4906, 22.12.2009): 153 Seiten 
 3. Fortschreibung 2010/2011 (Drs.19/8311, 04.01.2011): 96 Seiten 

 4. Fortschreibung 2011/2012: (Drs. 20/2676, 20.12.2011): 118 Seiten 

Die Veröffentlichungen der Drucksachen waren jeweils Anlass von Pressekampagnen (Lan-
despressekonferenz des Senats), um die Öffentlichkeit über die Fortschritte der Umsetzung des 
KSK zu informieren.  

Die Drucksachen geben Auskunft über Anlass und Inhalte des KSK, Hamburgs Klimaschutzpo-
litik, deren Ziele und Erfolge sowie über die Zielsetzungen und Handlungsschwerpunkte in den 
einzelnen Sektoren (anhand von Projektbeispielen). Eine umfangreiche Projektliste, die Liste 
der im Berichtsjahr finanzierten Projekte und die Finanzierungsplanung für das Folgejahr sowie 
die Ergebnisse des CO2-Monitorings sind den Berichten in einem Anhang angefügt. Die Druck-
sachen wurden in den letzten beiden Jahren in einer Auflage von 300 Exemplaren gedruckt 
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(englischsprachige Fassungen in einer Auflage von 150 Stück). Der LSK-Verteiler für die Print-
version der Drucksache ist auf behördeninterne Adressaten beschränkt. 

Im August 2007 erschien erstmalig eine 25 Seiten umfassende Broschüre zum KSK in einer 
Auflage von 2.500 Exemplaren. Sie sollte der Information der Hamburger Bürger dienen und 
skizzierte die Ausgangsbedingungen und zentralen Säulen des KSK. In den Folgejahren er-
schienen dann keine ähnlichen Publikationen mehr. Erst zur Fortschreibung 2011 wurde im 
August 2011 wieder eine öffentlichkeitswirksam aufbereitete, umfangreich bebilderte und 47 
Seiten umfassende Broschüre zum KSK aufgelegt, die anhand von Projektbeispielen die Aktivi-
täten in den einzelnen Sektoren des KSK vorstellt. Sie wurde in einer Auflage von 500 Stück 
gedruckt. Eine englische Fassung steht kurz vor der Fertigstellung. Weitere Produkte wie Flyer 
gibt es nicht. Für das KSK existiert auch kein eigenes Logo. 

 Internetpräsentation: 

Bei Eingabe der Stichwortkombination „Klimaschutz Hamburg“ in die üblichen Internet-Such-
maschinen gelangt man auf das Klima- und Energieportal Hamburg (http://klima.hamburg.de). 
Die Seite wird von der BSU betrieben.  

Abb. 32: Startseite des Klima- 
und Energieportals Hamburg 
(http://klima.hamburg.de) 

Auf der Startseite des Klima- 
und Energieportals wird auf 
das KSK unter Klimaziele hin-
gewiesen. Über diesen Link 
kommt man direkt zur aktuel-
len Fortschreibung des KSK 
(s. Abb. 32). 

 
 

 
Auch über den Reiter „Klima-
wandel & Klimapolitik“ der 
Startseite des Klimaportals (s. 
Abb. 33) gelangt man über 
das Feld „Klimaschutzkon-
zept“ auf die Seite, in der über 
die aktuelle Fortschreibung 
des KSK berichtet wird. 

Abb. 33: Reiter „Klimawandel 
& Klimapolitik“ der Startseite 
des Klima- und Energieportals 
Hamburg 
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Auf eine knappe und allgemein gehaltene Einführung zum KSK gelangt man nur über das Feld 
„Leitstelle Klimaschutz“ (http://klima.hamburg.de/konzept-leitstelle/). Die Beschreibung des KSK 
ist aber auch dort eher etwas abstrakt gehalten und spricht mögliche Adressaten nicht direkt 
an.  

Die Internetpräsentation der LSK fällt bisher sehr knapp aus (Stand Ende Februar 2011). Bei 
Aufruf der Unterseite hat man die Auswahl zwischen vier Unterthemen: „Unsere Aufgaben“, 
„Hamburgs Klimaschutzkonzept“, „Klima im Wandel“ und „Rechentool CO2-Minderungen“, die 
aber sehr heterogen sind (s. Abb. 34): „Klima im Wandel“ gibt beispielsweise einen sehr groben 
und relativ unspezifischen Überblick über das Thema Klimawandel, das „Rechentool CO2-
Minderungen“ ist dagegen primär für diejenigen von Interesse, die laufende Projekte im KSK 
betreuen oder durchführen, spricht aber auch die bundesweite Fachöffentlichkeit an, da das 
Tool von der LSK als frei nutzbar angeboten wird.  

Unter „Unsere Aufgaben“ findet sich im letzten Absatz eine unspezifisch gehaltene Einladung 
an die Stakeholder des KSK: „Allerdings kann die Leitstelle Klimaschutz alleine wenig bewirken. 
Nur im Verbund von Bürgern, Wirtschaft, Wissenschaft, Behörden und Politik stemmen wir die-
se große Herausforderung. Klimaschutz ist eine Gesamtaufgabe der Stadt, die nur gelingen 
kann, wenn alle gemeinsam anpacken.“ Weiterführende Hinweise zu den Sektorenverantwortli-
chen in der LSK bzw. den Ansprechpartnern in den Fachbehörden und Bezirksämtern oder zur 
Vorgehensweise bei der Einreichung von Projektideen finden sich nicht. Nähert sich jemand 
beispielsweise mit der Frage „Mit welchem Anliegen könnte ich mich an die LSK wenden? Wie 
funktioniert das KSK?“ oder „Wie komme ich an Gelder? Wie komme ich an Partner?“ bleiben 
diese Fragen unbeantwortet. 

Derzeit wird in der LSK an 
einer Überarbeitung der In-
ternetseite der LSK gearbei-
tet. Erste Anpassungen (zum 
Team und zu den Aufgaben) 
wurden Anfang März ins 
Internet eingestellt. Diese 
neue Version konnte aber für 
die Evaluation nicht mehr 
berücksichtigt werden.  

Abb. 34: Unterseite „Leitstel-
le Klimaschutz“ mit Unter-
themen 
(http://klima.hamburg.de/leits
telle-klimaschutz/)  

Dass das KSK ein gemeinsames Programm aller Behörden Hamburgs ist, geht aus den 
Internet-basierten Darstellungen nicht unmittelbar hervor (dies erschließt sich lediglich über 
einzelne Projektdarstellungen). Auch wenn über die Reiter der Startseite des Klimaportals 
„Erneuerbare Energien“, „Wirtschaft und Umwelt“, „Mobilität und Verkehr“, „Bauen und 
Wohnen“ sowie „Bildung und Forschung“ verdeutlicht wird, dass es sich beim Klimaschutz um 
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ein Mainstreaming-Thema handelt, wird das Zusammenwirken der Behörden im Klimaschutz 
nicht explizit thematisiert.  

Ruft man die Internetseiten der einzelnen Behörden auf (wie z. B. www.hamburg.de/bwvi, 
www.hamburg.de/bsb, www.hamburg.de/bwf, www.hamburg.de/basfi), finden sich dort keine 
Hinweise auf das Engagement der Behörden im Klimaschutz und auf ihre Beteiligung am KSK. 
Lediglich auf der Seite der BWF gibt es einen Hinweis auf Aktivitäten der Behörde im Bereich 
Elektromobilität. 

 Veranstaltungen, Besuche und Konferenzen 

Der Leiter und die Mitarbeitenden der LSK sind die zentralen Repräsentanten des KSK. Der 
Leiter der LSK nimmt als Klimakoordinator Hamburgs die Außenvertretung wahr und vertritt die 
Hamburger Klimapolitik. Da die Mitarbeitenden der LSK einen breiten (ressortübergreifenden) 
Überblick über die Aktivitäten in Hamburg haben, sind sie immer wieder innerhalb und außer-
halb Hamburgs als Teilnehmer oder Vortragende nachgefragt. Veranstaltungen, Projektbesu-
che und Tagungen sind dabei auch geeignete Plattformen, um Anliegen und Inhalte des KSK 
zu kommunizieren und für den Ansatz Hamburgs zu werben. Im Jahr 2011 ist die LSK bei-
spielsweise aufgetreten: 

 beim IBA-Fachbeirat, 
 an der Universität Hamburg im Rahmen der Ringvorlesung „Hamburg – Umwelthaupt-

stadt Europas 2011“, 
 im Stadtplanungsausschuss Altona, 
 bei der HWF Hamburg (Hamburger Wirtschaftsförderung) mit Informationen über das 

KSK und die Klimaschutzaktivitäten Hamburgs als Information für die Berater der HWF, 
 bei der Handelskammer Hamburg für eine Präsentation des KSK vor dem Ausschuss für 

Umwelt der Handelskammer, 

 bei Deloitte für eine Präsentation vor u.a. Versicherungsvertretern und Mitarbeitern von 
Deloitte zum Thema Nachhaltigkeit. 

Der LSK-Leiter vertritt / vertrat das KSK und die Anliegen der Klimapolitik Hamburgs u.a.: 

 speziell im Jahr 2011 als Klimabotschafter der Umwelthauptstadt; er begleitete den 
„Train of Ideas“ der Umwelthauptstadt nach München, Brüssel und Kopenhagen; 

 beim Empfang nationaler und internationaler Delegationen in Hamburg und anderen 
deutschen Städten (dies erfolgt in Zusammenarbeit mit dem verantwortlichen Referen-
ten (LSK20)) sowie als Mitglied von deutschen Delegationen im Ausland (z. B. von 
Staatsrat Schmidt (SK) nach Washington oder vom Ersten Bürgermeister Olaf Scholz 
nach Kopenhagen), u.a. im Rahmen von Städtepartnerschaften; 

 in verschiedenen internen Gremien (hierzu gehören behörden- und amtsinterne Gremi-
en, Lenkungsrunden von (KSK-)Projekten und Lenkungsgruppe Masterplan);  

 in verschiedenen externen Gremien (dies sind beispielsweise der Beirat der Nordelbi-
schen Klimakampagne, die AG Metropolregion Hamburg, das IBA Vergabegremium, der 
Board of Trustees (Begleitendes Gremium zur Exzellenzinitiative der Klimaforschung), 
der Vorstand der Klimaschutzstiftung oder die Jury zur Vergabe des „Klimabären“ des 
Schulbaus Hamburg; 
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 im Hanse-Office in Brüssel (u.a. im Rahmen gemeinsamer Veranstaltungen mit der Eu-
ropäischen Kommission). 

Darüber hinaus vertritt die LSK die Stadt in internationalen und nationalen Netzwerken (z. B: in 
METREX, s. Kap. 4.7.1). 

Nach Aussagen einer langjährigen Mitarbeiterin der LSK waren die Vorträge, die zu Beginn der 
KSK-Laufzeit gehalten wurden, noch zahlreicher. 

4.11.2 Kritische Rückmeldungen – Öffentliche Wahrnehmung des KSK 

 Die LSK räumt ein, dass seitens der LSK bisher nur wenige Kapazitäten in die Öffent-
lichkeitsarbeit zum Programm geflossen sind. Dies lag auch daran, dass die Projektstel-
le LSK60 für Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit nicht planmäßig besetzt werden 
konnte (s. Tab. 28). Mit der Schaffung einer befristeten Stelle für das zweite Halbjahr 
2011 und ihrer Besetzung durch einen ehemaligen Praktikanten in der LSK konnten ers-
te ausstehende Arbeiten durchgeführt werden. So wurden Vorarbeiten für die inhaltliche 
Neugestaltung des Internetauftritts der LSK durchgeführt. Allerdings sind Teile der Ar-
beitskapazitäten auch in die Unterstützung der Referenten (insbesondere für das CO2-
Montoring und die redaktionelle Unterstützung der Drucksachenerstellung) geflossen. 

 Die geringe Priorität, mit der Öffentlichkeitsarbeit für das KSK betrieben wird, schlägt 
sich u.a. in den Einschätzungen zur Präsenz und Wahrnehmung des KSK nieder. Die 
Ergebnisse der Online-Umfrage Programm geben zwar nur die Einschätzung eines ver-
gleichsweise kleinen (und darüber hinaus überwiegend aus Behörden stammenden) 
Kollektivs wieder, machen aber deutlich, dass diejenigen, die nicht unmittelbar mit dem 
KSK arbeiten, nämlich die Bürgerinnen und Bürger, vom KSK offensichtlich nur sehr 
wenig Kenntnis haben. Eine systematische Befragung der Bürgerinnen und Bürger 
konnte im Rahmen der Evaluation allerdings nicht stattfinden, so dass Abb. 35 mit aller 
Vorsicht zu interpretieren ist.   
Analysiert man die Umfrageergebnisse differenziert für die einzelnen Gruppen von Be-
fragten separat (mit Ausnahme der NGOs, da diese nur mit einer Antwort im Fragebo-
gen repräsentiert waren), so wird deutlich, dass die Unternehmen die Wahrnehmung 
des KSK in ihren Kreisen eher kritischer sehen als die Gesamtgruppe aller Befragten. 
Die wissenschaftlichen Einrichtungen dagegen kamen zur Einschätzung, dass das KSK 
präsenter ist, als dies von der Gesamtgruppe eingeschätzt wurde. 
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Abb. 35: Ergebnisse zu Frage Q53 der Online-Umfrage Programm 

 Die Befragten sind mit der Öffentlichkeitsarbeit der LSK insgesamt nur wenig zufrieden. 
Am intensivsten richtet sich die Öffentlichkeitsarbeit offensichtlich an die Behörden, zu-
mindest wird dies so wahrgenommen. Auffällig ist, dass sich auch große Anteile der Be-
fragten diesbezüglich keine Bewertung zutrauen bzw. die Öffentlichkeitsarbeit indifferent 
bewerten. Ganz offensichtlich konnte die LSK, zumindest aus primärer Sicht der Behör-
den, die an sie gestellten Erwartungen in diesem Bereich (noch) nicht erfüllen. 
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Abb. 36: Ergebnisse zu Frage Q55 der Online-Umfrage Programm 

 Die Einschätzung, dass die Öffentlichkeitsarbeit rund um das KSK defizitär ist, wurde 
auch von den Teilnehmern der beiden Workshops bestätigt. Im Workshop Programm 
wurden als Schwächen u.a. genannt, dass es keine gebündelte Kommunikation des 

Wie präsent ist Ihrer 
Einschätzung nach 
das Klimaschutzkon-
zept in der allgemei-
nen Wahrnehmung 
der Hamburger ... ? 

Wie zufrieden sind Sie 
mit den Aktivitäten der 
LSK bezüglich Öffent-
lichkeitsarbeit in Rich-
tung Hamburger... ? 
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KSK gibt, das Programm nur wenig von den Bürgern wahrgenommen wird und es keine 
zielgruppenspezifischen, passgenauen Formate für die Kommunikation gibt. Als 
hinderlich für die Öffentlichkeitsarbeit wurde u.a. gesehen, dass 

 es zu wenig herausragende „Leuchtturmprojekte“ gibt, anhand derer sich das Pro-
gramm öffentlichkeitswirksam präsentieren ließe, 

 es an Ernsthaftigkeit fehlt, mit der derzeit die existierenden Ziele verfolgt werden, 
und nicht klar ist, welche Ziele konkret welche Priorität genießen; dies führt zu einem 
Glaubwürdigkeitsproblem bei der Außenkommunikation, 

 das Thema Klimaschutz in Hamburg insgesamt zu politisiert ist und von den Bürge-
rinnen und Bürgern inzwischen als „Politikmacherei“ empfunden wird, 

 aufgrund der Probleme bei der Wirkungsanalyse und Erfolgskontrolle nicht klar er-
kennbar und vermittelbar ist, wo man heute genau in der Umsetzung steht. 

 Im Workshop Projekte wurde darauf hingewiesen, dass aufgrund der Defizite in der 
Kommunikation das gesamte KSK zu wenig in der Breite mitgetragen wird. 

 Die in der Online-Umfrage Projekte gestellte Frage, ob die Projekte durch ihre Einbin-
dung in das KSK von einer stärkeren Außenwahrnehmung profitieren, wurde von zwei 
Drittel der Antwortenden eher negativ beantwortet. Fast ein Drittel gab sogar an, über-
haupt nicht zu profitieren (s. Abb. 37). Auch die nicht aus dem KSK finanzierten Projekte 
bewerteten die Leistungen des LSK für die stärkere Außenwahrnehmung ambivalent. 
Zehn gaben an, nur wenig zu profitieren (davon sieben überhaupt nicht), sechs gaben 
an, stärkere Unterstützung zu erhalten.  
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Abb. 37: Ergebnisse zu Frage Q12 (Auszug zur Außenwahrnehmung) der Online-Umfrage 
Projekte 

 Gleichzeitig wurde in der Online-Umfrage Projekte die Frage gestellt, welche Unterstüt-
zung ihres Projekts sich die Projektdurchführenden im Rahmen des KSK wünschen 
würden. Die Befragten sollten dazu bis zu drei Vorschläge machen. Von den insgesamt 
66 Nennungen bezogen sich 11 Nennungen auf die Koordination / Unterstützung der 

In welcher konkreten Weise  
profitiert / profitierte Ihr Projekt  
durch seine Einbindung in das  
Klimaschutzkonzept? 
Hier Auszug: „durch eine stärkere 
Außenwahrnehmung“ 
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Öffentlichkeitsarbeit zum Thema, die Verbesserung des Bekanntheitsgrads des Projekts 
und die klare Kommunikation von Zielen des KSK (s. Tab. 25). Daraus lässt sich schlie-
ßen, dass es seitens der Projekte durchaus die Erwartung gibt, dass das KSK die Öf-
fentlichkeitsarbeit der Projekte und deren Wahrnehmung unterstützt. Dabei wurde die 
Unterstützung der Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit von den Befragten als eine 
der wesentlichen Aufgaben der LSK betrachtet (die ihrerseits diese Aufgabe mit Blick 
auf das Management des Projektportfolios als eher nachrangig betrachtet, s. Abb. 18).  

 Umgekehrt wurden die Projektdurchführenden in der Online-Umfrage Projekte gefragt, 
ob sie ihrerseits in ihren Projekten und durch ihre Projekte auf das KSK aufmerksam 
machen (s. Abb. 38). 40% gaben dabei an, das KSK nicht zu kommunizieren. Immerhin 
knapp 30% gaben allerdings an, sogar die Ziele des KSK mit zu kommunizieren (wobei 
die Qualität der Zielvermittlung nicht im Einzelnen geprüft werden konnte). 
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Abb. 38: Ergebnisse zu Frage Q16 der Online-Umfrage Projekte 

 Im Workshop Projekte wurde in diesem Zusammenhang die Forderung formuliert, dass 
jeder für sein Projekt Botschafter sein muss, aber zugleich auch Botschafter des KSK 
sein sollte. Dabei bestünde jedoch das Problem, dass 

 es aufgrund der Vielfältigkeit und komplexen Struktur des KSK schwierig ist, die 
zentralen und präzisen Botschaften herauszufiltern, mit denen man nach außen ge-
hen soll; 

 ein Projekt nur dann in der Lage ist, die Ziele und Inhalte des Programms zu kom-
munizieren, wenn es sich mit diesen identifizieren kann und umgekehrt das Gefühl 
hat, dass es als Beitrag zur Umsetzung des Programms wertgeschätzt wird. 

 Zur jährlichen Erstellung der Klimaschutzdrucksachen gibt es einen Senatsauftrag. Die 
LSK betrachtet darüber hinaus die jährliche Fortschreibung als Plattform für eine um-
fangreiche Darstellung ihrer eigenen Arbeiten. Sie diene (nach Aussagen auf dem 
Workshop LSK) auch als Hilfestellung zur Strukturierung der Arbeitsergebnisse. Als ge-
eignetes Instrument der Öffentlichkeitsarbeit wird sie dagegen von der LSK selbst nicht 
gesehen. Vor diesem Hintergrund wurde von der LSK auch die Erstellung der Broschüre 
zur Fortschreibung 2011 des KSK angestoßen. In der Online-Umfrage Programm wurde 

Kommunizieren Sie mit Ihrem Pro-
jekt das Klimaschutzkonzept nach 
außen und wenn ja, in welcher 
Form? 
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nach der Eignung der Drucksachen für die Kommunikation der Anliegen und Inhalte des 
KSK nach außen gefragt. Hier waren immerhin fast 54% der Befragten der Meinung, 
dass die Drucksachen ein durchaus geeignetes Instrument darstellen (s. Abb. 39). Da-
bei ist jedoch zu berücksichtigen, dass diese Bewertung zu einem Großteil von behörd-
lichen Mitarbeitenden stammt, in deren Arbeitsalltag vermutlich Printprodukte dieser Art 
häufig verwendete Arbeitsinstrumente darstellen. 

In einem der mit drei Experten aus anderen Städten geführten Interviews wurde die 
Drucksache wie folgt charakterisiert: „Die Bandbreite der Maßnahmen in Hamburg finde 
ich gut und vorbildlich. Aber die Berichtslegung ist eher bleiwüstenartig. Es ist ja immer 
eine schwierige Frage, wie man das am besten dokumentiert, aber bei Hamburg habe 
ich den Eindruck, da verliert man sich.“ 
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Abb. 39: Ergebnisse zu Frage Q58 der Online-Umfrage Programm 

 Von den Teilnehmenden der Online-Umfrage Programm wurden Vorschläge für zusätz-
liche Aktivitäten zur besseren Kommunikation des KSK nach außen unterbreitet (Frage 
Q59). Besonders häufig wurde dabei auf die Verbesserung der Internetdarstellung des 
KSK und auf die Bereitstellung leicht lesbarer Printprodukte wie Booklets und Flyer hin-
gewiesen. Ferner wurde von mehreren Teilnehmenden empfohlen, die Pressearbeit zu 
intensivieren. Über konkrete Produktempfehlungen hinaus wurden u.a. die folgenden 
Einzelempfehlungen gegeben: 

 In den Vordergrund der Kommunikationsstrategie sollte nicht das KSK selbst gestellt 
werden, sondern die jeweiligen Berührungspunkte mit den Zielgruppen. 

 Die Fachbehörden und die einzelnen Projektträger sollten sich aktiv an der Kommu-
nikation beteiligten. 

 In das Marketing des KSK sollten gezielt auch Institutionen wie Hamburg Marketing, 
HAMEA u.a. außerbehördliche Experten einbezogen werden.  

 Von den drei interviewten Experten aus Frankfurt, München und Wien wurde unisono 
auf die Wichtigkeit einer begleitenden Öffentlichkeitsarbeit verwiesen: „ Es ist ja so, dass 
die Stadt jetzt für Klimaschutz viel Geld in die Hand nehmen muss, sonst wird das Gan-

Ich halte die Fortschreibungs-
Drucksache für ein geeignetes 
Instrument, um die Anliegen und 
Inhalte des KSK nach außen zu 
kommunizieren. 
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ze später noch viel teurer. Das geht nur, wenn die Politik und eine breite Öffentlichkeit 
dahinterstehen.“ Zugleich wurde eingeräumt, dass es vielerorts an überzeugenden Kon-
zepten für die Öffentlichkeitsarbeit mangelt: „Wie das Thema Klimaschutz in der Öffent-
lichkeit verankert ist, das ist eine Frage, bei der alle Städte Schwierigkeiten haben“.  

4.11.3 Schlussfolgerungen – Öffentliche Wahrnehmung des KSK 

Bei den in den Evaluationsprozess eingebundenen Personen gibt es sehr weitgehende Über-
einstimmung, dass erhebliche Defizite in der Öffentlichkeitsarbeit rund um das KSK bestehen. 
Ein klares Bild des KSK formt sich bisher in der Außendarstellung noch immer nicht, obwohl 
das Programm nun schon im fünften Jahr implementiert ist und mit umfangreichen Mitteln aus-
gestattet ist. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Eine wichtige Ursache ist, dass bisher in nur sehr 
geringem Umfang Sach- und Personalmittel in die Öffentlichkeitsarbeit geflossen sind. Die 
Fachbehörden ihrerseits sind nur sehr begrenzt oder gar nicht aktiv geworden, und innerhalb 
der LSK konnte bisher keine eigene Stelle geschaffen werden. 

Die Defizite in der Kommunikation des KSK lassen sich aber nicht allein damit begründen, dass 
bislang zu wenig zielgerichtete Aktivitäten in Richtung Öffentlichkeitsarbeit unternommen wur-
den. Ein wesentliches Hemmnis für die Kommunikation scheint auch darin zu bestehen, dass 
zentrale Kommunikationsinhalte des KSK unklar sind. Dies betrifft sowohl die Ziele (welches 
sind die zentralen Ziele?) als auch die tatsächlichen Erfolge des Programms (welches sind die 
herausragenden Projekte und Erfolge?). Die Unübersichtlichkeit des Programms macht es au-
ßerordentlich schwer, die zentralen Botschaften herauszuarbeiten. Viele der aus dem KSK fi-
nanzierten Projekte sind außerdem eher abstrakt, und es lässt sich auch einem interessierten 
Bürger nur schwer vermitteln, was tatsächlich passiert. Für eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit 
braucht es aber vor allem Projekte „zum Anfassen“.  

Die Klimaschutzdrucksache als zentrales Instrument der Außendarstellung des Programms ist 
nur wenig geeignet, die zentralen Zielsetzungen und Ergebnisse pointiert hervorzuheben. Die 
Darstellungen erscheinen eher additiv als synoptisch. Schwerpunkte werden nicht systematisch 
herausgearbeitet. Insgesamt reflektiert die Drucksache in ihrem Aufbau und in ihrer Sprache 
die starke Behördenorientierung des Programms. 

Eine weitere Verunsicherung, die Öffentlichkeit betreffend, besteht darin, dass nicht wirklich klar 
ist, welche Zielgruppen mit einer entsprechenden Öffentlichkeitsarbeit adressiert werden sollen. 
Insbesondere die Unklarheit, mit welcher Ernsthaftigkeit mit dem eher behördenorientierten 
Programm auch außerbehördliche Stakeholder angesprochen und zur Entwicklung und Umset-
zung von Projektideen motiviert werden sollen (s. Kap. 4.8.3), lässt die Öffentlichkeitsarbeit um 
das KSK bisher noch recht unspezifisch erscheinen. Klare Zielgruppen-Fokussierungen fehlen. 
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4.12 Die Hamburger Klimapolitik und das KSK 

Evaluationsfrage Programm D1: Welche Rolle spielt das KSK in der Kommunikation der ge-
samten Hamburger Klimapolitik? 

4.12.1 Aktuelle Struktur und Situation – Klimapolitik und KSK 

In seinen ersten Jahren war das KSK der zentrale Kristallisationspunkt der Klimapolitik Ham-
burgs. Es beinhaltete die zentralen Ziele der Klimaschutzpolitik der Stadt Hamburg und schuf 
mit einem breit angelegten Strategieprozess, in den alle Behörden der Hansestadt eingebun-
den waren, die Grundlagen für ein umfangreiches Maßnahmenpaket. Die LSK agierte in der 
Rolle, eine zusammenhängende Klimapolitik organisatorisch und mit strategischen Beiträgen 
zu unterstützen und die Prozesse innerhalb der Stadt und der Metropolregion zu koordinieren.  

Bereits mit der ersten Fortschreibungsdrucksache im Jahr 2008 wurde den zuständigen Behör-
den der Auftrag erteilt, eine Anpassungsstrategie zum integralen Bestandteil des KSK zu entwi-
ckeln. Diese Aufgabe wurde zur Federführung an die BSU und innerhalb derselben in die Abtei-
lung NR2 übergeben. Diese beauftragte ein vom Umweltbundesamt erstelltes Gutachten „Fach-
licher Orientierungsrahmen: Klimaänderung und Klimafolgen in Hamburg“ (November 2009) als 
Grundlage für alle weiteren strategischen Überlegungen. Zur Begleitung des Prozesses der 
Entwicklung einer Anpassungsstrategie für Hamburg wurde eine behördenübergreifende Ar-
beitsgruppe eingerichtet.  

Im Jahr 2009 wurde ein „Basisgutachten Masterplan Klimaschutz“ (2009/2010) in Auftrag ge-
ben. Mit diesem Gutachten sollte – in Ergänzung zu dem bisherigen Prozess des strukturierten 
Zusammentragens von Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen in Hamburg und zur Kalku-
lation ihres Beitrags zur CO2-Minderung – eine systematische Analyse der Möglichkeiten Ham-
burgs zur Emissionsreduktion durchgeführt werden. Ziel war, Maßnahmen und Maßnahmen-
kombinationen vorzuschlagen, mit denen Hamburgs CO2-Reduktionsziel bis 2020 (40% gegen-
über dem Basisjahr 1990) schnell und effektiv erreicht werden könnte. Zugleich sollte die Mög-
lichkeit zur Erreichung einer Reduktion von 80% bis 2050 geprüft werden. Die Begleitung der 
Erstellung des Basisgutachtens und des darauf aufbauenden Masterplans wurde – insbesonde-
re aufgrund der starken fachlichen Bezüge zum Geschäftsbereich der BSU (diskutiert wurden 
primär Maßnahmen in den Bereichen Stromerzeugung, Prozesswärme, Deckung des Wärme-
bedarfs von Gebäuden sowie im Bereich Mobilität, der damals noch im Amt V in den Ge-
schäftsbereich der BSU fiel) – ebenfalls an die Abteilung NR2 der BSU übertragen. Zu Zwe-
cken der Erstellung des Masterplans wurde eine Arbeitsgruppe Masterplan eingerichtet, für die 
aber keine eigenen Ressourcen in den beteiligten Behörden bzw. Ämtern freigesetzt wurden. 
Damit begründet sich auch, dass der Prozess nach Vorliegen des Basisgutachtens anfänglich 
eher schleppend verlaufen ist. 

Mit der beginnenden Diskussion um den Masterplan wurde die Alleinstellung des KSK als zent-
rales klimapolitisches Dokument des Senats und als Leitschnur für die fachbehördlichen Aktivi-
täten im Klimaschutz zunehmend in Frage gestellt.  

Mit dem Arbeitsprogramm des Senats vom 10.05.2011 gibt es nun einen klaren Auftrag zur 
Erstellung des Masterplans. Er soll möglichst wirksame CO2-Minderungsmaßnahmen bis 2020 
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für Hamburg sowie den richtigen Weg zur Reduzierung der CO2-Emissionen von 80% bis 2050 
aufzeigen und hierfür die notwendigen strategischen Weichenstellungen herausarbeiten. Die 
wesentlichen Unterschiede zum KSK bestehen darin, dass der Masterplan einen Planungshori-
zont bis 2050 bearbeitet und vorsieht, sich auf Leitprojekte mit hoher CO2-Minderungswirkung 
zu beschränken. An der Erstellung des Masterplans arbeiten derzeit die fachlich betroffenen 
Behörden BSU und BWVI bzw. externe Fachexperten im Rahmen von Arbeitssitzungen und 
Workshops mit. Über die Intensität der Einbindung werden allerdings keine Aussagen getroffen. 
Relevante nicht-behördliche Institutionen wie Kammern, Verbände und NGOs sollen einbezo-
gen werden, eine Detailplanung zum Beteiligungsmodell gibt es aber noch nicht. Form und In-
tensität der Beteiligung werden abhängig von der zur Verfügung stehenden Zeit sein. 

Heute bestimmen neben dem KSK, u.a. bedingt durch die Energiewende (Fukushima) und die 
energiepolitischen Vereinbarungen (Netzankauf) insbesondere die beiden folgenden Prozesse 
die klimapolitischen Richtungsdiskussionen:  

 Die Aushandlung des Energiekonzepts: Der Senat hat in Verhandlungen mit den 
Energieversorgungsunternehmen (EVU) Vattenfall Europe AG und E.ON Hanse AG im 
November 2011 eine Paketlösung verabschiedet, welche die Grundlagen für die 
Energiewende in Hamburg schaffen soll. Demnach beteiligt sich die Stadt mit einem 
Anteil von 25,1% an den Netzgesellschaften für Strom, Gas und Fernwärme. Verbunden 
mit dieser Einigung verständigten sich die Hansestadt und die beiden Energiekonzerne 
auf ein auf sechs Jahre angelegtes Investitionsprogramm in Höhe von bis zu 1,6 
Milliarden Euro, im Rahmen dessen u.a. ein Gas- und Dampfkraftwerk gebaut und in 
Biomasse-Anlagen und den Ausbau der dezentralen Wärmeversorgung investiert 
werden soll (s. Kap. 5.1.4). 

 Die Ausarbeitung des bereits erwähnten Masterplans: Auf der Grundlage des „Basisgut-
achtens Masterplan Klimaschutz“ (2009/2010) wird unter der Federführung der BSU 
(NR2) derzeit der Masterplan Klimaschutz für Hamburg erarbeitet. Im Blick sind dabei 
insbesondere der Umstieg auf erneuerbare Energien, die energetische Sanierung von 
Gebäuden, eine CO2-arme Fernwärmeversorgung und eine effizientere Mobilität.  

Die Aushandlung des Energiekonzepts erfolgt derzeit im Wesentlichen losgelöst vom KSK. In 
die Entwicklung des Masterplans ist die LSK als zentrale Koordinations- und Steuerungsstelle 
des KSK mit einem LSK-Mitarbeiter in der Projektgruppe zum Masterplan vertreten, nimmt mit 
mehreren Mitarbeitern an den Workshops teil und ist mit dem Leiter der LSK in der Lenkungs-
gruppe vertreten. 

Das Zusammenspiel von KSK und Masterplan war zumindest bis Februar 2012 nicht transpa-
rent. Auch das Arbeitsprogramm des Senats vom 10.05.2011 ist in dieser Frage offen gehalten. 
Unter der Überschrift „Umwelt und Energie – Klimaschutz“ ist dort formuliert: „Das Klimaschutz-
konzept werden wir fortführen und stärker an Schwerpunkten orientieren, die eine hohe  
CO2-Minderung versprechen.“ Kurz danach folgt die Formulierung: „Hamburg wird weiterhin 
seinen Beitrag zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele leisten: Reduzierung der  
CO2-Emissionen um 40% bis 2020 und um mindestens 80% bis 2050, um die weltweite Erwär-
mung auf 2 Grad zu begrenzen. Dazu wird ein Masterplan Klimaschutz vorgelegt.“ In diesem 
Zusammenhang wird das KSK nicht angesprochen. Zum zweiten und letzten Mal findet das 
KSK unter der Überschrift „Umwelt und Energie – Ausbau erneuerbarer Energien“ Erwähnung. 
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Dort heißt es: „Im Rahmen des Klimaschutzkonzeptes des Senats setzen wir die Förderung der 
erneuerbaren Energien fort. Dazu zählt auch die Einbeziehung der erneuerbaren Energien in 
die energetische Modernisierung des Gebäudebestandes“. 

Es entsteht der Eindruck, dass das KSK, das bisher als zentrales strategisches Papier zur 
Klimapolitik betrachtet worden ist, in Zukunft eher die Funktion eines Maßnahmenprogramms 
erhalten soll.  

4.12.2 Kritische Rückmeldungen – Klimapolitik und KSK 

 In der Online-Umfrage Programm wurde nach der Rolle des KSK für die Hamburger 
Klimaschutzpolitik gefragt. Dabei waren die Befragten deutlich überwiegend der Mei-
nung, dass das KSK sowohl als strategischer Rahmen für die Hamburger Klimaschutz-
politik als auch für deren Umsetzung von großer Bedeutung ist (s. Abb. 40).  
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Abb. 40: Ergebnisse zu den Fragen Q51 und Q52 der Online-Umfrage Programm 

4.12.3 Schlussfolgerungen – Klimapolitik und KSK 

Es entsteht der Eindruck, dass das KSK mit den fortschreitenden Arbeiten am Masterplan nicht 
mehr als zentraler Kristallisationspunkt der behördenübergreifenden Aktivitäten bei Klimaschutz 
und -anpassung in Hamburg betrachtet wird. Der Masterplan tritt in der strategischen Diskussi-
on stark in den Vordergrund. Trotz des in seinem Arbeitsprogramm verankerten Bekenntnisses 
des Senats zur Fortführung des KSK war Anfang 2012 noch unklar, in welcher Form es zu ei-
ner Fortschreibung des KSK kommt, mit welchen Mittelumfang das Programm ausgestattet sein 
wird und welcher inhaltlichen Schwerpunkte es sich annehmen soll. Zum künftigen Zusammen-
spiel von KSK und Masterplan waren bis Ende Februar noch keine Aussagen getroffen worden.  

Die LSK ist in die strategischen klimapolitischen Diskussionen nur noch am Rande, in keinem 
Falle in einer zentral steuernden und koordinierenden Funktion eingebunden. Sie hat damit – 
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ohne dass dies explizit formuliert worden wäre – einen Teil der ihr ursprünglich zugewiesenen 
Aufgaben (s. Kap. 4.3.1) eingebüßt. Durch die starke Konzentration des Gesamtprozesses in 
der zentralen Verantwortung der BSU wird auch die behördenübergreifende Zusammenarbeit 
im Masterplan weniger betont als dies bei der Entwicklung des KSK der Fall war. 
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5 Diagnosen auf der Grundlage der Evaluationsfragen – 
Projektevaluation 

Die nach der in Kap. 3.4.3 beschriebenen Methodik aus dem großen Projektportfolio des KSK 
ausgewählten Projekte wurden einer Projektevaluation unterzogen. Die Methodik ist im Detail in 
Kap. 3.6.2 beschrieben. Es sei an dieser Stelle noch einmal explizit hervorgehoben, dass die 
genauere Betrachtung dieser Projekte nur ein Fenster zum gesamten Projektportfolio öffnen 
kann. Rückschlüsse von den in den einzelnen Sektoren betrachteten Projekten auf das Ge-
samtportfolio des jeweiligen Sektors sind nur mit Einschränkungen möglich. 

5.1 Projekte im Sektor Energie 

5.1.1 Sektorziele Energie 

Für das Handlungsfeld Energie sind die folgenden Sektorziele formuliert worden: 

 Von den in der dritten Fortschreibungsdrucksache (Drs. 19/8311, 2010/2011) formulier-
ten „14 Handlungszielen als Orientierungsrahmen für die Hamburger Klimapolitik“ be-
ziehen sich die Handlungsziele 1 bis 5 „Energieversorgung“, „Energieeinsparungen“, 
„Erneuerbare Energien“, „Energieeffizienzsteigerung“ und „Energienetze“ auf den Sektor 
Energie:  

 1. Energieversorgung: „Auch Hamburg steht vor der Herausforderung, seine Ener-
gieversorgung zukunftsfähig und klimafreundlich zu gestalten, um die anspruchs-
vollen Ziele zur Minderung der Treibhausgase erreichen zu können und dabei 
zugleich die Energieversorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit der Stadt zu 
gewährleisten. Dazu gehören die sichere Bereitstellung von CO2-freier oder 
zumindest CO2-armer Energie für Strom und Wärme, die aus einem stetig wachsen-
den Anteil aus erneuerbaren Energien gewonnen wird“. 

 2. Energieeinsparungen: „Energieeinsparung steht an erster Stelle, um effektiven 
Klimaschutz in der Praxis zu etablieren. Hierbei sollen Maßnahmen zur Energieein-
sparung vorrangig dort ansetzen, wo die Hauptursachen für die Entstehung klima-
schädlicher Emissionen liegen. Dies sind für Hamburg die Sektoren Wirtschaft und 
Anlagentechnik, Mobilität und Gebäude“. 

 3. Erneuerbare Energien: „Die energetische Nutzung der Biomasse aus Abfällen soll 
deutlich vorangebracht, die Windenergie auf eine Nennleistung von mindestens 100 
Megawatt ausgebaut, vor allem durch den Abbau alter und den Neubau leistungs-
stärkerer Windenergieanlagen, und die Nutzung der Photovoltaik sowie der Solar-
thermie erheblich gesteigert werden“. 

 4. Energieeffizienzsteigerung: „Hamburg ist ein bedeutender Wirtschaftsstandort. 
Um die Leistungsfähigkeit der Hamburger Wirtschaft langfristig zu erhalten, muss 
eine wirtschaftsverträgliche Entkopplung der Entwicklung des klimaschädlichen CO2-
Ausstoßes vom Wirtschaftswachstum in Hamburg erreicht werden“. 

 5. Energienetze: „Hamburg prüft derzeit, ob und wie die Energienetze unter den Ge-
sichtspunkten des Klimaschutzes, der Wirtschaftlichkeit und der Versorgungssicher-
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heit rekommunalisiert werden sollten, um künftig wieder mehr Einfluss auf die Inves-
titionen im Bereich der städtischen Energieinfrastruktur zu nehmen“. 

 Aktuelle Fortschreibung der Klimaschutzdrucksache 20/2676 (2011/2012) (S. 8): „Auch 
Hamburg steht vor der Herausforderung, seine Energieversorgung zukunftsfähig und 
klimafreundlich zu gestalten, um die anspruchsvollen Ziele zur Minderung der Treib-
hausgase erreichen zu können und dabei zugleich die Energieversorgungssicherheit 
und Wettbewerbsfähigkeit der Stadt zu gewährleisten. Dazu gehört die sichere Bereit-
stellung von CO2-freier oder zumindest CO2-armer Energie für Strom und Wärme, die zu 
einem wachsenden Anteil aus erneuerbaren Energien gewonnen wird.  
Energieeinsparung steht an erster Stelle, um einen effektiven Klimaschutz zu etablieren. 
Maßnahmen zur Energieeinsparung sollen vorrangig dort ansetzen, wo die Haupt-
ursachen für die Entstehung klimaschädlicher Emissionen liegen. Dies sind für Hamburg 
die Sektoren Wirtschaft und Anlagentechnik, Mobilität und Gebäude.  
Hamburg fördert die erneuerbaren Energien aus Biomasse, Solarthermie, Windkraft und 
Geothermie. Hierzu zählen auch der Aufbau von Speicherkapazitäten und die Einbezie-
hung der erneuerbaren Energien in die energetische Modernisierung des Gebäudebe-
stands. 
Für den Klimaschutz und für hohe CO2-Minderungen spielt die Steigerung der Energie-
effizienz eine wesentliche Rolle. Hamburg ist ein bedeutender Wirtschaftsstandort. Die 
Stadt wird die Energieeffizienz im Gebäudebereich und in Produktionsprozessen bei Er-
halt der Leistungsfähigkeit der Hamburger Wirtschaft steigern.“ 

5.1.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Energie 

Insgesamt wurden für den Sektor Energie im KSK 78 Einzelprojekte gelistet, von denen 25 
nicht weiter verfolgt oder in ein anderes Projekt überführt worden sind. Die in der aktuellen 
Drucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012) enthaltenen Maßnahmen lassen sich im Wesentlichen 
den folgenden Handlungskategorien zuordnen: 

 Abfall/Abwasser, 
 Biomasse, 
 CO2-Speicherung, 
 Energieversorgungskonzepte, 
 Erneuerbare Wärme (bestehend aus nur einem herausragenden Projekt), 
 Geothermie, 
 IBA, 
 KWK, 
 Sonne, 
 Strombezug öffentlicher Einrichtungen, 
 Wind, 

 Sonstiges. 

Die zahlenmäßig stärksten Kategorien sind „Sonne“ mit 12 Projekten, Energieversorgungskon-
zepte mit elf sowie „Wind“ und die Projekte rund um die Internationale Bauausstellung IBA, mit 
je fünf Projekten (s. Tab. 32). 
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Tab. 32: Projektkategorien im Sektor Energie 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Abfall/Abwasser   2007/117: Optimierung der Abfall-
wirtschaft in Hamburg unter dem 
Aspekt des Klimaschutzes ("Recyc-
ling-Offensive") 

 2007/161: Solare Brauchwasserer-
wärmung 

 2007/205: Energiegewinnung aus 
Abwasser 

 2009/075: Faulgasaufbereitung und 
Einspeisung auf dem Klärwerk Köhl-
brandhöft 

Biomasse   2007/093: Holz-Heizwerk 
SAGA/GWG 

 2007/094: Modellversuch zur Holz-
gewinnung 

 2010/004: Holz-Heizkraftwerk am 
Haferweg 

CO2-Speicherung   2007/111: Studie zur Erfassung po-
tenziell geeigneter tiefliegender geo-
logischer Formationen zur CO2-
Speicherung im Hamburger Raum 

Energieversorgungs-
konzepte 

 2007/084: Cluster Erneuerbare 
Energien Hamburg 

 2007/097: Regenerative Energie-
versorgung der Insel Neuwerk 

 2008/030: Prüfung: Kosten und 
Konsequenzen einer öffentlichen 
Verfügung über die Energienetze. 

 2008/102: Maßnahmen zur Stei-
gerung des Anteils Erneuerbarer 
Energien im Energiemix des 
Standortes Hamburg (Förderpro-
gramm) 

 2008/103: Wettbewerb energieef-
fiziente Stadt 

 2009/020: Studie zur Entwicklung 
der Wärmeversorgung in Nord-
deutschland 

 2010/045: Smart Power- Intelli-
gentes Stromverbrauchsma-
nagement (Demand Side Ma-
nagement) und stromgeführte 
Blockheizkraftwerke in Verbin-
dung mit Wärmespeichern in der 
Stadtinfrastruktur 

 2007/039: Fernwärmeversorgung 
von Klärwerk Köhlbrandhöft zum 
Container Terminal Tollerort 

 2008/040: Identifizierung von geeig-
neten Orten für Bürgerkraftwerke. 

 2008/101: Zukunftsfähige Energie-
versorgungskonzepte für Großsied-
lungen 

 2010/038: Umsetzung von Projekten 
im Rahmen des Clusters Erneuerba-
re Energien Hamburg 

Erneuerbare Wärme  2011/025: Förderprogramm "Er-
neuerbare Wärme" 

 

Geothermie   2007/206: Ausbau der Geothermie 
 2009/023: Machbarkeitsstudien Ge-

othermiebohrungen 
IBA  2007/089: IBA: Erneuerbare 

Energie im Rahmen der IBA - 
 



 
 

 

 

30.04.2012 Seite 187 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

„Energieberg Georgswerder“ 
 2007/090: IBA: Konjunkturpro-

gramm des Bundes: Erneuerbare 
Energie im Rahmen der IBA - 
„Energiebunker Wilhelmsburg“ 

 2008/053: IBA: Energieverbund 
Neue Mitte Wilhelmsburg 

 2008/054: IBA: Klimaschutzkon-
zept Erneuerbares Wilhelmsburg 

 2008/061: IBA: Modellprojekt 
Tiefengeothermie 

KWK  2008/038: Prüfung: Bereitstellung 
von städtischen Liegenschaften 
für KWKs. 

 2009/016: Förderung von Mikro-
KWK 

Sonne  2007/019: Regenerative Energie-
anlagen (v.a. Photovoltaik-
Anlagen) auf Schulen - "Klima-
schutz macht Schule" 

 2007/086: Großflächige Dünn-
schicht-Solarstromanlagen auf 
gewerblichen Hallendächern 
(Förderprogramm) 

 2007/193: Photovoltaik-Anlage 
Kulturfabrik Kampnagel 

 2007/215: Neubau des Be-
triebshofes Rahlau - Einsatz re-
generativer Energieversorgung 
(Solarthermie, Photovoltaik) 

 2008/094: "Prüfung der solar-
energetischen Eignung von Dä-
chern auf Schulgebäuden" (So-
larpotentialanalysen Schuldä-
cher) 

 2009/086: Solarpotenzialanaly- 
se I 

 2010/060: Solarpotenzialanaly- 
se II - Ausweitung auf ganz 
Hamburg  

 2009/015: Konjunkturprogramm des 
Bundes: Förderung der Energieeffi-
zienz und des Einsatzes erneuerba-
rer Energien – Laserscannerbeflie-
gung 

 2009/024: Erweiterung einer Photo-
voltaikanlage auf der Werk- und La-
gerhalle des Bauhofes Rahlau 

 2009/038: Photovoltaikanlage für die 
Sporthalle Hamburg  

 2009/041: Photovoltaikanlage für 
das Bezirksamt HH-Nord  

 2009/078: Photovoltaikanlagen der 
Stadtreinigung Hamburg 

Strombezug öffentli-
cher Einrichtungen 

  2007/157: Stromlastmanagement für 
öffentliche Liegenschaften – For-
schungsprojekt „IN-SEL“ (Hochschu-
le für angewandte Wissenschaften) 

 2007/158: Strombezug städtischer 
Einrichtungen: Steigerung auf 100 % 
regenerative Energiequellen 

 2007/160: Energieeinsparung bei 
Gebäuden mit hoher Grundlast 

 2008/028: Prüfung: Umstellung auf 
Ökostrom beim Auslaufen von Ver-
trägen anstelle der getrennten Aus-
schreibung von RECS-Zertifikaten. 

Wind   2007/145: Ausweisung zusätzlicher 
Standorte für Windkraftanlagen im 
Hafengebiet 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

 2008/041: Ermöglichung des 
Repowerings bestehender Wind-
energie-Anlagen. 

 2008/042: Identifikation und Auswei-
sung von Standorten für neue Wind-
energie-Anlagen. 

 2009/074: Windenergieanlagen auf 
dem Klärwerk Dradenau 

 2010/054: Bau und Betrieb von klei-
nen Windenergieanlagen auf der 
Deponie Georgswerder mit wissen-
schaftlicher Begleitung 

Sonstiges  2009/030: Ehemalige Röttiger 
Kaserne, neues Wohnen in Neu-
graben-Fischbek 

 2010/039: Energieeffizientes 
Beleuchtungskonzept für Unter-
führungen und Tunnel der 60er 
und 70er Jahre in der Harburger 
Innenstadt 

 2011/028: Stromspar-Check in ein-
kommensschwachen Haushalten in 
Kooperation mit dem Caritasverband 
Hamburg (Bundesweites Projekt des 
Bundesverbandes der Energie- und 
Klimaschutzagenturen und des 
deutschen Caritasverbandes) 

 

5.1.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Energie 

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden Projekte aus dem Sektor Energie einer 
genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Großflächige Dünnschicht-Solarstromanlagen auf gewerblichen Hallendächern 
(Förderprogramm) (2007/086), 

 Klimaschutzprogramm „Solarthermie und Heizung“ (2007/100), 

 Photovoltaik-Anlage Kulturfabrik Kampnagel (2007/193), 

 Neubau des Betriebshofes Rahlau – Einsatz regenerativer Energieversorgung 
(Solarthermie, Photovoltaik) (2007/215), 

 Umsetzung eines Programms zur Steigerung der Kopplung von Wärme- und 
Stromproduktion (KWK) mit Hamburger Unternehmen aus Produktion, Dienstleis-
tung und Wohnungswirtschaft (Förderprogramm) (2008/031), 

 Prüfung: Bereitstellung von städtischen Liegenschaften für KWKs. (2008/038), 

 Prüfung der solarenergetischen Eignung von Dächern auf Schulgebäuden (Solar-
potentialanalysen Schuldächer) (2008/094), 

 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Prüfung: Umstellung auf Ökostrom beim Auslaufen von Verträgen anstelle der ge-
trennten Ausschreibung von RECS-Zertifikaten (2008/028), 

 Machbarkeitsstudien Geothermiebohrungen (2009/023). 

Die aus dem KSK finanzierten Projekte, die in die Projektevaluation eingeschlossen wurden, 
decken 49,5% des gesamten Finanzvolumens des Sektors Energie ab. Darunter befindet sich 
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auch das finanzstärkste Energie-Projekt „Solarthermie und Heizung“, das allein 37,6% des 
gesamten Sektors ausmacht. 

Im Gesamtergebnis wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 33): 

Tab. 33: Projektbewertung im Sektor Energie 

Projekte des KSK Gesamteinschät-
zung des Projekts 
und seines Verlaufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als 
nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? 

Großflächige Dünnschicht-
Solarstromanlagen auf gewerblichen 
Hallendächern (Förderprogramm) 

+++ 0 

Klimaschutzprogramm "Solarthermie 
und Heizung" 

+++ +++ 

Photovoltaik-Anlage Kulturfabrik 
Kampnagel 

+ + 

Neubau des Betriebshofes Rahlau - 
Einsatz regenerativer Energieversor-
gung (Solarthermie, Photovoltaik) 

0 0 

Prüfung: Umstellung auf Ökostrom 
beim Auslaufen von Verträgen anstel-
le der getrennten Ausschreibung von 
RECS-Zertifikaten. 

++ ++ 

Prüfung: Bereitstellung von städti-
schen Liegenschaften für KWKs. 

0 0 

Prüfung der solarenergetischen Eig-
nung von Dächern auf Schulgebäuden 
(Solarpotentialanalysen Schuldächer) 

++ 0 

Machbarkeitsstudien Geothermieboh-
rungen 

++ 0 

 
Am besten schneiden mit „+++“-Bewertungen die beiden Förderprogramme „Solarthermie und 
Heizung“ und „Großflächige Dünnschicht-Solarstromanlagen auf gewerblichen Hallendächern“ 
ab. 

 Klimaschutzprogramm „Solarthermie und Heizung“ (2007/100): Im Rahmen dieses Pro-
jekts wird die Installation von Solarwärmeanlagen gefördert. Zusätzlich wird auch der 
Austausch bestehender gegen neue, besonders energiesparende Heizungen gefördert, 
sofern gleichzeitig eine thermische Solaranlage installiert wird. Nach Installation der An-
lage gibt es bei jeder 10. Anlage eine stichprobenartige Kontrolle vor Ort, die einerseits 
das Einhalten der Förderbedingungen, andererseits auch die Funktionsfähigkeit der An-
lage im Blick hat. Zugleich können sich die Betreiber größerer Anlagen freiwillig einer 
Fernüberwachung des Solarertrags ihrer Anlage unterziehen. 2010 gab es ca. 75 sol-
cher fernüberwachter Anlagen.  
Obwohl die Solarthermie als die umweltverträglichste Wärmeerzeugungsart gilt, ist sie 
aufgrund ihrer langen Amortisationszeit dennoch immer wieder wirtschaftlich gefährdet. 
Wie wichtig die vom Programm ausgehenden Anreize sind, zeigt sich allein schon da-
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ran, dass veränderte Rahmenbedingungen schnell zu einem Einbrechen der Nachfrage 
nach Solarthermie-Anlagen führen kann (wie 2009 und 2010).   
Das Projekt kann auf Anfänge im Jahr 1990 zurückblicken und ist heute mit einem Vo-
lumen von 6,6 Mio. Euro (Summe KSK-Finanzierung zwischen 2008 und 2012) eines 
der großen Förderprogramme im Rahmen des KSK. Das Projekt zeichnet für gut 21.000 
Tonnen CO2-Einsparung pro Jahr verantwortlich. Die Einbindung von vielen Handwer-
kern in das Programm, welche die Abnehmer beraten und die Förderung z.T. mit abwi-
ckeln, sorgt für wachsendes klimaschutzbezogenes Know-how im Gewerbe.  
Das Projekt ist 2011 mit dem Förderprogramm „Erneuerbare Energie“ (2007/092) zu-
sammengefasst worden und läuft nun unter dem Titel „Förderprogramm: Erneuerbare 
Wärme“ (2011/025). 

 Großflächige Dünnschicht-Solarstromanlagen auf gewerblichen Hallendächern (Förder-
programm) (2007/086): Bei diesem Projekt ging es darum, durch großflächige Photovol-
taik-Installationen auf gewerblichen Dächern und als Fassadenanlagen die Sichtbarkeit 
der Technologie zu erhöhen. In der Laufzeit des Projekts wurden 107 Dünnschicht-PV-
Anlagen mit einer Gesamtleistung von 3.281 kWh (entsprechend einer Stromerzeugung 
von 2,6 Mio. kWh) installiert. Bis Mitte 2010 konnten mit Hilfe von Fördergeldern in Höhe 
von 730.000 € Investitionen in Höhe von rund 12 Mio. Euro ausgelöst werden. Die Ge-
samtleistung von Photovoltaikanlagen in Hamburg wurde durch dieses Projekt um ein 
Drittel auf über 10 MW erhöht.  
Das Projekt hat auf sehr beeindruckende Art seine ursprünglichen Zielsetzungen er-
reicht. Für die Zukunft bleibt es wichtig, dass die grundsätzlichen Bedenken des Rech-
nungshofs zur PV-Technologie geklärt werden können, um das Argument, öffentliche 
Gelder nicht wirtschaftlich zu verwenden, zu entkräften. Darüber hinaus hängt die Zu-
kunft der Photovoltaik wesentlich von der Höhe der Einspeisevergütung ab. Wenn die-
se, wie vorgesehen, ab Frühjahr 2012 drastisch reduziert wird, dann ist damit zu rech-
nen, dass die Sinnhaftigkeit einer lokalen Förderung dieser Technologie massiv in Fra-
ge gestellt werden wird.  

Was den Ausblick angeht, so werden die beiden Projekte unterschiedlich gesehen: Während 
die hohen erzielten CO2-Einsparungen (in 2012: 21.395 resp. 1.282 Tonnen) und die relativ 
günstigen Förderkosten pro eingesparter Tonne CO2 (12,39 resp. 23,88 Euro) dafür sprechen, 
beide fortzusetzen oder auch noch einmal im Rahmen des KSK zu sehen, wird die Einschät-
zung der Dünnschicht-Solarstromanlagen stark durch die bevorstehende Reduzierung der Ein-
speisevergütungen getroffen. Ob danach eine weitere lokale Förderung von PV-Technologie 
noch sinnvoll sein kann, bleibt im Moment noch offen, daher die „0“-Bewertung. 

Drei weitere Projekte bekamen eine „++“-Bewertung für ihre Konzeption und deren bisherige 
Umsetzung: 

 Prüfung der solarenergetischen Eignung von Dächern auf Schulgebäuden (Solarpoten-
zialanalysen Schuldächer) (2008/094): Im Rahmen einer Solarpotenzialanalyse wurde 
geprüft, ob und inwiefern sich die Dachflächen aller Hamburgischen Schulstandorte 
(deutlich über 400 mit über 3.700 Schulgebäuden) für solarenergetische Installationen 
eignen. Schuldächern kommt angesichts ihrer Flächen und ihres bewusstseinsbilden-
den Potenzials eine besondere Bedeutung zu. Ausgehend von der Totalerhebung wur-
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den 36 Schulstandorte mit über 100 Gebäuden / Dächern (verschieden nach Bauart und 
Alter und über alle Hamburger Bezirke verteilt) als Pilotprojekte zur vertieften Analyse 
ausgesucht.   
Der Abschlussbericht wurde im Oktober 2009 fertiggestellt. Parallel zu dieser Studie 
sind im Rahmen des KSK mit den Solarpotenzialanalysen I und II weitere Untersuchun-
gen angestellt worden, die den Fokus auf alle Hamburger Dächer ausgeweitet haben. 
Insbesondere die Solarpotenzialanalyse II, die auf der Grundlage von Laserscanbeflie-
gungen angestellt wird, erreicht eine Differenzierung in der Darstellung von Dachflä-
chen, die aus heutiger Sicht die zukünftige Untersuchung von Dächern einzelner Ge-
bäudetypen ausschließt. 

 Prüfung: Umstellung auf Ökostrom beim Auslaufen von Verträgen anstelle der getrenn-
ten Ausschreibung von RECS-Zertifikaten. (2008/028): Mit diesem Projekt wurde zeitge-
recht vor Auslaufen der alten Verträge mit Vattenfall Europe Hamburg AG und E.ON-
Hanse ein EU-weites Beschaffungsverfahren über den Strombedarf für die öffentlichen 
Gebäude der Hansestadt eingeleitet (ca. 330 Mio. kWh/a). Als Ergebnis bezieht Ham-
burg 2011 und 2012 für seine öffentlichen Gebäude Strom, der direkt aus Laufwasser-
kraftwerken an Mosel, Saar und Ruhr sowie aus Windanlagen in Dänemark stammt. Mit 
der Umsetzung des Projekts spart Hamburg rund 200.000 Tonnen CO2 pro Jahr ein. 
Das Projekt stellt ein starkes Bekenntnis der politisch Verantwortlichen zugunsten von 
Ökostrom dar, das durch die vielen betroffenen öffentlichen Einrichtungen zum wirksa-
men Aushängeschild für Klimaschutz im öffentlichen Raum werden kann. Dieses wird 
auch in der 4. Fortschreibung des KSK betont. Die Ereignisse der letzten Monate (star-
ke öffentliche Reaktion auf die Hochbahn, die ihren Strombedarf ohne Ökostrom-
Klausel ausgeschrieben hat) zeigen, dass dieses zentrale Thema der Hamburger 
Klimapolitik weiterhin umstritten bleibt. 

 Machbarkeitsstudien Geothermiebohrungen (2009/023): Im Projekt ging es darum, das 
Thema Tiefe Geothermie in Hamburg mit drei Machbarkeitsstudien vorantreiben. Dafür 
standen Mittel aus dem Konjunkturpaket II des Bundes in Höhe von 200.000 € zur Ver-
fügung. 
Alle drei Studien wurden bis Ende 2010 abgeschlossen, z. T. auch auf Kongressen vor-
gestellt. Sie bieten eine sehr umfassende Grundlage für weitere Aktivitäten zum Thema 
Geothermie in Hamburg. Eine Erweiterung dieser Grundlage erscheint erst dann sinn-
voll, wenn sich die wissenschaftlichen Erkenntnisse in diesem Feld stark verändern 
würden und damit neue Analysen neue Potenziale erschließen könnten. 

Während das Thema Ökostrom-Bezug für alle städtischen Einrichtungen auch in den kommen-
den Jahren auf der Tagesordnung bleiben dürfte, ist mit vergleichbaren Projekten zu den bei-
den anderen Projekten (Solarpotenzialanalyse resp. Machbarkeitsstudie zu Geothermie) wahr-
scheinlich deswegen nicht mehr zu rechnen, weil das jeweils zu bearbeitende Wissensfeld zur 
Gänze abgearbeitet scheint. Sollte es sie dennoch geben, so werden vergleichbare Projekte in 
Zukunft für durchaus sinnvoll erachtet.  

Das Projekt „Photovoltaik-Anlage Kulturfabrik Kampnagel“ wurde mit einer „+“-Bewertung ver-
sehen, da am Ende einige Fragen offen bleiben: 
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 Photovoltaik-Anlage Kulturfabrik Kampnagel (2007/193): Das Projekt hatte zum Ziel, die 
Energieeffizienz der von der Kulturfabrik Kampnagel, einem der größten Produktions-
zentren der freien Kulturszene in Europa, genutzten Gebäude deutlich zu erhöhen. Da-
zu wurde neben einer Dachsanierung (Projekt 2007/192) auf 900 qm Dachfläche eine 
Photovoltaik-Anlage installiert, deren Inbetriebnahme große Resonanz fand. Zum Zeit-
punkt des Anschlusses (Ende 2008) war es eine der größten PV-Anlagen der Stadt. Sie 
produziert rund 95.000 KWh Strom pro Jahr. 
Neben der Zuwendung der LSK gab es auch einen Projektkostenzuschuss der Kultur-
behörde (KB) und ein zinsgünstiges KfW-Darlehen, dessen Refinanzierung über die 
Einspeisevergütung erfolgt. Wenn die Wirtschaftlichkeit nachgewiesen werden kann (in 
der Prüfmitteilung des Rechnungshofs „Prüfung: Erneuerbare Energien I – Photovolta-
ikanlagen“, vom 05.10.2010, wird auch auf das Beispiel Kampnagel Bezug genommen) 
und eine hohe Besucherfrequenz für entsprechende Kommunikationsaktivitäten genutzt 
wird, dann sollte ein solches Projekt auch in Zukunft eine Chance im KSK haben. 

Sehr skeptisch werden die beiden letzten Projekte betrachtet, die z.T. nur schwer nachvollzieh-
bar sind; bei beiden fällt auch der Ausblick eher zurückhaltend aus: 

 Neubau des Betriebshofes Rahlau - Einsatz regenerativer Energieversorgung (Solar-
thermie, Photovoltaik) (2007/215): Im Rahmen des Neubaus des Wandsbeker Be-
triebshofs Rahlau wurden auf dem Dach des Neubaus eine Solarthermie- und eine PV-
Anlage installiert, die Anfang/Mitte 2009 in Betrieb genommen wurden. Dabei wurde da-
rauf geachtet, dass durch Installation auf der Südseite auch für die Zukunft eine Be-
schattung durch spätere Bebauung oder höher werdenden Bewuchs ausgeschlossen 
werden kann. Über die Erfahrungen seit Inbetriebnahme fehlen jegliche Informationen, 
eine Bewertung des Projekts ist daher schwierig. Wichtig wäre es, mit solchen Projekten 
mehr Öffentlichkeitsarbeit im Sinne von „Stadt als Vorbild“ zu machen. 

 Prüfung: Bereitstellung von städtischen Liegenschaften für KWKs (2008/038): Aufbau-
end auf den Ergebnissen der KWK-Initiative (Projekt 2008/031) wurde für zwei der dort 
untersuchten 34 Standorte eine Realisierungschance für ein KWK in öffentlicher Lie-
genschaft gesehen. Letztlich wurde nur ein Standort zurückbehalten, an dem im An-
schluss an Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen an Heizung, Lüftung und Kli-
matisierung ein BHKW errichtet werden soll. Im Herbst 2011 sollte die Planung für das 
angedachte Block-HKW beauftragt werden.   
In eBIS-Klima ist die Rede von erforderlichen Investitionen in Höhe von rd. 630.000 Eu-
ro, zu denen der potenzielle Betreiber aber keinerlei Beitrag leisten könne. Die unbefrie-
digende Informationslage lässt keine Bewertung zu, da sich aus der Dokumentation we-
der der Standort noch der Betreiber des Standorts erschließt. 

5.1.4 Schlussfolgerungen für Projektschwerpunkte im Sektor Energie 

Die Ziele für den Sektor Energie sind breit gefasst und drehen sich vor allem um die Themen 
Energieversorgung, Energieeinsparung, die Förderung Erneuerbarer Energien (Biomasse, So-
larthermie, Windkraft und Geothermie) sowie die Energieeffizienz. Dieser Zielsetzungsbreite 
muss zwangsweise auch eine gewisse Breite von unterschiedlichen Maßnahmen und Projekten 
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entsprechen, so dass eine starke Fokussierung auf noch weniger Schwerpunkte nicht ange-
messen erscheint. 

In einem Sektor, der sich stark über technische Maßnahmen konstituiert, könnten hingegen 
relativ leicht Pointierungen innerhalb der unterschiedlichen Projektkategorien an Hand von kla-
ren Kriterien gebildet werden. Es ist naheliegend, für die Bewertung von umzusetzenden Pro-
jekten zwei ganz zentrale Größen für das KSK heranzuziehen, nämlich 

 die zu erwartende CO2-Einsparung absolut (in Tonnen pro Jahr) und  

 die für die Einsparung einer Tonne CO2 aufzuwendenden Finanzmittel in Euro pro Ton-
ne über die Lebensdauer einer Anlage.  

Diese beiden Größen werden auch in der internen Prüfmitteilung des Rechnungshofs zum KSK 
als zentral für jede Form der Erfolgskontrolle der getätigten Maßnahmen beschrieben. 

Ein beachtlicher Teil der Projekte fällt in die Kategorie „Sonne“, viele davon berühren die Instal-
lation von Photovoltaikanlagen. In diesem Bereich ist eine grundsätzlichere politische Entschei-
dung erforderlich, ob und inwieweit angesichts fallender Einspeisevergütungen weiterhin so 
stark gefördert werden soll. Darüber hinaus ist die Behörde gerade in diesem Bereich durch die 
Prüfmitteilung des Rechnungshofs aus dem Jahr 2010 (s.o.) besonders gefordert.  

Wie in der Vergangenheit wird auch in Zukunft das Leitprojekt des Sektors das bestbewährte 
Förderprogramm zur Kombination von Solarthermie und Heizung sein, das seit 2012 unter dem 
neuen Namen „Erneuerbare Wärme“ geführt wird.  

Bei Fortführung von vielen sehr positiven Ansätzen aus der Zukunft darf die Innovationsfähig-
keit des Sektors nicht vernachlässigt werden. Daher ist Sorge zu tragen, dass zukünftige Po-
tenziale durch Prüfungen, Studien, Gutachten, usw. erfasst und damit bearbeitbar werden.  

Darüber hinaus wird die zukünftige Ausgestaltung des Sektors Energie wesentlich von den Ent-
scheidungen mitgeprägt werden, die Ende 2011 unter dem Titel „Hamburg schafft die Energie-
wende“ öffentlich gemacht worden sind. Mit der aktuellen Fortschreibungsdrucksache (Drs. 
20/2392) hat der Senat bekanntgegeben, dass er kurz vorher Verhandlungen mit der E.ON 
Hanse AG und der Vattenfall Europe AG mit zwei wesentlichen Ergebnissen abgeschlossen 
hat: 

 Kooperationsvereinbarungen mit der Freien und Hansestadt Hamburg, die die Koopera-
tionspartner auf gemeinsame Ziele einer gemeinwohlorientierten Energieversorgung 
und die Umsetzung der Energiewende in Hamburg verpflichten, sowie 

 Verabschiedung eines Investitionsprogramms zur Energiewende von insgesamt bis zu 
1,6 Mrd. Euro in den nächsten sechs Jahren. 

Zu den vereinbarten Maßnahmen gehören u.a.: 

 Das Heizkraftwerk Wedel und die geplante Fernwärmetrasse vom Kraftwerk Moorburg 
nach Altona werden durch ein neu zu errichtendes Innovationskraftwerk (Gas- und 
Dampf-Kombikraftwerk mit innovativer Integration von Energiespeichern) für die Ham-
burger Fernwärmeversorgung ersetzt. 

 Zur Speicherung und Energieumwandlung Erneuerbarer Energien wurden Investitionen 
vereinbart, die die Potenziale der in Hamburg vorhandenen Energieinfrastruktur nutzen 
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und optimieren. Hamburg wird zu einem Standort mit einem der größten innerstädti-
schen Speicherpotenziale Deutschlands.  

 Der Ausbau der Energienetze für energiepolitische Zukunftsprojekte („smart grid“, „e-
mobility“) wurde vereinbart. Im Bereich der Fernwärmeversorgung sind maßgebliche In-
vestitionen in Netzausbau und Netzoptimierung vorgesehen. 

 Neben anderem verpflichten sich die beiden Energieversorger auch zu einem deutlichen 
Beitrag zur Reduzierung der CO2-Emissionen in Hamburg.  

Es ist davon auszugehen, dass in den kommenden Jahren Projekte im Sektor Energie einen 
starken Bezug zu den genannten Vereinbarungen und den damit verfolgten Zielen haben wer-
den.  

5.2 Projekte im Sektor Gebäude 

5.2.1 Sektorziele Gebäude 

Für das Handlungsfeld Gebäude sind die folgenden Sektorziele formuliert worden: 

 Die dritte Fortschreibungsdrucksache (19/8311, 2010/2011) formuliert im Rahmen der 
„14 Handlungsziele als Orientierungsrahmen für die Hamburger Klimapolitik“ unter 
Handlungsziel „7. Gebäudesanierung“ folgende Ziele für diesen Sektor: „Die angestreb-
ten CO2-Minderungsziele erfordern eine erhebliche Reduzierung des Energieverbrauchs 
durch Gebäude, insbesondere des Heizwärme- und Warmwasserbedarfs sowie den 
Einsatz erneuerbarer Energien und klimafreundlicher Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) für 
den verbleibenden Energiebedarf. Die Grundlage für eine Effizienzstrategie im Gebäu-
debereich bilden rechtliche Regelungen und die finanzielle Förderung von Effizienz stei-
gernden Maßnahmen.“ 

In Handlungsziel „9. Vorbildfunktion der Hamburger Verwaltung“ heißt es zudem: „Die 
besondere Vorbildfunktion der Stadt soll darin Ausdruck finden, dass städtische Infra-
strukturen – insbesondere öffentliche Gebäude – bei der Reduzierung von Energiever-
bräuchen, bei der Verbesserung der Energieeffizienz, bei der Minderung der CO2-
Emissionen oder bei der Realisierung energetischer oder thermischer Versorgung aus 
regenerativen Quellen eine Vorreiterrolle spielen.“ 

 Die aktuelle Drucksache (20/2676, 2011/2012) betont die zentrale Bedeutung des Ge-
bäudesektors und auch der Förderprogramme: „Im Mittelpunkt der Fortschreibung des 
Klimaschutzkonzepts stehen der Klimaschutz durch die energetische Sanierung beste-
hender Gebäude…, und die für den Klimaschutz bedeutsame Stärkung von Förderpro-
grammen.“ 

Die Sektorziele aus der Drs. 19/8311 werden nochmals aufgegriffen. Dabei wird auch 
auf die unmittelbaren Auswirkungen EU- und bundesrechtlicher Anforderungen an den 
Gebäudebereich verwiesen, die nicht zu verhandelnde Zielsetzungen für den Gebäude-
sektor darstellen und im Laufe der kommenden Jahre diesen Sektor konkret beeinflus-
sen werden.   
U.a. wird auf eine wahrscheinliche Überarbeitung der EnEV ab 2012/13 hingewiesen, 
die auf die Umsetzung der 2010 neugefassten EU-Richtlinie über die Gesamtenergieef-
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fizienz von Gebäuden (2010/31/EU) zurückgeht, sowie auf die Steigerung der Gesam-
tenergieeffizienz bestehender Gebäude, bei der die öffentliche Hand eine Vorbildfunkti-
on einnehmen soll. Für die Nutzung erneuerbarer Energien für die Wärme- und Kälteer-
zeugung wurde diese Vorbildfunktion öffentlicher Gebäude im Rahmen der Novellierung 
des EEWärmeG bereits EU-rechtlich motiviert in deutsches Recht umgesetzt. 

5.2.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Gebäude 

Insgesamt umfasste der Sektor Gebäude im KSK bisher 109 Projekte, von denen 31 finanziert 
wurden bzw. noch werden. Von diesen 109 Projekten wurden 26 Projekte nicht weiter verfolgt 
bzw. in andere Projekte überführt. Das Spektrum geförderter Vorhaben streut über alle Katego-
rien und umfasst sowohl die groß angelegte Förderung von bereits bestehenden Programmen 
zur energetischen Sanierung im Bestand und energieeffizientem Neubau, Gutachten und Stu-
dien, Pilotprojekte vor allem im Kontext der Internationalen Bauausstellung als auch einige we-
nige Einzelbauvorhaben oder Sanierungsprojekte für die private und öffentliche Nutzung. Die 
nicht finanzierten Projekte umfassen Gesetzes- und Regelungsmaßnahmen sowie einige Vor-
haben im Neubau oder der Sanierung von Gebäuden mit öffentlicher Nutzung. Dabei wird er-
sichtlich, dass der Neubau von energieeffizienten Gebäuden oder die Energieeffizienzsanie-
rung im privaten und auch industriellen / gewerblichen Bereich stark auf die Förderung der ein-
schlägigen Programme setzt; ansonsten würde man wohl mehr Beispiele in den entsprechen-
den Spalten „nicht aus dem KSK finanzierte Projekte“ vorfinden. 

Die im KSK enthaltenen Maßnahmen lassen sich im Wesentlichen den folgenden Kategorien 
zuordnen: 

 Voruntersuchungen, Gutachten, Regelungen, 
 Maßnahmen im Neubau: 

 im privaten Bereich, 

 im öffentlichen Sektor, 

 im gewerblichen und industriellen Bereich Industrie und Gewerbe, 
 Maßnahmen im Gebäudebestand / Sanierungen: 

 im privaten Bereich, 

 im öffentlichen Sektor, 

 im gewerblichen und industriellen Bereich Industrie und Gewerbe, 

 Pilotmaßnahmen als Grundlage zur späteren Umsetzung in der Fläche (insbesondere 
Maßnahmen im Rahmen der Internationalen Bauausstellung / IBA). 

Von der finanziellen Ausstattung her dominieren im Sektor klar die Förderprogramme, wie z.B. 
Wärmeschutz im Gebäudebestand, Energetische Modernisierung von Mietwohnungen, Förder-
programm zum energieeffizienten Neubau und der neu aufgelegte Backsteinfonds (s. Tab. 35). 
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Tab. 34: Projektkategorien im Sektor Gebäude 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Regelungen  2009/076: Klimaschutz und Bau: 
Energetische Standards für öffentli-
che Gebäude 

 

 2007/062: Erlass einer Klima-
schutzverordnung (Gesetzgebung) 

 2008/064: Gesetz zur Sicherstel-
lung klimaschutzrechtlicher Anfor-
derungen im Baugenehmigungsver-
fahren (Gesetzgebung) 

 2008/068: Einführung eines Quali-
tätscontrollings bei energetischer 
Modernisierung im Wohnungsbe-
stand 

 2008/069: Einführung einer energe-
tischen Komponente im Mieten-
spiegel 

Voruntersuchungen, 
Gutachten 
 

 2007/027: Energiesparpotenziale 
bei Baudenkmälern (einschaliges 
Mauerwerk), Ergänzungsgutachten 
Denkmalschutz (zweischaliges 
Mauerwerk)  

 2007/028: Energetische Sanierung 
öffentlicher Gebäude - Gebäu-
dehüllensanierung (Polizei- und 
Feuerwehrwachen), Gutachten 

 2009/051: Energetische Erfassung 
und Optimierung von Dienstgebäu-
den (Bezirksamt Eimsbüttel) 

 2009/079: Flächendeckende Ge-
bäudeuntersuchung 

 2010/011: Messtechnische Unter-
suchung des Bauvorhabens  
Schlettstadter Straße 

 2010/016: Prüfung: Verbindliche 
Vorgaben für bauliche und energe-
tische Standards für Nichtwohnge-
bäude (Gesetzgebung) 

Maßnahmen im Neu-
bau 
 
hier: gemischte Nut-
zung (nicht eindeutig 
zuordenbar) 

 2007/006: Städtebauliche Vorha-
ben (Wohnungsbau, Gewerbe, 
Stadtteilzentren) Bezirk Hamburg-
Nord – Oberaltenallee Süd-
teil/ehemals P&W-Flächen 

 2007/002: Städtebauliche Vorhaben 
(Wohnungsbau, Gewerbe, Stadtteil-
zentren) im Bezirk Bergedorf – Mitt-
lerer Landweg 

 2007/005: Städtebauliche Vorhaben 
(Wohnungsbau, Gewerbe, Stadtteil-
zentren) im Bezirk Mitte – Pestaloz-
zi-Quartier in St. Pauli 

 2007/183: Energie-Effizienz beim 
Neubau der HafenCity Universität 
Hamburg 

hier: private Nutzung  2007/140: Wohnungsneubau-
Programm der Hamburgischen 
Wohnungsbaukreditanstalt (För-
derprogramm) 

 

hier: öffentliche Nut-
zung 

 2011/009: Community Center Ho-
henhorst / Passivhausstandard 

 2011/010: Niels-Stensen-Gymna-
sium Passivhausstandard 

 2007/213: IBA: Neubau Schwimm-
bad Wilhelmsburg 

hier: gewerblich / in-
dustrielle Nutzung 

 2011/018: HPA-Büro und Werk-
stattgebäude Spreehafen im 
Plusenergiestandard 

 2007/187: Energetische Optimie-
rung des Terminalgebäudes des 
Cruise Center II 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Maßnahmen Gebäu-
debestand / Sanierun-
gen 
hier: private und ge-
mischte Nutzung 

 2007/001: Städtebauliche Vorha-
ben (Wohnungsbau, Gewerbe, 
Stadtteilzentren) im Bezirk Altona – 
Bürgerhaus Bornheide 

 2007/095: Klimaschutzprogramm 
„Wärmeschutz im Gebäudebe-
stand“ (Förderprogramm) 

 2007/142: Energetische Moderni-
sierung von Mietwohnungen (WK) 
(Förderprogramm)  

 

hier: öffentliche Nut-
zung 

 2007/018: Projekt „Keine Schule 
über 200“ 

 2007/028: Energetische Sanierung 
öffentlicher Gebäude – Gebäu-
dehüllensanierung (Polizei- und 
Feuerwehrwachen) 
 

 2007/004: Technisches Rathaus 
des Bezirksamts Hamburg-Nord 

 2007/159: Energetische Sanierung 
öffentlicher Gebäude – Modernisie-
rung der Gebäudetechnik 

 2009/017: Konjunkturprogramm 
des Bundes: Hamburger Bühnen – 
hier: Deutsches Schauspielhaus 

 2011/033: Energetische Sanierung 
des Studierendenwohnhaus 
Grandweg 16 

 2008/005: Investitionspakt zur 
energetischen Modernisierung der 
sozialen Infrastruktur – Kita Paul-
Roosen-Straße 24 

 2010/053: Energieeffizienz beim 
Erweiterungsbau auf dem Kunst- 
und Mediencampus Finkenau 

hier: gewerblich / in-
dustrielle Nutzung 

 2007/192: Dachsanierung Kul-
turfabrik Kampnagel  

Pilot- und Vorbildmaß-
nahmen 
 
hier: gemischte Nut-
zung 

 2008/025: Identifizierung und Ein-
richtung von Klima-Modellquartie-
ren 

 2010/031: Pilotprojekte Förderung 
energieeffizienter Nichtwohnge-
bäude 

 2010/061: Pilotprojekte und För-
derprogramm Klimaschutz und 
Stadtgestalt (Backsteinfonds)  

 

hier: private Nutzung  2007/143 (und 2008/009): Praxis-
beispiel Lokstedt Lohkoppelweg 
(zugehörig: EU-Projekt Housing 
Qualities) 

 2007/210: Wohnungsbau 
„Klimahäuser Haulander Weg“ 
(IBA) 

 2007/211: IBA: Open House (Woh-
nungsbau Vogelhüttendeich 75-79) 

 2008/055: Schlossinsel/Harburger 
Binnenhafen – Teilprojekt Veri-
taskai (IBA) 

 2008/ 059: Experimenteller Woh-
nungsbau im Stadtpark Wilhelms-
burg (IBA) 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

 2009/008: Neue Hamburger Ter-
rassen, Baufeld 1 (IBA) 

 2009/069: Harburger Schlossinsel – 
Wohnen auf der Schlossinsel (Bau-
feld 2) (IBA) 

hier: öffentliche Nut-
zung 

 2007/021: IBA: Bildungszentrum 
„Tor zur Welt“ 

 2007/212: IBA-Dock 

 2008/057: IBA: Veringhöfe-Bestand 
– Räume für die Kunst 

 2009/068: Pilotprojekt Neubau ei-
ner Kinderkrippe in Rissen im Pas-
sivhausstandard (Kirche, NEK) 

 2007/213: IBA: Neubau Schwimm-
bau Wilhelmsburg 

 2008/033: Einsatz von Energiebe-
auftragten bei öffentlichen Liegen-
schaften – fifty/fifty-Verwaltung 

 

hier: gewerblich / in-
dustriell Nutzung 

 2011/021: Kulturzentrum Rieckhof  

 

5.2.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Gebäude 

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden Projekte aus dem Sektor Gebäude 
einer genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Projekt „Keine Schule über 200“ (2007/018), 

 Energieeinsparpotenziale bei Baudenkmälern (2007/027), 

 Energetische Sanierung öffentlicher Gebäude – Gebäudehüllensanierung (Polizei- 
und Feuerwachen) (2007/028), 

 Klimaschutzprogramm „Wärmeschutz im Gebäudebestand“ (Förderprogramm) 
(2007/095), 

 Förderprogramm: Energetische Modernisierung von Mietwohnungen (Hamburgische 
Wohnungbaukreditanstalt – WK) (2007/142 mit 2008/066), 

 IBA: Städtebauliche Vorhaben (Wohnungsbau, Gewerbe, Stadtteilzentren) im Bezirk 
Mitte - Open House – Wohnungsbau (2007/211), 

 IBA: Neue Hamburger Terrassen, Baufeld 1 (2009/008), 
 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Städtebauliche Vorhaben (Wohnungsbau, Gewerbe, Stadtteilzentren) im Bezirk 
Eimsbüttel - Zukunftsfähiger Wohnungsbau am Lohkoppelweg (2007/003), 

 Erlass einer Klimaschutzverordnung (Gesetzgebung) (2007/062), 

 Gesetz zur Sicherstellung klimaschutzrechtlicher Anforderungen im Baugenehmi-
gungsverfahren (Gesetzgebung) (2008/064). 

Die aus dem KSK finanzierten Projekte, die in die Projektevaluation eingeschlossen wurden, 
decken 65,7% des gesamten Finanzvolumens des Sektors Gebäude ab. Im Gesamtergebnis 
wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 35): 
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Tab. 35: Projektbewertung im Sektor Gebäude 

Projekte des KSK Gesamteinschätzung des 
Projekts und seines Ver-
laufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als 
nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? 

"Keine Schule über 200" + ++ 

Energieeinsparpotenziale bei 
Baudenkmälern 

+ + 

Energetische Sanierung öffent-
licher Gebäude – Gebäudehül-
lensanierung (Polizei- und Feu-
erwachen) 

++ + 

Klimaschutzprogramm "Wärme-
schutz im Gebäudebestand" 
(Förderprogramm) 

++ +++ 

Förderprogramm: Energetische 
Modernisierung von 
Mietwohnungen (Hamburgische 
Wohnungbaukreditanstalt - 
WK); dabei ist integriert das 
Projekt: „Verstärkte Orientierung der 
Anzahl der Modernisierungen im 
Wohnungsbestand an den Zielen des 
Klimaschutzes einschl. der Einrichtung 
eines entsprechenden Monitorings“ 

++ +++ 

IBA: Städtebauliche Vorhaben 
(Wohnungsbau, Gewerbe, 
Stadtteilzentren) im Bezirk Mitte 
- Open House - Wohnungsbau 

++ ++ 

IBA: Neue Hamburger Terras-
sen, Baufeld 1 

+ + 

Städtebauliche Vorhaben 
(Wohnungsbau, Gewerbe, 
Stadtteilzentren) im Bezirk 
Eimsbüttel - Zukunftsfähiger 
Wohnungsbau am Lohkoppel-
weg 

+ ++ 

Gesetz zur Sicherstellung kli-
maschutzrechtlicher Anforde-
rungen im Baugenehmigungs-
verfahren (Gesetzgebung) 

+ + 

Erlass einer Klimaschutzver-
ordnung (Gesetzgebung) 

+ + 

 
Hinsichtlich Stringenz von Zielsetzungen, Konzeption, Umsetzung und erzielten Ergebnissen 
schneiden die beiden im analysierten Portfolio enthaltenen Förderprogramme sehr gut ab. Die-
se wurden als gut etablierte, erfolgreiche Programme in das KSK aufgenommen und mit zu-
sätzlichen Fördermitteln ausgestattet. Dadurch konnte ihr Wirkungskreis erheblich erweitert 
werden. 
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 Das Klimaschutzprogramm „Wärmeschutz im Gebäudebestand“ (Förderprogramm) 
existierte bereits vor der Einrichtung des KSK und ist hinsichtlich der Reduktion von CO2 
einer der „großen Bringer“ im KSK. Es hat insgesamt rund 7 Mio. Euro an zusätzlichen 
Mitteln durch das KSK erhalten. Im Jahr 2010 konnte durch die zusätzliche Förderung 
aus dem KSK rund 11.000 t CO2 eingespart werden (Angabe nach Drs. 20/2676, 
2011/12). Im Juli 2011 konnte trotz Verschärfung der energetischen Anforderungen ein 
immer noch wachsendes beantragtes Fördervolumen festgestellt werden. Aufgrund der 
großen Nachfrage nach dem Programm, der dadurch ausgelösten Investitionen, der 
günstigen Relation zwischen Förderung und eingespartem CO2 und des starken Bezugs 
zu Hamburg ist es ein Vorzeigeprojekt. Es könnte als solches in der Kommunikation des 
KSK in die Öffentlichkeit eine zentrale Funktion nach außen übernehmen, denn mit dem 
Förderprogramm lassen sich relativ einfach zu vermittelnde Botschaften des Klima-
schutzes vermitteln. Wenn das Projekt weiterhin Förderungen aus dem KSK erhält, soll-
te eine Förderung auch mit dieser Erwartung an das Programm verknüpft werden. 

 Das Förderprogramm: Energetische Modernisierung von Mietwohnungen (Hamburgi-
sche Wohnungsbaukreditanstalt – WK) existierte als bedeutendes Programm bereits vor 
dem KSK. Aus KSK-Mitteln kam es zu einer bedeutenden Aufstockung in Höhe von 9 
Mio. Euro von 2008 bis 2012. In das WK-Programm für den Wohnungsneubau 
(2007/140) flossen insgesamt 6,4 Mio. Euro. Der erreichte Zusatznutzen - Anzahl der 
durch das KSK ermöglichten zusätzlichen Mietwohnungssanierungen - ist nicht doku-
mentiert. Das Programm wird stark nachgefragt und weist eine exzellente Relation der 
Kosten zu reduziertem CO2 auf. Es hat zudem einen klaren Hamburg-Bezug und eine 
bedeutende soziale Komponente. Das Programm ist ohne Zweifel für den Hamburger 
Klimaschutz sehr bedeutend. Andererseits ist aber offen, ob auch das Förderprogramm 
über den finanziellen Nutzen hinaus von der Einbindung in das KSK profitiert und als 
Bestandteil des KSK-Programms geführt werden möchte. Wenn das Programm weiter-
hin erhebliche Mittel aus dem KSK bezieht, dann sollte jedoch von Seiten der federfüh-
renden WK eine explizite Verbindung zum KSK hergestellt werden. 

Vorwiegend auf der Grundlage ihres möglichen Potenzials für die Zukunft wurden die im Fol-
genden gelisteten Projekte positiv mit „++“ bewertet, auch wenn bei allen außer dem IBA-
Projekt (++ auch für Projektansatz und bisherigen Verlauf) die Bedeutung und bisherige Per-
formance mit „+“ eingeschätzt wurde.  

 Projekt „Keine Schule über 200“: Das Vorhaben könnte ein Vorzeigeprojekt des KSK 
sein, da es mit der Zielsetzung angetreten ist, einen wesentlichen Beitrag zur Verein-
heitlichung von energetischen Standards im Bereich öffentlicher Gebäude zu erbringen. 
Das Projektmotto „Keine Schule über 200“ sollte eine für die Allgemeinheit einprägsame 
Schwelle im Sinne der Botschaft kommunizieren, dass Energieverbräuche von Be-
standsbauten oberhalb des genannten Werts als nicht mehr tolerierbar angesehen wer-
den. Aufgrund krankheitsbedingter Verzögerungen sowie dem Wechsel der zuständigen 
Behörde gab es Verzögerungen im Projektablauf; das anvisierte Ziel, 30 Schulen zu sa-
nieren, wurde nicht erreicht. Das angestrebte Reduktionziel von 2.700 t wäre laut Wup-
pertal Institut auch nur bei der Sanierung aller 30 Schulen erreichbar gewesen. 
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 IBA: Städtebauliche Vorhaben (Wohnungsbau, Gewerbe, Stadtteilzentren) im Bezirk 
Mitte – Open House – Wohnungsbau: Das Projekt hat die Pluspunkte eines typischen 
Projekts im Gebäudesektor (Hamburg-Bezug und messbare CO2-Einsparungen). Als 
IBA-Projekt birgt es zusätzlich die Chance, als Modell für zukünftige Vorhaben zu wir-
ken. Die eBIS-Dokumentation lässt offen, ob eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit 
dazu durchgeführt wird, in der Regel wird diese aber in den IBA-Projekten verbindlich 
geleistet und eine Verbindung zum KSK hergestellt. 

 Städtebauliche Vorhaben (Wohnungsbau, Gewerbe, Stadtteilzentren) im Bezirk Eims-
büttel – Zukunftsfähiger Wohnungsbau am Lohkoppelweg: Das nicht aus dem KSK fi-
nanzierte Projekt zeigt an Hand eines Wohnbau-Projekts in Lokstedt auf, wie energieef-
fizienter und sozial attraktiver Wohnbau gestaltet werden kann. Dazu wurde zu Beginn 
des Projekts eine vom Bezirksamt Eimsbüttel geleitete Arbeitsgruppe eingerichtet, die 
das Planungsverfahren begleitet hat. Die knapp 200 Wohneinheiten, die bis August 
2012 fertiggestellt sein sollen, sind alle bereits verkauft. Das Projekt könnte als Trans-
ferprojekt genutzt werden und mit intensiver Kommunikation als attraktives Beispiel von 
konkreter Klimaschutzumsetzung noch mehr Strahlkraft entfalten. 

Kritischer wurden mit der Kombination „+“ für den Projektansatz und den bisherigen Verlauf 
(außer bei Projekt „Sanierungsmaßnahmen an Gebäudehüllen bei Polizei- und Feuerwachen 
mit ++) sowie „+“ für den zukünftigen Stellenwert im KSK folgende Vorhaben bewertet: 

 Energieeinsparpotenziale bei Baudenkmälern: Das anwendungsbezogene Gutachten 
mit großem möglichem Praxisbezug passt als Signal für die Kompatibilität von Denkmal- 
und Klimaschutz gut in das KSK. Im Hinblick auf eine zukünftige, möglichst flächende-
ckende energetische Verbesserung des Gebäudebestands in Hamburg bieten die Er-
kenntnisse aus dem Gutachten einen ganz konkreten Bezug zur Umsetzung in der öf-
fentlichen wie privaten Wohnungswirtschaft. Die vorliegenden Erkenntnisse wurden 
nicht wirklich für die Entwicklung nutzbar gemacht. Aufgrund von messtechnischen und 
Datenübertragungsproblemen verzögert sich das Vorhaben erheblich. So konnten die 
Ergebnisse auch nicht in die Konzeption des sogenannten Backsteinfonds einfließen. 

 Energetische Sanierung öffentlicher Gebäude – Gebäudehüllensanierung (Polizei- und 
Feuerwachen): Bereits Anfang Mai 2008 lagen gutachterlich abgesicherte Ergebnisse 
zum Sanierungsbedarf von 30 Objekten vor; im gleichen Jahr wurden fünf Gebäude sa-
niert. Nach Einschätzung der BSU / LSK sind jedoch die Kosten für die energetische 
Gebäudesanierung in Relation zu den Mitteln im KSK disproportional hoch, weshalb für 
das Jahr 2012 nur mehr eine eingeschränkte Förderung vorgesehen wurde. Damit 
konnte das ursprüngliche Ziel von 30 sanierten Gebäuden nicht eingehalten werden. 
Das Projekt ist an sich sowohl vom Ansatz her (Sanierung im z.T. denkmalgeschützten 
Bestand, öffentliche Wirksamkeit) als auch von der effektiven behördlichen Durchfüh-
rung her sehr gut. Da die Kosten für die CO2-Reduktion relativ hoch sind, müsste sich 
nun die verantwortliche Behörde (BIS) nach der Anschubfinanzierung des Gutachtens 
und den ersten Sanierungen in wesentlichem Umfang an diesem Projekt beteiligen. Ei-
ne das Projekt begleitende Öffentlichkeitsarbeit, die sehr sinnvoll gewesen wäre, um 
das Vorbild der Stadt bei Sanierungen zu demonstrieren, ist nicht dokumentiert. 
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 IBA: Neue Hamburger Terrassen, Baufeld 1: Mit diesem Projekt soll gezeigt werden, 
dass sich hohe Energiestandards in einer gemischten Bebauung (größere Stadthäuser 
und Mehrfamilienhäuser) in einem sehr schwierigen städtebaulichen Umfeld gut umset-
zen lassen, und dabei auch noch das Entstehen von Nachbarschaft und Gemeinschaft-
lichkeit gefördert werden kann. Dabei werden in Hamburg-Wilhelmsburg insgesamt 61 
Mietwohneinheiten, 33 Eigentumswohnungen und eine KiTa nach vorbildlichen Ener-
giestandards gebaut. Das Baufeld 1 soll im Februar 2012 abgeschlossen werden. Die 
Terminierung der Baufelder 2b-e ist für August 2012 vorgesehen, zum Baufeld 2a findet 
sich im eBIS-Klima keine Information. Die Angaben zur geplanten CO2-Einsparung sind 
widersprüchlich. 

 Gesetzgebungsverfahrens zur Sicherstellung klimaschutzrechtlicher Anforderungen im 
Baugenehmigungsverfahren: Das Gesetz zur Sicherstellung klimaschutzrechtlicher An-
forderungen im Baugenehmigungsverfahren wurde von der Bürgerschaft beschlossen 
und am 17. Februar 2009 vom Senat verkündet. Damit wurden die Hamburgische Bau-
ordnung, die Bauvorlagenverordnung, die Prüfverordnung und die Baugebührenordnung 
abgeändert. Das Projekt schuf die rechtlichen Voraussetzungen, ohne die es keine zu-
kunftsweisende Klimapolitik geben kann. Die Bewertung Richtung Zukunft hängt aber 
stark davon ab, für wie wichtig ordnungspolitische Aktivitäten im Bereich Klimaschutz 
angesehen werden. Diese Frage ist nicht auf der gutachterlichen Ebene zu entscheiden, 
sondern unterliegt der Willensbildung und Entscheidungsfindung auf politische Ebene. 

 Erlass einer Klimaschutzverordnung (Gesetzgebung): Die Hamburger Klimaschutzver-
ordnung geht deutlich über die Vorgaben der Energieeinsparverordnung 2007 des Bun-
des hinaus (ca. 30% weniger Energie bei Wohngebäuden) und nahm damit die Stan-
dards der EnEV 2009 vorweg. Dabei setzt sie auf eine Kombination von Energieeinspa-
rung und effizienter Energieumwandlung und legt Anforderungen an den Wärmeschutz 
von neuen Gebäuden und die Effizienz von Heizanlagen fest. Alle Anforderungen sollen 
wirtschaftlich umsetzbar sein. Wie bei anderen Rechtsinstrumenten ist die Gesamtein-
schätzung davon abhängig, welcher Wert ordnungspolitischen Maßnahmen zugebilligt 
wird (s.o.). 

5.2.4 Schlussfolgerungen für Projektschwerpunkte im Sektor Gebäude 

Vergleicht man das bisher geförderte Projektportfolio im Sektor Gebäude mit den in der aktuel-
len Drucksache für 2012 für die Förderung vorgesehenen Vorhaben, so wird eine deutliche 
Schwerpunktverschiebung in Richtung bedeutende Förderprogramme für die energetische Sa-
nierung und den energieeffizienten Neubau im Wohnungsbereich ersichtlich. Hinzu kommen 
einige Pilot- und Vorzeigeprojekte wie der Backsteinfonds, die Klimamodellquartiere, der expe-
rimentelle IBA-Wohnungsbau in Wilhelmsburg und die Förderung des HPA-Büros mit Werkstät-
ten im Spreehafen. Durch die Förderung einzelner Vorzeigeprojekte wie z. B. das „Bürgerhaus 
Bornheide“ wird auch die Vorbildfunktion der Hamburger Verwaltung realisiert. Ebenso kann 
über die „Pilotprojekte Förderung energieeffizienter Nichtwohngebäude“ diese Vorbildfunktion 
der Hamburger Verwaltung gestärkt werden, die (s. Drs. 20/2676, 2011/2012) eng mit dem 
Programm „Unternehmen für Ressourcenschutz“ verzahnt werden sollen. 



 
 

 

 

30.04.2012 Seite 203 

Grundsätzlich ist die Konzentration auf gut eingeführte und effektive Programme mit einem ho-
hen Potenzial an CO2-Reduktion im Sektor sinnvoll. Es sollte dabei auch Platz für Pilotvorhaben 
gelassen werden, die sich nach Überprüfung ggf. zu Programmen entwickeln lassen. Diese 
Herangehensweise wird derzeit de facto im Sektor Gebäude praktiziert, da unter dem Terminus 
Förderprogramme auch Projekte laufen, die eigentlich Pilotprojekte sind. Hierunter fallen die 
beiden Förderprogramme 2010/031 und 2010/061, in deren Erprobungsphasen z. T. erhebliche 
Mittel investiert wurden und werden. Die in diesem Sektor praktizierte Vorgehensweise, die 
auch in Kauf nimmt, dass in einer Phase mit Pilotprojekten das Verhältnis zwischen investierten 
Mitteln und Beiträgen zu den berichteten CO2-Reduktionen ungünstiger werden kann (für die-
sen Sektor der Fall in 2009 und 2011), sollte im Sinne einer „sektorenübergreifenden policy“ 
auch für andere Sektoren gelten. 

5.3 Projekte im Sektor Mobilität 

5.3.1 Sektorziele Mobilität 

Für das Handlungsfeld Mobilität sind die folgenden Sektorziele formuliert worden: 

 Handlungsziel 10 „Mobilität“ der dritten Fortschreibungsdrucksache (19/8311, 
2010/2011): „Der Hamburger Senat gestaltet die Rahmenbedingungen für ein nachhal-
tiges Mobilitätsverhalten in allen Verkehrsbereichen. Ziel ist dabei besonders, die Be-
nutzung umweltverträglicher Verkehrsmittel mit geringen Treibhausgasemissionen zu 
unterstützen. Die Angebote emissionsarmer Verkehrsmittel sollen erweitert und verbes-
sert werden. Dazu werden der öffentliche Personennahverkehr, der Radverkehr und der 
Fußgängerverkehr ausgebaut“. 

 Aktuelle Fortschreibungsdrucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012, S. 45): „Der Hamburger 
Senat gestaltet die Rahmenbedingungen für ein nachhaltiges Mobilitätsverhalten in al-
len Verkehrsbereichen. Ziel im Hinblick auf den Umwelt- und Klimaschutz ist dabei ins-
besondere, den Anteil der Verkehrsleistung mit umweltverträglichen Verkehrsmitteln mit 
geringen Emissionen zu erhöhen. Dazu sollen die Angebote dieser Verkehrsmittel er-
weitert und verbessert werden. Außerdem werden die Markteinführung emissionsarmer 
Antriebstechnologien unterstützt, der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) durch 
System- und Netzerweiterungen sowie Angebotsanpassungen und ein Busbeschleuni-
gungsprogramm verbessert sowie das Radverkehrssystem einschließlich der Radver-
kehrsinfrastruktur weiterentwickelt und ausgebaut“. 

5.3.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Mobilität  

Insgesamt wurden für den Sektor Verkehr im KSK 68 Einzelprojekte gelistet, wobei ein Teil 
dieser Projekte nicht weiter verfolgt worden ist. Die in der letzten Fortschreibungsdrucksache 
2011/2012 enthaltenen Maßnahmen lassen sich im Wesentlichen den folgenden Handlungska-
tegorien zuordnen: 

 Stärkung und Weiterentwicklung des ÖPNV, 
 Förderung von Fahrgemeinschaften, 
 Verlagerung von der Straße auf die Wasserstraße, 
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 Umweltfreundliche Antriebstechniken im Verkehr, 
 Förderung des nichtmotorisierten Verkehrs, 
 Verkehrsflusssteuerung, 
 Energieeffiziente Lichtsignal- und Beleuchtungsanlagen, 

 Klimaneutrale Dienstreisen. 

Dabei liegt rein zahlenmäßig der Schwerpunkt auf den Handlungskategorien „Umweltfreundli-
che Antriebstechniken im Verkehr“ und „Förderung des nichtmotorisierten Verkehrs“ (s. Tab. 
36). Die bisher finanzstärksten Projekte galten der Förderung des nicht motorisierten Verkehrs 
und der aktiven Veränderung des Modal Split. Finanzmittel in erheblichem Umfang hat außer-
dem die technische Umrüstung von Lichtsignal- und Straßenbeleuchtungsanlagen gebunden 
(s. auch Tab. 36). Das bisher im KSK enthaltene Projektspektrum entspricht im Großen und 
Ganzen den in der dritten und vierten Fortschreibung der Klimaschutzdrucksache genannten 
Sektorzielen. 

Tab. 36: Projektkategorien im Sektor Mobilität 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte Projekte 
(auch nur anteilige Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Stärkung und Wei-
terentwicklung des 
ÖPNV 

 2007/132: Autofreie Sonntage, 
ÖPNV, Öffentlichkeitsarbeit 

 2007/126: Ausweitung des 
Park+Ride-Angebots 

 2009/061: P+R-Anlage am U-
Bahnhof Ochsenzoll 

Förderung von 
Fahrgemeinschaf-
ten und Mehrfach-
nutzung von Fahr-
zeugen 

 2007/131: CarSharing  2007/133: Pendlerportal 

Verlagerung von 
der Straße auf die 
Wasserstraße 

 2007/165: Verkehrsverlagerung von 
Lkw auf Binnen- und Feederschiffe 

 

Umweltfreundliche 
Antriebstechniken 
im Verkehr 

 2007/119: Diesel-Hybrid-Busse des 
HVV oder vergleichbare Systeme zur 
Serienreife entwickeln (NIP) 

 2008/052: Entwicklung von Program-
men für innovative Antriebstechniken 
im Kraftfahrzeugverkehr (u. a. Elekt-
romobilität) 

 2010/027: Weiterbetrieb des mit 
Brennstoffzellen betriebenem Alster-
schiffes „Alsterwasser“ der ATG 

 2010/065: Pilotprojekt Elektromobilität 
- Einführung Smart ED 

 2011/024: Ausweitung der Erprobung 
von batterieelektrischen Fahrzeugen 

 2010/030: Umwelttaxen für Hamburg: 
Vergabe eines Umwelt- bzw. Kli-
masiegels 

 2007/153: Verminderung der Schad-
stoffemissionen von Schiffen im Ha-
fen prüfen 

 2010/052: Workshop energieeffiziente 
Maßnahmen der Schifffahrt  

 2007/026: Flottenmanagement für 
Fuhrparks der FHH 

 2007/166: High-Tech-Windan-
triebssysteme 

 2010/007: Prüfung: Umstellung 
des Fahrstroms für schienenge-
bundene Verkehre im ÖPNV auf 
100 % regenerative Energien 

 2010/062: Antares DLR H2 (Mo-
torsegler mit Brennstoffzellenan-
trieb) 

 2010/073: Leitlinie für die 
Beschaffung von Fahrzeugen mit 
geringen CO2-Emissionen im 
Behördenfuhrpark 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte Projekte 
(auch nur anteilige Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Förderung des 
nichtmotorisierten 
Verkehrs (Verän-
derung des Model 
Split) 

 2007/123: Attraktivitätssteigerung im 
Radverkehrssystem – Verbesserung 
der Infrastruktur  

 2007/127: Ausweitung des Bi-
ke+Ride-Angebots 

 2008/083: Umsetzung der Radver-
kehrsstrategie des Fahrradforums 

 2010/034: Umsetzung von vorliegen-
den Machbarkeitsstudien zur Verbes-
serung der Radverkehrsführung in 
ausgewählten Straßen 

 2010/042: Fahrradstation Bahnhof 
Harburg 

 2007/124: Attraktivitätssteigerung für 
Fußgänger als Verkehrsteilnehmer 

 2011/029: Wegeverbindung Grünzug 
Langenfort 

 2008/029: Einführung von Dienst-
Fahrrädern als Teil des 
Behördenfuhrparks an geeigneten 
Behörden-Standorten 

 2008/065: Einführung eines 
Fahrradleihsystems 

Verkehrsflusssteu-
erung 

 2007/130: Ausbau der Streckenbeein-
flussung auf Bundesautobahnen 
(BAB) in Hamburg 

 2007/134: Einrichtung neuer 
Kreisverkehre 

 2007/129: Ausweitung der 
verkehrsadaptiven Netzsteuerung 

Energieeffiziente 
Lichtsignal- und 
Beleuchtungsanla-
gen 

 2007/135: Energetische Optimierung 
von Lichtsignalanlagen 

 2007/136: Optimierung der Straßen-
beleuchtung und Austausch von 
Leuchtverkehrszeichen 

 

Klimaneutrale 
Dienstreisen 

  2007/200: CO2-Kompensation bei 
Dienstreisen (Flugreisen) 

 

5.3.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Mobilität 

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden Projekte aus dem Sektor Mobilität 
einer genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Umsetzung der Radverkehrsstrategie des Fahrradforums (2008/083), 

 Autofreie Sonntage, ÖPNV, Öffentlichkeitsarbeit (2007/132), 

 Attraktivitätssteigerung für Fußgänger als Verkehrsteilnehmer (2007/124), 

 Ausweitung des Bike+Ride-Angebots (2007/127), 

 Entwicklung von Programmen für innovative Antriebstechniken im Kraftfahrzeug-
verkehr (u. a. Elektromobilität) (2008/052), 

 Weiterbetrieb des mit Brennstoffzellen betriebenem Alsterschiffes "Alsterwasser" der 
ATG (2010/027), 
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 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Ausweitung der verkehrsadaptiven Netzsteuerung (2007/129), 

 Antares DLR H2 (Motorsegler mit Brennstoffzellenantrieb) (2010/062), 

 Pendlerportal (2007/133). 

Die aus dem KSK finanzierten Projekte, die in die Projektevaluation eingeschlossen wurden, 
decken 52,5% des gesamten KSK-Finanzvolumens des Sektors Mobilität ab.  

Im Gesamtergebnis wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 37): 

Tab. 37: Projektbewertung im Sektor Mobilität 

Projekte des KSK Gesamteinschätzung 
des Projekts und 
seines Verlaufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als 
nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? 

Umsetzung der Radverkehrsstrate-
gie des Fahrradforums 

++ +++ 

Autofreie Sonntage + 0 

Attraktivitätssteigerung für Fußgän-
ger als Verkehrsteilnehmer 

0 + 

Ausweitung des Bike+Ride-
Angebots 

+ + 

Entwicklung von Programmen für 
innovative Antriebstechniken im 
Kraftfahrzeugverkehr 

++ + 

Weiterbetrieb des Alsterschiffes 
"Alsterwasser" 

+ 0 

Ausweitung der verkehrsadaptiven 
Netzsteuerung 

+ 0 

Antares DLR H2 + 0 

Pendlerportal + 0 

 
Mit Blick auf die Projektkonzeption, die Zielsetzung und die erzielten Ergebnisse überzeugten 
am stärksten die Projekte „Umsetzung der Radverkehrsstrategie des Fahrradforums“ und „Ent-
wicklung von Programmen für innovative Antriebstechniken im Kraftfahrzeugverkehr (Elektro-
mobilität)“. Die Hauptkritikpunkte an diesen Projekten bestehen zum einen in der ungenügen-
den Anbindung an das KSK (es wird nicht auf das KSK verwiesen), zum anderen – im Falle der 
Radverkehrsstrategie – in einer zu wenig stringenten Umsetzung (es fehlen entsprechende 

personelle Kapazitäten in der Behörde). Das Projekt „Ausweitung des Bike+Ride-Angebots“ 

verläuft insgesamt positiv, es fehlt aber an einem Nachweis, dass durch die Maßnahme tat-
sächlich in einem so erheblichen Umfang – wie im CO2-Monitoring kalkuliert – Verkehr vom 
PKW auf das Fahrrad verlagert werden kann. Möglicherweise ist die Maßnahme deutlich weni-
ger fördereffizient als angenommen.  

 Das Projekt „Attraktivitätssteigerung für Fußgänger als Verkehrsteilnehmer“ wurde von 
allen im Sektor Mobilität näher betrachteten Projekten am negativsten bewertet, da aus 
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den dem Evaluationsteam zugänglich gemachten Dokumentationen nicht hervorgeht, in 
welche konkreten Maßnahmen die KSK-Fördermittel in Höhe von immerhin 1,1 Mio. Eu-
ro geflossen sind. Konkrete Einzelprojekte wie die „Wegeverbindung Grünzug Langen-
fort“ (2011/029), die spezifisch auf die Attraktivitätssteigerung ausgewählter bedeuten-
der Wegeverbindungen abzielen, erscheinen in diesem Zusammenhang für eine Förde-
rung geeigneter. 

 Die Projekte „Weiterbetrieb des Alsterschiffes ‚Alsterwasser‘“ und „Antares DLR H2“ 
sind im Wesentlichen Projekte der Technologieförderung. Die Fördereffizienz ist im Falle 
der Alsterwasser daher vergleichsweise gering. Die Bindung des nicht KSK-finanzierten 
Antares-Projekts an das KSK ist lose (die Projektverantwortlichen waren sich über die 
Einbindung des Projekts in das KSK nicht im Klaren).  

 Primäres Ziel des Projekts „Ausweitung der verkehrsadaptiven Netzsteuerung“ ist die 

Optimierung der Verkehrsabläufe. Dies ist ein grundlegendes Ziel der städtischen Ver-
kehrsplanung und -steuerung und ist in allen Großstädten ein herausragendes Thema. 
Dass im Zuge der Verflüssigung des Verkehrs auch Schadstoffemissionen eingespart 
werden und damit u.a. positive Klimaschutzeffekte erzielt werden können, ist unbestrit-
ten. Es ist aber nach wie vor schwierig, die Emissionsminderung zu quantifizieren, auch 
wenn von einem nicht unerheblichen Minderungspotenzial ausgegangen werden kann. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass Maßnahmen der verkehrsadaptiven Netz-
steuerung in Zukunft auch unabhängig vom KSK fortgeführt werden.  

 Das Pendlerportal folgt grundsätzlich den Zielen des KSK. Die Projektverantwortlichen 
in der Stadt Hamburg kritisieren aber selbst, dass die derzeit gewählte Technik noch 
Defizite aufweist und sich vor allem Erfolge aus verschiedenen Gründen (u.a. Datenge-
heimhaltungsvorschriften) nicht nachweisen und berichten lassen. Aufgrund der Margi-
nalität der Mittelanforderung wurde das Projekt nicht durch das KSK gefördert. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass es in jedem Falle – auch unabhängig vom KSK – 
Bemühungen zur weiteren Etablierung des Portals geben wird. 

Insgesamt entsteht bei einigen der im Rahmen der Projektevaluation zum Sektor Mobilität nä-
her betrachteten Projekte der Eindruck, dass sich die Projekte von Maßnahmen der „normalen“ 
Daseinsvorsorgepflicht einer Stadt nicht klar abgrenzen lassen. Dies betrifft beispielsweise die 
Herstellung und Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit auf Fuß- und Radwegen. Inwieweit 
hier durch Maßnahmen, die im Rahmen des KSK finanziert werden, Mehrwerte erzielt werden, 
müsste in Zukunft eindeutiger beschrieben werden, um den Mitteleinsatz entsprechend be-
gründen zu können. 

5.3.4 Schlussfolgerungen für Projektschwerpunkte im Sektor Mobilität 

Im Rahmen des KSK sind zahlreiche wichtige Prozesse im Bereich klimaverträgliche Mobilität 
angestoßen worden. Zudem sind laufende Bemühungen im Verkehrsbereich mit dem Thema 
Klimaschutz in einen inhaltlichen und strategischen Zusammenhang gestellt worden. Im Be-
reich Elektromobilität sind u.a. mit den Förderungen aus dem KSK die Grundlagen für die Ak-
quirierung weitergehender Fördermittel des Bundes auch in größerem Umfang geschaffen wor-
den. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass Hamburg inzwischen gute Voraussetzungen als 
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Pilotregion für Elektromobilität hat und auch ohne Mittel der Hansestadt diese Position mit Bun-
desförderung weiter ausbauen kann. Das KSK hat damit in diesem Bereich seinen Zweck der 
Anschubfinanzierung sehr gut erfüllen können.  

Die energetische Optimierung der Lichtsignal- und Beleuchtungsanlagen wurde bereits in den 
Jahren 2008 und 2009 mit Unterstützung aus KSK-Mitteln vollzogen. Hamburg ist hier mittler-
weile bundesweit führend. Ein weiterer Investitionsbedarf wurde in diesem Bereich nicht gel-
tend gemacht. 

Auch im Bereich Erforschung und Unterstützung der Markteinführung emissionsarmer Antriebs-
technologien hat das KSK in den zurückliegenden Jahren Unterstützung geleistet.  

Bei in Zukunft begrenzten Mittelverfügbarkeiten im KSK sind im Mobilitätsbereich Schwerpunk-
te in der Förderung und Projektbetreuung zu setzen, da davon ausgegangen werden muss, 
dass das breite Themenspektrum nicht mehr im bisherigen Umfang weiter bedient werden 
kann. Es liegt auf der Hand, dass sich Hamburg in Zukunft insbesondere auf Maßnahmen kon-
zentriert, die in systematischer Weise das Mobilitätsverhalten und den Modal Split in der Stadt 
im Sinne von mehr Klimafreundlichkeit beeinflussen. Die „Projekte“ Umsetzung der Radver-
kehrsstrategie und die Entwicklung einer Fußgängerstrategie sind noch nicht abgeschlossen. 
Die Aktivitäten ruhen teilweise, was u.a. in mangelnden personellen Kapazitäten in den umset-
zenden Behörden begründet ist. Hier wäre mit aller Konsequenz, d.h. auch entsprechender 
Aufstockung personeller Ressourcen, eine rasche und zielgerichtete Umsetzung anzustreben. 
Dabei wären – wie bereits erwähnt – die Zusatzleistungen, die durch das KSK über die ohnehin 
erwarteten Maßnahmen im Rahmen der Daseinsvorsorge hinaus erbracht werden können, be-
sonders herauszuarbeiten. 

5.4 Projekte im Sektor Wirtschaft und Anlagentechnik 

5.4.1 Sektorziele Wirtschaft und Anlagentechnik 

Für das Handlungsfeld „Wirtschaft und Anlagentechnik“ sind die folgenden Sektorziele formu-
liert worden: 

 Dritte Fortschreibungsdrucksache (19/8311, 2010/2011), Handlungsziel 8 „Wirtschaft 
und Anlagentechnik“: „In Kooperation mit allen wichtigen Akteuren der Hamburger Wirt-
schaft, den Unternehmen, den Kammern und Innungen, sollen die Aktivitäten im be-
trieblichen Umwelt- und Klimaschutz weiter intensiviert werden.“  

 Die aktuelle Drucksache nimmt das o.g. Ziel gleichlauten auf und ergänzt es wie folgt 
(20/2676, 2011/2012, S. 26): „Hierzu notwendige kooperative Strukturen zwischen Se-
nat und Wirtschaft werden fortgesetzt bzw. weiterentwickelt und als langfristige Strategie 
über 2012 hinaus etabliert. Wesentliches Ziel ist dabei, insbesondere in den Produkti-
onsprozessen Energie einzusparen und die Energieeffizienz zu steigern“. 

5.4.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Wirtschaft und Anlagentechnik  

Insgesamt wurden für den Sektor Wirtschaft und Anlagentechnik im KSK 50 Einzelprojekte ge-
listet, von denen neun nicht weiter verfolgt oder in ein anderes Projekt überführt worden sind. 
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Die in der aktuellen Drucksache (20/2676, 2011/2012) enthaltenen Maßnahmen lassen sich im 
Wesentlichen den folgenden Handlungskategorien zuordnen: 

 Aktivitäten öffentlicher Unternehmen, 
 Aktivitäten zu Einzelbranchen, 
 Freiwillige Selbstverpflichtung (Kategorie besteht aus einem herausragenden Projekt), 
 Innovationsstärkung, 
 Öffentliche Verwaltung, 
 Sichtbarmachen, 
 UmweltPartnerschaft, 

 Unternehmen für Ressourcenschutz (Förderprogramme)13. 

Die zahlenmäßig stärksten Kategorien sind „Unternehmen für Ressourcenschutz“ (Förderpro-
gramme) mit 12 Projekten, die „Aktivitäten öffentlicher Unternehmen“ mit neun Projekten und 
Projekte zur „Innovationsstärkung“ mit sechs Projekten (s. Tab. 38). 

Tab. 38: Projektkategorien im Sektor Wirtschaft und Anlagentechnik 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte Projekte 
(auch nur anteilige Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Innovationsstär-
kung 

 2007/048: Nationales Innovationspro-
gramm Wasserstoff- und Brennstoff-
zellentechnologie (NIP) 

 2008/073: Förderprogramm: Klima-
schutz in der Produktentwicklung und 
bei technologischen Innovationen in 
den Bereichen Energieerzeugung und 
-umwandlung 

 2011/020: Wärmeversorgung durch 
KWK-Abwärme mittels mobilem  
Latentwärmespeicher 

 2007/038: Abwasserentsorgungs-
verfahren „Hamburg Water Cycle“ 

 2007/063: Umsetzung des „Top-
Runner“ – Ansatzes auf EU-
Ebene vorantreiben und auch auf 
Pkws ausweiten 

 2008/110: Potenzial- und Daten-
analyse für ein Spartenprogramm 
„Innovation Klima und Energie“ 

Freiwillige Selbst-
verpflichtung 

  2007/051: Freiwillige Selbstver-
pflichtung von Industrieunterneh-
men umsetzen (LOI) 

Aktivitäten öffentli-
cher Unternehmen 

 2008/034: Einführung einer „Klima-
schutz-Tantieme“ für Vorstände und 
Geschäftsführer öffentlicher Unter-
nehmen für Maßnahmen zur CO2-
Reduktion von öffentlichen Gebäuden. 

 2009/032: Konsolidierungsmaßnah-
men im Rechenzentrum der HPA 
(„Green IT“) 

 2009/085: Brennstoffzellenheizgerät 
der Stadtreinigung (Nationales Innova-
tionsprogramm Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie - NIP) 

 2010/058: Erneuerung der Beleuch-
tungsanlagen in der Südhalle und in 

 2007/195: Energieoptimierung für 
den Klärwerksverbund Köhl-
brandhöft/Dradenau 

 2007/196: Umrüstung des Belüf-
tungssystems im Klärwerk Dra-
denau 

 2009/067: Weiterentwicklung der 
„Klimaschutz-Tantieme“ für öffent-
liche Unternehmen für Maßnah-
men zur CO2-Reduktion von öf-
fentlichen Gebäuden. 

 2010/019: Klimaschutzstrategien 
und CO2-Bilanzen in öffentlichen 
Unternehmen 

                                                 
13 Das Programm „Unternehmen für Ressourcenschutz“ wird normalerweise unter dem Dach der 
UmweltPartnerschaft geführt. Hier werden beide der Übersichtlichkeit wegen getrennt geführt. 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte Projekte 
(auch nur anteilige Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

der Nordhalle (Deichtorhallen)  2011/012: Druckbelüftung im 
Klärwerk Köhlbrandhöft Süd 

Aktivitäten zu Ein-
zelbranchen 

  2007/147: Investitionsförderung 
für Energieeinsparungen im Gar-
tenbau und in der Landwirtschaft

Sichtbarmachen   2007/103: Messe für Gebäude-
technik 

 2007/146: Auslandsmesseförde-
rung für kleine und mittlere Unter-
nehmen (Förderprogramm) 

 2007/150: Hamburger Logistik-
Umweltpreis 

 2007/163: Wirtschaftsförderung 
(Klimaschutz als Kriterium imple-
mentieren) 

 2009/082: Prüfung: Handlungs-
konzept zur Förderung der The-
men Klima & Energie durch den 
Messestandort Hamburg 

Unternehmen für 
Ressourcenschutz 
(Förderprogram-
me) 

 2007/070: „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ – Ausweitung des Pro-
gramms (Förderprogramm) 

 2007/072: „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ – WärmeCheck zur ener-
getischen Optimierung von Heizungs-
anlagen (Förderprogramm) 

 2007/073: „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ – LichtCheck zur Effizienz-
steigerung von Beleuchtungsanlagen 
(Förderprogramm) 

 2007/074: „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ – Effizienz-Offensive mit 
Vattenfall zum effizienten Einsatz von 
elektrischem Strom (Förderprogramm) 

 2007/075: „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ – AntriebsCheck (Förder-
programm) 

 2007/076: „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ – Hocheffiziente Leuchtmit-
tel für Gewerbe und Haushalte (För-
derprogramm) 

 2007/077: „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ – Netzwerk Kälteeffizienz 
Hamburg (Förderprogramm) 

 2011/014: Heizungs-Netzwerk im Pro-
gramm „Unternehmen für Ressour-
censchutz“ (Förderprogramm) 

 2008/031: KWK-Initiative – Umsetzung 
eines Programms zur Steigerung der 
Kopplung von Wärme- und Strompro-
duktion mit Hamburger Unternehmen 
aus Produktion, Dienstleistung und 
Wohnungswirtschaft (Förderpro-
gramm) 

 2007/069: „Unternehmen für Res-
sourcenschutz“ – Energetische 
und thermische Konzepte für die 
Hamburger Industrie (Förderpro-
gramm) 

 2007/071: Klimaschutzkredit der 
Hamburgischen Wohnungsbau-
kreditanstalt 

 2008/062: „Unternehmen für Res-
sourcenschutz“ – Reduzierung 
des Energieverbrauchs bei Infor-
mations- und Kommunikations-
techniken (Förderprogramm) 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte Projekte 
(auch nur anteilige Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Umweltpartner-
schaft 

 2007/068: Steigerung der Reichweite 
der Klimaschutzprogramme über die 
aktive Einbindung bislang nicht betei-
ligter Unternehmen durch Institutionen 
der Wirtschaft (HK-Mobil/ZEWU-Mobil) 

 2007/064: Verlängerung der Um-
weltPartnerschaft bis 2013 

 2008/106: Weiterentwicklung des 
Masterplans Industrie 

Öffentliche Verwal-
tung 

 2007/162: Energiespar-Contracting  2007/037: Prüfung einer Anpas-
sung der Umweltgebührenord-
nung hinsichtlich der Höhe von 
Entnahmeentgelten (Kühlwasser) 
(Gesetzgebung) 

 2008/104: Systematische Erfas-
sung der Energieprofile beim Ein-
satz von Kommunikations- und In-
formationstechnologien in Dienst-
stellen der Hamburgischen Ver-
waltung 

 2009/087: Klimaneutraler Paket-
versand der Hamburger Verwal-
tung innerhalb Deutschlands 

5.4.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Wirtschaft und Anlagentechnik 

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden 10 Projekte aus dem Sektor Wirtschaft 
und Anlagentechnik einer genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Steigerung der Reichweite der Klimaschutzprogramme über die aktive Einbindung 
bislang nicht beteiligter Unternehmen durch Institutionen der Wirtschaft (HK-
Mobil/ZEWU-Mobil) (2007/068), 

 „Unternehmen für Ressourcenschutz“ – Ausweitung des Programms (Förderpro-
gramm) (2007/070), 

 Energieeinsparung bei Gebäuden mit hoher Grundlast (2007/160), 

 Umsetzung eines Programms zur Steigerung der Kopplung von Wärme- und Strom-
produktion (KWK) mit Hamburger Unternehmen aus Produktion, Dienstleistung und 
Wohnungswirtschaft (Förderprogramm) (2008/031)14, 

 Konsolidierungsmaßnahmen im Rechenzentrum der HPA („Green IT“) (2009/032), 

 Klimaschutz in der Produktentwicklung und technologischen Innovationen in den Be-
reichen Energieerzeugung und -umwandlung (Förderprogramm) (2008/073), 

 Brennstoffzellenheizgerät der Stadtreinigung (NIP) (2009/085), 

 Heizungs- Netzwerk im Programm „Unternehmen für Ressourcenschutz“  
(2011/014), 

                                                 
14 Zum Zeitpunkt der Projektauswahl war 2008/031 ein Projekt im Energie-Sektor. Im Laufe der Evaluati-
on wurde es im Oktober 2011 in den Sektor „Wirtschaft und Anlagentechnik“ überführt. 
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 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Freiwillige Selbstverpflichtung von Industrieunternehmen umsetzen (LOI)  
(2007/051), 

 Klimaschutzstrategien und CO2-Bilanzen in öffentlichen Unternehmen (2010/019). 

Von den insgesamt 19 in diesem Sektor aus dem KSK finanzierten Projekte sind damit acht in 
der Analyse enthalten. Diese Projekte decken 78,9% des gesamten KSK-Finanzvolumens des 
Sektors Wirtschaft und Anlagentechnik ab. 

Im Gesamtergebnis wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 39): 

Tab. 39: Projektbewertung im Sektor Wirtschaft und Anlagentechnik 

Projekte des KSK Gesamteinschät-
zung des Projekts 
und seines Verlaufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als 
nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? 

Steigerung der Reichweite der Kli-
maschutzprogramme über die aktive 
Einbindung bislang nicht beteiligter 
Unternehmen durch Institutionen der 
Wirtschaft (HK-Mobil/ZEWU-Mobil)  

+ ++ 

„Unternehmen für Ressourcen-
schutz“ - Ausweitung des Pro-
gramms (Förderprogramm)  

+++ +++ 

Energieeinsparung bei Gebäuden 
mit hoher Grundlast  

++ ++ 

Umsetzung eines Programms zur 
Steigerung der Kopplung von Wär-
me- und Stromproduktion (KWK) mit 
Hamburger Unternehmen aus Pro-
duktion, Dienstleistung und Woh-
nungswirtschaft (Förderprogramm) 

+ ++ 

Konsolidierungsmaßnahmen im 
Rechenzentrum der HPA ("Green 
IT") 

0 0 

Klimaschutz in der Produktentwick-
lung und technologischen Innovatio-
nen in den Bereichen Energieerzeu-
gung und -umwandlung (Förderpro-
gramm)  

0 + 

Brennstoffzellenheizgerät der Stadt-
reinigung (NIP)  

0 + 

Heizungs- Netzwerk im Programm 
"Unternehmen für Ressourcen-
schutz" 

++ ++ 

Freiwillige Selbstverpflichtung von 
Industrieunternehmen umsetzen  

++ ++ 

Klimaschutzstrategien und CO2-
Bilanzen in öffentlichen Unterneh-
men  

++ ++ 
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Mit Blick auf die Projektkonzeption, die Zielsetzung und die erzielten Ergebnisse überzeugte am 
stärksten das Projekt „Unternehmen für Ressourcenschutz“ - Ausweitung des Programms (För-
derprogramm). 

Das Projekt dient der Ausweitung des Förderprogramms „Unternehmen für Ressourcenschutz“ 
(UfR), das seit 2001 die Einsparpotenziale von Energie, Wasser und Rohstoffen in Hamburger 
Gewerbebetrieben systematisch erschließen hilft. Das Programm baut auf der engen Koopera-
tion mit der Handelskammer, der Handwerkskammer, dem Industrieverband Hamburg sowie 20 
weiteren Partnern aus Wirtschaft, Technik und Wissenschaft auf und ist integraler Bestandteil 
der UmweltPartnerschaft Hamburg, einem Bündnis zwischen Hamburger Wirtschaft und dem 
Senat zur Förderung einer nachhaltigen und ressourceneffizienten Wirtschaft. 

Neben den Mitteln aus dem KSK (zwischen 2008 und 2012 fast 7 Mio. Euro) erhält das Pro-
gramm jährlich auch noch rund 3 Mio. Euro aus den Fachtiteln. 

Das Förderprogramm UfR gehört zweifellos zu den Leitprojekten der Hamburger Klimaschutz-
politik. Die erreichten CO2-Reduktionen machen für das Jahr 2012 rund 17,5 % aller im CO2-
Monitoring ausgewiesenen Emissionsminderungen aus (175.000 Tonnen). Das Projekt bindet 
zahlreiche Unternehmen (weit über 1.700 von Oktober 2001 bis August 2011) und viele Tau-
send Menschen ein und macht Klimaschutz zu einer konkreten Sache, zu der jedes einzelne 
Unternehmen seinen Teil beitragen kann. Dabei gilt die persönliche Beratung und Betreuung 
der Unternehmen durch einen 10 Personen starken Beraterstab seitens der BSU als Schlüssel-
faktor des Programms.  

Danach folgen einige Projekte, deren Umsetzung mit „++“ bewertet wurden: 

 Energieeinsparung bei Gebäuden mit hoher Grundlast: Das Projekt hatte zum Ziel, den 
Stromverbrauch bei öffentlichen Gebäuden mit hoher Grundlast durch gezielte techni-
sche Maßnahmen und Beeinflussung des Nutzerverhaltens zu senken. Dieser zweite 
Teil ist inzwischen aus dem Projekt herausgelöst worden und wird unter 2008/033 (Ein-
satz von Energiebeauftragten bei öffentlichen Liegenschaften – fifty/fifty-Verwaltung) im 
Sektor Gebäude weitergeführt. 
Es ist zu begrüßen, wenn Hamburg bei den eigenen Gebäuden mit gutem Beispiel vo-
rangeht (z. B. durch Sanierung der Druckluftanlage der Technischen Universität Ham-
burg-Harburg) und damit gleichzeitig die Betriebskosten durch Senkung des Stromver-
brauchs reduziert. Die für 2012 berechnete CO2-Einsparung beträgt rund 650 Tonnen, 
wobei in der eBIS-Klima-Dokumentation festgehalten wird, dass dies nur rund ein Zehn-
tel des geschätzten Potenzials in diesem Bereich darstellt. 

 Heizungs-Netzwerk im Programm „Unternehmen für Ressourcenschutz“: Beim Hei-
zungs-Netzwerk geht es darum, die CO2-Emissionen aus Gebäudeheizungen in Gewer-
be- und Mehrfamilienwohngebäuden zu senken. Zielgruppen sind Eigentümergemein-
schaften und private Gebäudeeigentümer (Einfamilienhäuser und Doppelhäuser bleiben 
ausgeschlossen), die mit einer Kombination aus Informationsveranstaltungen, Work-
shops sowie Förderungen zu Verbesserungen ihrer Heizungsanlagen motiviert werden 
sollen. Damit soll das Heizungs-Netzwerk das „Bündnis für das Wohnen“ zwischen Se-
nat und Wohnungswirtschaft unterhalb von gesetzlichen Regelungen flankieren. 
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Die Bewertung eines derartig jungen Projekts (im Oktober 2011 auf „in Umsetzung“ ge-
stellt) fällt naturgemäß schwer. Es berücksichtigt einige zentrale Faktoren, die seine 
Umsetzung erfolgversprechend erscheinen lassen. Hierzu gehört die Einbindung von 
vielen externen Partnern aus Wohnungswirtschaft, Verbänden und Innungen, Ingeni-
eurbüros, Fachbetrieben usw. genauso gut wie die Tatsache, dass in diesem Bereich 
ein auf insgesamt 550.000 t/a geschätztes CO2-Einsparpotenzial verborgen liegt. Damit 
könnte dies eines der großen Zukunftsprojekte werden, vorausgesetzt die Wirtschaft-
lichkeit der geförderten Maßnahmen lässt sich gut darstellen. Dieses sollte im Mittel-
punkt des Projekt-Controllings stehen.  

 Freiwillige Selbstverpflichtung von Industrieunternehmen umsetzen (LOI): Am 12. Sep-
tember 2007 wurde das entsprechende Dokument vom zuständigen Senator und den 
Vertretern von 11 Hamburger Großunternehmen unterzeichnet, darunter u.a. die Stadt-
reinigung Hamburg AöR. Zusammen verpflichten sich die Unternehmen zur Reduktion 
ihrer CO2-Emissionen um 500.000 Tonnen pro Jahr bis 2012. Damit steht dieses Projekt 
für ein Viertel aller im Rahmen des KSK anvisierten Reduktionen.   
Die LSK begleitet und koordiniert das Projekt. Für das Monitoring hat sie ausgehend 
vom Gutachten des Wuppertal Instituts ein Datenerfassungsblatt erstellt und dieses den 
Unternehmen zur Verfügung gestellt. Auf dieser Basis berichten die Unternehmen jähr-
lich. Dies ist ein sensibles Verfahren, da einige Unternehmen diese Daten als Beschrei-
bung von Betriebsgeheimnissen betrachten. 
Grundsätzlich ist das Instrument Selbstverpflichtung positiv zu sehen, da es jedem teil-
nehmenden Unternehmen erlaubt, flexibel diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ange-
sichts der Marktentwicklungen gerade am besten passen. Das Projekt hat Potenzial, 
wobei es wichtig wäre, neue Unterzeichner hinter der Selbstverpflichtung oder einer 
Neuauflage derselben zu vereinen. Bei der vorgesehenen Fortschreibung sollte – im 
Einvernehmen mit den Unterzeichnern – sichergestellt werden, dass in bestimmten In-
tervallen eine anerkannt unabhängige Prüfung der von den Unternehmen gemeldeten 
Maßnahmen durch einen externen Gutachter stattfinden kann. 

 Klimaschutzstrategien und CO2-Bilanzen in öffentlichen Unternehmen: Mit diesem Pro-
jekt sollen die öffentlichen Unternehmen mit relevanten CO2-Emissionen eine Klima-
schutzstrategie ausarbeiten und über ihre CO2-Bilanzen berichten. Die Koordination und 
Auswertung des Projekts erfolgt zurzeit über die LSK. Sie hat Empfehlungen für die Er-
stellung von Klimaschutzstrategien und CO2-Bilanzen erarbeitet, die den Unternehmen 
zur Verfügung gestellt wurden. Das Projekt ist noch in Bearbeitung. Es wird angestrebt, 
weitere Potenziale zu erschließen. Bis zur Drucksache 2011/12 (20/2676) lagen die 
Klimaschutzstrategien und CO2-Bilanzen von 18 Unternehmen vor. Der Senatsauftrag 
beinhaltete eine einmalige Berichterstattung. 
Es ist positiv zu werten, wenn die öffentlichen Unternehmen dazu motiviert werden, ei-
gene Klimaschutzstrategien auszuarbeiten, selbst wenn sich in manchen Fällen eine 
Reduktion der Emissionen nur schwer abbilden lässt, wie z. B. bei der Hochbahn oder 
S-Bahn. Viele der Unternehmen haben sowohl einen hohen Energieverbrauch als auch 
eine starke Präsenz in der Öffentlichkeit: Sie eignen sich also bestens als wirksame He-
bel für Klimaschutzaktivitäten, bei denen Hamburg zugleich auch Vorbild für andere sein 
kann.  
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Im Ausblick werden die genannten Projekte ebenfalls positiv mit „++“ bewertet, da keinerlei In-
formationen bekannt sind, die eine Änderung der zukünftigen Wertigkeit vorhersehen lassen. 

Zwei Projekte wurden mit der Zwischennote „+“ bewertet: 

 Steigerung der Reichweite der Klimaschutzprogramme über die aktive Einbindung bis-
lang nicht beteiligter Unternehmen durch Institutionen der Wirtschaft (HK-Mobil/ZEWU-
Mobil): Um Unternehmen zu erreichen, die bislang noch wenige Kontakte mit Umwelt-
Partnerschaft, Umwelt-Management-Systemen oder diesbezüglichen Förderprogram-
men hatten, haben die Handwerkskammer und die Handelskammer ihre Beratungsan-
gebote mit sechs neuen Beratern ausgebaut (ZEWU_Mobil, HK-Energielotsen). Bis zum 
30.06.2011 wurden 2.166 Vor-Ort-, 103 Intensiv- und 197 Telefon-Beratungen durchge-
führt. Das Projekt schafft es offensichtlich, seine Zielgruppe zu erreichen. Die Frage 
nach den tatsächlich umgesetzten Maßnahmen wird (noch) nicht befriedigend beant-
wortet, und es fehlen Daten zum CO2-Monitoring, weswegen die Klimarelevanz des Pro-
jekts schwer einzuschätzen ist. 

 Umsetzung eines Programms zur Steigerung der Kopplung von Wärme- und Strompro-
duktion (KWK) mit Hamburger Unternehmen aus Produktion, Dienstleistung und Woh-
nungswirtschaft (Förderprogramm): Das Projekt zielt darauf ab, durch Beratung, Unter-
stützung und Förderung den Ausbau von KWK-Anlagen für das Hamburger Gewerbe (in 
geringerem Ausmaß auch für Wohnungsbauunternehmen und öffentliche Einrichtungen) 
attraktiver zu machen. Dafür steht ein Beraterpool von 32 Personen zur Verfügung. Die 
im Programm angebotenen BHKW-Checks werden kostenmäßig zu zwei Dritteln von 
den privaten Partnern Hamburg Energie und E.ON Hanse übernommen. Laut aktueller 
Fortschreibung des KSK (Drs. 20/2676, 2011/2012) wurden bislang 27 BHKW-Anlagen 
errichtet. Für 2012 ist eine Erhöhung der erreichten jährlich wiederkehrenden CO2-
Einsparung auf 12.320 Tonnen pro Jahr vorgesehen. (lt. CO2-Monitoring). Bei einem 
Projektvolumen von knapp 2 Millionen Euro zwischen 2008 und 2012 wäre es wün-
schenswert, in der Dokumentation eine Auflistung der tatsächlich geförderten Unter-
nehmen / Vorhaben mit der jeweiligen Förderhöhe zu finden. Ob und in welchem Aus-
maß das Programm breitenwirksam ist, lässt sich nicht beurteilen: Die Zahl der Bera-
tungen ist gemäß eBIS-Sachstand relativ gering. 

Für beide Projekte wird der Ausblick positiver bewertet („++“) als die aktuelle Umsetzung, da 
die beschriebenen Schwächen als gut bearbeitbar eingeschätzt werden. 

Die folgenden Projekte erhielten für ihre Konzeption und Umsetzung eine „0“-Bewertung: 

 Konsolidierungsmaßnahmen im Rechenzentrum der HPA („Green IT“): Das Projekt soll 
durch verschiedene Maßnahmen dazu beitragen, den Energie- und Raumbedarf für die 
Server der HPA zu reduzieren. Dazu sollen neue IT-Komponenten beschafft werden 
und durch Konsolidierung und Virtualisierung die Nutzung um bis zu 85% gesteigert 
werden. Das Projekt ist eine eher unternehmensinterne Aktivität ohne potenzielle Brei-
tenwirksamkeit. Es entsteht der Eindruck, dass nicht der direkte Bezug zum Klimaschutz 
im Vordergrund steht, sondern die Notwendigkeit der Modernisierung von Teilbereichen 
der IT-Infrastruktur. 
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 Klimaschutz in der Produktentwicklung und technologischen Innovationen in den Berei-
chen Energieerzeugung und -umwandlung (Förderprogramm): Das Förderprogramm 
möchte gezielt klimaschutzrelevante Produktinnovationen von Hamburger Unternehmen 
fördern. Der Projektstart hat sich aus verschiedenen Gründen (wie verspätete Finanzie-
rungszusagen, Schwierigkeiten bei Personalfindung auf Seiten des Projektträgers Inno-
vationsstiftung Hamburg) stark verzögert. Mit einer starken Nachfrage nach Förderun-
gen wird seitens der Behörde erst für Ende 2012 gerechnet, dann anhaltend bis 2014. 
Ab 2012 wird das Projekt in zwei Teilprojekten von zwei unterschiedlichen Behörden 
weitergeführt; die Details sind noch nicht alle geklärt.   
Die Bewertung eines anlaufenden Förderprogramms fällt schwer. Grundsätzlich wird es 
als positiv gesehen, dass Unternehmen Anreize geboten werden, Innovationen in die-
sem Bereich zu entwickeln, da diese – wenn sie als Produkt oder Dienstleistung die 
Marktreife erlangen – das doppelte Potenzial von CO2-Minderung und gleichzeitiger 
langfristiger Arbeitsplatzsicherung /-schaffung haben.  

 Brennstoffzellenheizgerät der Stadtreinigung (NIP): Im Rahmen dieses Projekts hat die 
Stadtreinigung Hamburg für einen Praxistest eines neuen auf Brennstoffzellentechnolo-
gie basierenden Heizgeräts der Firma BAXI Innotech GmbH angeschafft. Das Projekt 
scheint ohne größere Probleme gelaufen zu sein und hat der Herstellerfirma wichtige 
Rückmeldungen verschafft. Die direkte CO2-Wirksamkeit ist mit drei Tonnen pro Jahr 
sehr gering. Die Bewertung Richtung Zukunft gewinnt durch die in der eBIS-Klima-
Dokumentation kaum transportierte Einbettung in das Nationale Innovationsprogramm 
Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie (NIP). Ob und in welcher Weise die Stadt-
reinigung von dieser Zusammenarbeit profitiert, ist nicht ersichtlich. 

Für das Projekt „Konsolidierungsmaßnahmen im Rechenzentrum der HPA („Green IT“) wird 
beim Ausblick eine „0“-Bewertung vergeben, da es nicht wirklich überzeugen konnte. Für die 
beiden anderen ist der Ausblick leicht positiv („+“) einzuschätzen. 

Zu ergänzen bleibt, dass eine Bewertung allein aufgrund der dem Evaluationsteam schriftlich 
vorliegenden Unterlagen in einigen Fällen schlechter ausgefallen wäre, da diese manchmal nur 
einen unvollständigen, bruchstückhaften Einblick in ein Projekt ermöglichten. Die ergänzenden 
Gespräche mit Mitarbeitern der LSK haben zu den besseren Einschätzungen beigetragen. 

5.4.4 Schlussfolgerungen für Projektschwerpunkte im Sektor Wirtschaft und 
Anlagentechnik 

Ohne Einbindung der Hamburger Wirtschaft ist Klimaschutz in Hamburg nicht denkbar. Von 
daher macht es Sinn, dass Hamburg eine Vielfalt von Angeboten für unterschiedlich stark für 
das Thema sensibilisierte oder betroffene Unternehmen anbietet.  

Dabei wird auch in den kommenden Jahren die UmweltPartnerschaft zusammen mit dem unter 
ihrem Dach laufenden Förderprogramm „Unternehmen für Ressourcenschutz“ eine zentrale 
Rolle einnehmen. Es ist ein Angebot, das sehr stark in die Breite wirkt, Klimaschutz vielen Tau-
senden Unternehmen nahebringt und den vermeintlichen Gegensatz zwischen Ökonomie und 
Ökologie aufbrechen hilft. Zugleich gehört es zu den wirklich großen „Bringern“, was die CO2-
Einsparung betrifft. 
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Ebenso bedeutsam wird auch in Zukunft die weitere Ausgestaltung der Freiwilligen Selbstver-
pflichtung oder einer Neuauflage/Fortsetzung derselben sein. Wenn es gelingt, die Kostenein-
sparpotenziale für Unternehmen sichtbar und damit umsetzbar zu machen, dann kann ein sol-
ches Instrument auch in Zukunft ein wichtiger Baustein in der Hamburger Klimapolitik sein. An-
gesichts zunehmend kritischer Diskussionen zu klimapolitischen Fragen erscheint es sinnvoll, 
die Selbstverpflichtung weiterhin als flexibles, selbst zu steuerndes Instrument auszulegen, das 
allerdings zu dem einen oder anderen Zeitpunkt mit einer externen Überprüfung angereichert 
werden sollte. 

Die Aktivitäten öffentlicher Unternehmen sollten in der Regel durch eine begleitende Öffentlich-
keitsarbeit gestützt und von der LSK im Sinne von „Stadt als Vorbild“ für die Bürger auch nach 
außen sichtbar gemacht werden. Nur wenn sie breitenwirksam werden, können auch Projekte 
mit nur geringem CO2-Einsparpotenzial eine positive Wirkung entfalten und zur Erreichung der 
Klimaschutzziele beitragen. Dasselbe gilt auch für Aktivitäten der Verwaltung, die ebenfalls in 
vielerlei Hinsicht als Vorbild für die Bürger auftreten kann. 

Aktivitäten mit wenig Breitenwirksamkeit (wie z. B. in der Gesamtliste die Aktivitäten zu Einzel-
branchen oder auch in anderen Kategorien solche zu einzelnen Standorten) sind dagegen zu 
hinterfragen. 

Bei in Zukunft begrenzten Mittelverfügbarkeiten sollte – neben der Fortführung von Altbewähr-
tem, wie oben besprochen – dem Bereich „Innovationsstärkung“ größere Aufmerksamkeit ge-
widmet werden. Dies sollte mit verstärkten Aktivitäten zur angemessenen Sichtbarmachung 
solcher neuer Unternehmen und / oder Entwicklungen einhergehen.  

Generell gilt speziell für den Sektor „Wirtschaft und Anlagentechnik“, dass die Behörden sich 
auch verstärkt der Frage stellen müssen, welche Eigenbeteiligungen von Unternehmensseite in 
gemeinsame Aktivitäten einzubringen sind, die der Wirtschaft und dem Klimaschutz zugleich 
dienen. 

5.5 Projekte im Sektor Klimafolgenmanagement 

5.5.1 Sektorziele Klimafolgenmanagement 

Für das Handlungsfeld Klimafolgenmanagement sind die folgenden Sektorziele formuliert wor-
den: 

 Handlungsziel 6 „Anpassung an den Klimawandel“ der dritten Fortschreibungsdrucksa-
che (Drs. 19/8311, 2010/2011): „Hamburg erarbeitet eine umfassende Strategie zur An-
passung an den Klimawandel, um sich auf die Folgen des Klimawandels einzustellen. 
Langfristig sollen die Risiken erkannt und abgewendet sowie erforderliche Maßnahmen 
definiert und umgesetzt werden.“ 

 Aktuelle Fortschreibung der Drucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012, S. 45): „Als Metro-
pole im Einflussbereich von Sturmfluten wird sich Hamburg auf Veränderungen im Zuge 
des Klimawandels einstellen und diese im Interesse der Bürgerinnen und Bürger vo-
rausschauend berücksichtigen. Dazu erarbeitet der Senat eine Strategie zur Anpassung 
an den Klimawandel. Risiken sollen erkannt und erforderliche Maßnahmen umgesetzt 
werden.“ 
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5.5.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Klimafolgenmanagement 

Wie den Sektorzielen zu entnehmen ist, ist die Erarbeitung der Klimaanpassungsstrategie das 
zentrale Ziel im Sektor Klimafolgenmanagement. Die Anpassungsstrategie für Hamburg ist er-
forderlich, um Maßnahmen in allen relevanten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereichen 
priorisieren und koordinieren zu können. Da die Vorstellungen zur Anpassung vielerorts noch 
eher diffus sind, ist es wichtig, entsprechende Konkretisierungen zu erarbeiten (was ist wirklich 
relevant, was geschieht ohnehin autonom, d.h. ohne Intervention der Stadt, wo muss die Stadt 
aktiv tätig werden?). 

Die Erarbeitung der Klimaanpassungsstrategie liegt in den Händen des Amts NR / Abteilung 
NR2. Den Beginn der intensiveren Auseinandersetzung mit dem Themenfeld Anpassung mar-
kierte ein im Auftrag der BSU vom Umweltbundesamt erstelltes Gutachten „Fachlicher Orientie-
rungsrahmen“(November 2009), in dem spezifisch für die Region Hamburg Aussagen zu Kli-
maveränderungen und deren Folgen zusammengestellt wurden. In den Jahren 2009 und 2010 
wurden vier Workshops durchgeführt, zuerst nur mit Behörden, dann mit den öffentlichen Un-
ternehmen und schließlich mit einer breiteren Fachöffentlichkeit. Im März 2011 hat die "Regio-
nalkonferenz Klimaanpassung Küstenregion" in Hamburg stattgefunden, die zusammen mit 
dem BMU und allen norddeutschen Bundesländern und in Kooperation mit den Projekten 
KLIMZUG-Nord, KLIMZUG-nordwest2050, RADOst und KLIFF sowie dem Excellenzcluster 
CliSAP (Integrated Climate System Analysis and Prediction) durchgeführt wurde. Im Dezember 
2011 wurde dann die Drucksache „Hamburger Strategie zur Anpassung an den Klimawandel“ 
vom Senat verabschiedet. Die Drucksache beinhaltet im Wesentlichen eine Absichtserklärung, 
die Konkretisierung von Maßnahmen und die Erstellung eines Aktionsplans in Angriff zu neh-
men. Im Fokus der ressortübergreifenden Ebene sollen – den für Hamburg zu erwartenden 
Problemschwerpunkten entsprechend – ein wasserwirtschaftliches und ein stadtklimatisches 
Konzept stehen. Die BSU hat dabei den Auftrag, notwendige ressortübergreifende Untersu-
chungen und Auswertungen zu Klimaentwicklung, Vulnerabilität, Risikoabschätzung und Maß-
nahmen-Priorisierung zu initiieren und zu begleiten. Außerdem sind alle Fachbehörden aufge-
fordert, basierend auf dem „Fachlichen Orientierungsrahmen“ Maßnahmen im Rahmen ihrer 
Tätigkeit zu entwickeln und umzusetzen. 

Insgesamt genießt das Handlungsfeld Klimafolgenmanagement in der Politik des neuen Senats 
keine herausragende politische Priorität. Um die Bedeutung einer Anpassungspolitik für Ham-
burg zu unterstreichen und Argumente für die weitere Diskussionen zu liefern, wurde von der 
BSU im Januar 2012 ein Gutachten zu den ökonomischen Auswirkungen des Klimawandels in 
Auftrag gegeben. 

Ungeachtet des laufenden Prozesses zur Erarbeitung der Klimaanpassungsstrategie gibt es in 
Hamburg bereits zahlreiche Projekte und Aktivitäten, die sich im engeren und weiteren Sinne 
der Zielsetzung Anpassung an Klimafolgen zuordnen lassen. Dies gilt insbesondere im Bereich 
Hochwasser- und Küstenschutz, in dem für die Stadt Hamburg schon allein wegen ihrer natur-
räumlichen Situation besonderer Handlungsbedarf besteht. Insgesamt sind für den Sektor Kli-
mafolgenmanagement im KSK 25 Einzelprojekte gelistet, von denen sieben Fördermittel aus 
dem KSK erhalten haben bzw. noch immer erhalten. Die Zuordnung der Projekte zu themati-
schen Kategorien (s. Tab. 40) macht deutlich, dass sich der Schwerpunkt Hochwasserrisiko-
management auch im KSK-Projektportfolio deutlich niederschlägt. Weniger zahlreich sind da-
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gegen die Projekte und Aktivitäten im zweiten für die Hamburger Klimaanpassungsstrategie 
und dem Aktionsplan vorgesehenen ressortübergreifenden Handlungsschwerpunkt der stadt-
klimatischen Anpassungsmaßnahmen. Die im Bereich der Erstellung wasserwirtschaftlicher 
Konzepte gelisteten Projekte sehen z. T. einen direkten Übergang in die Umsetzung praktischer 
Schutz- und Risikominderungsmaßnahmen vor. Die Projekte im Bereich Artenschutz scheinen 
weniger deutlich auf die Anpassungsthematik i.e.S. hin profiliert zu sein (s. auch Kap. 5.5.4). 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang außerdem der aus Bundes- und Landesmitteln 
geförderte KLIMZUG-Nord-Forschungsverbund „Strategische Anpassungsansätze zum Klima-
wandel in der Metropolregion Hamburg“ (2007/177), an dem Hochschulen, Forschungseinrich-
tungen, Behörden, behördennahe Einrichtungen und Unternehmen der Metropolregion Ham-
burg beteiligt sind und der im Jahr 2008 mit 900.000 € aus dem KSK finanziell unterstützt wur-
de. Im eBIS ist das Projekt im Sektor Forschung aufgeführt (vgl. Tab. 44), in der aktuellen Fort-
schreibungsdrucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012, Abschnitt CII, c1) als Leitprojekt des Sektors 
Klimafolgenmanagement beschrieben. Als zentrales Ergebnis des Projekts soll ein „Kursbuch 
Klimaanpassung – Handlungsoptionen für die Metropolregion Hamburg“ Handlungsempfehlun-
gen für die Anpassung an Klimafolgen in der Metropolregion Hamburg aufzeigen. 

Tab. 40: Projektkategorien im Sektor Klimafolgenmanagement 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte (Beispiele) 

Konzeptionelle Arbei-
ten: Klärung von Prob-
lemschwerpunkten, 
Priorisierung von 
Maßnahmen 

 2007/165: Hamburger Strategie 
zur Anpassung an den Klima-
wandel 

 2010/040: Entwicklung von gesamt-
städtischen Strategien und Maß-
nahmen zur nachhaltigen Sicherung 
und Entwicklung von Naturhaus-
haltsfunktionen als Grundlage des 
Klimaschutzes 

 2007/177: KLIMZUG Nord (s. Sektor 
Forschung) 

Konzeptionelle Arbei-
ten, Datenbereitstel-
lung: stadtklimatische 
Konzepte 

 2008/099: Machbarkeitsstudie 
Modellierung von Stadtklima 

 2007/151: Schutz und Entwick-
lung von Böden in ihrer Klima-
funktion für den urbanen Raum 

 2009/007: Stadtklimatische Be-
standsaufnahme und Bewertung für 
das Landschaftsprogramm Hamburg 

Umsetzung von An-
passungsmaßnahmen 
zur Bewältigung stadt-
klimatischer Heraus-
forderungen 

 2011/013: „Mein Baum-Meine 
Stadt“ 

 

Konzeptionelle Arbei-
ten, Datenbereitstel-
lung: wasserwirtschaft-
liche Konzepte 

 2010/021: Deichpark für Wil-
helmsburg - Klimafolgenma-
nagement im Rahmen des Klima-
schutzkonzeptes Erneuerbares 
Wilhelmsburg  

 2011/027: Regenwasserma-
nagement in der Stadtentwicklung 
Hamburg: Best Practice und Visi-
onen für eine Stadtentwicklung 
mit Wasser 

 2007/113: Anforderungen des Bun-
des bezüglich Binnenhochwasser-
schutz umsetzen 

 2007/114: Oberflächenentwässerung 
und Regenwasserbewirtschaftung 
(RISA) 

 2007/115: Adaptionen im Bereich 
Gewässerökologie 

 2007/112: Hochwasserschutz 
 2010/020: Niedrigwassergeschehen 
 2008/046: Extremsturmfluten an of-

fenen Küsten und Ästuargebieten: 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte (Beispiele) 

Risikoermittlung und -beherrschung 
im Klimawandel 

 2008/107: Weiterentwicklung des 
ökologischen Tideelbemanagements 

 2008/091: Erhalt von Dauergrünland 

Umsetzung von An-
passungsmaßnahmen 
zur Bewältigung was-
serwirtschaftlicher 
Herausforderungen 

  2009/065: Umbau eines Rückhalte-
beckens einschließlich Neubau eines 
Kleinbeckens im Bezirk Eimsbüttel 

Konzeptionelle Arbei-
ten, Datenbereitstel-
lung: naturschutzfach-
liche Konzepte 

 2007/105: Verstärkte Berücksich-
tigung artenschutzrechtlicher Er-
fordernisse bei der energetischen 
Gebäudesanierung 

 2007/104: Flächenbezogenes 
Artenkataster zum Natur- und 
Artenschutz entwickeln 

5.5.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Klimafolgenmanagement  

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden Projekte aus dem Sektor Klimafolgen-
management einer genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 „Mein Baum-Meine Stadt“ - Nachpflanzungen von Straßenbäumen als Maßnahme 
im Rahmen von „Hamburg - Europäische Umwelthauptstadt 2011“ (2011/013), 

 Hamburger Strategie zur Anpassung an den Klimawandel (Gesamtstrategie) 
(2008/080), 

 Deichpark für Wilhelmsburg - Klimafolgenmanagement im Rahmen des Klima-
schutzkonzepts Erneuerbares Wilhelmsburg (2010/021), 

 Machbarkeitsstudie Modellierung von Stadtklima (2008/099), 

 Verstärkte Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Erfordernisse bei der energeti-
schen Gebäudesanierung (2007/105), 

 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Adaptionen im Bereich Gewässerökologie (als Teil von 2007/114 RISA) (2007/115), 

 Stadtklimatische Bestandsaufnahme und Bewertung für das Landschaftsprogramm 
Hamburg (2009/007). 

Die aus dem KSK finanzierten Projekte, die in die Projektevalulation eingeschlossen wurden, 
decken 92,5% des gesamten KSK-Finanzvolumens des Sektors Klimafolgenmanagement ab. 
Fünf der sieben aus dem KSK finanzierten Projekte wurden analysiert, darunter das vom 
Umfang her deutlich größte Projekt „Mein Baum-Meine Stadt“. 

Im Gesamtergebnis wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 41): 
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Tab. 41: Projektbewertung im Sektor Klimafolgenmanagement 

Projekte des KSK Gesamteinschät-
zung des Projekts 
und seines Verlaufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als 
nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? 

„Mein Baum-Meine Stadt“ + 0 

Hamburger Strategie zur Anpassung 
an den Klimawandel 

++ +++ 

Deichpark für Wilhelmsburg ++ + 

Machbarkeitsstudie Modellierung von 
Stadtklima 

+ 0 

Verstärkte Berücksichtigung arten-
schutzrechtlicher Erfordernisse bei der 
energetischen Gebäudesanierung 

++ + 

Adaptionen im Bereich Gewässeröko-
logie 

++ +++ 

Stadtklimatische Bestandsaufnahme 
und Bewertung für das Landschafts-
programm Hamburg 

++ +++ 

 
Soweit die vorliegenden Unterlagen eine Projektbewertung ermöglichen, fiel diese Bewertung 
für den Sektor Klimafolgenmanagement vergleichsweise positiv aus. Die Projekte sind in sich 
schlüssig, und es entsteht der Eindruck, dass sie auch zielgerichtet umgesetzt wurden bzw. 
werden. Mit Blick in die Zukunft erscheinen allerdings nicht alle Projekte gleichsam bedeutend 
für das KSK und dessen Weiterentwicklung im Sektor Klimafolgenmanagement. 

 Unbestritten ist die Notwendigkeit der Erarbeitung der „Hamburger Strategie zur Anpas-
sung an den Klimawandel“, im Rahmen derer künftige Handlungsprioritäten festgelegt 
werden sollen. Die im Dezember vorgelegte Drucksache reflektiert mit Sicherheit nicht 
den erreichten Stand der Vorarbeiten und konzeptionellen Überlegungen. Es entsteht 
vielmehr der Eindruck, dass das Vorankommen durch die mangelnde politische Unter-
stützung gebremst wurde. Die Verknüpfung des Prozesses mit anderen auch breiter 
konzeptionell angelegten Projekten und Aktivitäten wie RISA, der „Entwicklung von ge-
samtstädtischen Strategien und Maßnahmen zur nachhaltigen Sicherung und Entwick-
lung von Naturhaushaltsfunktionen als Grundlage des Klimaschutzes“, der „stadtklimati-
schen Bestandsaufnahme und Bewertung für das Landschaftsprogramm Hamburg“ o-
der auch von KLIMZUG-Nord hat sich dem Evaluationsteam auf der Grundlage der vor-
liegenden Unterlagen nicht erschlossen. Es wurden hierzu auch in den Klimaschutz-
drucksachen keine klärenden Aussagen getroffen. Die zeitnahe Vorlage einer detailliert 
ausgearbeiteten und weitestgehend möglich konkretisierten „Hamburger Strategie zur 
Anpassung an den Klimawandel“ und eines Aktionsplans ist die Voraussetzung für eine 
zielgerichtete Auswahl von Projekten, die in Zukunft im Rahmen des KSK gefördert und 
geführt werden sollen. 
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 Die Aufnahme des Projekts „Mein Baum-Meine Stadt“ in das KSK und dessen Förde-
rung in einem Volumen von drei Viertel des gesamten bisherigen Fördervolumens im 
Sektor Klimafolgenmanagement sind Spiegel der bisherigen konzeptionellen Schwäche 
in diesem KSK-Sektor. Das Projekt ist schon allein wegen der Stringenz seiner Umset-
zung und der unerwartet breiten Beteiligung der Bürger und Bürgerinnen zu würdigen. 
Die Verbindung zu den Zielsetzungen des KSK ist jedoch außerordentlich lose. In eBIS-
Klima wird zwar auf die Zusammenhänge der Baumpflanzungen mit positiven stadtkli-
matischen Effekten hingewiesen, gleichermaßen werden aber auch Klimaschutz-
Aspekte durch die CO2-Bindung hervorgehoben. In der Öffentlichkeitsarbeit um das Pro-
jekt wird dann jedoch auf die Zusammenhänge mit Klimaschutz und Anpassung nicht 
hingewiesen. Die im Bewilligungsschreiben der LSK vom 08. Juni 2011 festgelegte Ver-
pflichtung zum Hinweis auf die Förderung aus dem KSK in Veröffentlichungen wurde 
nicht (konsequent) umgesetzt, die LSK hat die Umsetzung dieser Auflage allerdings 
nach eigenen Aussagen auch bewusst nicht forciert. Es ist nicht verständlich, warum ein 
Projekt mit einem solch großen Förderumfang, aber einem so losen thematischen Zu-
sammenhang mit dem KSK über das Programm abgewickelt wurde. 

 Die Projekte „Machbarkeitsstudie Modellierung von Stadtklima“, „Adaptionen im Bereich 

Gewässerökologie“ und „Stadtklimatische Bestandsaufnahme und Bewertung für das 
Landschaftsprogramm Hamburg“ sind konzeptionell angelegte Projekte, die helfen, 
Handlungsbedarf zu identifizieren und Maßnahmen im Bereich Anpassung zu priorisie-

ren. Die „Machbarkeitsstudie Modellierung von Stadtklima“ war dabei bisher eher wis-

senschaftlich-theoretischer angelegt und hat (der allerdings etwas unklaren Dokumenta-
tion in eBIS-Klima zufolge) nur wenig konkrete umsetzungsrelevante Ansatzpunkte her-
vorbracht, während die anderen beiden Projekte stark umsetzungsorientiert angelegt 
waren bzw. sind. RISA und das daran angebundene Projekt „Adaptionen im Bereich 
Gewässerökologie“ zielen darauf ab, Handlungsprioritäten herauszuarbeiten und die 
verschiedenen Akteure in ein gemeinsames strukturiertes Vorgehen einzubinden. Das 
Projekt „Stadtklimatische Bestandsaufnahme und Bewertung für das Landschaftspro-
gramm Hamburg“ liefert einen offiziellen Beitrag zum Landschaftsprogramm und soll 
konkrete Arbeitshilfen für die Verwaltung bereitstellen. 

 Die Arbeiten im Rahmen „Deichpark für Wilhelmsburg“ sind in das IBA-Konzept einge-
bunden und sind insofern bedeutsam, als es sich um die einzigen anpassungsorientier-
ten Aktivitäten im Rahmen der IBA handelt. Das Vorgehen ist insgesamt stark modell-
haft angelegt mit einem umfangreichen Beteiligungsprozess. Es ist daher fraglich, ob 
sich ein solches eher aufwändiges Vorgehen auf andere Projekte übertragen lässt, 
wenn nur in geringerem Umfang Mittel zur Verfügung stehen, zumal in der gegenwärti-
gen Senatspolitik Maßnahmen im Bereich Öffentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbil-
dung nur sekundäre Bedeutung haben.  

 Das Projekt „Verstärkte Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Erfordernisse bei der 
energetischen Gebäudesanierung“ erscheint als „kleines, aber feines“ Projekt, das mit 
einem konkreten Ergebnis und ersten Umsetzungserfolgen aufwarten kann. Allerdings 
ist die Zuordnung des Projekts zum Sektor Klimafolgenmanagement irreführend, denn 
es handelt sich um eine Maßnahme zur Minderung nachteiliger Folgen von Klima-
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schutzmaßnahmen, aber nicht von Klimafolgen. Die Zuordnung folgt damit nicht der üb-
lichen Interpretation von Anpassungsmaßnahmen. Grundsätzlich erscheint es wichtig 
und sinnvoll, CO2-Minderungsmaßnahmen durch Folgeuntersuchungen und Empfeh-
lungen zur (weiteren) Optimierung zu begleiten. Allerdings sind diese Maßnahmen dann 
auch dem Sektor Gebäude des KSK zuzuordnen. 

5.5.4 Schlussfolgerungen für Projektschwerpunkte im Sektor Klimafolgen-
management 

Der Sektor Klimafolgenmanagement konnte – nicht zuletzt wegen des noch fehlenden konzep-
tionellen Unterbaus – im KSK bisher noch kein klares Profil gewinnen. Allerdings sind in den 
Bereichen Klimamodellierung und Erfassung stadtklimatischer Funktionen sowie im Bereich 
Wasserwirtschaft bereits deutliche Arbeitsschwerpunkte erkennbar. Insbesondere im erstge-
nannten Bereich des Stadtklimas ist gute Grundlagenarbeit im Bereich Datenbereitstellung ge-
leistet worden, die wichtige Bausteine für die Strategie der Klimafolgenanpassung zur Verfü-
gung stellt. Des Weiteren wurden mit den Klimamodellquartieren (die allerdings nicht im beson-
deren Fokus der Projektevaluation lagen) konkrete Brücken zwischen der Stadtentwicklung und 
Klimafolgenanpassung geschlagen.  

Die Zusammenhänge der genannten Projekte und ihre Verknüpfung mit den Arbeiten zur Er-
stellung der Hamburger Anpassungsstrategie waren für das Evaluationsteam aber nicht er-
kennbar. Auch in der letzten Fortschreibung der Klimadrucksache wurden hierzu keine klären-
den Aussagen getroffen.  

Das Projektportfolio beinhaltet zudem Projekte, deren Zuordnung zum Sektor Klimafolgenma-
nagement sich nicht spontan erklären lässt. Hierzu gehören neben den bereits in Kap. 5.5.3 
erwähnten Projekten „Mein Baum-Meine Stadt“ (2011/013) und dem Projekt „Verstärkte Be-
rücksichtigung artenschutzrechtlicher Erfordernisse bei der energetischen Gebäudesanierung“ 
(2007/105) auch das Projekt „Erhalt von Dauergrünland“ (2008/091), im Rahmen dessen primär 
auf die Kohlenstoffspeicherfunktion des Grünlands hingewiesen wird. 

Für die Aktivitäten im wasserwirtschaftlichen Bereich gibt es umfangreichere Überschneidun-
gen mit den gesetzlichen Verpflichtungen zur Umsetzung der Richtlinie 2007/60/EG über die 
"Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken" (EG-Hochwasserrisikomanage-
ment-Richtlinie), die mit dem novellierten Wasserhaushaltsgesetz (WHG, 1. März 2010) in 
deutsches Recht überführt wurde. Die Umsetzung erfolgt in drei Stufen: 1. Vorläufige 
Bewertung des Hochwasserrisikos (war bis zum 22.12.2011 abzuschließen), 2. Erstellung von 
Hochwassergefahren- und -risikokarten (bis zum 22.12.2013) und 3. Erarbeitung von Plänen für 
das Hochwasserrisikomanagement (bis zum 22.12.2015). Mehrere der im KSK geführten Pro-
jekte sind in diesen Kontext zu sehen. Die Grenze zwischen Gesetzesvollzug und Zusatzleis-
tung Hamburgs im Rahmen des KSK sind hier möglicherweise fließend, ohne dass dies jedoch 
im Rahmen der Evaluation im Einzelnen analysiert werden konnte.  

Die thematisch fokussierte Weiterentwicklung des Sektors Klimafolgenmanagement steht und 
fällt mit der zeitnahen Fertigstellung der Hamburger Anpassungsstrategie. Die Einhaltung des 
Zeitplans für die Vorlage des Aktionsplans bis Ende 2012 und eine hohe Qualität dieses Plans 
mit möglichst konkreten Festlegungen ist Voraussetzung für alle weiteren Schritte. Genauere 
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Einblicke in den von BSU/NR2 gesteuerten Prozess der Erstellung der Anpassungsstrategie 
waren dem Evaluationsteam im gesetzten Zeitrahmen nicht möglich.  

Es ist nicht spontan verständlich, warum die Erstellung der Anpassungsstrategie nicht in die 
Zuständigkeit der LSK, sondern in die der Abteilung NR2 gegeben wurde, da ja gerade die LSK 
die Strukturen für einen behördenübergreifenden Prozess der Diskussion und Abstimmung ge-
boten hätte und das Thema Klimafolgenmanagement von Beginn an als integraler Bestandteil 
des KSK verstanden und geführt wurde. 

Die LSK ist für die Strategieerstellung nicht verantwortlich, ist aber in den Prozess eingebunden 
und begleitet ihn wie alle anderen Projekte des KSK. Der Leiter der LSK vertritt allerdings das 
Thema wie den Klimaschutz nach außen und steht auch in Kontakt mit Hamburger Einrichtun-
gen wie dem Climate Service Center, die sich intensiv mit dem Thema Klimafolgen beschäfti-
gen. 

5.6 Projekte im Sektor Bewusstseinsbildung 

5.6.1 Sektorziele Bewusstseinsbildung 

Für das Handlungsfeld Bewusstseinsbildung sind die folgenden Sektorziele formuliert worden: 

 Die dritte Fortschreibungsdrucksache (Drs. 20/2676, 2010/2011) formuliert im Rahmen 
der „14 Handlungsziele als Orientierungsrahmen für die Hamburger Klimapolitik“ unter 
Handlungsziel 12 „Kommunikation und Bewusstseinsbildung“ folgende Ziele für diesen 
Sektor: „Sämtliche mit Klimaschutzerfordernissen und mit den Ursachen und Folgen des 
Klimawandels zusammenhängenden Aspekte sollen ins Bewusstsein einer breiten Öf-
fentlichkeit gebracht sowie hierauf bezogene Bildungs-, Qualifizierungs- und Beratungs-
angebote realisiert werden. Klimaschutz und Klimawandel sollen im Alltag der Bürgerin-
nen und Bürger ankommen. Das Angebot an bürgernahen Informationen zum Klima-
schutz in Hamburg soll systematisiert und deutlich erweitert werden.“ 

Ein weiterer Abschnitt rekurriert auf die drei Säulen des Hamburger Klimaschutzes: 
„Vermeidung von Treibhausgasemissionen“, „Anpassung an Folgen des Klimawandels“ 
und „Bewusstseinsbildung“. Die beiden ersten Säulen mit fördernden und regulierenden 
Maßnahmen sollten durch Bewusstseinsmaßnahmen der dritten Säule unterstützt wer-
den, da klimafreundliches Handeln und Angebots- oder Nachfrageverhalten auch eine 
Haltungsänderung bei den Menschen erfordere. Daher soll das Augenmerk auf früh-
kindliche, schulische und außerschulische Bildung sowie auf eine relevante Weiterbil-
dung in allen Lebensphasen gelegt werden. Die aktuelle Drucksache (20/2676, 
2011/2012) bekräftigt diese Ziele. 

5.6.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Bewusstseinsbildung 

Insgesamt umfasste der Sektor Bewusstseinsbildung im KSK bisher 77 Projekte, von denen 37 
finanziert wurden bzw. noch werden. Davon wurden acht Projekte nicht weiter verfolgt oder in 
andere Projekte überführt. Insgesamt ist das Projektspektrum sehr breit, es reicht von mehrjäh-
rigen Programmen zur Qualifizierung von Handwerkern, Architekten und Fachplanern und zum 
Klimaschutz an Schulen über Trainings für umweltbewusstes Fahren bis hin zu Studien zur 
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Übertragbarkeit bestehender Klimaschutzprojekte auf andere gesellschaftliche Gruppen. Die in 
der aktuellen Drucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012) enthaltenen Maßnahmen lassen sich im 
Wesentlichen den folgenden Kategorien zuordnen: 

 Bildungsmaßnahmen für Schülerinnen und Schüler an allgemeinbildenden und berufs-
bildenden Schulen, 

 Aufklärungs- und Beratungsmaßnahmen für Bürgerinnen und Bürger in ihrer Rolle als 
Verbraucher, 

 Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen für Fachleute (u.a. Fachplaner, Architekten, 
Handwerker, Bauherren), 

 Informations- und Öffentlichkeitsmaßnahmen für Bürgerinnen und Bürger zu verschie-
denen Aspekten des Klimaschutzes, 

 außerschulische Bildungsarbeit, 

 Maßnahmen zur Aufklärung und Verhaltensänderung innerhalb der Hamburger Verwal-
tung. 

Als Schwerpunkte der KSK-Förderung im Sektor Bewusstseinsarbeit zeichnen sich die schuli-
schen Projekte sowie die Maßnahmen für Verbraucherinnen und Verbraucher ab (s. Tab. 42). 
Die nicht aus dem KSK finanzierten, aber dort mitgeführten Projekte streuen über das gesamte 
Projektspektrum, einzig die Kategorie „Informations- und Öffentlichkeitsmaßnahmen für Bürge-
rinnen und Bürger zu verschiedenen Aspekten des Klimaschutzes“ ist nicht vertreten. 

Tab. 42: Projektkategorien im Sektor Bewusstseinsbildung 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Bildungsmaßnahmen für 
Schülerinnen und Schü-
ler an allgemeinbilden-
den und berufsbilden-
den Schulen 

 2007/010: Teilnahme an Pro-
grammen zum Qualitätsmanage-
ment 

 2007/011: Zentraler Klimaschutz-
tag für Schulen 

 2007/012: Klimabotschafter – 
„Schüler werden Klimabeobachter“ 

 2007/014: Kurse zum Klimaschutz 
für Schulklassen 

 2007/056: Germanwatch – Klima-
expedition in Hamburger Schulen 

 2008/081: Schulbaustelle Klima 
(ehemals: Vom Bauprogramm zum 
Bildungsprogramm) 

 2008/082: Klimaschutz an Ham-
burger Schulen (Unterstützung der 
Schulen beim Erstellen eines Kli-
maschutzplans) 

 2010/043: Neue Energie für Altona 
– Ein Windrad am Gymnasium Al-
lee 

 2010/049: "RUK" - Ressourcen-, 
Umwelt-, Klimaschutz 
Aufbau eines Netzwerks Klima-
schutz an berufsbildenden Schulen

 2007/219: Unterrichtsmaterialien 
und Unterstützungsangebote zum 
Thema Klimaschutz 

 2011/016: Hamburg lernt handeln: 
Gerecht im Klimawandel – Bil-
dungs- und Vernetzungsarbeit zum 
Thema Klimaschutz und globale 
Gerechtigkeit (beinhaltet schuli-
sche und außerschulische Bil-
dungsmaßnahmen) 

 2007/009: Klimaschutz in den Bil-
dungsplänen der allgemeinbilden-
den und beruflichen Schulen 

 2007/025: Erfolgsprojekt fifty/fifty 
an Schulen 

Aufklärungs- und Bera-
tungsmaßnahmen für 

 2007/045: Kommunikationskon-
zept 

 2007/201: Fahrtraining für energie-
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Bürgerinnen und Bürger 
in ihrer Rolle als Ver-
braucher 

 2007/046: Wettbewerb „Die nach-
haltigen (umweltfreundlichen) 
Haushalte in Hamburg“ 

 2007/080: Energie- und Klimahot-
line in Kooperation mit der Ver-
braucherzentrale Hamburg (Tele-
fonische Erstberatung) 

 2007/099: Ausweitung des Ham-
burger Energiepasses 

 2007/155: Pilotprojekt „Aus der 
Region – für die Region 

 2007/201: Fahrtraining für ener-
giesparendes und umweltscho-
nendes Fahrverhalten 

 2008/063: Klimaschutzberatung für 
türkischstämmige Haushalte in 
Hamburg-Altona 

 2008/096: Überprüfung zur Über-
tragung des fifty/fifty-Modells auf 
ALG II- und Sozialhilfeempfänger 

 2010/071: Flugkompensation mit 
regionalen Anteilen 

 2010/072: Nachhaltiger, klimage-
rechter Konsum bei Lebensmitteln 

sparendes und umweltschonendes 
Fahrverhalten 

Beratungs- und Qualifi-
zierungsmaßnahmen für 
Fachleute 

 2007/024: Beratungs- und Ser-
vicestelle für technische Nutzerbe-
ratung im Schulbau 

 2007/083: ELBCAMPUS – Zu-
kunftskreise für Handwerker 

 2010/016: Qualifizierungsmodul 
„Klimaschutzberatung für Immobi-
lienkaufleute“ 

 2010/050: H2Expo – Internationale 
Konferenz und Fachmesse für 
Wasserstoff, Brennstoffzellen und 
elektrische Antriebe 

 2007/015: Handwerk und Energie-
effizienz – Intensivierung der Aus- 
und Fortbildung des Hamburger 
Handwerks 

 2007/017: Zentrum für "Zukunfts-
orientiertes Bauen" 

 2007/081: Beratungs- und Qualifi-
zierungsmaßnahmen - Einsatz er-
neuerbarer Energien im Alt- und 
Neubau 

 2007/082: Qualifizierung für Archi-
tekten und Handwerker – IMPULS-
Programm 

 2008/020: Nachsteuerung bei der 
Aus- und Fortbildung im Bereich 
erneuerbare Energien 

 2009/080: Förderung klimafreundli-
cher Ernährung, insbesondere in 
der Gastronomie 

Informations- und Öf-
fentlichkeitsmaß-
nahmen für Bürgerinnen 
und Bürger zu verschie-
denen Aspekten des 
Klimaschutzes 

 2007/059: UmwelterlebnisPark 
Karlshöhe (UPK) – Bildungszent-
rum Klimaschutz im Alltag 

 2007/156: Aufforstung als CO2-
Senke 

 2007/191: Planetarium Hamburg – 
Informations- und Bildungszentrum 
für den Klimawandel 

 2009/028: Ausstellung “Urban 
Climate – facts we need to know” 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

 2009/079: Solarschiff Hafenge-
burtstag (inkl. Personalmittel) 

 2010/029: Hamburger Klimawoche 
 2010/044:Unterstützung von Kon-

gressen zum Thema Klimawandel 
 2010/046: Harburger Klimaschutz-

portal und Projekt Harburg 21 
Außerschulische Bil-
dungsarbeit 

 2007/030: Fachschulprojekt „Kli-
maschutz für kleine Leute“ 

 2007/058: Klimaschutz als Aufga-
be in der außerschulischen Um-
weltbildung 

 2007/060: Ausweitung der Ein-
satzstellen im Rahmen des Freiwil-
ligen Ökologischen Jahres (FÖJ) 

 2009/063: fifty/fifty-junior 

 2007/218: Angebote zum Klima-
schutz in den Kitas 

 2009/045: Unterstützung pädago-
gischer Maßnahmen für Kinder und 
Jugendliche im Bezirk Hamburg-
Nord 

 2011/022: Die Ernährung macht’s: 
Klimaschutz aktiv in der Kita 

 2007/057: UN-Dekade Bildung für 
nachhaltige Entwicklung 2005 bis 
2014 

Maßnahmen zur Aufklä-
rung und Verhaltensän-
derung innerhalb der 
Hamburger Verwaltung 

  2007/184: Vergaberecht: „Umwelt-
verträgliche Beschaffung“ aus-
bauen 

 2007/185: Effizienter Papiereinsatz 
 2009/022: Green ICT – Energie-

verbrauch in der Verwaltung  
 2009/050: Durchführung des Öko-

profit für das Bezirksamt Eimsbüttel
 

5.6.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Bewusstseinsbildung 

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden Projekte aus dem Sektor Bewusst-
seinsbildung einer genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Energie- und Klimahotline in Kooperation mit der Verbraucherzentrale Hamburg / 
Telefonische Erstberatung (2007/080), 

 ELBCAMPUS - Zukunftskreise für Handwerker (2007/083), 

 Aus der Region – für die Region (2007/155), 

 Klimaschutz an Schulen (2008/082), 

 Überprüfung zur Übertragung des fifty/fifty-Modells auf ALG II- und Sozialhilfemp-
fänger (2008/096), 

 Solarschiff Hafengeburtstag (2009/079), 

 Klimawoche (2010/029), 

 Unterstützung von Kongressen zum Thema Klimawandel / Extremwetterkongress 
(2010/044), 

 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Vergaberecht: „Umweltverträgliche Beschaffung“ (2007/084), 
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 Gründung einer Energieagentur / Hamea (2008/043), 

 Green ICT - Energieverbrauch in der Verwaltung (2009/022), 

 Schulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen zum Klimaschutz im Bezirksamt Ham-
burg-Nord (2009/062), nicht weiter verfolgt. 

Diese Projekte decken 41,9% des gesamten KSK-Finanzvolumens des Sektors Bewusst-
steinsbildung ab. Im Gesamtergebnis wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 43): 

Tab. 43: Projektbewertung im Sektor Bewusstseinsbildung 

Projekte des KSK Gesamteinschät-
zung des Projekts 
und seines Verlaufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter über 
das KSK finanzieren oder als nicht 
finanziertes Projekt im KSK führen? 

Energie- und Klimahotline in Ko-
operation mit der Verbraucherzent-
rale Hamburg 

++ +++ 

ELBCAMPUS - Zukunftskreise für 
Handwerker 

+ 0 

Aus der Region - für die Region ++ +++ 

Klimaschutz an Schulen +++ +++ 

Überprüfung zur Übertragung des 
fifty/fifty-Modells auf ALG II- und 
Sozialhilfempfänger 

++ ++ 

Solarschiff Hafengeburtstag ++ ++ 

Klimawoche ++ ++ 

Unterstützung von Kongressen 
zum Thema Klimawandel / Ext-
remwetterkongress 

++ + 

Vergaberecht: "Umweltverträgliche 
Beschaffung" 

+ + 

Gründung einer Energieagentur / 
Hamea 

0 0 

Green ICT - Energieverbrauch in 
der Verwaltung 

+ + 

Schulungs- und Weiterbildungs-
maßnahmen zum Klimaschutz im 
Bezirksamt Hamburg-Nord 

0 0 

Mit Blick auf die Projektkonzeption, die Zielsetzung, den Umsetzungsprozess und die erzielten 
Ergebnisse überzeugte am stärksten das Projekt „Klimaschutz an Schulen“. Es setzt auf eine 
klare Strategie, umfasst gut abgestimmte, miteinander verzahnte Projektmaßnahmen, erreicht 
zentrale Gruppen im schulischen Kontext und vernetzt die Schulen untereinander. Die bisheri-
gen Ergebnisse sind vielversprechend, insbesondere die fortdauernde Wirkung der bis 2020 
gültigen Klimaschutzpläne der Schulen, die auch einen Beitrag zum Schulprofil leisten. Das 
ehrgeizige Ziel, an 180 Schulen Klimaschutzpläne einzuführen, konnte nicht erreicht werden; es 
wird davon ein gutes Drittel realisiert. Nach einer Einschätzung von Anfang März 2012 liegt das 
CO2-Reduktionspotenzial der 24 Schulen, die seit 2010 dabei sind, bis 2012 bei rund 645 t, bis 
2015 bei rund 1.229 t und bis 2020 bei rund 1.917 t. Bei den 26 Schulen, die sich seit 2011 
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beteiligen, wird das CO2-Reduktionspotenzial bis 2012 bei 921 t, bis 2015 bei 1.863 t und bis 
2020 bei 2.265 t liegen. Diese Einschätzungen sind allerdings von der LSK noch nicht geprüft. 
Das Projekt ist über die Lenkungsgruppe mit hochrangigen Vertretern behördenübergreifend 
(BSB / LI und LIF, BSU, FB, SK) angelegt und bezieht bestehende Initiativen im Schulkontext 
(z.B. das Projekt fifty/fifty) mit ein. Das Vorhaben erweist sich als Modell auch übertragbar auf 
andere Bundesländer.  

Es folgen eine Reihe von anderen Projekten, die alle mit „++“ bewertet wurden. Die beiden 
erstgenannten verfügen – gerade auch mit Blick auf die unten angesprochene Schwerpunkt-
setzung im Sektor Bewusstseinsbildung – über ein bedeutendes Potenzial für das zukünftige 
KSK. 

 Energie- und Klimahotline: Sie setzt an einem bestehenden Bedarf an, ist mit der Ver-
braucherschutzzentrale an der richtigen Stelle verortet, hat einen engen Hamburg-
Bezug und erfüllt eine Lotsenfunktion für die fachlich schwierigen Fragen und im 
„Dschungel“ vieler Zuständigkeiten. Die Hotline hat sich etabliert und bewährt, die quan-
titative Ziele für 2010 konnten erreicht werden (6.282 telefonische sowie 1.800 schriftli-
che Anfragen), die nachgefragten Themen entsprachen den im Zuwendungszweck defi-
nierten Bereichen.  

 Aus der Region – für die Region: In der Zusammenarbeit von Erzeugern, Händlern, 
Verarbeitern und Initiativen den Verbrauchern regionale Qualitätsprodukte der Saison 
anzubieten, ist für den Klimaschutz zentral und hat einen eindeutigen Bezug zu Ham-
burg und der Metropolregion. Beispiele aus anderen Städten / Regionen (z. B. „Unser 
Land“ in Bayern) zeigen den Erfolg von regionalen Vermarktungsnetzwerken. Ernäh-
rungsfragen sprechen viele an und haben viele Facetten (Einzel- und Großverbraucher, 
Erzeuger, regionale Kreisläufe, Wertschöpfung), die gut für die Bewusstseinsarbeit ge-
nutzt werden können. Ein Netzwerk aus der federführenden Behörde, der Metropolregi-
on Hamburg, Initiativen und Verbänden aus dem norddeutschen Raum in Kooperation 
mit dem Bundesverband der Regionalbewegung ist entstanden, eine Managementstruk-
tur und Marketingkonzepte müssen noch entwickelt werden. Das Projekt war ein Leit-
projekt der Umwelthauptstadt 2011 und sollte auch in Zukunft einen wichtigen Stellen-
wert im Bereich der Bewusstseinsbildung im KSK einnehmen, wobei auch eine finanziel-
le Beteiligung der BWVI angestrebt werden sollte. 

 Die jährliche „Klimawoche“ war bisher eine für die Hamburger Klimaschutzaktivitäten 
wichtige Veranstaltung an einem zentralen Ort in der Stadt (2012 ist die HafenCity vor-
gesehen). Es wurde versucht, die Breite der Hamburger Maßnahmen zum Klimaschutz 
und Klimafolgenmanagement zu kommunizieren, die Bürger zu informieren und „mitzu-
nehmen“. Die mehrtägige Großveranstaltung wurde auf zahlreichen Kanälen (u.a. auch 
auf den Internetseiten teilnehmender Organisationen und Institutionen) beworben und 
von einer ausführlichen Presseberichterstattung begleitet. Höhepunkte wie die Eröff-
nungsveranstaltung, die Klimanacht oder das Klimakonzert schafften zusätzliche Auf-
merksamkeit. Die Veranstaltung war auch politisch „hoch aufgehängt“: 2010 wurde sie 
vom Ersten Bürgermeister eröffnet, die „Klimanacht“ von der Senatorin für Wissen-
schaft; weitere Senatoren besuchten die Klimawoche. Die Europäische Kommission und 
die UNEP waren involviert. Es erschließt sich nicht, warum gerade bei dieser Gelegen-
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heit die KSK-Ziele und aussagekräftige Beispielprojekte nicht präsentiert wurden. Die 
eBIS-Dokumentation wurde und wird von der zuständigen Fachbehörde nur unzu-
reichend geführt.  

 Gutachten zur „Überprüfung zur Übertragung des fifty/fifty-Modells auf ALG II- und Sozi-
alhilfeempfänger: Die Überprüfung, ob ein an sich erfolgreiches Modell (im schulischen 
Kontext) auf neue Zielgruppen übertragen werden kann, ist sinnvoll. Das Projekt bein-
haltete eine Chance auf eine erhebliche Energieeinsparung. Die Überprüfung ergab, 
dass aufgrund der gesetzlichen Regelungen das Modell für den Empfängerkreis nicht 
oder nur mit vielen Hürden realisierbar war. Ein im Gutachten vorgestellter anderer Weg 
des Einbezugs von GL II- und Sozialhilfeempfängern in Energiesparmaßnahmen wurde 
realisiert. 

 Solarschiff Hafengeburtstag: Als einmalige Aktion im Rahmen eines großen öffentlichen 
Events, das die Möglichbiet bot, in einer breiten Öffentlichkeit Aufmerksamkeit für den 
Klimaschutz, das KSK und andere Projekte zu erregen, war das Projekt sehr sinnvoll. 
Dies gilt umso mehr, als mit Hamburg eng verbundene Themen (Hafen, Schifffahrt) im 
Zentrum standen. 

 Unterstützung von Kongressen zum Thema Klimawandel / Extremwetterkongress: Der 
jährliche Kongress ist eine renommierte und prominent besetzte Fachveranstaltung, 
welche die Erkenntnisse aus der Wissenschaft der Fachöffentlichkeit, aber auch einer 
interessierten Öffentlichkeit anhand des sehr konkreten Themas extreme Wetterlagen 
und deren Auswirkungen vorstellt und über ein attraktives Schulprogramm verfügt. Nach 
einer mehrfachen Förderung wäre aber die weitere Finanzierung zu einem gleich-
bleibenden Thema zu überdenken. 

Bei drei Vorhaben („Aus der Region – für die Region“, „Solarschiff Hafengeburtstag“ und 
„Extremwetterkongress“) ist festzuhalten, dass die positive Bewertung weitgehend auf 
Recherchen durch die Evaluatoren und Informationen durch die LSK beruht. Die Doku-
mentation in eBIS-Klima war so unvollständig, dass i.d.R. bestenfalls eine Bewertung 
mit „+“ zustande gekommen wäre.  

Kritischer zu beurteilen sind folgende Projekte: 

 ELBCAMPUS – Zukunftskreise für Handwerker: Die Evaluation des Elbcampus zeigte, 
dass private Bauherren (Eigenheimbesitzer) die Beratungsangebote gut an- und wahr-
genommen haben; die Erreichung der zentralen fachlichen Zielgruppen, die das Projekt 
mit Expertenkreisen und Fachveranstaltungen ansprechen sollte, ist nicht dokumentiert. 
Der Rechnungshof wies in seiner Prüfmitteilung auf die Notwendigkeit kostenpflichtiger 
Energie- und Bauberatungen hin, da die Beratenen auch Geldvorteile aus der Beratung 
ziehen. Das Projekt weist zahlreiche Schnittstellen zu anderen Projekten der Fachbera-
tung auf, die nicht geklärt sind. Daher erscheint eine Förderung in der bestehenden Hö-
he nicht gerechtfertigt. 

 Gründung einer Energieagentur / Hamea: Das Aufgabenportfolio der Agentur ist unklar 
und weist Überschneidungen mit bereits bestehenden Projekten / Programmen auf. Die 
EnergieAgentur soll laut Website Klimaschutzprojekte für die breite Öffentlichkeit in 
Hamburg koordinieren. Das aber ist die originäre Aufgabe der LSK. Darüber hinaus ist 
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nicht klar, warum die Hamea Aufgaben übernimmt, die bereits über die Klimahotline der 
Verbraucherschutzzentrale erfüllt werden (Projekt 2007/080). 

 Schulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen zum Klimaschutz im Bezirksamt Hamburg-
Nord: Das Projekt konnte aufgrund fehlender personeller Kapazitäten im Bezirk nicht auf 
die Schiene gebracht werden, obwohl es einen identifizierten Bedarf nach Fortbildung 
gibt. Das Projekt zeigt exemplarisch die Schwierigkeit, konkrete Klimaschutzmaßnah-
men vor Ort zu realisieren, wenn in den Bezirken die zentralen treibenden und koordi-
nierenden Kräfte aufgrund von Stellenabbau fehlen (s. auch Kap. 4.6.2). 

 Green ICT – Energieverbrauch in der Verwaltung: Der Projektansatz an sich ist sinnvoll, 
da die Verwaltung damit einen vorbildlichen konkreten Beitrag zur Energieeinsparung 
und CO2-Reduktion liefern könnte. Die Umsetzung verlief bisher jedoch schwierig: Das 
Thema hatte in den meisten Behörden keine Priorität und der Projektverantwortliche 
hatte eine Reihe von anderen Arbeiten höherer Priorität (siehe eBIS-Dokumentation). 
Die von der LSK zur Verfügung gestellten Sachberichte stellen den hohen erforderlichen 
Koordinations- und Vorbereitungsaufwand und umfassende, nicht vorhersehbare tech-
nische Probleme dar. Ein solches Querschnittprojekt müsste personell besser ausge-
stattet sein, wahrscheinlich braucht es auch in der Planung und in der ersten Umset-
zungsphase einen besseren Einbezug zentraler Stakeholder. Nach den mühsamen 
Vorbereitungen könnte das Projekt nun mit einer besseren Personalausstattung wahr-
scheinlich an Fahrt aufnehmen. 

 Vergaberecht / Ausbau der umweltverträglichen Beschaffung: Hier handelt es sich um 
die Überarbeitung eines verwaltungsinternen Leitfadens, der für das KSK natürlich von 
Bedeutung ist. Fraglich ist, ob das KSK solche Regelungen als Projekte mitführen soll. 
Zweckdienlicher wäre es ggf., für den Klimaschutz relevante Vorschriften in einer jährli-
chen KSK-Dokumentation wie der Drucksache zu bündeln und dabei auch anzuführen, 
in welchem Maß die Regelungen zur Anwendung kommen.  

5.6.4 Schlussfolgerungen für Projektschwerpunkte im Sektor Bewusstseins-
bildung 

Vergleicht man das bisherige geförderte Projektportfolio im Sektor Bewusstseinsbildung mit den 
in der aktuellen Drucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012) geförderten Vorhaben, so wird die 
Schwerpunktsetzung auf Projekte in den Bereichen Schule, Verbraucheraufklärung sowie Bera-
tungs- und Qualifizierungsmaßnahmen für Fachleute deutlich. Allerdings wird für 2012 im zwei-
ten Schwerpunktbereich stark gekürzt, obwohl die Bedeutung der Konsumenten für den Klima-
schutz, sei es im Bereich Wohnen, Verkehr oder Einkaufen anerkannt ist. Ohne Informationen 
und Anregungen zum Handeln wird es kein verändertes Verhalten oder veränderte Nachfrage-
muster geben. Nicht nachvollziehbar ist daher, warum 2012 ein ehemaliges Leitprojekt des 
KSK, „Aus der Region – für die Region“ überhaupt nicht mehr in der Förderung berücksichtigt 
wird. Ein klimafreundliches Angebot an regionalen Produkten sowie die Steigerung einer ent-
sprechenden Nachfrage sind im unmittelbaren Interesse der Metropolregion Hamburgs. Das 
Vorhaben bietet viele Möglichkeiten für eine anschauliche Bildungsarbeit mit konkreten Hand-
lungsoptionen.  
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Die Fokussierung auf Schulprojekte setzt darauf, die wichtige Gruppe junger Menschen über 
die Institution Schule in größerem Umfang zu erreichen. Angesichts des Erfolgs und der Bedeu-
tung des Projekts Klimaschutz an Schulen ist daher die fortgesetzte Förderung von 200.000 
Euro in 2012 zu begrüßen. 

Die Maßnahmen, die sich an die Bürger als Verbraucher richten, werden durch die Förderung 
von eher allgemeinen Informationsformaten für die breite Öffentlichkeit flankiert. Angesichts des 
Potenzials der Klimawoche als zentrale Veranstaltung zum Klimaschutz in Hamburg ist nicht 
verständlich, warum dieses Projekt nicht mehr gefördert wird.  

In den Schwerpunkten „Schule“ und „Verbrauchersensibilisierung“ wären konkretere Zielset-
zungen erforderlich, die definieren, welche jeweils gemeinsame Stoßrichtung die finanzierten 
Projekte haben sollten. Bei den Maßnahmen der schulischen Bildung springt zudem ins Auge, 
wie wichtig ein systematischer Abgleich des Portfolios der nicht geförderten Projekte mit dem 
Förderprojektportfolio wäre, da es sicher einige nutzbare Schnittstellen zwischen den Projekten 
gibt (z. B. zwischen 2008/082 „Klimaschutz an Schulen“, und 2007/219: „Unterrichtsmaterialien 
und Unterstützungsangebote zum Thema Klimaschutz“ oder 2011/016: „Hamburg lernt han-
deln: Gerecht im Klimawandel - Bildungs- und Vernetzungsarbeit zum Thema Klimaschutz und 
globale Gerechtigkeit“) und daher Synergieeffekte erzielt werden könnten. In Einzelfällen erfolgt 
dies bereits, so z. B. zwischen Klimaschutz an Schulen und dem Projekt „fifty / fifty an Schulen“ 
(2007/025). 

Der Bereich „Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen für Fachleute“ leitet sich nicht zwin-
gend aus den Sektorzielen her, er wird und wurde bisher aber finanziell gut ausgestattet. Gera-
de in diesem Bereich gibt es jedoch bereits einige auch nicht finanzierte Projekte, die den Be-
darf ggf. ohnehin bereits decken. Es liegt auf der Hand, Förderanträge kritisch und systema-
tisch daraufhin zu prüfen, ob die beantragten Maßnahmen nicht bereits in nicht finanzierten 
Projekten umgesetzt werden und welche sinnvollen Schnittstellen und Synergien es gibt. Das 
ist bis dato nicht erfolgt, auch nicht bei der Berichtlegung für die Drucksache, die die Projekte 
nur additiv zusammenstellt und keine Querbezüge herstellt. 

5.7 Projekte im Sektor Forschung 

5.7.1 Sektorziele Forschung 

Für das Handlungsfeld Forschung sind die folgenden Sektorziele formuliert worden: 

 Handlungsziel 11 „Forschung für den Klimawandel“ der dritten Fortschreibungsdrucksa-
che (Drs. 19/8311, 2010/2011): „Die wissenschaftliche Exzellenz in Forschung und Leh-
re im Bereich der Klimaforschung und deren internationale Sichtbarkeit sollen weiter ge-
stärkt werden. Im Bereich Klimafolgenmanagement (Adaptation) und Klimaschutz (Miti-
gation) sollen die bereits vorhandenen Forschungskompetenzen weiter ausgebaut und 
stärker gebündelt werden, um die Sichtbarkeit Hamburgs auch in diesen Bereichen 
langfristig zu erhöhen.“ 

 Aktuelle Drucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012, S. 45): „Hamburg verfolgt das Ziel, sei-
ne wissenschaftliche Exzellenz in Forschung und Lehre im Bereich der Klima- und Kli-
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mafolgenforschung noch weiter auszubauen und deren nationale sowie internationale 
Sichtbarkeit zu erhöhen. Die vorhandenen wissenschaftlichen Schwerpunkte in der Kli-
maforschung im Bereich Klimafolgenmanagement (Adaptation) und Klimaschutz (Mitiga-
tion) sollen gestärkt und weiter gebündelt werden.  
Der Hamburger Raum ist in Deutschland eines der bedeutendsten Zentren der Klima-
forschung. Auf dem Gebiet der Klimasystem-, Klimafolgen- und Klimaanpassungsfor-
schung gibt es eine einzigartige Forschungslandschaft, herausragende Forschungsinsti-
tutionen sowie exzellente interdisziplinäre Forschungsverbünde. Die Klimaforschung in 
Hamburg genießt internationales Renommee und ist einer der wissenschaftlichen 
Leuchttürme der Stadt und Deutschlands.“ 

5.7.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Forschung 

Insgesamt wurden für den Sektor Forschung bisher im KSK 36 Einzelprojekte gelistet. Einige 
davon werden nicht weiter verfolgt oder wurden in andere Projekte überführt. Insgesamt ist das 
Projektspektrum sehr breit, die Projekt reichen von der institutionellen Förderung über For-
schungsprojekte zu einzelnen Themen bis hin zu Gremienbeteiligungen. 

Die bisher im KSK enthaltenen Maßnahmen lassen sich im Wesentlichen den folgenden Hand-
lungskategorien zuordnen: 

 Instrumentelle und infrastrukturelle Ausstattung von Lehr- und Forschungseinrichtungen, 
 Aufbau von Studiengängen und Lehreinrichtungen, 
 Aufbau von Forschungsschwerpunkten und Vernetzungen zwischen Forschungseinrich-

tungen, 
 Projekte / Verbundprojekte zur Erforschung spezifischer Fragestellungen, 
 Zusammenstellung / Verfügbarmachung wissenschaftlicher Erkenntnisse, 
 Mitgliedschaften in Gremien, 

 Institutionelle Zusammenarbeit. 

Der Anteil der aus dem KSK finanzierten Projekte ist relativ gering. Es gibt zahlreiche Projekte 
und Aktivitäten, mit denen sich Hamburg „schmückt“ und in deren Falle der Beitrag des KSK 
nicht immer ersichtlich ist. Teilweise handelt es sich auch um Projekte des Bundes oder der 
EU, an denen Hamburger Institutionen beteiligt sind, oder um Einrichtungen wie das Climate 
Service Center (CSC), die ihren Sitz in Hamburg haben.  

Ein eindeutiger Schwerpunkt in der KSK-Förderung lässt sich noch nicht erkennen (s. Tab. 44). 
Auch die nicht KSK-finanzierten, aber im KSK geführten Projekte streuen über das gesamte 
Projektspektrum. 

Tab. 44: Projektkategorien im Sektor Forschung 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte (Beispiele) 

Instrumentelle und inf-
rastrukturelle Ausstat-
tung von Lehr- und 
Forschungseinrichtun-
gen 

 2007/171: Zentrum für Klima-
folgenforschung – KLIFF (TU 
Hamburg-Harburg) 

 2011/032: Batterie-Test-Labor 
(HAW) 

 2009/083: Fuel Cell Lab (Errichtung 
eines Zentrums für angewandte 
Luftfahrtforschung mit integriertem 
Labor für angewandte Brennstoff-
zellenforschung) 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte (Beispiele) 

 2008/044: Aufbau eines 
Competence Centers Erneu-
erbare Energien und Energie-
effizienz - CC4E (HAW) 

 2008/092: Einsatz einer Pho-
tovoltaikanlage auf dem Dach 
der HAW in HH-Bergedorf 

Aufbau von Studien-
gängen und Lehrein-
richtungen 

 2008/044: Aufbau eines 
Competence Centers Erneu-
erbare Energien und Energie-
effizienz - CC4E (HAW) 

 2007/174: Masterstudiengang „Re-
source Efficiency in Architecture and 
Planning” an der HafenCity Universi-
tät Hamburg (HCU) 

 2008/016: Unterstützung der Grün-
dung eines international ausgerichte-
ten hochschulübergreifenden Promo-
tionskollegs im Bereich „Energie“ im 
Rahmen der Exzellenzinitiative 

Aufbau von For-
schungsschwerpunkten 
und Vernetzungen zwi-
schen Forschungsein-
richtungen 

 2007/173: Einrichtung eines 
neuen Forschungsschwer-
punktes „Energy Indepen-
dence Technology“ an der 
Hochschule für angewandte 
Wissenschaften 

 2010/066: EnergieCampus 

 2007/172: Einrichtung eines neuen 
Forschungsschwerpunktes „Klima-
schonende Energie- und Umwelttech-
nik“ an der TU Hamburg-Harburg 

 2007/175: Einrichtung eines For-
schungsschwerpunktes „Ressour-
ceneffizienz in Architektur und Pla-
nung“ an der HafenCity-Universität 
Hamburg 

 2008/015: Prüfung: Sachdienlichkeit 
einer räumlichen Konzentration des 
Forschungsschwerpunktes „Erneuer-
bare Energien“  

Projekte / Verbundpro-
jekte zur Erforschung 
spezifischer Fragestel-
lungen 

 2007/168: Modellprojekt um-
weltverträgliche Klimaanlage 
(TU Hamburg-Harburg) 

 2007/177: „KLIMZUG-NORD“: 
Strategische Anpassungssät-
ze zum Klimawandel in Nord-
deutschland (TuTech GmbH) 

 2007/171: Zentrum für Klima-
folgenforschung – KLIFF (TU 
Hamburg-Harburg) 

 2007/176: Forschungsvorhaben „Mik-
robielle Methanoxidation in Deponie-
deckschichten – MiMethox“ (Universi-
tät Hamburg und TU Hamburg-
Harburg) 

 2007/178: Verbundvorhaben Flächen- 
und Katastrophenmanagement städti-
scher überschwemmungsgefährdeter 
Gebiete (TU Hamburg-Harburg) 

 2007/179: Forschungsprojekt zum 
Einfluss des Klimawandels auf Haut-
krebserkrankungen (Universitätsklini-
kum Hamburg-Eppendorf - UKE) 

 2010/051: E-Habours intelligentes 
Stromlastenmanagement für den 
Hamburger Hafen 

 2007/170: Exzellenzantrag zum inter-
disziplinären Klimaforschungs-
Vorhaben „Integrated Climate System 
Analysis and Prediction“ (CliSAP) 

Zusammenstellung / 
Verfügbarmachung 
wissenschaftlicher Er-
kenntnisse 

  2007/209: Erstellung eines „Climate 
Change Assessment Reports“ für 
Norddeutschland 
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Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte 
Projekte (auch nur anteilige 
Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte (Beispiele) 

Mitgliedschaften in 
Gremien 

  2007/181: Hamburger Wissenschaft-
ler im Deutschen Klimakonsortium 
(DKK) 

 2008/018: Neubesetzung des 
Klimabeirates mit dem Ziel der Ver-
stärkung der Vertreter aus der Wis-
senschaft 

Institutionelle Zusam-
menarbeit 

  2007/180: Norddeutsches Klimabüro 
 2008/100: Climate Service Center 

(CSC) in Hamburg 
 

5.7.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Forschung 

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden Projekte aus dem Sektor Forschung 
einer genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Aufbau eines Competence Centers Erneuerbare Energien und Energieeffizienz - 
CC4E (HAW) (2008/044), 

 Modellprojekt umweltverträgliche Klimaanlage an der TU Hamburg-Harburg  
(2007/168), 

 Zentrum für Klimafolgenforschung – KLIFF (2007/171), 

 "EnergieCampus“ (heute: Energieforschungsverbund) (2010/066), 

 Deutsches Klimarechenzentrum (DKRZ) - Steigerung der Energieeffizienz im Hoch-
leistungs-Rechenzentrum (2010/055) 

 Einsatz einer Photovoltaikanlage auf dem Dach der HAW in HH-Bergedorf  
(2008/092), 

 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Einrichtung eines neuen Forschungsschwerpunktes „Klimaschonende Energie- und 
Umwelttechnik“ an der TU Hamburg-Harburg (2007/172), 

 Erstellung eines „Climate Change Assessment Reports“ für Norddeutschland  
(2007/209), 

 Forschungsvorhaben „Mikrobielle Methanoxidation in Deponiedeckschichten – 
MiMethox“ (Universität Hamburg und TU Hamburg-Harburg) (2007/176). 

Die aus dem KSK finanzierten Projekte, die in die Projektevalulation eingeschlossen wurden, 
decken 49,1% des gesamten KSK-Finanzvolumens des Sektors Forschung ab.  

Im Gesamtergebnis wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 45): 
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Tab. 45: Projektbewertung im Sektor Forschung 

Projekte des KSK Gesamteinschät-
zung des Projekts 
und seines Verlaufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als 
nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? 

Competence Center Erneuerbare 
Energien und Energieeffizienz (CC4E) 

++ +++ 

Modellprojekt umweltverträgliche 
Klimaanlage 

++ ++ 

Zentrum für Klimafolgenforschung 
(KLIFF) 

+ 0 

Energieforschungsverbund 0 0 

Steigerung der Energieeffizienz im 
Hochleistungs-Rechenzentrum des 
DKRZ 

+ ++ 

Einsatz einer Photovoltaikanlage auf 
dem Dach der HAW in HH-Bergedorf 

+ 0 

Neuer Forschungsschwerpunkt „Kli-
maschonende Energie- und Umwelt-
technik“ an der TU Hamburg-Harburg 

0 0 

Erstellung eines „Climate Change 
Assessment Reports“ für Nord-
deutschland 

+ 0 

Mikrobielle Methanoxidation in Depo-
niedeckschichten (MiMethox) 

0 0 

 
Insgesamt fallen die Bewertungen der Projekte im Forschungsbereich eher weniger positiv aus. 
Dies mag daran liegen, dass die Projekte teilweise einen hohen Abstraktionsgrad aufweisen 
und die Ergebnisse nicht konkret fassbar sind. Vieles ist auch nur unzureichend dokumentiert, 
so dass man sich nur schwer ein Bild dessen machen kann, was letztendlich umgesetzt und 
erreicht wurde. Klarer fassbar sind erwartungsgemäß die Projekte, die dem Ziel dien(t)en, die 
instrumentelle oder technische Ausstattung von Forschungs- und Lehreinrichtungen zu verbes-
sern. Hierzu gehören das Competence Center Erneuerbare Energien und Energieeffizienz 
(CC4E), die Photovoltaikanlage auf dem Dach der Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
in Hamburg-Bergedorf und das Zentrum für Klimafolgenforschung (KLIFF). Mit den Investitio-
nen wurden die Einrichtungen in die Lage versetzt, Forschungen voranzutreiben, sich für For-
schungsvorhaben zu qualifizieren und / oder die Lehrmöglichkeiten zu optimieren und damit 
ihre Attraktivität zu steigern.  

Die Projekte, die sich dem Aufbau neuer Forschungsverbünde oder dem Aufbau von For-
schungsschwerpunkten widmeten, bleiben dagegen – zumindest in der Dokumentation – eher 
diffus. So ist beispielsweise in den eBIS-Dokumenten nicht ersichtlich, was mit der Förderung 
des „Energieforschungsverbunds“ tatsächlich erreicht wurde, an wen und in welche konkrete 
Aktivität die KSK-Mittel geflossen sind und welche Konsequenzen die Aktivitäten haben wer-
den. 
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Das Modellprojekt umweltverträgliche Klimaanlage dient zum einen der Stärkung der wissen-
schaftlichen Exzellenz und der Profilierung Hamburgs in einer zukunftsweisenden Technik (in 
diesem Falle der Klimatisierungstechnik). Zum anderen wird durch die konsequente Durchfüh-
rung des Projekts als PPP-Projekt, in das wichtige in der Stadt ansässige Unternehmen einge-
bunden sind, ein unmittelbarer Bezug zur Hansestadt hergestellt und die konkrete Praxisan-
wendung vorbereitet. In Hamburg als bedeutendem Wirtschaftsstandort besteht großer Bedarf 
an der Klimatisierung von Büro-, Verwaltungs- und Industriegebäuden. Die umweltfreundliche 
Klimatisierung ist daher für Hamburg ein wichtiges Zukunftsthema. 

Insbesondere die Dokumentation der nicht aus dem KSK finanzierten Projekte ist unvollständig 
und nicht aktualisiert. In den nicht KSK-finanzierten Forschungsprojekten dürfte es generell 
schwierig sein, die eBIS-Informationen regelmäßig zu aktualisieren, da die Forschungsfrage-
stellungen und Methoden häufig komplex sind und sich mitunter nur schwer in allgemeinver-
ständlicher Sprache zusammenfassen lassen. Hinzu kommt, dass viele dieser Projekte hoch 
dynamisch verlaufen (Hypothesen und Zielsetzungen können sich während der Projektlaufzei-
ten verändern). Ferner haben nicht alle Forschenden die Bereitschaft, Zwischenergebnisse und 
Projektstände offen zu kommunizieren. 

Die Erstellung eines „Climate Change Assessment Reports“ für Norddeutschland ist innerhalb 
des Projektportfolios als Sonderfall zu betrachten. Die Sinnhaftigkeit des Reports ist sicher nicht 
in Frage zu stellen. Einen vergleichbaren Bericht wird es aber in absehbarer Zeit nicht noch 
einmal zu erstellen geben. Aus dem Projekt heraus lässt sich daher kein systematischer Ar-
beits- oder Förderschwerpunkt des KSK entwickeln. 

5.7.4 Schlussfolgerungen für Projektschwerpunkte im Sektor Forschung 

Im Sektor Forschung entsteht der Eindruck, dass in den ersten Jahren des KSK eine sehr um-
fassende Sammlung von Projekten vollzogen wurde, ohne dass Schwerpunktsetzungen vorge-
nommen wurden. Dies mag auch daran liegen, dass die Sektorziele im Bereich Forschung ei-
nerseits sehr allgemein, andererseits aber auch sehr ehrgeizig formuliert worden sind. Es stellt 
sich die Frage, ob es nicht einer Überforderung des KSK gleichkommt, die Exzellenz der For-
schung und Lehre in Hamburg stärken zu wollen, sowohl einzelne Projekte als auch For-
schungsverbünde zu unterstützen und die Rahmenbedingungen für die Lehre zu verbessern. 
Klare, tatsächlich selektierende Auswahlkriterien für die Aufnahme von Projekten in das KSK 
ließen sich aus diesen Zielen nicht ableiten. In manchen Projekten, insbesondere den nicht 
KSK-finanzierten, scheint – zumindest zum Teil – die Tatsache, dass eine Hamburger Instituti-
onen am Projekt beteiligt ist und Fragen des Klimaschutzes und der Anpassung thematisiert 
werden, ausreichend für die positive Entscheidung einer Aufnahme in das KSK gewesen zu 
sein. Diese schlägt sich entsprechend auch in der Dokumentation der Projekte (insbesondere 
im eBIS-Klima) nieder: Die konkreten Bezüge der Projekte zum KSK werden in nur wenigen 
Fällen thematisiert. Teilweise identifizieren sich die Projektdurchführenden auch gar nicht mit 
dem KSK, sondern fühlen sich eher „unrechtmäßig vereinnahmt“. Hier stößt die Einbindung der 
nicht KSK-finanzierten Projekte offensichtlich auf Empfindlichkeiten, da sich die Forschenden 
primär ihren Financiers, nicht aber dem KSK gegenüber verpflichtet fühlen und kein Eigeninte-
resse an der Zulieferung von Informationen an das KSK haben. 
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Mit Blick auf die zu erwartenden Begrenzungen von KSK-Finanzmitteln und personellen Res-
sourcen für die „Verwaltung“ von KSK-Projekten ist eine klarere Fokussierung der Zielsetzun-
gen für den Forschungsbereich erforderlich. Sinnvolle Ansatzpunkte für eine solche Konzentra-
tion lassen sich im bereits existierenden Projektportfolio aber durchaus erkennen:  

 Fokussierung auf Forschungsthemen, die für die praktische Anwendung in Hamburg 
von besonderer Bedeutung sind und spezifische Probleme und Herausforderungen 
Hamburgs oder der Metropolregion adressieren, 

 Forschung, die in hohem Maße anwendungsorientiert ist und bevorzugt in Kooperation 
mit ortsansässigen Unternehmen durchgeführt wird (PPP), 

 Lehreinrichtungen, die (nachweislich) dazu beitragen, dass tragfähige und nachhaltige 
Kooperationen mit Hamburger Unternehmen aufgebaut und gepflegt werden, und denen 
es gelingt, gut ausgebildete Fachkräfte an die Stadt binden und damit ihre Kompetenz 
für die Stadt nutzbar zu machen. 

5.8 Projekte im Sektor Nationale und internationale Kooperationen 

5.8.1 Sektorziele Nationale und internationale Kooperationen 

 Die dritte Fortschreibungsdrucksache (Drs. 19/8311, 2010/2011) formuliert im Rahmen 
der „14 Handlungsziele als Orientierungsrahmen für die Hamburger Klimapolitik“ unter 
Handlungsziel „13. Nationale und internationale Kooperationen“ folgende Ziele: „Ham-
burg nutzt seine Netzwerkaktivitäten in regionalen, bundesweiten, europäischen und in-
ternationalen Klimazusammenhängen, auch mit seinen Partnerstädten, um sich als Kli-
maschutz-Metropole zu präsentieren und gleichzeitig aus dem Erfahrungs- und Wissen-
saustausch Nutzen für die Weiterentwicklung des eigenen Klimaschutzkonzepts zu zie-
hen.“ 

 Diese Ziele werden auch in der aktuellen Drucksache (Drs. 20/2676, 2011/2012) wort-
gleich wieder angeführt; neu ist das Ziel: „Hamburg möchte künftig auch in seiner bilate-
ralen Zusammenarbeit mit Partnerstädten den Klimaschutz und die Anpassung an den 
Klimawandel thematisieren sowie Projekte gemeinschaftlich durchführen.“ 

5.8.2 Kategorisierung der Projekte im Sektor Nationale und internationale 
Kooperationen 

Insgesamt umfasste dieser Sektor im KSK bisher 32 Projekte, von denen 12 finanziert wurden 
bzw. noch werden. Die in der Klimaschutzdrucksache enthaltenen Maßnahmen lassen sich im 
Wesentlichen den folgenden Kategorien zuordnen (s. auch Tab. 46). 

 Entwicklung und Verbreitung von Konzepten, 
 Beteiligung an Netzwerken und Kooperationen, 
 Punktuelle Austausch- und Kooperationsmaßnahmen, 
 Beteiligung an bzw. Federführung von längerfristigen Projekten, 

 Maßnahmen im Kontext „Europäische Umwelthauptstadt 2011“. 
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Tab. 46: Projektkategorien im Sektor Nationale und internationale Kooperation 

Kategorien von 
Projekten 

Aus KSK-Mitteln finanzierte Projekte 
(auch nur anteilige Personalmittel) 

Nicht finanzierte Projekte 
(Beispiele) 

Entwicklung und Ver-
breitung von Konzep-
ten 

 2010/028: Übersetzung des Klima-
schutzkonzepts 

 2007/049: Handlungskonzept 
Klimaschutz für und mit der Met-
ropolregion Hamburg entwickeln 

Beteiligung an Netz-
werken und Kooperati-
onen 

 2007/106: Klimaschutz-Netzwerk EU-
„Covenant of Mayors“ zum Thema 
Energieeffizienz 

 2007/102: Netzwerkkonferenz mit 
europäischen Metropolregionen 
(METREX)  

 2008/089: Mitgliedschaft bei Hy-
RAMP 

 2007/042: Netzwerkarbeit („econet 
china“) in Folge der Ecobuild 
Shanghai  

 2007/107: Kooperation mit Wien 
und Zürich  

 2007/138: Mitgliedschaft im euro-
päischen Städtenetzwerk „Polis“ 

 2008/08/: Mitgliedschaft bei ICLEI 
– Local Governments for Sustain-
ability 

 2008/090: Mitgliedschaft im Con-
nected Urban Development Pro-
gramm (CUD) 

 2008/088: Mitgliedschaft im Klima-
Bündnis 

Punktuelle Austausch- 
und Kooperationsmaß-
nahmen 
 

 2010/068: Kongress "Future of Cities"
 2009/011: Hamburg City Climate 

Conference 09 (16.-18. November 
2009) 

 2009/077, 2010/067: Internationale 
Klimakonferenz der HAW (climate) 

 2007/053: Energieeffizientes Bau-
en in großen Metropolen – Unter-
zeichnung eines „Memorandum of 
Understanding“ mit Chicago 

 

Beteiligung an bzw. 
Federführung von län-
gerfristigen Projekten 
 

 2007/194: Hamburger Beteiligung an 
der EXPO 2010 in Shanghai 

 2007/203: Federführung beim EU-
CO2 80/50 Interreg IVC-Projekt 

 2008/013: Lead-Partnerschaft beim 
INTERREG-Ostsee-Projekt „Climate 
Change & Heritage“ - CO2OL Bricks  

  

Maßnahmen im Kon-
text „Europäische Um-
welthauptstadt 2011“ 

 2008/013: European Green Capital  
 2010/014: Fachveranstaltungen, 

Symposien und Arbeitstagungen im 
Rahmen von European Green Capital 

 

 

5.8.3 Projektbewertung aus der Evaluation ausgewählter Projekte im Sektor 
Nationale und internationale Kooperationen 

Im Rahmen der Projektevaluation wurden die folgenden Projekte aus dem Sektor Forschung 
einer genaueren Analyse und Bewertung unterzogen: 

 aus dem KSK finanzierte Projekte: 
 Klimaschutz-Netzwerk EU-„Covenant of Mayors“ zum Thema Energieeffizienz 

(2007/106), 

 Federführung beim EUCO2 80/50 Interreg IVC-Projekt (2007/203), 

 Hamburg City Climate Conference 09 (2009/011), 

 Internationale Klimakonferenz der HAW 2009 und 2010 (2009/077 und 2010/067), 
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 nicht aus dem KSK finanzierte Projekte: 

 Netzwerkkonferenz mit europäischen Metropolregionen / METREX) Klimaschutz 
(2007/202). 

Die aus dem KSK finanzierten und in die Projektevalulation eingeschlossenen Projekte decken 
15,5% des gesamten KSK-Finanzvolumens des Sektors Nationale und internationale Koopera-
tionen ab. 

Im Gesamtergebnis wurden die Projekte wie folgt bewertet (s. Tab. 47): 

Tab. 47: Projektbewertung im Sektor Nationale und internationale Kooperationen 

Projekte des KSK Gesamteinschät-
zung des Projekts 
und seines Verlaufs 

Gesamteinschätzung: Würde man 
ein solches Projekt in Zukunft (bei 
begrenztem Budget, begrenzten 
Verwaltungskapazitäten) weiter 
über das KSK finanzieren oder als 
nicht finanziertes Projekt im KSK 
führen? 

Klimaschutz-Netzwerk EU-„Covenant 
of Mayors“ zum Thema Energieeffizi-
enz 

++ ++ 

Federführung beim EUCO2 80/50 
Interreg IVC-Projekt 

+++ ++ 

Hamburg City Climate Conference 09 ++ + 

Internationale Klimakonferenz der 
HAW 2009 und 2010  

++ ++ 

Netzwerkkonferenz mit europäischen 
Metropolregionen METREX  

++ ++ 

 
Insgesamt fallen die Bewertungen der analysierten Vorhaben im Sektor Nationale und interna-
tionale Kooperationen recht positiv aus. Die Projekte sind gut anschlussfähig an die Sektorziele 
„Nutzen der regionalen, bundesweiten, europäischen und internationalen Netzwerkaktivitäten, 
um sich als Klimaschutz-Metropole zu präsentieren“ sowie „Nutzen aus dem Erfahrungs- und 
Wissensaustausch für die Weiterentwicklung des eigenen Klimaschutzkonzepts“. Zum Teil wer-
fen sie dennoch die Frage auf, inwieweit die Erfahrungen und Erkenntnisse ganz konkret für die 
Projekte im KSK nutzbar gemacht werden können. 

Im Einzelnen wurden die Projekte wie folgt bewertet: 

 Klimaschutz-Netzwerk EU-„Covenant of Mayors“ zum Thema Energieeffizienz: Im Ab-
kommen der Bürgermeister (in Deutschland mit derzeit 61 Mitgliedern) verpflichten sich 
die beteiligten Städte freiwillig, die energiepolitischen Vorgaben der EU zur Reduzierung 
der CO2-Emissionen um 20% bis zum Jahr 2020 zu übertreffen und jährlich einen 
Sustainable Energy Action Plan (SEAP) zu erstellen (s. auch Kap. 4.7.2). Die Mitglied-
schaft Hamburgs in diesem Verbund, der von ihr mit begründet wurde, eröffnet Möglich-
keiten, Hamburger Positionen zum Klimaschutz direkt in EU-Prozesse einzubringen. 
Über best pratice-Beispiele gibt Hamburg Erfahrungen weiter und profitiert von Erfah-
rungen anderer. Unklar ist, welche weiteren konkreten Aufgaben und Prozesse inner-
halb Hamburgs damit verbunden sind, wie diese mit Maßnahmen, die aus dem Status 
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als Umwelthauptstadt resultieren, zusammengeführt werden und wie die internationalen 
Erfahrungen für Hamburg fruchtbar gemacht werden können. 

 Netzwerkkonferenz mit europäischen Metropolregionen (METREX): Der Austausch und 
die Vernetzung in diesem Netzwerk, das nicht aus KSK-Mitteln gefördert wurde, läuft 
ergebnisorientiert auf jährlichen Konferenzen. Im Rahmen der Konferenz 2007 wurde 
das KSK einer breiten, internationalen Fachöffentlichkeit vorgestellt. Die Konferenz 
schob die Entwicklung eines EU-Interreg-IIIC-geförderten Pilotprojekts an, in dem ein 
regionales Treibhausgasbelastungsmodell entwickelt und getestet wurde. Dieses soll 
nun als EUCO2 80/50 (s.u.). zur Umsetzung in allen beteiligten Metropolregionen kom-
men. 

 Federführung beim EUCO2 80/50: Dieses Projekt baut auf dem o.g. EU-Interreg-IIIC-
Projekt von METREX auf. Nun soll das Treibhausgasbelastungsmodell in allen Metropo-
lregionen zum Einsatz kommen, um in einem Multistakeholderansatz Verringerungsstra-
tegien zur Erreichung des Reduktionsziels 80/50 (Reduktion Treibhausgasemissionen 
um 80% bis 2050) zu realisieren. Für das Projekt spricht die klare Strategie (Modellpro-
jekt, Transfer auf weitere Metropolregionen) und die in sich schlüssige dreistufige Um-
setzung. Zu würdigen sind auch der Multistakeholderansatz und die Verwendung der 
Ergebnisse für den Masterplan sowie das erfolgreiche Einwerben von privaten Mitteln 
für das Projekt, da keine Förderung aus EU-Mitteln eingeworben werden konnte. Das 
Projekt wird von der LSK federführend betreut. 

 Hamburg City Climate Conference 09 (16.-18.11.2009), zunächst 2007/054 (Climate 
Cubed): Die Konferenz war die erste EU-Covenant of Mayors-Konferenz, die Hamburg 
als Erstunterzeichner des Covenant ausrichtete. Diese Konferenz wurde konkret dazu 
genutzt, eine gemeinsame Erklärung von über 80 Städten für den Kopenhagener Gipfel 
im Dezember 2009 zu erstellen. Hamburg konnte auf der Konferenz seine Vorbildfunkti-
on im kommunalen Klimaschutz gut präsentieren. Offen bleibt, wie die Ergebnisse der 
Konferenz sich ganz konkret auf die Klimaschutzpolitik in Hamburg auswirkten. Wurden 
z. B. Ideen von der Konferenz in die Hamburger Behörden eingebracht? Gibt es einen 
weiteren Fachaustausch beispielsweise zwischen den Fachbehörden unterschiedlicher 
Städte? Welche Modellprojekte konnten oder können ggf. nach Hamburg übertragen 
werden? In diesem Sinne scheint das Potenzial des Projekts noch nicht ausgeschöpft 
zu sein. 

 Internationale Klimakonferenz der HAW 2009 und 2010: Das Projekt, eine online-
geführte, interdisziplinär angelegte wissenschaftliche Konferenz zu Klimawandel, Adap-
tionsstrategien, gesellschaftlichen Umbrüchen und damit einhergehendem Umbau von 
Infrastrukturen passt thematisch hervorragend in das KSK. Über die virtuelle und kos-
tenlose Beteiligung (auch von Teilnehmenden aus Entwicklungs- und Schwellenländern) 
sollen neue CO2-Emissonen vermieden werden. Die Konferenzgestaltung ist innovativ, 
auf andere Bereiche übertragbar, öffnet Perspektiven für die Klimaproblematik der Ent-
wicklungs- und Schwellenländer. Mit einem relativ kleinen Finanzierungsbeitrag wird ei-
ne erfolgreiche Veranstaltung gefördert, die in 2012 zum vierten Mal stattfinden wird. 
Leider weist die Konferenz bis dato nicht explizit auf das KSK hin. 
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5.8.4 Schlussfolgerungen für den Sektor Nationale und internationale 
Kooperationen 

Die Ausrichtung der Kooperationen war bisher eindeutig international und dabei vor allem auf 
Europa und die EU ausgerichtet, wie die zahlreichen Beteiligungen in verschiedenen Netzwer-
ken und an entsprechenden Konferenzen und Projekten zeigen. Dies hängt natürlich auch mit 
der Positionierung Hamburg als europäische Umwelthauptstadt 2011 zusammen. Entspre-
chende Maßnahmen schlugen im Sektorportfolio mit den beiden Projekten „European Green 
Capital“, das inkl. anteiliger Personalmittel über 47% des gesamten Sektoretats beanspruchte, 
und den „Fachveranstaltungen, Symposien und Arbeitstagungen im Rahmen von European 
Green Capital“, das 8% des Sektorbudgets beansprucht, zu Buche. Geringe Bedeutung im 
Sektor haben Kooperationsprojekte auf bundesdeutscher Ebene; auch Kooperationen auf der 
Ebene Metropolregion waren bisher anscheinend wenig attraktiv. Dies überrascht angesichts 
der Tatsache, dass das KSK ein kommunales Programm ist, das von Erfahrungen anderer re-
gionaler Programme ebenfalls profitieren könnte. Angesichts des bisherigen Umfangs der Ko-
operationsprojekte und der beschränkten Kapazitäten, die für eine Nutzbarmachung gewonne-
ner Erkenntnisse und Erfahrungen aus den Projekten zur Verfügung stehen, sollte im Portfolio 
eine deutliche Schwerpunktsetzung erfolgen. Diese sollte auf eine Mischung aus Projekten set-
zen, die Hamburgs internationales Prestige halten und befördern, aber vor allem den ganz kon-
kreten Nutzen für den Hamburger Klimaschutz und die KSK-Projekte im Blick haben. Die in der 
aktuellen Drucksache erfolgte Rückführung auf nur mehr zwei geförderte Kooperationsprojekte 
in 2012 (Übersetzung des Klimaschutzkonzepts und Kongress „Future of Cities“) erscheint je-
doch als ein zu harter und in der Begrenzung auf gerade diese Projekte nicht nachvollziehbarer 
Schnitt. 
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6 Empfehlungen 

Aus den in den vorangegangenen Kapiteln 4 und 5 (und den jeweiligen Unterkapiteln x.x.4) 
formulierten Schlussfolgerungen werden Empfehlungen abgeleitet. Diesen im Folgenden zu-
sammengestellten Empfehlungen liegen folgende Leitgedanken zugrunde: 

 Der Auftrag an das Evaluationsteam bezog sich ausschließlich auf die Evaluation des 
Hamburger Klimaschutzkonzepts. Untersuchungen und Empfehlungen zu den Wech-
selbeziehungen zum Masterplan wurden bewusst aus dem Evaluationsauftrag ausge-
klammert.  

 Das Evaluationsteam ist davon überzeugt, dass erfolgreicher Klimaschutz auf eine brei-
te gesellschaftliche Teilhabe angewiesen ist. Technische und organisatorische Lösun-
gen können gesellschaftliche Prozesse hin zu mehr Klimaschutz flankieren, diese aber 
nicht substituieren. Das Evaluationsteam distanziert sich damit auch ausdrücklich von 
verschiedentlich (u.a. auch in den Workshops) formulierten Auffassungen, Klimaschutz 
ließe sich auf ökonomisch rationelle Entscheidungen von Bürgern und Unternehmen re-
duzieren. Die Bürger in ihren unterschiedlichen Funktionen und Rollen müssen als mit-
denkende und mitgestaltende Teilhaber des Hamburger Klimaschutzkonzepts ernst ge-
nommen werden. 

 Ausgehend vom vorab formulierten Leitgedanken lässt sich unmittelbar schlussfolgern, 
dass die Sektoren- und Maßnahmenvielfalt innerhalb des KSK grundsätzlich beizube-
halten ist. Dem wird auch mit den derzeit vorliegenden Konzepten und Vorarbeiten zum 
Masterplan keine prinzipielle Absage erteilt. Klimaschutz lässt sich nicht auf eine mög-
lichst schnelle und effiziente CO2-Reduktion einschränken, sondern kann nachhaltig nur 
über Maßnahmen- und Akteursvielfalt erreicht werden. Vor diesem Hintergrund ist der 
bisherige Ansatz des KSK ausdrücklich zu würdigen.  

 Das Hamburger Klimaschutzkonzept zielt nicht nur auf die Minderung von Treibhaus-
gasemissionen, sondern auch auf eine möglichst rasche Anpassung der Stadt an die 
nicht mehr vermeidbaren Klimafolgen. Beide Ansätze müssen auch weiterhin zusam-
men gedacht werden. Wo es möglich ist, sind bei der Konzeption und Umsetzung von 
Maßnahmen Synergien zwischen Klimaschutz und Anpassung zu suchen. 

 Mit Blick auf die haushalterische Situation Hamburgs zeichnet sich bereits heute ab, 
dass es weitere finanzielle Einschnitte in das KSK gegeben wird. Auf diese müssen per-
spektivische Überlegungen Bezug nehmen. Es muss in diesem Zusammenhang aber 
auch betont werden, dass guter Klimaschutz nicht allein eine Funktion von hohen Bud-
gets ist. Neben finanzieller Förderung kann eine Stadt auch zahlreiche nicht-monetäre 
Leistungen erbringen (wie Vernetzung, good practice-Vermittlung und Synthese von 
Ideen), mit denen der Klimaschutz vorangebracht werden kann.  

Im Rahmen dieses Empfehlungskapitels wurden nur Empfehlungen aufgenommen, die sich 
stringent aus den dokumentierten Schlussfolgerungen ableiten lassen. Alternativen, die zwar z. 
T. in den Gesprächen mit der LSK u.a. vor dem Hintergrund der Entwicklungen im Zusammen-
hang mit dem Masterplan angeklungen sind, wurden dann nicht berücksichtigt, wenn eines sol-
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che Ableitung nicht möglich war. Dies hat zur Folge, dass es in vielen Fällen zu den unten ste-
henden Empfehlungen aus Sicht des Evaluationsteams keine Alternativen gibt. 

Die Empfehlungen sind wie folgt gegliedert:  

1. Ziele des KSK 
2. Projektportfolio 
3. Administrative Abwicklung des Programms inkl. Gremien 
4. Personelle Ausstattung des Programms 
5. Antrags- und Bewilligungsverfahren 
6. Berichterstattung und Controlling 
7. Vernetzung und Netzwerke 
8. Einbindung von Stakeholdern 
9. Öffentliche Wahrnehmung des KSK 

1. Ziele des KSK 

1.1 Zur nachvollziehbaren Schwerpunktsetzung von Maßnahmen, zur Verbesserung der 
Kommunikation des Programms und als Bezugspunkt des Controllings sollte das Ziel-
systems des KSK dergestalt überarbeitet werden, dass sich daraus klare strategische 
Linien erkennen lassen. Die Ziele müssen operabel und klar hierarchisiert sein. Die 
oberste Zielebene sollten dabei langfristig zu erreichende Ziele sein, die sich jedoch 
aufgrund des Multi-Maßnahmen-Ansatzes des KSK nicht allein auf quantifizierbare 
THG-Minderungsziele beschränken sollten. Die unterste Zielebene sollte auf der Ebene 
der Sektoren angesiedelt sein und hier klare Richtungsweisungen vorgeben. Als Grund-
lage für Zielformulierungen können die in der aktuellen Drucksache (Drs. 20/2676, 
2011/2012) genannten Sektorziele herangezogen werden, allerdings braucht es eine 
deutliche Eingrenzung und Spezifizierung dessen, was letztendlich mit Maßnahmen er-
reicht werden soll (s. auch Empfehlung 2.9). 

1.2 Insbesondere die Sektorziele sollten in ihrer Formulierung den sogenannten „smart“-
Prinzipien entsprechen (s = spezifisch im Sinne eines konkreten Teilziels, m = messbar, 
a = akzeptabel im Sinne eines Minimalkonsens darüber, dass das Ziel verfolgt werden 
soll, r = realistisch im Sinne der Erreichbarkeit unter den gegebenen Rahmenbedingun-
gen, t = terminiert im Sinne eines fixierten Zeitpunkts für die voraussichtliche Zielerrei-
chung). Damit wäre auch eine Grundlage geschaffen, Projekte neben ihrem Beitrag zur 
CO2-Reduktion entlang sektorspezifischer quantitativer und qualitativer Kriterien zu 
überprüfen.  

1.3 Es wird empfohlen, das Zielsystem aktiv nach außen zu kommunizieren, um damit auch 
potenziellen Antragstellern eine Orientierung zu geben, ob ihre Projektideen mit dem 
Zielsystem des KSK passfähig sind. Für die Kommunikation der KSK-Ziele sollte insbe-
sondere auch das Internet genutzt werden (s. auch Empfehlung 9.3). 

2. Projektportfolio 

2.1 Die Evaluatoren empfehlen eine deutliche Verkleinerung des Projektportfolios des KSK 
durch Qualifizierung und stringenten Zielbezug. Das Projektportfolio sollte auf ein Maß 
reduziert werden, das ein effektives Management (inkl. Projektbegleitung, Controlling) 
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und eine übersichtliche Außendarstellung sicherstellt. Bei der derzeitigen Personalaus-
stattung der LSK erscheint ein Portfolio von ca. 50 bis 80 laufenden finanzierten Projek-
ten bewältigbar (vorausgesetzt, es erfolgt eine Verbesserung der Management-
Instrumente) (s. Empfehlung 6.4). Trotz dieser Verkleinerung sollten jedoch alle bisher 
im Projektportfolio enthaltenen Sektoren beibehalten werden.  

2.2 Das Grundprinzip, auch nicht finanziell unterstützte Projekte unter dem Dach des KSK 
zu führen, sollte aufrechterhalten werden. Das Evaluationsteam würdigt den Ansatz, 
nicht nur – wie im Falle vieler anderer Förderprogramme – in den Grenzen des eigenen 
Programms zu denken und zu agieren, sondern die Fördernotwendigkeiten im größeren 
Kontext zu analysieren. Allerdings wird empfohlen, ein in Abhängigkeit von der Finanzie-
rung abgestuftes System der Dokumentation und des Controllings der Projekte einzu-
führen. 

2.3 Um die Potenziale, die durch die Mitführung nicht finanzierter Projekte im KSK entste-
hen, tatsächlich ausschöpfen zu können, sind regelmäßig strukturierte Lückenanalysen 
zu den bisher durch das KSK noch nicht oder nur wenig erschlossenen Themenfeldern 
durchzuführen. Die bisher eher additive Zusammenschau von Projekten in den Klima-
schutzdrucksachen wird diesem Anspruch nicht gerecht. Eine solche Lückenanalyse 
sollte dabei auch nicht allein als „desk study“ konzipiert werden, sondern in der Diskus-
sion mit und im Austausch von Projektdurchführenden entstehen (s. Empfehlung 7.1 zu 
Akteurswerkstätten). Grundsätzlich erscheint – gerade mit Blick auf die aktuellen und 
künftigen haushalterischen Beschränkungen – die gezielte Identifizierung von Förde-
rungslücken dringend erforderlich. 

2.4 Die Mitführung nicht finanzierter Projekte im KSK sollte in Zukunft kriteriengeleitet erfol-
gen. Wesentlich erscheinen dabei u.a. eine hohes (und konkret beschreibbares!) good 
practice-Potenzial, eine enger Bezug der Projektziele zu den neu definierten Sektorzie-
len, ein starker inhaltlicher (und nicht nur institutioneller) Hamburg-Bezug des Projekts 
sowie ein ausgeprägtes Eigeninteresse der Projektdurchführenden an einer Mitführung 
ihres Projekts im KSK. 

2.5 Um die Mitführung nicht finanzierter Projekte im KSK für die Projektdurchführenden at-
traktiv zu machen, sollte über die Schaffung eines Anreizsystems nachgedacht werden. 
Dies sollte zum einen sicherstellen, dass die Entscheidung der Projektdurchführenden 
zur Mitführung im KSK sehr aktiv und bewusst getroffen wird (dies könnte beispielswei-
se über einen jährlich durchzuführenden Wettbewerb erfolgen). Zum anderen sind Vor-
teile, die Projekte unter dem Dach des KSK genießen, über konkrete Dienstleistungen 
fassbar zu machen (z. B. Unterstützung der Öffentlichkeitsarbeit der Projekte u.a. im 
Rahmen der nationalen und internationalen Netzwerke wie METREX oder exklusive 
Präsentationsmöglichkeiten im Rahmen der Klimawoche, Führung eines KSK-Logos 
oder -Siegels, Angebote von Vernetzungsworkshops u.a. zum systematischen Erfah-
rungsaustausch etc.). 

2.6 Eine strengere und zielgerichtete Auswahl von Projekten könnte nach Meinung der Eva-
luatoren am ehesten über eine konsequente „best in sector“-Bewertung erfolgen, da 
sich Projekte unterschiedlicher Sektoren nur eingeschränkt miteinander vergleichen las-
sen. Eine solche „best in sector“-Bewertung ist wiederum nur dann sinnvoll durchführ-
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bar, wenn den einzelnen Sektoren definierte Budgets zugeordnet werden. Dies ermög-
licht Antragstellern auch eine realistischere Einschätzung ihrer Förderchancen und ver-
bessert insgesamt die Planbarkeit und das Management des gesamten Projektportfo-
lios. Die jeweiligen Sektorbudgets sind politisch auszuhandeln (s. Empfehlung 3.5 zur 
„Budgetkonferenz“), sollten aber so bemessen werden, dass sich jeder Sektor auch wei-
terhin sinnvoll ausgestalten lässt. Ein spezielles Augenmerk sollte dabei auch auf das 
Verhältnis der Investitionen in den Klimaschutz und das Klimafolgenmanagement ge-
richtet werden. 

2.7 Innerhalb der einzelnen Sektoren wiederum sind (ggf. mit Ausnahme der Forschung) – 
den Sektorzielen entsprechend – klare Vorgaben für thematisch-inhaltliche Gruppierun-
gen von Projekten zu treffen. Nach dem Vorbild der bereits in den Sektoren Energie, 
Gebäude sowie Wirtschaft und Anlagentechnik eingeführten Förderprogramme er-
scheint es heute – auf der Basis der nun verfügbaren Ergebnisse der Sammel-, Förde-
rungs- und Systematisierungsbemühungen unter dem Dach des KSK – auch für andere 
Sektoren möglich, multiplizierbare Projektideen zu beschreiben, aus denen sich im en-
geren oder weiteren Sinne Förderprogramme entwickeln lassen (s. Empfehlung 2.9). 
Zusätzlich zu den für diese „Förderprogramme“ reservierten Budgets sollten innerhalb 
der einzelnen Sektoren in einem Umfang von ca. 10 bis 15% der verfügbaren Mittel freie 
„Explorationsbudgets“ für die Entwicklung und Erprobung neuer Ideen und Ansätze vor-
gehalten werden. 

2.8 Sektorenübergreifend gültige Kriterien für die Auswahl von Projekten für die Finanzie-
rung durch das KSK könnten (auch weiterhin) sein: Die Projektziele dienen unmittelbar 
der Erreichung der neu definierten Sektorziele. Das Projekt hat einen starken inhaltli-
chen Hamburg-Bezug. Das Projekt wird für die Bürger und Bürgerinnen Hamburgs un-
mittelbar sichtbar und/oder kommt ihnen zugute. Konkret fassbare Ergebnisse sind un-
mittelbar absehbar (wobei Ergebnisse nicht obligatorisch gleichzusetzen sind mit CO2-
Reduktion) und sind einer Evaluation zugänglich.  

2.9 Sektorspezifische Empfehlungen für Projektschwerpunkte sind für den Sektor: 

 Energie: Sicherung der Breite des Portfolios, wobei innerhalb der verschiedenen Ka-
tegorien Pointierungen auf der Basis von CO2-basierten Kennzahlen vorzunehmen 
wären; Bearbeitung der Unsicherheit zu den Auswirkungen der Verminderung der 
Einspeisevergütungen; Fortführung des Förderprogramms „Erneuerbare Wärme“ als 
„Leuchtturmprojekt“; Stärkung der Innovationsfähigkeit des Sektors; Ausrichtung an 
den Entscheidungen „Hamburg schafft die Energiewende“ vom November 2011; 

 Gebäude: Konzentration auf gut eingeführte und effektive Programme mit einem ho-
hen Potenzial an CO2-Reduktion mit ausreichend Platz für Pilotvorhaben als Aus-
gangspunkte für mögliche zukünftige Programme; 

 Mobilität: Projekte zur Förderung des nicht motorisierten Verkehrs (mit dem Ziel ei-
ner Veränderung des Modal Split), insbesondere konsequente Umsetzung der Rad-
verkehrsstrategie; 

 Wirtschaft und Anlagentechnik: Weiterführung des Förderprogramms „Unternehmen 
für Ressourcenschutz“ als „Leuchtturmprojekt“; Fortsetzung oder Ausweitung der 
Freiwilligen Selbstverpflichtung mit neuen Unternehmen; Darstellung vorbildhafter 
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Aktivitäten öffentlicher Unternehmen; Betonung innovationsstärkender Aktivitäten; 
Eigenbeiträge von Unternehmen in den Blick nehmen; 

 Klimafolgenmanagement: Stringente Fortführung der konzeptionellen Arbeiten zur 
Entwicklung eines Aktionsplans Anpassung insbesondere unter konsequenter Ein-
beziehung der bereits vollzogenen Arbeiten zur Schaffung wichtiger methodischer 
Grundlagen und Datenaufbereitung in den Bereichen Stadtklima und Wasserwirt-
schaft; stärkere Gewichtung des Sektors gegenüber den Klimaschutz-bezogenen 
Sektoren; 

 Bewusstseinsbildung: weitere Unterstützung der beiden Projekte „Klimaschutz an 
Schulen“ und „Aus der Region – für Region“ als „Leuchtturmprojekte“ für die im Sek-
tor bedeutsamen Bereiche Schüler- und Verbrauchersensibilisierung und -
aufklärung; Klärung der Zielrichtung vor allem im schulischen Bereich unter Berück-
sichtigung der nichtgeförderten Projekte im Portfolio; Überprüfung der Förderungen 
im Bereich „Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen für Fachleute“; 

 Forschung: Begrenzung der institutionellen Förderung auf Lehr- und Forschungsein-
richtungen, die Fachkräfte für Hamburg ausbilden und enge Netzwerkverbindungen 
mit Hamburger Unternehmen pflegen; Förderung von Einzelprojekten, wenn diese 
zum konkreten Einsatz klimaschonender Technologien in Hamburg führen. 

Für den Sektor „Nationale und internationale Kooperationen“, der bisher in der zentralen 
Verantwortlichkeit der LSK bearbeitet wurde, wird empfohlen, diesen aus dem KSK her-
auszunehmen und als Routineaufgabe in das Aufgabenportfolio der Leitstelle einzuglie-
dern (s. auch Empfehlung 4.1). Insbesondere wenn die Leitstelle künftig – den Empfeh-
lungen zufolge (s. Empfehlung 3.2) – möglicherweise mit Projektbewilligungsfunktion 
ausgestattet werden würde, ist Interessenskonflikten auf diese Weise vorzubeugen. In-
haltlich wird in Anbetracht beschränkter personeller und finanzieller Kapazitäten eine 
deutliche Konzentration auf eine Mischung von Projekten empfohlen, die Hamburgs in-
ternationales Prestige halten und befördern, aber vor allem den konkreten Nutzen aus 
Kooperationen für den Hamburger Klimaschutz und die KSK-Projekte im Blick haben. 

Gleiches gilt für den Sektor „Evaluierung und Monitoring“. Auch dieser sollte aus dem 
KSK ausgeklammert und in die volle Verantwortlichkeit der LSK überführt werden. 

2.10 Das Evaluationsteam empfiehlt, dass an der inzwischen gesetzten Untergrenze von 
50.000 € für KSK-geförderte Projekte festgehalten wird, um den Verwaltungsaufwand 
begrenzen zu können. Für Projekte mit geringerem Förderumfang könnte die LSK bera-
tend für das Fundraising auftreten, d.h. die Antragsteller auf Fördermöglichkeiten au-
ßerhalb des KSK aufmerksam machen.  

3. Administrative Abwicklung des Programms inkl. Gremien 

3.1 Ausgehend von dem Leitgedanken, dass das KSK auch weiterhin themen- und ressort-
übergreifend angelegt sein soll, bedarf es zwingend auch weiterhin einer zentralen ko-
ordinierenden und überwachenden Einheit. Diese Einheit muss über entsprechende 
Regelungen (u.a. Einsetzungsverfügungen, Kompetenzzuordnungen) mit ihrem Mandat, 
ihren Kontroll- und Steuerungsmöglichkeiten und den Verfahrensabläufen klar funktio-
nell beschrieben und strukturell verankert werden.  
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3.2 Die koordinierende Einheit kann 

 als erste Option eine „Servicestelle Klimaschutz“ sein: Die Servicestelle würde eher 
reaktiv arbeiten, d.h. Ideen zur Programmgestaltung und -umsetzung von den Fach-
behörden und Bezirksämtern aufnehmen und Controlling- und Service-Funktionen 
wahrnehmen. Dies würde voraussetzen, dass entsprechende Aktivitäten der Fach-
behörden (wie beispielsweise die Organisation von „Akteurswerkstätten“, s. Empfeh-
lung 7.1) von der Senatskanzlei, Finanzbehörde und der Servicestelle wirksam ein-
gefordert werden können. Die Servicestelle kann als Option 1a mit Projektbewilli-
gungsfunktion ausgestattet sein oder als Option 1b nicht mit dieser Aufgabe betraut 
werden. Aber auch in diesem letztgenannten Falle hätte die Servicestelle die Aufga-
be, die Projektauswahl fachlich vorzubereiten; 

 als zweite Option eine „Leitstelle Klimaschutz“ sein: Die Leitstelle wäre über die 
Wahrnehmung von Controlling- und Service-Funktionen sowie die Projektbewilli-
gungsfunktion hinaus auch stark gestaltend für die Weiterentwicklung und Umset-
zung des Programms tätig. Sie würde selbst (auch ressortübergreifende) Projekte 
initiieren und damit das Projektportfolio aktiv mitgestalten. Zur aktiven Förderung 
des Erfahrungsaustauschs und der Vernetzung von Projektdurchführenden und  
-antragstellern würde sie geeignete Plattformen schaffen und betreiben. Ggf. könnte 
sie auch beratend in der Erschließung von (Ko-)Finanzierungsmöglichkeiten (z. B. 
im Bereich der Bundesförderung) auftreten. 

Im Falle der Optionen 1a und 2, in denen die koordinierende Einheit Projektbewilli-
gungsfunktionen wahrnimmt, muss sichergestellt werden, dass die Mittelvergabe neutral 
erfolgen kann.  

3.3 Um diese zentrale Einheit handlungsfähig zu machen, braucht es Sanktionsmechanis-
men, um die Einhaltung der in den Bewilligungsschreiben verankerten Verpflichtungen 
(u.a. der regelmäßigen und aussagekräftigen Berichterstattung) durchsetzen zu können 
(z. B. Mittelrückforderungen bei Nichteinhaltung der Verpflichtungen). Das Funktionieren 
des Systems kann nicht allein von der Kooperationswilligkeit der in das Programm invol-
vierten und an diesem partizipierenden Fachbehörden abhängig sein. Aus dieser Emp-
fehlung ableitend muss sichergestellt werden, dass die Einheit zum einen administrativ 
derart angebunden ist, dass sie ressortübergreifend in der Lage ist, Sanktionen zu ver-
hängen und diese auch umzusetzen. Zum anderen muss für entsprechende fachliche 
Expertise (oder alternativ eine enge Zusammenarbeit mit der zuständigen Rechtsabtei-
lung) gesorgt werden.  

3.4 Die Service- bzw. „Leitstelle“ sollte außerdem in adäquater Weise von Gremien begleitet 
werden. Diese Gremien sollten: 

 zum einen auf einer primär strategisch-politischen Schiene mit dem Ziel arbeiten, zu 
einer Festlegung von Sektorbudgets zu kommen, 

 zum anderen auf einer primär fachlich-operativen Schiene mit dem Ziel arbeiten, das 
Projektportfolio auszubilden. 

3.5 Für die strategisch-politische Schiene werden die folgenden Gremien vorgeschlagen: 

 eine jährlich tagende „Budgetkonferenz“, in der die SK, die FB, die Service- bzw. 
„Leitstelle“ sowie ggf. die Staatsräte vertreten sind und im Rahmen derer über eine 
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Zuweisung der Budgets für die einzelnen Sektoren des KSK (s. Empfehlung 2.6) 
entschieden wird. Innerhalb des gesetzten Rahmens könnten dann Einzelpro-
jektentscheidungen nach dem „best in sector“-Ansatz von der Servicestelle (Option 
1a) bzw. der „Leitstelle“ getroffen werden. Wird der o.g. Option 1b gefolgt, nach der 
die Servicestelle nicht mit Projektbewilligungsfunktion ausgestattet würde, wäre die 
Weiterführung der „Bewilligungskonferenz“ erforderlich; 

 ggf. eine aus den Fachbehörden bestehende „Vorbereitungskonferenz“ (mit ähnli-
cher personeller Zusammensetzung wie die derzeitige AG Klimaschutz), die der 
Budgetkonferenz vorausgeht. Die Fachbehörden können dann ihre fachlich motivier-
ten Vorstellungen zur Budgetverteilung entweder über die Service- bzw. „Leitstelle“ 
oder direkt über ihre Staatsräte in die Budgetkonferenz einfließen lassen; 

 ein halbjährlich tagender „KSK-Beirat“, der das KSK wie in seinem Anfangsjahr be-
gleitet. Er sollte sich aus Vertretern der Fachbehörden, der Senatskanzlei, der Fi-
nanzbehörde, der Service- bzw. Leitstelle sowie aus zusätzlich externen Experten 
und nicht-behördlichen Interessensvertretern von Letztbegünstigten stabil zusam-
mensetzen und aus nicht mehr als 12 Personen bestehen. Der Beirat sollte Impuls-
geber für die Budgetkonferenz sein und – im Falle der Option 2 „Leitstelle“ – auch 
deren strategisch-inhaltliche Diskussionen bereichern. Aufgabe des Beirats wäre es, 
den aktuellen Stand fachlicher und gesellschaftlicher Strategiediskussionen in Kli-
maschutz und Anpassung zu spiegeln und daraus Beratungen zum einen für die 
Budgetzuordnung und zum anderen für die Ausgestaltung der „Akteurswerkstätten“, 
die auf der fachlich-operativen Ebene arbeiten (s.u.), abzuleiten. Eine Herbstsitzung 
würde sich dabei ggf. intensiver mit Fragen der Budgetzuordnung auseinanderset-
zen. Eine Frühjahrssitzung könnte mit Schwerpunkt der Berichterstattung über den 
Stand der Zielerreichung der Programmumsetzung und der Ideenfindung für die „Ak-
teurswerkstätten“ dienen.  

3.6 Für die fachlich-operative Schiene werden die folgenden Gremien vorgeschlagen: 

 „Akteurswerkstätten“, die unter Beteiligung behördlicher und nicht-behördlicher Sta-
keholder als Plattformen gemeinsamen Lernens dem Erfahrungsaustausch zu den 
Projekten dienen und an einer aktiven Weiterentwicklung des Programms arbeiten 
(s. Genaueres hierzu unter Empfehlung 7.1); 

 temporäre Unterarbeitsgruppen (UAGs), die unbenommen von den Akteurswerkstät-
ten sich unter der Federführung der Fachbehörden oder der „Leitstelle“ konkret an-
stehenden Fachfragen widmen. Die regelmäßige Weiterführung der UAG CO2-
Monitoring wird empfohlen (s. auch Empfehlung 6.7). Ferner ist denkbar, dass im 
Rahmen von UAGs an der Konzeption und Weiterentwicklung von „Förderprogram-
men“ gearbeitet wird. Um die Verbindung zwischen Fachbehörden und Service- 
bzw. Leitstelle zu stärken, ist jeweils ein Vertreter der Service- bzw. Leitstelle an den 
UAGs zu beteiligen, sofern die UAGs nicht von der Leitstelle selbst geführt werden. 

3.7 Die AG Klimaschutz war bislang die einzige behördenübergreifende Plattform für Infor-
mation und Austausch. Im gegebenen Rahmen waren jedoch keine vertiefenden inhalt-
lichen und konzeptionellen Gespräche möglich. Es wird daher empfohlen, die AG Kli-
maschutz aufzulösen. Stattdessen sollte die Service- bzw. „Leitstelle“ im ca. vierteljährli-



Evaluierung Klimaschutzkonzept Hamburg 
Schlussbericht 

 

 

Seite 250 30.04.2012 

chen Turnus schriftliche Kurzinformationen zum Programm (z. B. Stand von Mittelabru-
fen, Antragstellungen, Berichterstattungen etc.) an die Fachbehörden und Bezirksämter 
versenden. Kommunikation und Austausch zwischen den Behörden sollten künftig stär-
ker inhaltlich und konzeptionell orientiert im Rahmen von „Akteurswerkstätten“ stattfin-
den (s. Empfehlung 7.1). Ferner bieten die „Vorbereitungskonferenzen“ (s. Empfehlung 
3.5) eine Möglichkeit zum zwischenbehördlichen Austausch. 

4. Personelle Ausstattung des Programms 

4.1 Unter der Bedingung, dass das Projektportfolio eingegrenzt wird (s. Empfehlung 2.1) 
und die Instrumente zum Programm-Management verbessert werden (s. Empfehlung 
6.4) erscheint die derzeitige Teamgröße in der LSK grundsätzlich angemessen zu sein.  

 Im Falle einer zukünftigen Leitstelle wären dieser die folgenden Aufgabenbereiche 
zuzuordnen: Leitung, sektorenverantwortliche Projektarbeit inkl. Weiterentwicklung 
der Hamburger Klimaschutzziele, Vernetzung, Netzwerke und systematisches Ler-
nen, sektorenübergreifendes Controlling und Monitoring, Öffentlichkeitsarbeit. 

 Im Falle einer künftigen Servicestelle wäre das Personal den folgenden Aufgaben-
bereichen zuzuordnen: Leitung, sektorenverantwortliche Projektarbeit, sektoren-
übergreifendes Controlling und Monitoring. Gegenüber der Leitstelle wäre für die 
Servicestelle eine mögliche Reduzierung des Personalumfangs zu prüfen. 

4.2 Für das effektive Zusammenwirken von Service- bzw. Leitstelle und Fachbehörden bzw. 
Bezirksämtern ist sicherzustellen, dass auch in den Fachbehörden und Bezirksämtern in 
angemessenem Umfang Personal zur Verfügung steht, um die Entwicklung und Umset-
zung behördlicher Projekte sicherzustellen. Dies gilt noch einmal mehr für die Fachbe-
hörden, wenn diese im Falle einer künftigen Servicestelle auch die konzeptionelle Wei-
terentwicklung der Sektoren voranzutreiben sollen. Behördliche Umsetzungsprojekte 
sollten in Zukunft – wie Projekte, die über Zuwendungen finanziert werden – mit ihrem 
Sachkosten- und Personalaufwand kalkuliert werden. Eine separate Bewilligung von 
Sachkosten, ohne den für die Umsetzung erforderlichen Personalaufwand zu berück-
sichtigen, wird vom Evaluationsteam als nicht sinnvoll erachtet. Sollten keine zusätzli-
chen Personalstellen für die Projektumsetzung beantragt werden, sind den Projektan-
trägen entsprechende Freistellungs- oder Einsetzungsverfügungen für bestehendes 
Personal beizufügen, um sicherzustellen, dass Sachmittel planmäßig und sachgerecht 
abfließen können. Aus dem KSK finanzierte Personalstellen sind – wie die verausgabten 
Sachmittel – einem Controlling zu unterziehen, um eine antragsgerechte Einsetzung des 
Personals sicherzustellen. 

5. Antrags- und Bewilligungsverfahren 

5.1 Das neue Antragsverfahren hat viele Defizite des alten Verfahrens systematisch adres-
siert und sieht nun alternative Vorgehensweisen vor. Diese sind derzeit noch in der Er-
probung. Das Evaluationsteam würdigt ausdrücklich die Arbeiten der LSK zur Verbesse-
rung des Verfahrens in Richtung mehr Transparenz und Effizienz. Es sollte nun Zeit ge-
geben werden, die neuen Instrumente, insbesondere Antragsformular und Bewertungs-
matrix, zu erproben und zu etablieren. Der zielführende Einsatz der Bewertungsmatrix 
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kann durch die Festlegung von Sektor-Budgets (s. Empfehlung 2.6) sinnvoll flankiert 
werden.  

5.2 Das Antragsformular ist in Folge der Neuerungen zu einem umfangreichen Dokument 
geworden, das den Antragstellern eine Reihe von Detailinformationen und differenzier-
ten Voruntersuchungen (z. B. im Bereich der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung) abverlangt. 
Für große Projekte ist der damit verbundene Aufwand nach Ansicht der Evaluatoren 
zumutbar. Wird an der Projektuntergrenze von 50.000 € festgehalten (s. Empfehlung 
2.10), ist jedoch zu überlegen, ob nicht für kleinere Projekte (beispielsweise in der Grö-
ßenordnung von 50.000 bis 150.000 €) ein vereinfachtes Antragsformular angeboten 
werden sollte. 

5.3 Ferner ist nach einem geeigneten Verfahren zu suchen, um auch länger laufenden Pro-
jekten verlässliche Finanzierungszusagen erteilen zu können. Ein Programm wie das 
KSK muss auch größeren Projekten überjährige Finanzsicherheiten geben können. Mit 
der Festlegung von Sektor-Budgets (s. Empfehlung 2.6) und deren „Bewirtschaftung“ 
wäre ein Rahmen auch für solche überjährige Finanzzusagen geschaffen, wobei darauf 
zu achten wäre, dass damit stets nur ein begrenzter Prozentanteil des Sektor-Budgets 
gebunden wird. Ob überjährige Finanzzusicherungen auch für Förderprogramme mög-
lich sein müssen, ist dabei kritisch zu hinterfragen, da die Einzelprojekte innerhalb die-
ser Programme i.d.R. kürzere Laufzeiten haben.  

5.4 Mit den neuen Antragsverfahren sind die Voraussetzungen geschaffen, dass eine strin-
gent fachlich geleitete Auswahl von Projekten vorgenommen werden kann. Das Verfah-
ren verliert dann aber seine Glaubwürdigkeit, wenn die fachlich motivierten Empfehlun-
gen zur Förderung oder Ablehnung von politisch motivierten Entscheidungen überlagert 
werden. Wenn den Antragstellern nun (berechtigter Weise!) intensivere Arbeiten im Zu-
sammenhang mit der Antragstellung zugemutet werden, ist streng darauf zu achten, 
dass fachliche und nachvollziehbare Kriterien letztendlich auch die ausschlaggebenden 
für die Entscheidung sind. Daraus leitet sich eine stärkere Konzentration von Entschei-
dungskompetenzen auf die LSK ab.  

5.5 Die Offenlegung der Einzelbewertungen von Projekten ist nach Meinung der Evalua-
toren kein berechtigter Anspruch der Antragsteller und auch in anderen Programmen 
keineswegs gängige Praxis. Dennoch sollte große Sorgfalt auf die schriftliche Informati-
on über die Entscheidung zur Projektförderung oder -ablehnung gelegt werden. Zu emp-
fehlen ist außerdem, die Zahl von Antragstellungen, Ablehnungen (getrennt für die bei-
den Stufen des Verfahrens) und Bewilligungen konsequent zu dokumentierten und aus-
zuwerten, um daraus Rückschlüsse für die Festlegung der Sektor-Budgets (s. Empfeh-
lung 2.6) und eine kritische Reflektion des Antrags- und Bewilligungsverfahrens zu er-
möglichen. 

5.6 Der Empfehlung des Rechnungshofs folgend hinterfragt das Evaluationsteam die Praxis 
der Mittelanmeldung kritisch. Über die Festlegung von Sektor-Budgets ließe sich auf ei-
nem anderen Wege die Planbarkeit der Mittelverausgabung sicherstellen (die Mittelan-
meldung würde dann für Sektorbudgets und nicht für Einzelprojekte erfolgen). Da die 
Aufnahme der beantragten Projekte in die Klimaschutzdrucksache einer Finanzierungs-
verpflichtung schon sehr nahe kommt, handelt es sich im bisherigen Verfahren im Grun-
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de nicht um eine „echte“ Zweistufigkeit. Im Falle einer Aufhebung der Praxis der projekt-
spezifischen Mittelanmeldung wäre es stattdessen möglich, in einer ersten Stufe mit tat-
sächlichen Projektskizzen und -ideen zu arbeiten, diese beispielsweise in den Akteurs-
werkstätten (s. Empfehlung 7.1) zur Diskussion zu stellen und auf dieser Basis zu ent-
scheiden, ob eine Antragstellung – mit Blick auf die Zielsetzung des KSK und die spezi-
fischen Sektorziele – für das Programm interessant und für den Antragsteller erfolgsver-
sprechend ist. Für Projekte mit kleinerem Finanzmittelumfang könnte ggf. auch an ein 
einstufiges Verfahren gedacht werden (d.h. Verzicht auf die Einreichung einer Projekt-
skizze). 

5.7 Das Evaluationsteam kann die zwingende Notwendigkeit einer unmittelbaren Einbin-
dung der SK und FB am Bewilligungsprozess einzelner Projekte nicht erkennen. Mit der 
Einführung einer Budgetkonferenz (s. Empfehlung 3.4) und einer Übertragung der Pro-
jektbewilligungsfunktion auf die Leitstelle oder Servicestelle (gemäß Option 1a, s. Emp-
fehlung 3.2) ließe sich eine Straffung des Verfahrens erreichen. 

5.8 Insbesondere bei einer Kürzung des verfügbaren Budgets erscheint es zur Reduzierung 
des Verwaltungsaufwands sinnvoll, einen einmal jährlichen Call vorzusehen. Wird auf 
das Verfahren der Mittelanmeldung verzichtet, ließe sich damit die Zeit zwischen An-
tragseinreichung und Bewilligung verkürzen. 

6. Berichterstattung und Controlling 

6.1 Das Controlling- und Berichtswesen zum KSK erfordert grundlegende Verbesserungen. 
Das Projektcontrolling basiert wesentlich auf vollständigen Projektinformationen, die 
während der Projektlaufzeit verlässlich über eBIS-Klima oder ein anderes Dokumentati-
onssystem zur Verfügung gestellt werden müssen. Um den Projektverlauf bewerten und 
den Projekterfolg einschätzen zu können, müssen allerdings neben den eBIS-
Aktualisierungen auch aussagekräftige und vollständige Zwischen- und Schlussberichte 
vorliegen. Es muss dabei klar beschrieben werden, welche Informationen Berichte ent-
halten müssen und in welchem Turnus sie zu erstellen sind. Es ist außerdem festzule-
gen, ob und in welchem Umfang Sachinformationen aus diesen Berichten in das eBIS 
oder ein anderes zentrales Dokumentationssystem zu überführen sind. Dabei ist kennt-
lich zu machen, von wem Analysen und Bewertungen stammen (z. B. von den Projekt-
durchführenden in ihren Berichten oder den Betreuern in den Behörden). Solange das 
behördeninterne Dokumentationssystem die Mitführung der Berichtsdateien nicht er-
laubt, sollte die Service- bzw. Leitstelle Berichte, Kopien der Berichte oder Verwen-
dungsnachweise direkt erhalten. Von ihr selbst ist konsequent eine aktuelle Berichts-
übersicht zu führen. Bei fehlender oder unzureichender Berichterstattung sind Sanktio-
nen zu verhängen (s. Empfehlung 3.3). 

6.2 Neben dem dokumentengestützten Controlling sollten unbedingt auch On-Site-Prüfun-
gen eingeführt werden, in denen Sachbearbeiter der Service- bzw. Leitstelle und Vertre-
ter der Fachbehörden oder Bezirksämter gemeinsam stichprobenartig die konkrete Pro-
jektdurchführung „unter die Lupe nehmen“. Neben den unmittelbaren Eindrücken aus 
der Projektumsetzung kann damit auch die Verbindung der Projekte zum KSK und zur 
Service- bzw. Leitstelle gestärkt werden. 
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6.3 Um Controlling-Maßnahmen wirksam durchführen zu können, muss die Service- bzw. 
Leitstelle auch mit Sanktionsbefugnissen ausgestattet sein (s. Empfehlung 3.2.) 

6.4 Das Management des KSK ist auf ein zentrales Dokumentationswerkzeug angewiesen. 
Hierfür konnte die LSK bisher das eBIS-Klima nutzen. Die Kritik an eBIS-Klima teilt das 
Evaluationsteam grundsätzlich. Es bietet nicht die Voraussetzungen, die für eine befrie-
digende Erfassung der Projektdaten sowie projektbezogene und projektübergreifende, 
vor allem auch finanzielle Auswertungen erforderlich sind. Derzeit ist nicht ersichtlich, 
dass weitere Umprogrammierungen des eBIS-Klima grundlegende Verbesserungen 
bringen können. Die Empfehlung lautet daher dahingehend, ein neues datenbankge-
stütztes Dokumentationssystem zu entwickeln, das auf die spezifischen Bedürfnisse des 
KSK zugeschnitten ist und den Anforderungen an differenzierte Zugriffsrechte, Revisi-
onssicherheit, einfache Handhabbarkeit und Abfragemöglichkeiten entspricht. 

6.5 Um den Fokus auf die für die Gesamtzielerreichung wichtigen Projekte zu lenken, wird 
empfohlen, das CO2-Monitoring radikal zu verschlanken. Es wird vorgeschlagen, eine 
Zweiteilung der Projekte bezüglich ihres potenziellen CO2-Einsparpotenzials vorzuneh-
men. Projekte, bei denen sich schon in der Antragsphase abschätzen lässt, dass ihr 
Beitrag gering sein wird (dabei sind Grenzen zwischen 100 und 1.000 Tonnen CO2-
Reduktion im Jahr denkbar), sollten von Berichtspflichten zum CO2-Monitoring entbun-
den werden. Vielmehr sollten diese Projekte am Ende ihrer Umsetzung als Teil des Ab-
schlussberichts eine Einschätzung bzw. wenn möglich Berechnung der erzielten CO2-
Minderung mitliefern. 

6.6 Die Umsetzung der im Rahmen der Freiwilligen Selbstverpflichtung getätigten Maßnah-
men wird bislang nur sehr zusammenfassend in der Öffentlichkeit kommuniziert. Es wird 
empfohlen, sich mit den Unterzeichnern der Vereinbarung darüber ins Einvernehmen zu 
setzen, dass in Zukunft mehr quantitative Daten diese globalen Daten unterfüttern sollen 
und öffentlich verfügbar sein sollen. 

6.7 Die Fortführung der UAG CO2-Monitoring wird mit regelmäßigen Sitzungsterminen emp-
fohlen. Sie sollte eine Plattform für eine gemeinsamen kritische Diskussion und Reflekti-
on von Kalkulationsmethoden bieten. 

7. Vernetzung und Netzwerke 

7.1 Ausgehend von den zahlreichen gleichlautenden Hinweisen aus dem Evaluationspro-
zess sollte das Potenzial des KSK zur Vernetzung und zum systematischen Lernen 
voneinander in Zukunft sehr viel stärker ausgeschöpft werden. Der Aufbau des KSK 
startete mit einer Vielzahl von Arbeitsgruppen, in denen die damals laufenden Projekte, 
Projektideen und konkreten Projektansätze für das KSK zusammengetragen wurden. An 
diese „Tradition“ anknüpfend wird die Einrichtung von „Akteurswerkstätten“ empfohlen. 
Es sollten pro Jahr zwei bis drei Werkstätten mit definierten Themenschwerpunkten ver-
anstaltet werden, an denen insbesondere Vertreter der Fachbehörden (ressortübergrei-
fend) und Bezirksämter, der Service- bzw. Leitstelle, der Projektdurchführenden (auch 
aus dem nicht-behördlichen Umfeld), mögliche Antragsteller sowie ggf. externe Impuls-
geber teilnehmen. Die Verbindlichkeit der Akteurswerkstätten sollte mit der Verpflichtung 
zu mindestens einer Werkstatt-Teilnahme der Projektdurchführenden in den Projektbe-
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willigungsbescheiden unterstrichen werden. Für einen nachhaltigen Bestand der Ak-
teurswerkstätten sind diese stark ergebnisorientiert durchzuführen (Ergebnisse könnten 
beispielswiese konkrete Vereinbarungen zur Vorbereitung von Projektanträgen sein). Im 
Falle einer Leitstelle wären die Akteurswerkstätten von der Leitstelle zu veranstalten, im 
Falle einer Servicestelle müssten Organisation und inhaltliche Vorbereitung von den 
Fachbehörden übernommen werden. Ferner ist denkbar, einzelne Werkstätten auch an 
Externe (wie beispielsweise die Hamburger Klimaschutzstiftung) zu übertragen. 

7.2 Die Beteiligung an Netzwerken ist für die Hansestadt ein wichtiger Schlüssel, um die in 
Hamburg erreichten Erfolge im nationalen und internationalen Kontext zu kommunizie-
ren und Herausforderungen mit anderen Netzwerkpartnern zu diskutieren. Der Umfang 
der Teilnahme an Netzwerken muss an die verfügbaren Kapazitäten angepasst werden. 
Dies ist nach Einschätzung des Evaluationsteams auch in der Vergangenheit erfolgt. 
Um von der Beteiligung an Netzwerken angemessen zu profitieren, ist ein systemati-
scher und möglichst breiter Rückfluss der Erkenntnisse aus der Netzwerkarbeit in die 
Hamburger Programm- und Projektarbeit sicherzustellen. Hierfür sind geeignete Struktu-
ren zu schaffen. Auch zu diesem Zwecke könnte die Plattform der Akteurswerkstätten 
genutzt werden. 

8. Einbindung von Stakeholdern 

8.1 Das KSK ist ein komplexes Programm, das in viele gesellschaftliche Bereiche hinein-
wirkt. Es liegt nahe, ein solches Programm nicht nur behördenzentriert abzuwickeln, 
auch wenn es innerhalb der Behörden und in behördlichen Zuständigkeiten eine Fülle 
von Handlungsfeldern gibt. Zu Form und Umfang der Einbeziehung nicht-behördlicher 
Stakeholder gäbe es eine Reihe unterschiedlich ausgestalteter Modelle. Sie könnten 
reichen  

 von einer stark behördenzentrierten Abwicklung, bei der Behörden Förderprogram-
me auflegen oder Einzelprojekte unter ihrer Federführung konzipieren und durchfüh-
ren, wobei nicht-behördliche Partner ausschließlich als Dienstleister in der Umset-
zung auftreten, 

 bis hin zu einem Modell, in dem ein Großteil der Projekte von nicht-behördlichen An-
tragstellern entwickelt und komplett in ihren Strukturen umgesetzt wird. 

Das Evaluationsteam sieht einerseits in einer rein behördlichen Programmumsetzung 
den Nachteil, dass ein erhebliches Potenzial von Projektideen, Lösungsansätzen und 
bürgerschaftlichen Engagements nicht ausgeschöpft würde. Andererseits plädiert es 
aber auch ausdrücklich dafür, die Fachbehörden in die Lage zu versetzen, ihr fachbe-
hördliches Engagement für den Klimaschutz über die üblichen Dienstaufgaben u.a. im 
Zusammenhang mit der Daseinsvorsorge hinaus entfalten zu können. Hierzu bedarf es 
der Schaffung finanzieller und personeller Freiräume. Das bedeutet, das KSK sollte in 
Zukunft offen sowohl für behördliches als auch nicht-behördliches Engagement sein. 

8.2 Das Evaluationsteam empfiehlt, die Rolle nicht-behördlicher Stakeholder im KSK ein-
deutig zu klären, denn undefinierte Verhältnisse schaffen unglückliche Konkurrenzsitua-
tionen zwischen behördlichen und nicht-behördlichen Antragstellern. Die Empfehlung 
lautet dahingehend, 
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 nicht-behördlichen Stakeholdern Zugang zu Gremien und den Akteurswerkstätten zu 
ermöglichen: Im KSK-Beirat sind Interessensvertreter von Letztbegünstigten zu be-
teiligen (s. Empfehlung 3.5). Für die Akteurswerkstätten (s. Empfehlung 7.1) ist es 
denkbar, neben den Interessensvertretern zusätzlich auch noch Letztbegünstigte zu 
beteiligen, die zu den Zielgruppen von Maßnahmen des KSK gehören; 

 nicht-behördlichen Stakeholdern den Programmzugang zu erleichtern und sie als 
Zielgruppe aktiver anzusprechen. Dies kann auch über eine entsprechende internet-
basierte Programmdarstellung erfolgen (s. Empfehlung 9.3). 

9. Öffentliche Wahrnehmung des KSK 

9.1 Das KSK wird – selbst wenn in Zukunft Mittelkürzungen vorgenommen werden – ein 
finanziell umfangreich ausgestattetes Programm bleiben, dessen Akzeptanz in der Be-
völkerung nur mit angemessener Öffentlichkeitsarbeit hergestellt werden kann. Die Kli-
maschutzdrucksache ist hierfür kein geeignetes Instrument. Stattdessen sind zielgrup-
pengerechtere Formen der Öffentlichkeitsarbeit zu entwickeln. 

9.2 Die Grundlagen für eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit des KSK sind derzeit noch nicht 
geschaffen. Es besteht kein gut strukturiertes und leicht vermittelbares Zielkonzept (s 
auch Empfehlungen 1.1 und 1.3), die zentralen Botschaften der Ausrichtung des Ham-
burger Klimaschutzes fehlen, und es gibt Unklarheiten bezüglich der Zielgruppen des 
Programms. Vor der Ausarbeitung differenzierter Konzepte für die Verbesserung der Öf-
fentlichkeitsarbeit oder der Überarbeitung von Internetpräsentationen sind in einem ers-
ten Schritt diese Grundlagen zu schaffen. 

9.3 Als zentrales Medium der Öffentlichkeitsarbeit des KSK bietet sich das Internet an, das 
den umfangreichen Beteiligungen und der Dynamik der Entwicklungen am ehesten ge-
recht werden kann. Eine gute Internetpräsentation muss die Visitenkarte für das KSK 
sein. Es muss möglich sein, über das Internet auf direktem Wege zu folgenden Informa-
tionen zu kommen: Was ist das KSK? Was sind die zentralen Ziele und Strukturen des 
Programms? Welche Sektoren sind angesprochen und welche Themen sollen innerhalb 
dieser Sektoren vertieft werden? Wie sind das Programm und die einzelnen Sektoren fi-
nanziell ausgestattet? Welche Projektbeispiele gibt es und welchen Beitrag leisten diese 
zur Erreichung der KSK-Ziele? Welches sind die konkreten Ansprechpartner in der Ser-
vice- bzw. Leitstelle und in den Fachbehörden bzw. Bezirksämtern? Ggf. welches sind 
die Antragsbedingungen und wie sieht das Antragsformular aus? 

9.4 Über das Internet und/oder über Printmedien sollte eine Plattform geschaffen werden, 
dass sich finanzierte und nicht finanzierte Projekte, die unter dem Dach des KSK geführt 
werden, präsentieren können. Denkbar wäre, eine Broschürenreihe aufzulegen, die un-
ter der Überschrift „Was wir im Klimaschutz und in der Anpassung erreichen“ mit wech-
selnden Themenschwerpunkten erfolgreichen Projekten mehr Öffentlichkeit verschafft. 
Alternativ oder ergänzend wäre auch denkbar, regelmäßig Projektkurzberichte in der 
Tagespresse zu platzieren. 

9.5 Es wird empfohlen, die Klimaschutzdrucksache mit dem Charakter eines Rechen-
schaftsberichts jährlich fortzuführen. Sie sollte jedoch dahingehend umstrukturiert wer-
den, dass thematische Kategorisierungen und Förderschwerpunkte nachvollziehbarer 
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herausgearbeitet werden und damit die bisherige eher additive Zusammenschau von 
Projekten ersetzt wird. Verknüpfungen zwischen Projekten sind deutlich stärker in den 
Darstellungen herauszuarbeiten. Nicht finanzierte Projekte sollten in der Drucksache 
künftig nicht mehr gelistet werden. Sie sollten lediglich im Zusammenhang mit Vernet-
zungen und good practice-Empfehlungen aufbereitet werden. Insgesamt sollte die Kli-
maschutzdrucksache in Zukunft deutlich knapper gehalten werden. Sie darf in keinem 
Falle mehr in so großem Umfang Kapazitäten der LSK binden.  

9.6 Die Öffentlichkeitsarbeit braucht klare Zuständigkeiten und verfügbare Arbeitskapazitä-
ten. Im Falle einer Leitstelle würde diese Arbeit ebendieser Stelle zufallen. Sollte es nur 
zur Einrichtung einer Servicestelle kommen, wären die Fachbehörden sehr viel stärker 
für Aktivitäten der Öffentlichkeitsarbeit zu verpflichten, wobei auch in diesem Falle eine 
klare Zuständigkeit für die Koordination zu bestimmen wäre. 

Insgesamt erachtet das Evaluationsteam das KSK als ein einzigartiges zukunftsträchtiges Pro-
gramm mit großer nationaler und internationaler Vorbildfunktion, das als Programm fortgeführt 
werden sollte. 


